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Beginn: 9:04 Uhr. 

 
 
 

Eröffnung 

 
 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich eröffne die 
83. Sitzung des Landtages von Sachsen-Anhalt 
der siebenten Wahlperiode und begrüße Sie dazu 
auf das Herzlichste.  

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen Hau-
ses fest. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Am vergange-
nen Dienstag hat der Landtag mit einem Trauer-
akt - -  

 

(Unruhe) 

 

- Ich bitte doch, den Geräuschpegel etwas zu 
senken. - Am vergangenen Dienstag hat der 
Landtag mit einem Trauerakt Abschied von unse-
rem ehemaligen Präsidenten Prof. Dr. Adolf Spot-
ka genommen. Viele von Ihnen haben diese Ge-
legenheit genutzt, sich in das Kondolenzbuch ein-
zutragen, welches in Kürze der Witwe Spotka 
übergeben wird.  

 

Für diejenigen, die dazu bisher noch nicht die 
Möglichkeit hatten, wird das Kondolenzbuch heute 
und auch morgen im Erdgeschoss-Foyer des Ost-
flügels in der Nähe des Raumes B0 05 ausliegen.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
weiß, dass nicht alle Abgeordneten an diesem 
Trauerakt teilnehmen konnten. Deswegen würde 
ich Ihnen heute die Gelegenheit geben, dass wir 
eine Minute des Trauerns einlegen. Ich bitte alle, 
sich dazu von den Plätzen zu erheben. - Vielen 
Dank.  

 

Entschuldigungen von Mitgliedern der Landesre-
gierung liegen mir wie folgt vor: Herr Ministerprä-
sident Dr. Haseloff ist an beiden Sitzungstagen 
aufgrund der Teilnahme an der Konferenz der Re-
gierungschefinnen und Regierungschefs der Län-
der auf Schloss Elmau in Bayern verhindert. 

 

Herr Minister Robra ist an beiden Sitzungstagen 
aufgrund der Teilnahme an der Konferenz der 
Chefinnen und Chefs der Staats- und Senats-
kanzleien der Länder sowie an der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder auf Schloss Elmau in Bayern verhindert. 

 

Herr Minister Prof. Dr. Armin Willingmann wird 
heute Morgen zur Regierungsbefragung anwe-
send sein und ist danach für heute und morgen 
aufgrund der Teilnahme an der Herbstsitzung des 
Wissenschaftsrates in Rostock verhindert. 

 

Zur Tagesordnung. Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Tagesordnung für die 40. Sitzungs-

periode des Landtages liegt Ihnen vor. Gibt es 
hierzu Anmerkungen? - Herr Abg. Kurze.  

 

 

Markus Kurze (CDU): 

 

Frau Präsidentin, wie schon aus dem Sternchen-
vermerk auf dem Zeitplan zu ersehen, haben wir 
im Ältestenrat besprochen, gegebenenfalls den 
Tagesordnungspunkt 15 am Freitag abzuhandeln. 
Ich möchte beantragen, dass wir so verfahren. - 
Danke schön.  

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich schaue in die Runde. Das wurde auch verein-
bart. Dann werden wir so verfahren. An welcher 
Stelle soll dieser Punkt in der Tagesordnung be-
handelt werden, an letzter Stelle? 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Ja.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Somit wird die Behandlung des Tagesordnungs-
punktes 15 in der morgigen Sitzung als letzter Ta-
gesordnungspunkt erfolgen.  

 

Gibt es weitere Fragen oder Anregungen zur Ta-
gesordnung? - Das ist nicht der Fall. Dann können 
wir nach der Tagesordnung, wie soeben be-
schlossen, verfahren. 

 

Zum zeitlichen Ablauf der 40. Sitzungsperiode. 
Die morgige 84. Sitzung des Landtages beginnt 
wie heute ebenfalls um 9 Uhr.  

 
 

Wie steigen nunmehr in die Tagesordnung ein. 
Wir kommen zum  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 1 

 

Befragung der Landesregierung; Kleine An-
fragen für die Fragestunde gemäß § 45 GO.LT 
- Erprobungsbeschluss 

 

Unterrichtungen Ältestenrat - Drs. 7/2896 und 
Drs. 7/4544 

 

Kleine Anfragen für die Fragestunde zur 
40. Sitzungsperiode des Landtages von Sach-
sen-Anhalt 

 

Fragestunde mehrerer Abgeordneter - Drs. 
7/5106 

 
 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich er-
öffne den ersten Teil der Fragestunde, die Befra-
gung der Landesregierung, und blicke in die Rei-
hen der Fraktion der SPD. Frau Abg. Schindler, 
Sie haben das Wort. 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/83 - 24.10.2019 

 

8 

Silke Schindler (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Am 8. November 
2018 hat der Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages die Gründung einer Stiftung „Mittel-
deutsche Schlösser und Gärten für Sachsen-An-
halt und Thüringen“ begrüßt und einen entspre-
chenden Maßnahmenbeschluss gefasst. Im Kul-
turetat des Bundes sind 200 Millionen € für das 
Sonderinvestitionsprogramm für die Länder Sach-
sen-Anhalt und Thüringen eingeplant.  

 

Wie bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
meines Kollegen Mormann dargestellt, ist vor der 
Landtagswahl in Thüringen nicht mit einer Unter-
zeichnung des Staatsvertrages und einer Stif-
tungsgründung zu rechnen. Ich frage die Landes-
regierung: Wie schätzt die Landesregierung den 
weiteren Verhandlungsverlauf ein? Wann ist mit 
einer Unterzeichnung zu rechnen? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Frau Abg. Schindler. - Ich schaue in 
die Regierungsreihen. Wer fühlt sich dafür jetzt 
verantwortlich? - Herr Minister Tullner erklärt sich 
bereit, darauf zu antworten. Sie haben das Wort, 
Herr Minister. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Frau Präsidentin, laut Geschäftsordnung bin ich 
Stellvertreter für Herrn Robra. Das ist jetzt der Be-
fund, mit dem ich umgehen muss. Deswegen ha-
be ich mich auch gemeldet. Ich kann aber zum 
Verhandlungsstand wirklich überhaupt keine Aus-
sage machen, außer dass ich weiß, dass verhan-
delt wird. Wir müssten diese Frage dann schrift-
lich beantworten, wenn das in Ordnung wäre.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrte Frau Schindler, das ist jetzt die Tat-
sache, mit der wir umgehen müssen. - Herr 
Dr. Schmidt, Sie wollten darauf eingehen oder die 
nächste Frage stellen? 

 

(Dr. Andreas Schmidt, SPD: Eine Nachfra-
ge!) 

 

- Eine Nachfrage.  
 

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU) 

 

Das ist recht schwierig, wenn der Minister gerade 
erklärt hat, dass das nicht sein Bereich ist, er 
darauf nicht antworten kann und es schriftlich 
nachgereicht werden soll. Ich schaue noch einmal 
in die Regierungsreihen. - Herr Richter schaut erst 
einmal in seine Akten und nicht hoch. Er kann es 
auch nicht beantworten.  

 

Herr Dr. Schmidt, versuchen Sie Ihr Glück, und 
wir schauen, ob Minister Tullner darauf antworten 
kann. Ansonsten müsste die Antwort darauf eben-
falls nachgereicht werden. - Bitte.  

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich bin gewiss, 
dass die Regierung in allen Fragen aussagefähig 
ist, auch wenn sie es vielleicht nicht immer gleich 
in der Minute der Fragestellung ist. Deswegen 
eine Nachfrage zur Frage von Frau Schindler. 

 

Sehr geehrter Herr Minister Tullner, in unserer ge-
meinsamen wunderbaren Heimatstadt geht das 
Gerücht um, dass die neue Bundesstiftung ihren 
Sitz in Halle - konkret: in den Mauern der Moritz-
burg - erhalten soll. Auch hierzu bitte die schrift-
liche Beantwortung der Frage: Ist dieses Gerücht 
richtig? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Tullner.  

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Herr Dr. Schmidt, ich will jetzt nicht in Semantik 
abdriften. Aber wie kann denn ein Gerücht richtig 
sein? Ich habe auch von dem Gerücht gehört. 
Das scheint zumindest eine der Optionen zu sein. 
Aber ob das Gerücht richtig oder falsch ist, wer-
den wir als Zeitzeugen hoffentlich erleben und ge-
legentlich vielleicht auch Freude empfinden.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, Sie müssen trotzdem noch hier vorn 
bleiben. Es gibt nämlich eine weitere Nachfrage 
von Herrn Gebhardt. Das kann ich Ihnen jetzt 
nicht ersparen. - Herr Gebhardt, Sie haben das 
Wort.  

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich bin der SPD-
Fraktion sehr dankbar, dass sie dieses Thema 
aufgreift, und zwar deshalb, weil der Informations-
fluss in Sachsen-Anhalt, was die neue Stiftung be-
trifft, äußerst dünn ist. Sämtliche Informationen 
dazu habe ich aus Thüringen bekommen; auch 
wie der derzeitige Verhandlungsstand vor einigen 
Wochen war und wie die Bereitschaft des Bundes 
ist, entsprechende Gelder einzustellen.  

 

Nun hat Kollegin Schindler gesagt, dass die ent-
sprechenden Mittel in den Bundeshaushalt einge-
stellt seien. Thüringen hat sich bisher klar positio-
niert. In diesem Landtag hat das Thema bisher 
noch keine Rolle gespielt. Ich gehe aber davon 
aus, dass es im Kabinett bereits eine Rolle ge-
spielt hat.  

 

Deswegen meine Frage an die Landesregierung: 
Welche grundsätzliche Position hat denn das Ka-
binett bisher dazu eingenommen?  

 

Wird das denn - Sie sind ja gerade dabei, den 
Landeshaushalt aufzustellen - finanziell haushal-
terisch untersetzt? Ist für den Staatsvertrag für die 
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neue Stiftung, an der sich der Bund mit 200 Millio-
nen € einmalig und perspektivisch auch mit 
30 Millionen € Betriebskosten jährlich beteiligen 
möchte, die entsprechende Kofinanzierung von 
Sachsen-Anhalt gewährleistet? Kommt das neue 
Konstrukt zustande oder nicht? Gibt es dazu eine 
Grundsatzentscheidung im Kabinett? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Tullner, vielleicht könnte Herr Minis-
ter Richter dazu auch ein bisschen Hilfestellung 
geben. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Ich versuche es mal. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Das kann Michael 
Richter beantworten! - Stefan Gebhardt, 
DIE LINKE: Genau!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich schaue erst mal. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Herr Richter kann vielleicht - wenn er es denn 
weiß - beantworten, ob das in den Haushaltsver-
handlungen bereits Thema war. 

 

Das Thema spielte gelegentlich im Kabinett eine 
Rolle. Herr Robra berichtete über Verhandlungs-
stände. Ich habe dann auch ein paar Mal nachge-
fragt, weil ich, ehrlich gesagt, mit der Konstruktion 
ein wenig gefremdelt habe. Bei Berlin-Branden-
burg kann man durchaus historische Kontexte er-
kennen, bei Sachsen-Anhalt und Thüringen kann 
man das ein bisschen herleiten, aber das war auf 
den ersten Blick nicht so ganz schlüssig. 

 

Herr Robra berichtete nur von Verhandlungsstän-
den, die sehr optimistisch waren, aber die noch 
nicht endverhandelt waren, weil in Thüringen das 
Thema Landtagswahl eine Rolle spielte. Aber 
dass wir darüber Beschlüsse gefasst haben oder 
gar irgendwelche endgültigen Entscheidungen ge-
troffen worden sind, da bin ich mir ziemlich sicher, 
dass das nicht der Fall ist - zumindest kann ich 
mich nicht daran erinnern. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Ich schaue noch einmal zu Herrn 
Richter, ob er noch ergänzen sollte. 

 
 

Michael Richter (Minister der Finanzen):  

 

Nein. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Nein. 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Nein. - Alles gut. Frau Schindler, bitte. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Ich komme mir ein bisschen vor wie etwas 
schlecht vorbereitet in einer Prüfung, aber ich ver-
suche mein Bestes. 

 

(Heiterkeit bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

 
 

Silke Schindler (SPD): 

 

Herr Minister Tullner, Sie haben gesagt, Herr Ro-
bra hat Ihnen über den Verhandlungsstand be-
richtet. Dann hat er letzten Endes auch eine Posi-
tion des Landes Sachsen-Anhalt in diesen Ver-
handlungen mit dargestellt. Wie ist denn diese Po-
sition des Landes Sachsen-Anhalt? Wie ist denn 
die Vorstellung des Landes Sachsen-Anhalt? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister. 

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Frau Präsidentin! - Soweit ich das jetzt rekapitulie-
ren kann, war das eher eine sehr positive Zunei-
gung zu diesen Gesprächen, weil man sich als 
finanzschwaches Land ohnehin freut, wenn der 
Bund sich maßgeblich in den Fall kulturpolitischer 
Entscheidungen einbringen möchte. Somit ging es 
eigentlich um die Frage, welche Konditionen dafür 
Voraussetzung sind, und vor allen Dingen, wie 
man die offenbar unterschiedlichen Verhand-
lungsstände mit Thüringen und Sachsen-Anhalt 
unter einen Hut bekommt. 

 

Herr Kollege Schmidt hat ein bisschen darauf hin-
gewiesen, dass bei uns, glaube ich, die Idee ent-
standen ist, die vorhandenen Rechtskonstruktio-
nen bei solchen Dingen eins zu eins zu überneh-
men, während in Thüringen nur punktuelle Lösun-
gen angestrebt worden sind.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Nein, die 
gründen die Stiftung erst!) 

 

Da hat sich, glaube ich, das Thema ein bisschen 
verhakt. Aber wie der Verhandlungsstand dort ist, 
kann man nur schriftlich nachreichen, das weiß 
ich schlichtweg heute nicht. Ich bin ja nicht für 
Kultur zuständig. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Das haben wir eigentlich das erste 
Mal so gehabt; aber es ist ja auch so, dass jeder 
seinen Bereich hat. Sie haben zugesichert, dass 
Sie das mitnehmen, deswegen denke ich, dass 
das vojn Minister Robra nachgereicht werden 
wird. - Weitere Nachfragen sehe ich dazu nicht.  
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Dann kann die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN ihre Frage stellen. - Frau Abg. Lüddemann, 
bitte. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Der Verkehrssek-
tor ist einer der größten Hauptemittenten von 
CO2. Das hat jetzt auch die Bundesregierung er-
kannt und ein paar Maßnahmen in Aussicht ge-
stellt. Sie ist dabei, diese auf den Weg zu bringen 
und den ÖPNV zu stärken, Radwege auszu-
bauen, CO2-Bepreisung, Bahntickets zu verbilli-
gen etc. Es ist in Aussicht gestellt worden, die 
Mittel für das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz auf 1 Milliarde € auszudehnen.  

 

Wir halten es für nötig, wenn man in den ÖPNV 
investiert, auch im Land Maßnahmen zu unter-
stützen, die Verkehrsströme und Modal Split um-
lenken. Ich will ganz konkret auf die Parkraumbe-
wirtschaftung abstellen und den Verkehrsminister 
ansprechen. Im Land gibt es immer mehr Kom-
munen, die bereit sind, über Parkraumbewirt-
schaftung Verkehrsströme in ihren Kommunen zu 
lenken.  

 

Wir fragen ganz konkret den Finanzminister: 
Warum wollen Sie den Kommunen nicht das 
Recht übertragen, selbst zu entscheiden, wo, in 
welcher Höhe, für welchen Zeitraum sie Parkge-
bühren nehmen? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel kommt nach vorne. - Sie ha-
ben das Wort. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Sehr geehrte Frau Lüddemann, Sie haben erst 
den Verkehrsminister gefragt und im zweiten An-
strich den Finanzminister. Ich glaube aber, Sie 
meinten mich in meiner Funktion. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Entschul-
digung!) 

 

Diese Verordnung über die Höhe der Parkgebüh-
ren, je angefangene halbe Stunde 50 Cent zu 
nehmen, ist seit dem Jahr 1992 in Kraft. Die 
wurde vom damaligen Minister Rehberger erlas-
sen. Wir haben an dieser Regelung festgehalten. 
Das heißt, daran anschließend auch Minister 
Heyer, dann Minister Daehre. Ich glaube, wir soll-
ten es bei dieser Regelung belassen. Es ist näm-
lich nicht so, dass ein großer Andrang bei Erhö-
hungen von Parkgebühren in Sachsen-Anhalt be-
steht. 

 

Wir hatten unlängst eine Anfrage aus Halle zu die-
sem Thema, die gefragt haben, ob wir davon ab-
rücken. Wir haben gesagt, wir wollen das so las-

sen, weil es nach wie vor die soziale Komponente 
gibt, die auch im Jahr 1992 den damaligen libera-
len Verkehrsminister Dr. Rehberger dazu ge-
bracht hat, die Obergrenze festzulegen. Wir wol-
len, dass sich auch Menschen mit weniger Geld in 
der Tasche die Parkgebühren in Halle und Mag-
deburg leisten können. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Danke, Herr Minister Webel. Ich sehe eine Wort-
meldung vom Abg. Herrn Gallert und wir haben 
danach noch eine zweite Wortmeldung. - Herr 
Gallert, Sie haben das Wort. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Herr Webel, das Problem besteht doch aber darin, 
dass wir mit einer Aufhebung dieser Obergrenze 
keiner Kommune vorschreiben würden, das ent-
sprechende Parkentgelt zu erhöhen, wir würden 
es lediglich in die Hände derjenigen übergeben, 
die in den Stadträten darüber zu entscheiden 
haben.  

 

Warum haben Sie eigentlich so wenig Vertrauen 
in die kommunale Selbstverwaltung, dass Sie den 
Leuten sagen: Nein, ihr würdet im Stadtrat Mag-
deburg oder Halle unsozial handeln und die Park-
gebühren für die armen Autofahrer so ins Uner-
messliche steigern, dass die sich nicht mehr mit 
dem Auto reintrauen? 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Man will keine Auto-
fahrer in der Stadt!) 

 

Das müssen Sie mir jetzt einmal erklären. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Das brauche ich Ihnen nicht zu erklären, Herr 
Gallert. Wir haben nach wie vor die kommunale 
Selbstverwaltung festgeschrieben. Aber es gibt 
einen gewissen Regelungsbedarf durch die Lan-
desregierung. Von diesem Regelungsbedarf ma-
chen wir Gebrauch. 

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank.  

 

(Mehrere Abgeordnete melden sich zu 
Wort) 

 

- Kleinen Moment erst einmal. Ich muss jetzt erst 
einmal weitermachen, dann können wir die 
Nächsten aufschreiben. - Ich habe schon eine 
ganze Reihe von Wortmeldungen. Die Nächsten 
sind der Abg. Herr Hövelmann, danach Herr 
Dr. Grube, Frau Lüddemann, Herr Striegel und 
Herr Dr. Schmidt. Dann geht die nächste Runde 
los. - Herr Hövelmann, Sie haben jetzt erst einmal 
das Wort. 
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Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Das wichtigste Thema in Deutschland. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Dieses Thema kitzelt offensichtlich alle hier im 
Saal, nicht nur weil wir fast alle Autofahrer sind, 
sondern weil wir auch einen Bezug zur Kommu-
nalpolitik haben.  

 

Das ist meine Frage. Verehrter Herr Minister 
Webel, Sie waren viele Jahre, man kann sagen, 
Jahrzehnte, in kommunaler Verantwortung und 
haben damit auch kommunale Selbstverwaltung 
gelebt gemeinsam mit Ihrem Kreistag, aber auch 
in Ihrer Funktion als damaliger Landrat. Haben 
Sie wirklich so wenig Vertrauen in die Entschei-
dungskompetenz kommunaler Gremien, dass Sie 
annehmen, sie würden eine Aufhebung einer 
solchen Regelung missbräuchlich verwenden? 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Das hat mit Vertrau-
en nichts zu tun! - Zuruf von der LINKEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Ich habe vorhin schon auf die Frage von Herrn 
Gallert gesagt: Ich habe Vertrauen in die kommu-
nale Selbstverwaltung, aber es gibt einen gewis-
sen Regelungsbedarf, den das Land ausüben 
sollte, und daran halten wir fest. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Die nächste Wortmeldung kommt 
von Herrn Dr. Grube. Sie haben das Wort, bitte. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Herr Minister, ich sehe einen gewissen Wider-
spruch zwischen dem Regelungsbedarf und dem 
Vertrauen in die kommunale Selbstverwaltung, 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

obwohl ich Ihnen natürlich abnehme, dass Sie der 
kommunalen Selbstvertrauen hier im Lande trau-
en. Das will ich eingangs sagen. 

 

Sie haben das damit begründet, dass auch ärme-
re Menschen in den Städten parken können sol-
len. Nun wissen wir, dass die derzeit gültige Ver-
ordnung aus dem Jahr 1992 datiert. Das heißt, 
auch die Obergrenze von damals D-Mark wird 
jetzt in Euro umgerechnet.  

Würden Sie sagen, dass die Menschen in Sach-
sen-Anhalt in den letzten 27 Jahren ärmer gewor-
den sind? Warum haben sich die Parkgebühren 
mindestens halbiert im Vergleich zur sonstigen 
Preisentwicklung im Land? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Sehr geehrter Abg. Dr. Grube. Wir denken natür-
lich an diejenigen, die trotz der gestiegenen Ein-
kommen weiterhin auf dem unteren Level klar-
kommen müssen. Wir kennen alle die Diskussio-
nen über die Grundrente und viele andere. Wir 
wollen natürlich, dass sich auch Menschen mit ge-
ringen Einkommen und kleinen Autos das Parken 
in den Innenstädten leisten können, 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

damit nicht nur diejenigen mit den großen Karos-
sen dort vorfahren können, denen es egal ist, ob 
sie 50 Cent für die halbe Stunde bezahlen oder 
5 €.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Jetzt ist Frau Lüddemann an der 
Reihe. Sie haben das Wort, Frau Lüddemann. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Vielen Dank. - Ich versuche es jetzt nicht noch 
einmal. Ich glaube, Sie haben den Reaktionen 
entnommen, dass wir alle immer noch nicht ver-
standen haben, warum Sie das den Kommunen 
nicht zutrauen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zurufe 
von der CDU) 

 

Ich sehe nicht, dass ich mich der Antwort nähern 
kann. Aber ich will noch einmal den zweiten As-
pekt hervorheben, auf den Sie noch nicht einge-
gangen sind.  

 

(Zuruf von Guido Heuer, CDU) 

 

Wir investieren zunehmend in Größenordnungen 
in den ÖPNV. Ich bin an der Stelle, was nicht 
immer passiert, tatsächlich beim Oberbürgermeis-
ter der Stadt Magdeburg, der geltend macht, dass 
man diese Investitionen auch dazu nutzen muss, 
um mehr Nutzerinnen und Nutzer für den ÖPNV 
zu gewinnen, und sie mit unterschiedlich gestaf-
felten Parkraumgebühren auch gezielt dorthin 
leiten möchte.  

 

(Zuruf von Ulrich Thomas, CDU) 

 

Ich verstehe nicht, warum Sie diesen Aspekt nicht 
in die Betrachtung mit einbeziehen. 
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Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Frau Lüddemann, wenn Sie nicht nur die „Volks-
stimme“ von Mittwoch gelesen hätten, sondern 
auch das Dementi des Oberbürgermeisters, das 
umgehend erfolgte, dann wüssten Sie: Er teilte in 
einer Pressemitteilung mit, dass er als Oberbür-
germeister nicht plane, die Parkgebühren zu er-
höhen, sondern allenfalls in einigen Jahren, wenn 
das Straßenbahnnetz in Magdeburg so ausgebaut 
sei, dass jeder Zugriff auf den ÖPNV habe, über 
eine Erhöhung der Parkgebühren nachgedacht 
werden könnte. Das war die klare Aussage in 
seinem Dementi gegenüber der Presse. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ich sehe schon, dass Frau Lüddemann diesbe-
züglich eine Nachfrage hat. Bitte. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Meine Frage geht dahin - Sie können nicht für den 
Oberbürgermeister sprechen; das war nur die 
Illustration meiner Frage -, warum Sie persönlich 
als Verkehrsminister diese Lenkungswirkung nicht 
in Betracht ziehen. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Das ist keine Len-
kungswirkung!) 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Frau Lüddemann, ich habe es vorhin begründet. 
Im Rahmen einer Lenkungswirkung wird von uns 
angestrebt, sozial Schwache nicht zu benachteili-
gen, 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

indem den großen Autos das Parken ermöglicht 
wird und die Kleinen am Stadtrand parken müs-
sen oder überhaupt nicht die Landeshauptstadt 
besuchen können. Das ist unser Beweggrund, 
und in den nächsten zwei Jahren steht keine 
Parkgebührenerhöhung an. In zwei Jahren wird 
hier jemand anderer stehen, den können Sie dann 
damit beauftragen. - Danke schön. 

 

(Zuruf von Ulrich Thomas, CDU) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel, es geht noch weiter. Wir ha-
ben noch einige Wortmeldungen. Herr Striegel ist 
der nächste Fragesteller.  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Minister, Ihre Partei, Ihre Fraktion ist sonst 
immer an vorderster Front, wenn es um Bürokra-
tieabbau geht. Warum sind Sie an dieser Stelle 
nicht bereit, Bürokratie abzubauen?  

Meine zweite Frage: Gilt das, was Sie zu den 
sozialen Erwägungen gesagt haben - die sozialen 
Erwägungen unterstützen wir ausdrücklich -, auch 
für den öffentlichen Personennahverkehr? Wer-
den Sie sich als Verkehrsminister dafür einsetzen, 
dass auch dessen Preise gedeckelt werden? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Herr Striegel, Sie kennen 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Auch die 
soziale Komponente! - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Die soziale Komponente, damit 
jeder fahren kann!) 

 

die Mittel dieses Landes, die wir in den ÖPNV 
stecken, insbesondere in den schienengebunde-
nen Personennahverkehr. Wenn Sie dafür sorgen, 
dass mir im Haushalt weitere Hunderte Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt werden, um den 
ÖPNV in diesem Land kostenfrei zu gestalten, 
dann würde ich mich als Vorreiter an die Spitze 
stellen. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Die nehmen wir aus 
dem MULE! - Zustimmung bei der CDU) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Striegel hat signalisiert, eine kurze 
Nachfrage zu haben. Bitte, Herr Striegel. 

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Die Ressourcenfrage können wir gerne zusam-
men im Rahmen der Haushaltsverhandlungen klä-
ren, wenn diese Landesregierung endlich einen 
Haushaltsentwurf vorlegt. 

 

(Kristin Heiß, DIE LINKE: Ja, gute Idee!) 

 

Erster Hinweis, Herr Minister. 

 

(Unruhe bei der CDU) 

 

Zweite Frage: Bitte beantworten Sie meine Frage. 
Werden Sie sich für eine Deckelung der - - 

 

(Unruhe bei der CDU) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! - Einen 
kleinen Moment, Herr Striegel. - Ich denke, jeder, 
der an dem Mikrofon steht und seine Frage stellen 
möchte, der sollte die Möglichkeit dazu haben. 
Damit der Minister hier vorne die Frage überhaupt 
verstehen kann, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, bitte ich Sie darum, den Geräuschpegel 
wieder etwas zu senken. Ansonsten kommt die 
Frage hier vorne gar nicht an. - Herr Striegel, Sie 
haben jetzt das Wort. 
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Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Ich will noch einmal die Frage stellen, warum Sie 
sich an der einen Stelle systematisch für einen 
Deckel einsetzen und an der anderen Stelle den 
Kommunen keine Vorgabe machen, dass zum 
Beispiel die Preise für ÖPNV-Tickets 

 

(Zuruf von Guido Heuer, CDU - Weitere Zu-
rufe von der CDU) 

 

nicht über eine bestimmte Höhe hinaus aufwach-
sen dürfen, aus sozialen Gründen.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Herr Striegel, ich habe das gerade hier gehört. 
Parkgebühren werden nicht durch das Land 
Sachsen-Anhalt subventioniert wie der öffentliche 
Personennahverkehr. Es ist ein Deckel eingezo-
gen durch die Subventionen des Landes.  

 

Die Mittel, die wir dem schienengebundenen und 
dem straßengebundenen ÖPNV zur Verfügung 
stellen, sind ja Mittel, um das zu deckeln. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Minimierung, 
kein Deckel! - Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE: Nein, nein, kein Deckel!) 

 

Das ist aber ein Deckel für die Gesamtsumme, die 
zur Verfügung steht. Wenn Sie mehr Mittel bereit-
stellen, wäre der ÖPNV kostengünstiger zu er-
möglichen. Denken wir an das 365-€-Ticket und 
daran, was dieses das Land kosten würde. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Ich habe jetzt Herrn Dr. Schmidt, 
dann noch den Abg. Herrn Henke und den Abg. 
Herrn Gebhardt. - Herr Dr. Schmidt, Sie haben 
jetzt die Möglichkeit, Ihre Frage zu stellen, bitte. 

 
 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Frau Präsidentin, wie viele Fragen darf ich denn 
stellen? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Jeder darf erst einmal eine Frage stellen. Dann 
sehen wir weiter. 

 

(Heiterkeit - Ulrich Thomas, CDU: Am bes-
ten gar keine! Das war schon eine Frage!) 

 
 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Ich würde gern zwei Fragen stellen, die mich be-
wegen. 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ist Ihr Mikrofon an, oder ist der Geräuschpegel so 
hoch? 

 
 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Der Geräuschpegel ist so hoch. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Ah, ja. 

 
 

Dr. Andreas Schmidt (SPD): 

 

Die Landesregierung verfügt über Daten - das 
kann man dem Statistischen Jahrbuch entnehmen 
- der Einkommensentwicklung. Das heißt, es ist 
der Landesregierung bekannt, dass auch der so-
zial schwächste Mensch im Land nicht mehr das 
Nominaleinkommen des Jahres 1992 hat. Die 
erste Frage, die ich habe, lautet: Ist das auch der 
Landesregierung bewusst? 

 

Zu meiner zweiten Frage. Ich habe Verständnis 
für eine Position, die sagt, das Land will die Höhe 
der Parkgebühren nicht komplett freigeben, auch 
deshalb, weil dann Kommunalaufsichten auf die 
Idee kommen könnten, Gemeinden, die sich in 
der Haushaltskonsolidierung befinden, zu zwin-
gen, diese zu erhöhen. Die Frage, die ich dazu 
habe - das muss nicht null-eins, schwarz-weiß ab-
laufen - ist: Wäre die Landesregierung bereit, 
darüber zu reden, die Parkgebührenverordnung 
so anzupassen, dass da, wo dem unterschied-
liche Bodenwerte zugrunde liegen, was mit dem 
öffentlichen Parkplatz für ein Ertrag zu erheben ist 
- das ist in einer großen Stadt ja nun einmal an-
ders als auf dem Dorf -, Abstufungen vorgenom-
men werden, die es insbesondere den großen 
Städten ermöglichen, Parkgebühren zu erheben, 
die dem Charakter der großen Stadt angemessen 
sind? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Herr Dr. Schmidt, natürlich ist uns bekannt, dass 
die Einkommen gestiegen sind. Aber sie sind 
unterschiedlich gestiegen. Auf der einen Seite 
sind sie extrem hoch gestiegen, auf der anderen 
Seite nicht ganz so hoch. An diejenigen, deren 
Einkommen nicht ganz so hoch gestiegen ist, an 
diejenigen, die gerade noch ihren Lebensunterhalt 
bestreiten können, denkt auch die Landesregie-
rung. 

 

Zur zweiten Frage. Es gibt nur einen einzigen 
Brief aus der kreisfreien Stadt Halle an mich - das 
ist das Schreiben von Herrn Rebenstorf aus dem 
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Monat August -, in dem er zum Ausdruck bringt, 
dass man im Zuge der Klimadiskussion mit den 
Fridays-for-future-Demonstranten eventuell darü-
ber nachdenken sollte, die Innenstädte vom Ver-
kehr freizuhalten. Das trifft natürlich ganz ent-
schieden auf die Gegenwehr der beiden Industrie- 
und Handelskammern, der in Magdeburg und der 
in Halle/Dessau. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Jetzt haben der Abg. Herr Henke 
und anschließend der Abg. Herr Gebhardt Gele-
genheit, ihre Fragen zu stellen. - Bitte, Herr 
Henke, Sie haben das Wort. 

 
 

Guido Henke (DIE LINKE): 

 

Möglicherweise habe ich mit meiner Kleinen An-
frage - Drs. 7/4896 vom 12. September dieses 
Jahres - diese Befassung mit ausgelöst. Ich ent-
schuldige mich dafür nicht. 

 

Aber, Herr Webel, gestatten Sie mir dazu eine Be-
merkung: Es ist aus Sicht meiner Fraktion durch-
aus bedenklich, wenn wir uns politisch daran ge-
wöhnen, dass alljährlich im August die Preise für 
den ÖPNV zwischen 2 und 4 % angehoben wer-
den müssen, 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Guido Heuer, 
CDU: Was ist mit den Spritpreisen?) 

 

und das auch als sozial vertretbar akzeptieren, 
Sie auf der anderen Seite dann aber - jetzt zitiere 
ich aus Ihrer Antwort auf meine Kleine Anfrage, 
die ich erwähnt habe - die Auffassung vertreten, 
dass - ich zitiere aus der Beantwortung zu 
Frage 8 - die Vorhaltung kostengünstiger öffent-
licher Stellplätze - ich verkürze das jetzt - auch im 
Zuge einer kommunalen Mobilitätswende nicht 
verzichtbar sein wird, „da diese nach Auffassung 
der Landesregierung nur gelingt, wenn durch 
einen Verkehrsmittelmix Mobilitätsangebote aus-
gebaut und geschaffen werden, die alle Verkehrs-
arten einschließen“. - Ende des Satzes und auch 
Ende Ihrer Antwort. Bedeutet diese Antwort aber 
nicht tatsächlich eine faktische Bevorzugung des 
motorisierten Individualverkehrs? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel, bitte. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Das sehe ich nicht so, Herr Henke. Das ist keine 
Bevorzugung des motorisierten Individualver-
kehrs. Es ist im Prinzip ein Mix. Es gibt Gegen-
den, in denen die Menschen mit dem öffentlichen 
Personennahverkehr ihre Arbeitsstelle, ihre 
Freunde oder ihre Einkaufsmöglichkeiten nicht er-
reichen können. Diesen Menschen müssen wir es 

ermöglichen, auf ihr eigenes Fahrzeug zurückzu-
greifen. 

 

(Beifall bei der CDU - Ulrich Thomas, CDU: 
Richtig!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Eine Wortmeldung haben wir noch. 
- Jetzt haben wir sogar schon zwei Wortmeldun-
gen. Zunächst Abg. Herr Gebhardt und dann Abg. 
Herr Raue. 

 
 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Herr Minister, Sie haben betont, dass Sie die so-
zial Schwachen mit ihren kleinen Pkw schützen 
möchten und deshalb an dieser Obergrenze fest-
halten und den Kommunen nicht die entspre-
chenden Handlungsspielräume lassen wollen. Ich 
habe dazu zwei Fragen. 

 

Meine erste Frage lautet: Können Sie mir erklä-
ren, warum es in vielen anderen Bereichen und 
gerade da, wo das Land mitfinanziert, beispiels-
weise Kita-Gebühren, beispielsweise Musikschul-
gebühren, diese Obergrenze nicht gibt? 

 

(Guido Heuer, CDU: Das sind Subventio-
nen!) 

 

Kann ich daraus schlussfolgern, dass das jetzt 
vielleicht durchgängige Politik wird, dass Ihr Herz 
also anfängt, auch für die sozial Schwachen in 
diesem Bereich zu schlagen? 

 

Die zweite Frage ist: Gibt es Signale von den 
Kommunen und, wenn ja, von welchen, dass die 
Parkgebühren, wenn man diese Obergrenze fal-
len lassen würde, ins Unermessliche steigen wür-
den und dann nicht mehr sozial gerechtfertigt 
wären? Von welchen Kommunen haben Sie ent-
sprechende Signale erhalten, weshalb Sie weiter-
hin an dieser Obergrenze festhalten müssen? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Webel, bitte. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Ihre letzte Frage - das kann ich gleich sagen, Herr 
Gebhardt - habe ich schon bei Dr. Schmidt be-
antwortet. Es gibt ein Schreiben aus der Stadt 
Halle vom August dieses Jahres. Weitere Kom-
munen haben das nicht im Fokus. 

 

Zu Ihrer zweiten Frage, wo das Land mitfinanziert 
- Musikschulen, Kindertagesstätten und derglei-
chen mehr -: Parkgebühren finanzieren wir nicht 
mit. 

 

(Stefan Gebhardt, DIE LINKE: Eben! 
Warum mischen wir uns dann da ein? Ge-
rade da, wo wir mitfinanzieren, gibt es keine 
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Obergrenze; da können Sie machen, was 
Sie wollen!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. Jetzt ist der nächste Wortmelder an 
der Reihe. - Herr Abg. Raue. Bitte. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Guten Morgen! Herr Minister, sind Sie mit mir der 
Auffassung, dass die großen kreisfreien Städte, 
wie Halle, Magdeburg und Dessau, auch für das 
Umland wichtige Kultur- und Dienstleistungen er-
bringen, und teilen Sie meine Auffassung, dass 
die Attraktivität dieser Städte nachlassen würde 
und sie im Wettbewerb behindert wären durch 
Standorte auf der grünen Wiese, wie zum Beispiel 
Günthersdorf oder Brehna, wenn wir die Kosten 
für das Parken in den Städten maßlos ansteigen 
ließen? 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Da bin ich mit Ihnen einer Meinung, Herr Raue. 
Ich denke hier insbesondere an die sozial Schwa-
chen, die dann nicht mehr die Möglichkeit hätten, 
die Innenstädte zu nutzen. 

 

(Beifall bei der CDU - Ulrich Thomas, CDU: 
Genau so ist es!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Wir haben noch eine Wortmeldung. - Herr 
Dr. Grube, bitte. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Herr Minister, ich habe eine Frage, die Sie wahr-
scheinlich nicht beantworten können - für diesen 
Fall bitte ich um eine schriftliche Beantwortung -, 
wenn aber doch, können Sie meine Frage bereits 
hier beantworten. Ist von der Landesregierung 
einmal geprüft worden, ob das Festhalten an die-
ser Obergrenze Konnexität auslöst? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Webel. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Das ist nicht geprüft worden, Herr Dr. Grube. Aber 
ich werde es einmal prüfen lassen.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. Ich denke, Sie sind jetzt erlöst; denn 
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. - 
Somit ist die nächste Fraktion an der Reihe, und 
zwar kann jetzt die Fraktion der CDU ihre Frage 
stellen. - Herr Abg. Kurze, Sie haben das Wort. 

Markus Kurze (CDU): 

 

Frau Präsidentin, wir haben jetzt lang und breit 
über die sozial Schwachen in unserem Land dis-
kutiert, die sicherlich auch unsere volle Aufmerk-
samkeit brauchen. Aber ich möchte nun eine Fra-
ge stellen, die die größere Bevölkerungsgruppe 
betrifft, diejenigen, die jeden Tag morgens früh mit 
ihrem Auto zur Arbeit fahren.  

 

Wir haben, wenn man sich tagtäglich in unserem 
Land auf den Straßen befindet, überall eine doch 
größere Bautätigkeit zu erkennen, egal, wo du 
hinfährst, ob du in Magdeburg bist, in Halle oder 
im ländlichen Raum. Nun stellt sich für mich die 
Frage: Wer koordiniert die gesamten Baumaßnah-
men auf der Straße? Gibt es im Land jemanden, 
der das mit den Beteiligten abstimmt? Denn man 
könnte manchmal das Gefühl haben, dass eine 
gewisse Koordinierung fehlt. Denn egal, wo du 
hinfährst, triffst du tagtäglich immer wieder auf 
neue Baustellen, die sicherlich wichtig sind, um 
den Sanierungsstau abzubauen. Aber es ist 
manchmal sehr schwierig, den Arbeitsort pünktlich 
zu erreichen. 

 

Meine zweite Frage betrifft die Autobahnen. Wir 
haben Achsen, die von Ost nach West oder von 
Nord nach Süd durch unser Land führen. Wenn 
wir uns die Autobahnbaustellen anschauen, kann 
man erkennen, dass in anderen Bundesländern 
hin und wieder auch Nachtbaustellen durchgeführt 
werden. Wenn wir durch unser Land fahren - ich 
weiß, da ist das Land nicht in erster Linie zustän-
dig -, beispielsweise auf der A 2, einer wirklich 
sehr viel befahrenen Hauptachse durch Deutsch-
land, sieht man manchmal kaum jemanden an 
den Baustellen. Da fragen sich wiederum viele, 
die morgens zur Arbeit müssen, die Pendler, 
wann die Baustellen denn fertig werden und 
warum man es hier nicht hinbekommt, auch 
nachts zu arbeiten, wie man das in anderen Bun-
desländern sieht. 

 

Das sind meine Fragen an die Landesregierung. - 
Danke schön. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Kurze. - Sehr geehrter 
Herr Minister Webel, Sie sind schon wieder gefor-
dert. Bitte. 

 
 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr): 

 

Ja, Frau Präsidentin. - Meine Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Abg. Kurze, zur letzten Frage 
kann ich sagen, dass insbesondere Nachtbaustel-
len ein erhöhtes Unfallrisiko darstellen. 

 

Zum Verfahren auf der A 2 kann ich nur sagen: 
Ich weiß aus internen Kreisen, wenn es heißt, die 
Verkehrsleiteinrichtungen auf der A 2 zu installie-
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ren, dass sich die Hälfte der Belegschaft bei die-
sem Unternehmen krankmeldet, weil die A 2 ein 
erhöhtes Sicherheitsrisiko insbesondere für die 
Menschen darstellt, die dort arbeiten. 

 

Natürlich hängt dies in den letzten Jahren auch 
mit dem folgendem Umstand zusammen: Durch 
die erhöhte Bautätigkeit, die wir Gott sei Dank in 
den letzten Jahren haben, sind die Kapazitäten 
nicht in gleichem Maße mitgewachsen. Dadurch 
können die Baufirmen nur selten auf Schichtsys-
teme zurückgreifen. Die sind mittlerweile froh, 
sage ich einmal ganz nebenbei, wenn sie eine 
Schicht zusammenbekommen und eine Baumaß-
nahme damit fertigstellen können.  

 

Ich weiß, dass das ein großes Problem ist und 
dass das woanders besser sein soll. Aber das 
wird nicht so sein. Auch bei uns gibt es Nachtbau-
stellen, wenn Not am Mann ist, wenn die Dinge 
geregelt werden müssen. Aber auf Dauer wird es 
diese Nachtbaustellen bei uns nicht geben. 

 

In Zukunft wird es sowieso mehr Vollsperrungen 
geben. Damit komme ich zur ersten Frage. Seit 
dem 1. Januar gibt es eine neue Arbeitsschutzver-
ordnung, die nicht das Land Sachsen-Anhalt auf 
den Weg gebracht hat, die aber von den Baufir-
men befolgt werden muss. Hier gibt es Abstands-
regelungen, die es nicht ermöglichen, halbseitige 
Sperrungen bei Straßenarbeiten durchführen zu 
können. So werden wir uns auf die eine oder an-
dere Vollsperrung mehr einstellen müssen. 

 

Zu den Sperrungen ist zu sagen, dass das nicht 
derjenige veranlasst, der die Straße bauen möch-
te, sondern das macht in der Regel die beauftrag-
te Baufirma. Nach der Vergabe wird bei der unte-
ren Straßenverkehrsbehörde der Antrag auf Sper-
rung gestellt. Dort sitzen - so war das in meiner 
Zeit in Haldensleben - alle 14 Tage die betroffe-
nen Gemeinden, die Polizei, die Nahverkehrs-
unternehmen, natürlich auch die Rettungsdienste 
zusammen und legen die Sperrung fest. Das hat 
früher immer sehr gut funktioniert. Als es noch 
keine Navigationsgeräte gab, sind die Fahrzeuge 
die ausgeschilderten Umleitung gefahren. Heute 
ist das Problem, dass die Akzeptanz, Umleitungen 
zu fahren, nachgelassen hat und der eine oder 
andere unter Inkaufnahme von vielen Problemen 
in die Baustelle fährt. 

 

Aber wir als Land sind im letzten Jahr damit be-
auftragt worden, ein kreisübergreifendes System 
zu installieren. Es gibt heute das Problem, dass 
jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt ihren 
eigenen Sperrbezirk hat und nicht auf die Nach-
barkörperschaft schaut. Wir wollen es bis zum 
Frühjahr am Laufen haben, dass alle Körperschaf-
ten in dieses System melden müssen und dass 
dann vielleicht überregional einmal gesagt werden 
kann: „Leute, diese Maßnahme könnt ihr jetzt 

nicht durchführen. Da plant die Stadt Magdeburg 
oder der Landkreis Börde oder der Landkreis 
Jerichower Land eine Baumaßnahme. Die Umlei-
tung wird nicht funktionieren.“ Das ist ja das 
Hauptproblem. 

 

Auf der A 2 sind die Lkw-Unfälle, wenn bei Staus 
ein Lkw auffährt, ein Riesenproblem. Dagegen 
sind wir aber nicht gefeit, und das ist das Ärger-
nis, insbesondere in den umliegenden Gemein-
den, ob nun in Halle oder in Magdeburg. Wenn 
bei Halle Unfälle auf der A 14 passieren, dann ha-
ben wir dadurch Probleme. 

 

Das sind im Wesentlichen die Maßnahmen, die 
wir ergreifen. Aber ich denke, mit dem neuen 
System ab Frühjahr werden wir eine Besserung 
bekommen. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Es gibt eine weitere 
Wortmeldung. - Herr Henke, Sie haben das Wort. 

 
 

Guido Henke (DIE LINKE): 

 

Ich komme nicht umhin, meine Verwunderung 
über die Frage des Kollegen Kurze auszudrücken; 
denn es war dieser Landtag, der auf Antrag der 
CDU-Fraktion eine Vorlage in den Ausschuss für 
Landesentwicklung und Verkehr überwiesen hat, 
die genau diese - ich sage einmal - Melde- und 
Berichtswesenkoordinierung von Baumaßnahmen 
zum Gegenstand hat. Nach meiner Erinnerung 
sollte dieses Berichtssystem in diesem Quartal 
durch die Landesregierung im Fachausschuss 
vorgelegt werden. 

 

Herr Minister, ich frage Sie: Wie weit sind Sie mit 
der Vorbereitung Ihrer Antwort für den Aus-
schuss? Das wäre dann auch die Antwort auf die 
Frage von Herrn Kurze, die er vielleicht nicht mehr 
im Hinterkopf hat.  

 

 

Thomas Webel (Minister für Landesentwick-
lung und Verkehr):  

 

Herr Henke, wir haben das Thema in der letzten 
Fachausschusssitzung behandelt. Ich glaube, da 
waren Sie anwesend. Herr Dr. Reuter hat dazu im 
Auftrag des Ministeriums für Landesentwicklung 
und Verkehr berichtet. Er hat gesagt, dass das in 
Arbeit ist, dass das aber so komplex und schwie-
rig ist, dass das nicht bis zum Herbst zu schaffen 
sein ist, sondern frühestens im Frühjahr des kom-
menden Jahres vorliegen kann. Das habe ich 
gerade auch Markus Kurze gesagt. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister Webel. Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. Damit sind Sie nun 
wirklich erlöst.  
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Wir kommen zur nächsten Fraktion. Die Fraktion 
der AfD hat jetzt die Möglichkeit, eine Frage zu 
stellen. Ich sehe, dass sich Herr Lehmann schon 
bereit macht. - Sie haben das Wort, Herr Abg. 
Lehmann. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Vielen Dank, sehr geehrte Präsidentin. - Zur Ein-
leitung, brandaktuell aus den letzten Tagen: Herr 
Minister Stahlknecht instrumentalisierte die Morde 
in Halle parteipolitisch. Das war den Pressemel-
dungen zu entnehmen. Dem MDR gab er am 
Folgetag eine Pressekonferenz, in der die AfD in 
unredlicher Art und Weise angegriffen worden ist.  

 

Des Weiteren wurde in der Ausgabe der „Welt“ 
vom 10. Oktober 2019 der Vorsitzende der Jüdi-
schen Gemeinde zitiert:  

 

„Eine ständige Bewachung hat es definitiv 
nicht gegeben. Unser Gemeindevorsteher 
Max Privorozki stand im ständigen Kontakt 
mit der Polizei und bat auch ständig darum, 
zumindest für die großen Feiertage einen 
Wachposten einzurichten.“ 

 

Und weiter:  

 

„Aber es habe sich nichts getan. Eine An-
frage dazu ließ die Polizei unbeantwortet.“  

 

Die „Volksstimme“ berichtete am 16. Oktober wei-
terhin: Der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde 
Dessau Alexander Wassermann hatte bereits am 
22. Mai Herrn Innenminister Stahlknecht um bes-
seren Schutz der jüdischen Gemeinden gebeten. 
Auch eine Bitte um eine Anschaffung von Video-
technik, Fenstern und Gittern sowie um eine Ver-
stärkung der Türen, die schon vor einigen Mona-
ten an das Landeskriminalamt gerichtet worden 
ist, soll vom Minister abgelehnt worden sein.  

 

Nach den Vorgängen in Halle nutzte der Minister 
diesen Anschlag auf Menschen jüdischen Glau-
bens weiterhin aus, um parteipolitisch ein State-
ment abzugeben. In der „Magdeburger Volks-
stimme“ lautete eine Aussage am 11. Oktober: 
Stahlknecht kritisierte mit Blick auf die AfD die 
politischen Auseinandersetzungen in diesem 
Landtag. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Kleinen Moment! Herr Abg. Lehmann, bitte etwas 
kürzer fassen; denn Sie haben auch für die Frage-
stellung nur zwei Minuten Zeit.  

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Ja, genau.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Bitte.  

Mario Lehmann (AfD):  

 

Also, die Verantwortlichen, sprich, die AfD, seien 
die Wegbereiter für das Geschehen. Sie seien der 
Brandstifter in unserer Republik. 

 

Deshalb frage ich jetzt die Landesregierung, sehr 
geehrte Frau Präsidentin: Entsprechen die Bitten 
der jüdischen Vertreter an die Polizei nach mehr 
Sicherheit der Wahrheit? Oder würde die Landes-
regierung die Behauptung abgeben, die oben 
zitierten Personen der jüdischen Vertretung be-
haupten etwas Falsches?  

 

Des Weiteren: Warum gab es an den bisher rele-
vanten Feiertagen für die jüdischen Einrichtungen 
keine wirksamen Schutzmaßnahmen? Der Innen-
minister behauptet, AfD-Mitglieder in diesem 
Landtag nutzen den Anschlag zu Sprachge-
brauch - - 

 

(Stefan Gebhardt, DIE LINKE: Wir haben 
eine Geschäftsordnung!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Lehmann, Sie haben Ihre Redezeit jetzt 
schon weit überzogen. 

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Hm. - Ja, danke.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Also bitte kürzer formulieren.  

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Und sind die Wegbereiter für das Geschehen in 
Halle. Deshalb würden wir gern wissen, welche 
Mandatsträger der AfD-Fraktion welche NS-Zitate 
hier in diesem Hause gebraucht haben. - Danke 
schön. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Dann gucken Sie in 
das Protokoll!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Stahlknecht. Bitte schön, Sie haben 
das Wort, Herr Minister. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Frau Präsidentin! Herr Lehmann, Herr Privorozki 
hat sich - ich glaube, das war in der letzten 
Woche am Freitag oder am Donnerstag - nach 
einem sehr konstruktiven Gespräch mit weiteren 
Vertretern der jüdischen Gemeinden aus Halle, 
Magdeburg und Dessau gegenüber dem MDR ge-
äußert. Sie können nachlesen, was er gegenüber 
dem MDR gesagt hat. Dem habe ich nichts hinzu-
zufügen. Wir haben gemeinsam vereinbart, die 
Zukunft mit den jüdischen Gemeinden zu gestal-
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ten. Genau das werde ich tun und ich werde mich 
dieser Verantwortung stellen. 

 

Wir haben auch - der Ministerpräsident hat es 
gestern gesagt - seit dem 9. Oktober 2019 eine 
klare Zäsur. Wir werden die erforderlichen Maß-
nahmen gemeinsam mit den jüdischen Gemein-
den treffen. Dafür gibt es den Zehnpunkteplan.  

 

Was die Äußerungen Ihrerseits betrifft, so hat der 
Herr Ministerpräsident Ihnen bereits gestern 
mehrfach Äußerungen Ihrer Partei vorgehalten. 
Ich will nur eine Äußerung aufgreifen, die zumin-
dest Herr Poggenburg, der damals noch Ihrer 
Partei angehörte, hier gebracht hat, als es um 
„Wucherungen am deutschen Volkskörper“ ging. 
Da habe ich Ihnen sehr schnell den Nachweis da-
für erbracht, dass dies eine Sprache war, die auch 
Goebbels angewendet hat. Sie haben sich nie-
mals davon distanziert. Und Äußerungen von 
Ihnen haben einfach gelegentlich den Tiefgang 
des NS-Vokabulars. Dagegen stelle ich mich als 
überzeugter Demokrat. 

 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei den 
GRÜNEN) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Ich habe zwei Wort-
meldungen von Herrn Loth und dann von Herrn 
Kohl. - Bitte, Herr Abg. Loth. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Stahlknecht, bei der Diskus-
sion über die Anschaffung der neuen Dienstpisto-
len für die Polizisten haben Sie gesagt, das sei 
nötig, weil es jetzt eine andere Bedrohungslage 
gebe und man von vermehrten Terroranschlägen 
ausgehen müsse. Wenn Sie das als Begründung 
nehmen wollen, um die Polizisten mit besserer 
Waffentechnik auszurüsten, dann frage ich Sie: 
Wieso haben Sie diese Bedrohungslage nicht 
auch auf unsere jüdischen Mitbürger angewandt? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben eine 
Bedrohungslage in der gesamten Bundesrepublik 
aus unterschiedlichen Bereichen, auf die wir uns 
einstellen. Genau das haben wir mit der Bewaff-
nung und Ausrüstung getan. Weil die Kollegen so 
ausgerüstet waren, wie sie ausgerüstet waren, 
waren sie in der Lage, die sogenannte LebEL-
Lage, nämlich diejenige, die wir dort in Halle vor-
gefunden haben, zu bewältigen. Sie waren des-
halb in der Lage, diese zu bewältigen, weil sie mit 

Helmen, mit Schutzwesten und mit der entspre-
chenden Bewaffnung ausgerüstet waren. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Kohl, Sie haben jetzt die Möglichkeit, 
Ihre Frage zu stellen. - Bitte. 

 
 

Hagen Kohl (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrter 
Herr Innenminister, ich habe eine Frage zu den 
Aussagen des Ministerpräsidenten, die er gestern 
und darüber hinaus getätigt hat. Herr Dr. Haseloff 
führte aus, dass der Antisemitismus endlich kon-
sequent bekämpft werden soll. Ist das das Einge-
ständnis des Ministerpräsidenten bzw. Ihres Res-
sorts, dass der Antisemitismus bislang nicht mit 
letzter Konsequenz bekämpft worden ist?  

 

Dann habe ich noch eine Frage zu der Gefähr-
dungseinschätzung gerade für die Jüdische Ge-
meinde in Halle. Da gab es bereits im Dezember 
2017 eine - ich will es mal so sagen - offene is-
raelfeindliche Demonstration. Ist denn dieses De-
monstrationsgeschehen bzw. diese abstrakte Ge-
fährdung für die Synagoge in Halle in die Gefähr-
dungsanalyse oder Gefährdungsbewertung mit 
eingeflossen? 

 

Dann hätte ich noch eine ziemlich spezielle Frage. 
Ist es richtig, dass der eingefahrene Zug der 
4. Einsatzhundertschaft, die in Halle perspekti-
visch eingerichtet werden soll, an dem Tattag kon-
sequent dienstfrei hatte, also nicht im Dienst war?  

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Herr Minister Stahlknecht, bitte.  

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Ich denke, der Ministerpräsident hat die Dinge, die 
unsere Gesellschaft bewegen, gestern zutreffend 
ausgeführt, nämlich dass wir nicht nur zuzuneh-
mend ein Problem mit Rechtsradikalismus und 
Rechtsextremismus haben, was wir auch in den 
Jahren zuvor hier bekämpft haben, wenn auch mit 
unterschiedlichem gesellschaftlichen Engage-
ment. 

 

Mein Dank dafür gilt beispielsweise der Stadt 
Magdeburg für die Meile der Demokratie, mit der 
es uns gelungen ist, die Rechtsextremen zurück-
zudrängen, die im Jahr 2011 mit 1 000 Personen 
die Bombardierung der Stadt für ihre Ideologie 
missbraucht haben. Ich denke an das gemeinsa-
me Engagement gegen Rechtsrock-Konzerte in 
Nienhagen, mit dem es uns ebenfalls gelungen 
ist, das zurückzudrängen.  
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Aber der Antisemitismus, ein schleichendes Gift, 
hat zugenommen, und er hat die Maske letztend-
lich am 9. Oktober 2019 heruntergerissen, sodass 
uns klar geworden ist, dass wir eine Zäsur haben 
und wir uns auch dieser Herausforderung stärker 
stellen müssen. Das sind wir unserer eigenen Ge-
schichte schuldig und das sind wir der Verfassung 
schuldig, also unserem Grundgesetz, weil in Arti-
kel 4 die Religionsausübung als Freiheitsrecht 
garantiert ist. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

 

Zur Einschätzungslage ist im Innenausschuss 
ausgeführt worden, und wir haben dort die Bewer-
tungen, die dem zugrunde gelegen haben, ausge-
führt. Sie kennen das und Sie können das im Pro-
tokoll nachlesen. Das muss ich jetzt nicht wieder-
holen. Es ist ja auch öffentlich geäußert worden, 
dass wir in den Jahren 2014 bis 2019 insgesamt 
14 antisemitische Straftaten mit Gewaltbezug im 
Land Sachsen-Anhalt hatten und dass wir in den 
letzten fünf Jahren keine Straftat hatten, die in 
einem Zusammenhang mit der Synagoge in Halle 
stand. Das zeichnet nicht frei, weil wir seit dem 
9. Oktober 2019 wissen, dass man sich darauf 
nicht verlassen kann, weshalb wir auch eine 
Zäsur haben. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Sie haben eine Nachfrage. Bitte eine kurze; denn 
Sie haben schon eine sehr lange Frage gestellt. 

 
 

Hagen Kohl (AfD): 

 

Ja, ich halte mich kurz. - Ich habe noch eine kon-
krete Nachfrage. Ist es denn so oder haben Sie 
den Eindruck, dass wir, also das Land Sachsen-
Anhalt und insbesondere die Strafverfolgungsbe-
hörden, in den letzten Jahren zu wenig unternom-
men haben, um den Antisemitismus zu bekämp-
fen? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Die Strafverfolgungsbehörden tun das, was sie 
tun, nämlich nach dem Legalitätsprinzip - das 
wissen Sie auch - ein Ermittlungsverfahren aufzu-
nehmen, wenn ein Anfangsverdacht einer Straftat 
vorliegt. Ich habe keine Anhaltspunkte dafür, dass 
irgendein Polizeibeamter in diesem Land dieses 
Legalitätsprinzip verletzt hat. Ich habe auch keine 
Anhaltspunkte dafür, dass eine Staatsanwalt-
schaft dieses Legalitätsprinzip verletzt hat. Und 
ich habe keine Anhaltspunkte dafür, dass Gerich-
te solche Verfahren nicht ordnungsgemäß geführt 
haben.  

 

Es ist weniger eine Frage der Ermittlungsbehör-
den als mehr eine Frage nach der gesamtgesell-

schaftlichen Verantwortung. Genau da nehmen 
wir Sie in die Verantwortung, weil Sie sich komi-
scherweise heute hier hinstellen und gestern hier 
hinstellen und sich als Verteidiger derer darstel-
len, obwohl Sie durch gelegentliche Wortmeldun-
gen eher dazu beitragen, dass wir so eine vergif-
tete Atmosphäre im Land haben. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Dann will ich Ihnen noch etwas zu der Einsatz-
hundertschaft sagen. Die war für einen Nachmit-
tagseinsatz - ich glaube, in Leipzig; das können 
wir gegebenenfalls noch nachliefern - eingeplant 
und hatte deshalb im Rahmen der Dienstdisposi-
tion vormittags frei. Das ist nichts Besonderes. Es 
ist eben so, dass eben Dienstdispositionen getrof-
fen werden. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Polizisten 
müssen auch einmal freimachen!) 

 

Wie gesagt, wenn wir vorher konkrete Hinweise 
darauf gehabt hätten, dass es einen Anschlag 
gibt, dann hätten wir den verhindern können. 
Dann hätte auch die Einsatzhundertschaft nicht 
frei gehabt. Es ist die Erkenntnis des 9. Oktober 
2019, dass wir eben jederzeit an jedem Ort mit ei-
nem Anschlag rechnen müssen, dass wir aber 
auch gerade aus Gründen der Staatsräson und 
der geschichtlichen Verantwortung gewisse sen-
sible Bereiche besonders schützen müssen.  

 

Gehen Sie davon aus, dass uns das sehr nach-
denklich macht. Ich habe bereits mehrfach ge-
sagt, dass es mich persönlich betroffen, wütend 
und traurig gemacht hat. Dass das für uns alle, 
die wir gemeinsam hier im Parlament Verantwor-
tung tragen, eine schwierige Lage ist, das können 
Sie mir schon glauben. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Minister. Ich habe noch zwei 
weitere Wortmeldungen, Herr Abg. Lehmann und 
Herr Abg. Raue. - Sie haben das Wort. Bitte, Herr 
Abg. Lehmann. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Ja, vielen Dank, Frau Präsidentin. - Weil wir jetzt 
konkret beim Thema Halle sind, möchte ich noch 
eine Antwort zur 4. Einsatzhundertschaft in Halle 
haben, weil dazu in den Ausschüssen, medial und 
auch hier im Parlament verschiedene Aussagen - 
auch jetzt von Ihnen - getroffen worden sind.  

 

Zum einen hieß es, die 4. Einsatzhundertschaft in 
Halle sei an dem Tag des Attentats komplett ein-
satzbereit gewesen. Dann hört man, die Einsatz-
hundertschaft war beim Abbummeln von Über-
stunden. Dann hört man, die Einsatzhundertschaft 
hat jetzt komplett Urlaub genommen, obwohl es 
völlig unverständlich ist, dass eine ganze Hundert-
schaft nach Hause geht und Urlaub hat. Herr Mi-
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nister, ich glaube, da haben Sie sich an den ver-
schiedenen Tagen widersprochen.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Nee.  

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Was ist da denn nun der Wahrheitsgehalt?  

 

Abschließend möchte ich noch Bezug nehmen auf 
Ihre Äußerung im MDR am Tage nach dem Atten-
tat und möchte Sie Folgendes fragen: Warum 
haben Sie in Ihrer Rolle als Innenminister und Teil 
der Landesregierung im Interview mit dem MDR - 
wahrscheinlich bewusst - gegen das Neutralitäts-
gebot verstoßen und so einen scharfen Angriff, 
einen unredlichen Angriff in unredlicher Art und 
Weise gegen die AfD gefahren?  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Herr Minister Stahlknecht, bitte. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Wissen Sie, wenn Sie die Pressekonferenzen 
nachhören, dann stellen Sie fest, dass ich den 
Namen Ihrer Partei, soweit ich mich erinnern 
kann, gar nicht in den Mund genommen habe. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Aber die 
haben sich angesprochen gefühlt! - Zurufe 
von der AfD) 

 

Insofern verstehe ich immer gar nicht, dass Sie 
sich dabei sofort angesprochen fühlen. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Weil Sie getroffen 
haben!) 

 

Das zeigt doch, dass Sie sich angesprochen füh-
len, wenn ich darüber rede, dass die Sprache ver-
roht ist, dass ich mit mittlerweile 54 Jahren in die-
ser Bundesrepublik Deutschland, in Sachsen-An-
halt und im Landtag Dinge erlebe, die für mich 
niemals vorstellbar waren, einen NS-Sprach-
gebrauch, eine Diskriminierung von Minderheiten 
und die Vorstellung eines Weltbildes einer Frau, 
das aus dem 18. Jahrhundert stammt. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE)  

 

Da habe ich niemals „AfD“ gesagt, meine Damen 
und Herren. Aber Sie springen hoch und sagen: 
Was wollen Sie eigentlich von mir?  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Sie haben gesagt, 
dass - -) 

 

Sie fühlen sich doch deshalb angesprochen, weil 
ich das kritisiere, was Sie permanent im Einzelnen 
und in Gänze hier vorleben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Das Einzige, das Ihnen dazu jetzt einfällt, weil Sie 
sich jahrelang darüber geärgert haben, dass ich 
mich hier vorn hingestellt habe und Sie gelegent-
lich maßgenommen habe, ist, dass Sie mich 
heute maßnehmen wollen. Das ist doch der 
eigentliche Hintergrund.  

 

Ich sage noch einmal deutlich, dass wir aus den 
Erfahrungen in Halle gemeinsam etwas gelernt 
haben, dass es uns leid tut und dass es hinsicht-
lich der Gefährdungslage zukünftig eine völlig an-
dere Beurteilung geben wird, weil wir uns nicht 
mehr darauf verlassen können, dass etwas abs-
trakt ist, dass wir uns nicht mehr darauf verlassen 
können, dass nichts passiert, weil in fünf bis 
sechs Jahren nichts passiert ist. Vielmehr müssen 
wir das Risiko stets deutlicher vor Augen haben, 
dass in einer offenen Gesellschaft jederzeit ein 
Anschlag möglich ist.  

 

Wir haben und ich habe - jetzt muss man gar nicht 
in der Wir-Form reden - verstanden und ich stelle 
mich dieser Herausforderung und Verantwortung, 
und zwar gemeinsam konstruktiv mit den jüdi-
schen Gemeinden. Punkt! 

 

Kommen wir noch einmal zur Einsatzhundert-
schaft; ich habe nur Ihren Begriff verwandt. In 
Halle gibt es nur einen Zug und noch keine kom-
plette Einsatzhundertschaft. Ansonsten habe ich 
Ihnen das ausgeführt, Herr Lehmann. Es gibt ge-
legentlich Dienstzeiten, die Sie als Polizeibeamter 
auch kennen. Wenn Sie irgendeinen Schicht-
dienst hatten, dann waren Sie gelegentlich mor-
gens auch mal nicht im Dienst, ohne dass Ihnen 
das irgendjemand vorgehalten hat, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Dienstfrei!) 

 

weil das dienstfrei war. Wir haben den Zug der 
Einsatzhundertschaft alarmiert und er war - das 
reiche ich Ihnen noch einmal schriftlich nach - 
gegen Mittag einsatzbereit. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist doch 
alles bekannt! Das haben Sie doch im In-
nenausschuss gesagt!) 

 

- Ja. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Es liegen weitere Wortmeldungen vor. Es haben 
sich zu Wort gemeldet Herr Raue, Herr Höse, 
Herr Farle und Herr Loth. Herr Raue ist der 
Nächste. Ich weise darauf hin, dass die Frage-
stunde in zehn Minuten beendet ist. - Bitte, Herr 
Raue. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Herr Innenminister, wir haben 2015 eine große 
Grenzöffnung gehabt. Zumindest haben wir seit 
2015 einen starken Zuzug von Menschen mit 
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einem islamischen Religionshintergrund, die teil-
weise einen sehr großen Hass auch auf unsere 
jüdischen Bürger im Land mitgebracht haben. 

 

Ich stelle fest, dass sich viele jüdische Bürger an 
Sie und auch an die nationale Politik gewandt ha-
ben und regelmäßig vor den Konsequenzen, die 
das für ihr Leben mit sich bringt, gewarnt haben. 
Und ich stelle fest, dass genau diese Probleme 
auf der Bundesebene regelmäßig in Berichten der 
Behörden des Innenministeriums thematisiert wur-
den und die Gesellschaft insgesamt aufgefordert 
wurde, mehr hinzuschauen. 

 

Das heißt, auf der Bundesebene war bekannt, 
dass die jüdischen Einrichtungen in Gesamt-
deutschland gefährdet sind, und zwar wesentlich 
stärker gefährdet sind, als sie es vorher waren. 
Ich frage Sie, wie es denn zu Ihrer eklatanten 
Fehleinschätzung kommen konnte, diese Einrich-
tungen bei uns an einem wichtigen Feiertag nicht 
schützen zu müssen, 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

auch wenn fünf Jahre lang nichts passiert ist? Wie 
konnten Sie zu einer völlig anderen Einschätzung 
kommen als die Ministerien in den anderen Bun-
desländern? - Punkt eins. 

 

Die zweite Frage lautet: Die jüdische Gemeinde 
selbst hat häufiger bei Ihnen angefragt und um 
Schutz gebeten. Natürlich haben Sie ihnen - das 
habe ich der Zeitung entnommen - Mittel für Ka-
meraüberwachung etc. zur Verfügung gestellt. 

 

Es gehört zu Ihren Aufgaben, an solchen wichti-
gen Tagen - mir selbst ist die Bedeutung des Ta-
ges erst im Nachgang bekannt geworden - proak-
tiv dafür zu sorgen, dass diese Einrichtungen ge-
schützt werden. Jüdisches Leben muss in 
Deutschland auch fühlbar sein; sie müssen sich 
mit ihrer Kippa auf die Straßen begeben können. 

 

An dieser Stelle, so finde ich, haben Sie schwer 
versagt. Aber es stellt sich wirklich die Frage, 
warum Sie zu einer so anderen Einschätzung als 
die anderen Innenministerien kommen. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister, bitte. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Die Einschätzungen der Innenministerien in den 
Ländern sind unterschiedlich. Ich habe vorhin 
ausgeführt, wie Gefährdungsbeurteilungen erfol-
gen. Ich habe ausgeführt, dass das eine Zäsur ist. 
Das muss ich nicht alles wiederholen. 

 

Wir haben uns sowohl auf der Bundesebene als 
auch auf der Landesebene mit Anschlagszenarien 
beschäftigt und uns damit auseinandergesetzt. In-

sofern habe ich vorhin alles dazu gesagt. Auch 
wenn Sie die Frage ständig wiederholen, werden 
Sie keine andere Antwort bekommen. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Höse, Sie sind der nächste Abgeordnete, der 
seine Frage stellen kann. Sie haben das Wort. 

 
 

Thomas Höse (AfD): 

 

Herr Minister, ist die Trauerbeflaggung offiziell nur 
für die jüdische Gemeinde oder auch für die zwei 
getöteten Personen angeordnet worden? 

 

Da Sie vorhin die Gefährdungslage ansprachen, 
die wir geschaffen haben sollen, frage ich Sie: 
Kennen Sie die Antisemitismusstudie der Univer-
sität Bielefeld, die offenbart, dass 81 % der kör-
perlichen Gewaltangriffe auf Juden von moslemi-
schen Gruppen oder Personen ausgehen und im 
Übrigen mehr von Linken als von Rechten? Sind 
Sie der Meinung, dass sich diese moslemischen 
Täter unsere Reden ansehen oder dadurch inspi-
riert werden? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister Stahlknecht, bitte. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Die Trauerbeflaggung war für die Opfer, egal wel-
cher Religionszugehörigkeit. Sie war für Men-
schen, weil wir dabei nicht unterscheiden, Herr 
Höse. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN - 
Thomas Höse, AfD: Das war nur eine Fra-
ge!) 

 

Insofern hat diese Frage Sie schon wieder irgend-
wie entlarvt. Die Trauerbeflaggung war für alle. 

 

Letztlich mag es dahingestellt sein, wer Terroran-
schläge in einer offenen Gesellschaft ausführt. 
Wir wollen in Freiheit und in Frieden in einer offe-
nen Gesellschaft leben. Wir haben alles dafür zu 
tun, auch mit den Erkenntnissen seit dem 9. Okto-
ber, dass die offene Gesellschaft weiter in Freiheit 
gelebt werden kann. Eine offene Gesellschaft ist 
verletzlich, wesentlich verletzlicher als andere 
Formen zu leben. Aber niemand von uns möchte 
in einer anderen Staatsform leben. 

 

(Robert Farle, AfD: Das stimmt gar nicht! 
Die wollen Sozialismus und Ökoterror!)  

 

Es nützt nichts, wenn ich mich darauf konzentrie-
re, dass irgendwelche prozentualen Anteile auf 
das Konto von islamistischen oder islamischen 
Zuwanderern gehen; denn das macht die Sache 
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nicht besser. Am Ende ist Unrecht immer zu ad-
dieren und nicht gegeneinander abzuwägen. 

 

(Thomas Höse, AfD: Sie haben gar nicht 
auf meine Frage geantwortet!) 

 

- Doch. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wenn Sie die 
Antwort nicht verstehen, dann ist das nicht 
Sache des Innenministers!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Einen Moment, bitte. - Herr Höse, wenn Sie den-
ken, dass Ihre Frage nicht beantwortet ist, dann 
stellen Sie Ihre Frage noch einmal konkret. Dann 
kann der Minister darauf antworten. 

 

(Thomas Höse, AfD: Ich übergebe an Herrn 
Farle!) 

 

- Herr Farle wäre als nächster Fragesteller an der 
Reihe. - Herr Farle, Sie haben das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Dazu, was die 
Amtsführung von Herrn Stahlknecht anbelangt 
und warum wir auch die Rücktrittsforderung auf-
gestellt haben, werde ich nachher sprechen. 

 

Ich will aber zu einer Sache, über die sich alle hier 
sehr gefreut haben, vor allen Dingen diejenigen 
rechts von mir, etwas sagen: Das war eine reife 
schauspielerische Leistung. Sie haben in Ihrem 
Beitrag nicht die AfD genannt. Aber in Ihren Pres-
seerklärungen haben Sie die Partei, die 2016 neu 
in das Parlament eingezogen ist, benannt. Wer 
war das denn? - Das kann ja nur die AfD sein. 

 

(Matthias Büttner, AfD, lacht - Zustimmung 
von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Das heißt, selbst da täuschen Sie noch die Öffent-
lichkeit mit Ihren Schauspielertricks, die wir Ihnen 
aber in Zukunft nicht mehr durchgehen lassen 
werden. 

 

(Andreas Steppuhn, SPD: Dann müssen 
Sie das mal beim Namen nennen! - Daniel 
Roi, AfD: Sie fordern noch mehr Polizisten, 
die Sie vorher selber abgebaut haben!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Roi, Sie sind noch nicht dran. Einen kleinen 
Moment, bitte. Sie hatten sich, glaube ich, nicht 
gemeldet, Herr Roi. - Die nächste Wortmeldung 
kommt von dem Abg. Herrn Loth. - Bitte, Herr 
Loth. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Stahlknecht, Sie haben viel-
leicht nicht direkt die AfD genannt, aber Sie haben 
die drei Jahre im Landtag nicht dazu genutzt, um 

uns zu stellen, sondern um die Presse zu dressie-
ren. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht - Zurufe 
von der SPD) 

 

Wenn Sie sagen, dass etwas gegen die Demokra-
tie oder gegen bestimmte Menschen gerichtet ist, 
dann springt die Presse sofort an und äußert, da-
mit sei die AfD gemeint. 

 

Wissen Sie, Herr Stahlknecht, ich war in Halle in 
dem Haus, in dem vor anderthalb oder zwei Jah-
ren ein Asylbewerber eine ältere Frau miss-
braucht hat. Sie können sich vielleicht daran erin-
nern; damals war auch keine Polizei da; egal. Dort 
ist es ganz klar: Sie haben das nie gesagt, aber 
alle haben gesagt: Mensch, wie die auf euch ein-
hauen, guckt doch mal hin! 

 

Sie haben dazu beigetragen, dass die Gesell-
schaft gespalten wurde. 

 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ-
NEN: Oh, oh, oh!) 

 

Sie haben die Gesellschaft vergiftet mit den Wor-
ten, die Sie benutzen und die uns und andere, die 
uns nahestehen, ausgrenzen. Sie sind eigentlich 
daran schuld, dass dieser Konflikt in der Gesell-
schaft gerade so groß ist. Daher sollten Sie sich 
eigentlich in Demut Ihres Amtes entledigen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Das war keine Frage, sondern eine Kurzinterven-
tion. - Sie können gern darauf erwidern, wenn Sie 
das möchten, Herr Minister. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Gehen Sie davon aus, dass ich die erforderliche 
Demut habe. Gehen Sie davon aus, dass wir die 
Dinge kritisch hinterfragt haben. Aber gehen Sie 
auch davon aus, dass ich Artikel 5 des Grundge-
setzes sehr zu schätzen weiß, in dem die Presse-
freiheit beschrieben ist. 

 

Ich käme niemals auf die Idee, überhaupt darüber 
nachzudenken, dass es irgendjemandem hier ge-
lingen könnte oder gar sollte, die Presse zu dres-
sieren. Allein dass Sie eine solche Überlegung in 
Ihrem Kopf haben, zeigt mir irgendwie, dass Sie in 
einer völlig anderen Welt leben, in einer völlig an-
deren Vorstellung, wie das alles funktioniert. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zuruf von 
der AfD) 

 

Sie meinen, wenn wir mit der Presse gewisse 
Dinge tun, dann schreiben sie das, was wir wol-
len. Das wollen Sie doch unterstellen. Ich glaube, 
dass das sogar eine Beleidigung der Presse ist; 
denn sie würde sich mit Sicherheit durch solche 
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Kunststückchen, die Sie anscheinend im Kopf 
haben, gar nicht beeindrucken lassen. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sie signalisieren, eine Frage zu haben und keine 
Kurzintervention? - Eine kurze Frage, bitte. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Herr Stahlknecht, haben Sie mich denn nicht rich-
tig verstanden? Ich habe nicht gesagt, dass Sie 
der Presse etwas diktierten, sondern ich habe ge-
sagt, Sie geben ihnen Stichworte und die schrei-
ben dann, was Sie sich eigentlich denken. 

 

(Lachen bei den GRÜNEN - Zuruf von 
Dr. Falko Grube, SPD) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Minister. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Gelegentlich fällt mir die Beantwortung Ihrer Fra-
gen schwer, weil Sie immer Schwierigkeiten ha-
ben, sie verständlich zu formulieren. Aber ich ha-
be verstanden, dass Sie „dressieren“ und nicht 
„diktieren“ gesagt haben. Damit haben Sie doch 
unterstellt, dass wir sozusagen mit dem Zauber-
stab und einem Reifen zur Presse gehen 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Lasso!) 

 

- oder sie mit einem Lasso einfangen - und darum 
bitten, hindurch zu springen. Ich weiß nicht, was 
Herr Eichler, der gerade dort oben sitzt, davon 
hält. Ich kann mir nicht vorstellen, dass er sich so 
dressieren lassen würde. Ich würde das auch gar 
nicht erst ausprobieren, 

 

(Heiterkeit bei der CDU, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

 

weil ich gar nicht auf die Idee käme. 

 

(Robert Farle, AfD: Doch! Sie sind zur Lan-
despressekonferenz erst gar nicht hinge-
gangen!) 

 

- Nein, Herr Farle. Herr Farle, wissen Sie - - 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Einen kleinen Moment, Herr Minister. - Ich muss 
Sie an dieser Stelle auf jeden Fall erst einmal 
unterbrechen und sagen, dass die 60 Minuten, die 
für die Fragstunde vorgesehen waren, um sind. 
Ich muss jetzt ins Plenum fragen, ob eine Verlän-
gerung gewünscht ist. 

 

(Zurufe: Nein! - Zustimmung - Sebastian 
Striegel, GRÜNE: Er darf aber zu Ende ant-
worten!) 

- Er darf zu Ende antworten. 

 

Gibt es den Wunsch, die Fragestunde zu verlän-
gern? - Das sehe ich nicht. Also kann Herr Minis-
ter noch zu Ende reden und ich werde zumindest 
ordnungshalber noch einmal sagen, wer sich noch 
zu Wort gemeldet hatte. - Bitte, Herr Minister, Sie 
können die Frage noch kurz zu Ende beantwor-
ten. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Frau Präsidentin, vielen Dank. - Auch im Hinblick 
auf die Opfer, im Hinblick auf das, was die Jüdi-
sche Gemeinde in Halle erlebt hat, und im Hin-
blick auf das, was wir jetzt gemeinsam verarbeiten 
müssen, auch diejenigen, die das erlebt haben, 
würde ich es gern dabei belassen. Denn ich glau-
be, das, was an Fragen kommt, ist für die Opfer 
und für die Hinterbliebenen teilweise schwer zu 
ertragen. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank. - Herr Kirchner, ich habe Ihre Wort-
meldung gesehen. Ich würde jetzt ordnungshalber 
noch einmal sagen, wer sich noch zu Wort ge-
meldet hatte, nämlich die Abg. Herr Gallert, Herr 
Raue und Herr Dr. Tillschneider. Sie haben nicht 
mehr die Möglichkeit, ihre Fragen zu stellen. 

 

Aber ich gehe davon aus, dass sich der Abg. Herr 
Kirchner als Fraktionsvorsitzender meldet. Des-
wegen habe ich bis zum Schluss gewartet. - Sie 
haben jetzt die Möglichkeit, zu sprechen, Herr 
Fraktionsvorsitzender Kirchner. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Nur noch einmal 
zur Klarstellung: Zuallererst nehmen wir hier nie-
manden Maß, weil er vorher versucht hat, uns drei 
Jahre lang Maß zu nehmen. 

 

Wir werfen Ihnen, Herr Stahlknecht, vor, dass Sie 
nicht das Fingerspitzengefühl haben, nach dem 
Angriff eines Messertäters auf eine Synagoge in 
Berlin entsprechend gehandelt zu haben und 
unsere Synagogen in Sachsen-Anhalt nicht ge-
schützt zu haben, wie es sich an so einem Feier-
tag gehört. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Das werfen wir Ihnen vor und dafür wollen wir Sie 
abwählen, für nichts anderes. Ihre Pressemittei-
lung lautete wie folgt: Wir fordern eine Trauerbe-
flaggung für den Anschlag auf die jüdische Syna-
goge. Darin war von Opfern und von deutschen 
Opfern keine Rede. Das ist die Wahrheit! 

 

(Beifall bei der AfD) 
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Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Damit ist 

die Fragestunde beendet. 

 
 

Wir kommen zum 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 2 

 

Erste Beratung 

 

Verurteilung der völkerrechtswidrigen militäri-
schen Invasion in Syrien 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/5068 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Gallert. Herr Gallert, 
Sie haben das Wort. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Natürlich kann man die Frage stellen, warum 
wir uns im Landtag über eine militärische Ausein-
andersetzung an der Südostgrenze der Türkei 
unterhalten müssen. Der Landtag hat keine 
außenpolitischen und keine militärpolitischen 
Kompetenzen, aber er ist ein politisches Gre-
mium. 

 

Wenn man eine Rangliste der Dinge, die in den 
letzten Wochen in der Bevölkerung von Sachsen-
Anhalt diskutiert worden sind, dann würde sicher-
lich der Terroranschlag von Halle ganz oben ste-
hen. Aber ich glaube, schon auf Platz zwei kämen 
die kriegerischen Interventionen, der Krieg zwi-
schen der Türkei und Syrien, der die Menschen 
im Land aufwühlt. 

 

Es sind Menschen aus Sachsen-Anhalt, die auf 
die Straße gegangen sind, die Protestdemonstra-
tionen gegen diese Militärintervention der Türkei 
organisiert haben. Es gibt Menschen bei uns in 
Sachsen-Anhalt, die die Möglichkeit schwinden 
sehen, wieder in ihre Heimat zurückzukehren, weil 
der Krieg ihnen alle Lebensgrundlagen rauben 
wird, die sie sich vielleicht wieder aufgebaut ha-
ben bzw. von denen sie gehofft haben, dass sie 
kommen werden. 

 

Natürlich wird auch Sachsen-Anhalt in Zukunft da-
von betroffen sein, dass mit diesem Krieg neue 
Fluchtursachen in dieser leidgeprüften Region 
entstehen werden. Sachsen-Anhalt wird auch da-
von betroffen sein, dass in dieser kriegerischen 
Auseinandersetzung durch das militärische Ein-
greifen der Türkei islamistische Terroristen, näm-
lich Terroristen des IS, nicht nur befreit werden, 
sondern mit absehbarer Wahrscheinlichkeit auch 
wiederbewaffnet werden. Auch dies wird seine 

                                            
 Auf der Grundlage des § 45 Abs. 4 GO.LT i. V. m. Nr. 7 des 

Beschlusses des Ältestenrates in den Drs. 7/2896 und 
7/4544 werden die Fragen 1 bis 10 und die dazugehörigen 
Antworten zu Protokoll gegeben. 

Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Sachsen-
Anhalt haben. 

 

Wenn diese Dinge in der Bevölkerung diskutiert 
werden, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann 
gehören sie auch in diesen Raum. Deswegen ha-
ben wir die Pflicht, uns dazu zu positionieren. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Bevor wir aber in die deutsche Debatte dazu ein-
steigen, brauchen wir eine Bewertung der Dinge, 
die dort überhaupt stattfinden. - Es handelt sich 
bei diesem Krieg ganz klar um eine militärische 
Intervention des NATO-Partners Türkei auf dem 
Staatsgebiet eines Nachbarstaates. Der GBD des 
Bundestages hat in den letzten Tagen - das dürfte 
niemanden wirklich überraschen - eindeutig fest-
gestellt: Dies ist ein ganz klarer Bruch des Völker-
rechtes. Das ist die Situation, mit der wir es hier 
zu tun haben. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von der AfD: 
Genau!) 

 

Da es sich um einen NATO-Partner handelt, ist es 
auch ganz klar ein Verstoß gegen Artikel 1 des 
NATO-Vertrages, der die NATO auf völkerrecht-
liche Grundlagen zwingt. Das müsste eigentlich 
unmittelbar zur Folge haben, dass die Türkei aus 
diesem Bündnis der NATO ausgeschlossen wird. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von der AfD: 
Genau!) 

 

Das Problem ist nur, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dass diejenigen NATO-Partner, die das vo-
rantreiben müssten, selber häufig so oft das Völ-
kerrecht gebrochen haben, dass dieser Aus-
schlussgrund verbraucht ist. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei der AfD) 

 

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben 
als Bundesrepublik Deutschland keinen Grund, 
auf dem hohen Ross zu sitzen. Der Jugoslawien-
krieg im Jahr 1992, die Bombardierung Belgrads 
war ein eindeutiger Völkerrechtsbruch. Das sind 
Dinge, die sich rächen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Wer einmal selbst das Völkerrecht bricht, muss 
sich nicht wundern, wenn andere es dann auch 
tun und keine Sanktionen verhängt werden. 

 

Wenn wir uns diese Situation anschauen, dann 
bedeutet es aber auch: Wenn es für die Türkei 
keine Konsequenzen innerhalb dieses Bündnis-
ses gibt, kann und wird es sein, dass die Bundes-
republik Deutschland nach den Artikeln 5 und 6 
des NATO-Vertrages verpflichtet werden kann, 
sich aufgrund eines Bündnisfalls an diesem Völ-
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kerrechtsbruch militärisch aktiv zu beteiligen. Das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, darf nie und nim-
mer passieren. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei der AfD) 

 

Allerdings - das sage ich ganz klar - sind die Vor-
schläge der CDU-Bundesvorsitzenden und Ver-
teidigungsministerin durchaus dazu geeignet, ge-
nau das zu tun. Darauf werde ich allerdings noch 
eingehen. 

 

Welche strategischen Ziele verfolgt der türkische 
Staatspräsident Erdoğan? - Sie sind eigentlich 
offensichtlich, werden allerdings selten benannt. 

 

Die Türkei behauptet, sie nehme legitime Sicher-
heitsinteressen an ihrer Südgrenze wahr. Interes-
santerweise ist aber weder die Türkei noch ir-
gendein anderer dazu in der Lage zu belegen, 
dass von den selbstverwalteten kurdischen Ge-
bieten auf der syrischen Seite jemals auch nur der 
Funke einer Gefahr für das türkische Hoheitsge-
biet ausgegangen ist. 

 

Es gibt keine Sicherheitsinteressen, die durch den 
bisherigen Status quo verletzt worden sind. Es ist 
eine Lüge, wenn die Türkei sagt, hier gehe es um 
ihre legitimen Sicherheitsinteressen. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei der AfD) 

 

Vielmehr geht es Erdoğan darum, seine Idee 
einer imperialen Regionalmacht, die Wiederaufer-
stehung des Osmanischen Reiches durchzuset-
zen und die erstarkende Opposition gegen sein 
autokratisches Regime zu spalten. Das hat er 
hervorragend durchgesetzt. 

 

Wir wollen uns daran erinnern, dass vor Kurzem 
in Istanbul eine Oberbürgermeisterwahl stattfand, 
in der sein Favorit, der AKP-Kandidat, verloren 
hat gegen einen Oppositionskandidaten der CHP, 
der - man muss es heute leider so sagen - türki-
schen Nationalisten im Gegensatz zu den Islamis-
ten der AKP. Dieser alternative Kandidat hat die 
Wahl nur aufgrund der deutlichen Unterstützung 
der HDP und der kurdischen Bevölkerung gewon-
nen. 

 

Was sagt der Istanbuler Oberbürgermeister jetzt? 
- Er steht voll hinter dieser Militäraktion, er ist da-
für, dass die kurdischen Selbstverwaltungskräfte 
und Hunderttausende Menschen aus dieser Re-
gion vertrieben werden. 

 

Erdoğan hat ein innenpolitisches Interesse an die-
sem Krieg und er ist skrupellos genug, die Oppo-
sition mit dieser Geschichte zu schwächen. Auch 
das wird in Deutschland leider zu wenig formuliert. 
Deswegen muss es hier ausgesprochen werden. 

 

Erdoğan hat das Ziel, aus der Region entlang der 
Grenze auf einer Breite von 400 km und einer 
Tiefe von etwa 30 km die dort lebende Bevölke-

rung, vor allem Kurden, Jesiden und Christen, 
vollständig zu vertreiben. 

 

Was will er dann machen? - Er will die zwei bis 
drei Millionen syrische Kriegsflüchtlinge, die jetzt 
in der Türkei leben, dorthin exportieren. Er will 
eine groß angelegte Umsiedlungsaktion realisie-
ren, indem er Hunderttausende Kurden, Jesiden 
und Christen aus dem Nordgebiet von Syrien 
vertreibt, um dann wiederum die Kriegsflüchtlinge 
aus der Türkei dort zwangsanzusiedeln. Das ist 
die Situation, mit der wir es zu tun haben. 

 

Wir können uns alle nicht vorstellen, mit wie viel 
menschlichem Leid die Umsetzung dieses Planes 
verbunden sein wird. Aber es muss benannt wer-
den, weil wir davon ausgehen, dass Menschen-
rechte unteilbar sind und dass auch wir nicht 
wegschauen können, wenn dieses Massenver-
brechen dort in Gang gesetzt wird, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Darüber hinaus hat Erdoğan ganz eindeutig das 
Ziel, seine islamistischen Verbündeten, die er 
gegen seine innenpolitischen Feinde einsetzt, vor 
allen Dingen auch gegen die Kurden, und den IS 
gegen Assad einzusetzen und die gesamte Re-
gion zu destabilieren, um die vorherrschende Re-
gionalmacht zu sein. 

 

Es ist imperiale Politik, es ist menschenverach-
tende Politik, die hier passiert, und es ist die Poli-
tik unseres NATO-Partners. In Deutschland redet 
man von berechtigten Sicherheitsinteressen der 
Türkei. Das ist ein Skandal! Das ist moralisches 
Grundversagen! Das muss ausgesprochen wer-
den, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ganz klar: Die Reaktivierung des IS durch Erdo-
ğans Verbündete und durch Erdoğan selber wird 
zuerst in Syrien, aber als nächstes im Irak zum 
Pulverfass werden und explodieren. Die Folgen 
für die Region und für Europa sind absehbar. Hier 
werden die neuen Flüchtlingskrisen organisiert 
und erzeugt, mit denen wir uns dann auseinander-
zusetzen haben. Deswegen müssen wir uns jetzt 
damit auseinandersetzen und nicht erst, wenn es 
zu spät ist, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

Kommen wir nun zu einigen weiteren an diesem 
Völkerrechtsbruch Beteiligten. Da wären als Ers-
tes die USA zu nennen. Die hat zwar die Kurden 
im Kampf gegen den IS gebraucht, nun aber den 
Völkerrechtsbruch der Türkei durch den Abzug 
der eigenen Truppen ausdrücklich unterstützt. 

 

Und ganz klar: Nicht anders sieht es mit Russland 
aus. Dessen strategisches Bündnis mit dem 
Assad-Regime lässt sie zwar mit Skepsis auf An-
kara schauen, aber der Deal liegt bereits auf dem 
Tisch. Russland und die Türkei teilen sich den 
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Einfluss in Syrien auf Kosten der Kurden im Nor-
den und auf Kosten von Menschenrechten im 
ganzen Land. Auch das ist ganz klar zu benen-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Die in den betroffenen Gebieten bisher existieren-
de kurdisch geprägte Selbstverwaltung war ge-
kennzeichnet durch den Versuch, demokratische 
Strukturen aufzubauen, und zwar in einem Gebiet, 
das ansonsten von Warlords und Despoten be-
herrscht wird. Und - das will ich hier auch ganz 
klar sagen - es war der Versuch, auch die innersy-
rische Diskriminierung von Kurden zu unterbre-
chen bzw. etwas dagegen zu tun. 

 

Im Übrigen ist es die einzige wirklich funktionie-
rende Selbstverwaltung in der Region, die ganz 
klar darauf gesetzt hat, Frauenrechte durchzuset-
zen und die Beteiligung von Frauen am demokra-
tischen Willensbildungsprozess zu realisieren. 
Dies wird jetzt von den USA, von Russland und 
unserem NATO-Partner Erdoğan zusammen mit 
islamistischen Partnern vernichtet. Das ist ein 
Desaster, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Während die ständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrates den Völkerrechtsbruch der Türkei mit 
einem UN-Mandat beenden müssten, um dort 
eine Sicherheitszone für die in dieser Region le-
benden Menschen zu etablieren, schlägt die 
CDU-Parteivorsitzende jetzt eine militärische EU-
Intervention in dieser Region vor. 

 

Nur, liebe Kolleginnen und Kollegen, welche Ziele 
soll bitte diese militärische EU-Intervention 
haben? - So richtig wissen wir es nicht. So richtig 
weiß es übrigens auch die Regierung nicht. Und 
auch die NATO-Partner wissen es noch nicht so 
richtig. 

 

Das Einzige, was ich aus ihrem Mund gehört 
habe, war, dass man diesen militärischen Einsatz 
in Übereinstimmung mit Erdoğan realisieren will. 
Das bedeutet nichts anderes, als dass man offen-
sichtlich mit Erdoğan darüber diskutiert, wie euro-
päische Truppen eingesetzt werden, um seine 
strategischen Ziele durchzusetzen. Aber das ist 
doch nun wirklich pervers! 

 

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann 
ich einen solchen Vorschlag nicht ernst nehmen. 
Der hilft Erdoğan, aber nicht den verfolgten und 
ermordeten Kurdinnen und Kurden in diesem 
Gebiet. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Zu den wirklichen politischen Handlungsalternati-
ven, die dazu dienen könnten, den Aggressor 
zurückzudrängen und nicht mit dem Aggressor 
seine Ziele durchzusetzen. 

Die türkische Wirtschaft ist durch verschiedene 
Faktoren schwer angeschlagen. Das hat übrigens 
dazu geführt, dass Erdoğans Putz bröckelt, dass 
die Opposition deutliche Positionskämpfe in die-
sem Land gewonnen hat. 

 

Es ist bisher überhaupt nicht erkennbar, dass es 
auf dem Gebiet der Europäischen Union ernsthaf-
te Bestrebungen gibt, echte Handelsboykotte 
durchzusetzen. Nicht einmal die Waffenlieferun-
gen werden wirklich eingefroren, sondern man hat 
gesagt: In Zukunft werden mögliche neue Anträge 
für Waffenlieferungen in die Türkei nicht mehr po-
sitiv beschieden, allerdings nur für die Waffen, die 
wir ohnehin schon auf der Roten Liste hatten. 

 

Nichts passiert auf dem Gebiet von Sanktionen. 
Nichts passiert auf dem Gebiet von militärischer 
Isolierung dieses Aggressors. Deswegen sind alle 
Debatten über ein militärisches Eingreifen völlig 
unrealistisch, weil man nicht einmal das versucht 
hat, was man wirklich umsetzen könnte. 

 

Deswegen geht es darum, reale Wege zu finden, 
den Aggressor in die Schranken zu weisen. Dazu 
wären wir in der Lage. Dafür reicht es zum Bei-
spiel aus, Hermes-Bürgeschaften nicht mehr zu 
genehmigen, dafür reicht es aus, über Sanktionen 
nachzudenken. Aber da sind wir offensichtlich so 
blockiert; die müssen wir gegenüber Russland 
durchhalten, bei der Türkei aber nicht; denn das 
ist unser NATO-Partner, da ist es nicht so 
schlimm. 

 

Die Türkei kann als Aggressor Völkerrecht bre-
chen, sie kann Hunderttausende Menschen ihrer 
Heimat berauben oder IS-Terroristen für sich in 
Anspruch nehmen - über Sanktionen wird über-
haupt nicht richtig nachgedacht. Da schmeißt man 
mit Wattebällchen. Die Frage ist: Warum, liebe 
Kolleginnen und Kollegen? 

 

Es gibt dafür einen einzigen Grund, den EU-
deutschen Türkei-Deal zur Abwehr von Flüchtlin-
gen. Erdoğan hat diese Karte in der Hand. Er 
sagt, entweder ihr macht das, was ich will, oder 
ich mache die Grenzen zur Europäischen Union 
auf. 

 

Weil diese Europäische Union bisher nicht in der 
Lage gewesen ist, mit den auch von ihr produzier-
ten Kriegsflüchtlingen in irgendeiner Art und 
Weise vernünftig und human umzugehen, hat 
Erdoğan dieses Erpressungspotenzial in der 
Hand. 

 

Der Witz ist nur, dass Erdoğans Politik dazu führt, 
dass es permanent mehr Kriegsflüchtlinge gibt. 
Irgendwann wird er die Grenzen aufmachen; da 
hilft auch kein Deal. Deswegen ist Schweigen und 
Appeasementpolitik gegenüber Erdoğan, so wie 
sie jetzt realisiert wird, der größte Fehler. 

 

Er verletzt die Menschenrechte derjenigen, die 
von seinem Krieg betroffen sind und er wird uns 
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nicht retten. Erdoğan erpresst uns. Man muss sich 
aus dieser Erpressung mit klarer Politik und mit ei-
ner humanen Flüchtlingspolitik in Europa befreien, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Sehr geehrter Herr Kollege, Ihre Redezeit ist be-
reits zu Ende.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Einen Satz genehmigen Sie mir vielleicht noch, 
Frau Präsidentin.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Bitte. Das dürfen Sie gern.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Lassen Sie uns von Magdeburg aus ein Signal 
nach Berlin senden, ein deutliches Signal an den 
Agressor auf der einen Seite, aber auch ein deut-
liches Signal an die Betroffenen in der Region und 
ihre hier lebenden Verwandten und Freunde. 
Stimmen Sie unserem Antrag zu. - Danke.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank, Herr Abg. Gallert. Es gibt zwei Fra-
gesteller, und zwar ist das fast gleich. Aber ich 
nehme jetzt erst einmal - - Ja, Sie dürfen schon.  

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank. - Herr Gallert, mich würde Ihre Posi-
tion zu dem Verein DITIB interessieren, der ja in 
Deutschland mehrere Vereine bzw. auch Mo-
scheen unterhält und der sozusagen direkt dem 
Herrn Erdoğan unterstellt ist, indem die Men-
schen, die dort die geistige Vorleistung oder den 
geistigen Input liefern, der in den Moscheen dann 
auch transportiert wird, sozusagen direkt aus 
Herrn Erdoğans Haus gesteuert werden.  

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank, Herr Abg. Roi. - Bevor Sie Ihre Ant-
wort geben können, habe ich die ehrenvolle Auf-
gabe, Schülerinnen und Schüler der Freien Schu-
le im Burgenlandkreis „Jan Hus“ aus Naumburg 
recht herzlich hier bei uns im Hohen Hause zu be-
grüßen.  

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Jetzt haben Sie das Wort, Herr Abg. Gallert.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Erstens. Ich halte die Versuche des Erdoğan-Re-
gimes, mit einer islamistisch-mittelalterlich struktu-

rierten Politik - ich sage: zum Teil durchaus auch 
mit einer faschistisch strukturierten Politik - bei 
den Menschen, die mit türkischer Abstammung 
hier in Deutschland leben, Einfluss zu gewinnen, 
sie zu organisieren, für eine kreuzgefährliche 
Situation und für eine realistische Bedrohung. Das 
ist so.  

 

Wir müssen uns aber die Frage stellen: Warum 
fallen diese Versuche von Erdoğan gerade in der 
türkischen Gemeinschaft in Deutschland auf so 
fruchtbaren Boden?  

 

Dazu gibt es eindeutige Analysen. Jemand, der 
sich hier als Mensch zweiter Klasse empfindet, ist 
empfänglich dafür, wenn ihm jemand verspricht, 
etwas ganz Besonderes zu sein. Alle Analysen, 
die es zu der Situation sozusagen im Bereich der 
türkischen Community in Deutschland gibt, besa-
gen das ganz klar, übrigens auch die Wahlanaly-
sen, die vor allen Dingen ein sehr gutes Wahler-
gebnis für Erdoğan untersucht haben. Überall ist 
die klare Antwort: Wir sind hier Menschen zweiter 
Klasse, und weil wir uns so behandelt sehen, 
wollen wir eine politische Alternative.  

 

DITIB fällt auf diesen fruchtbaren Boden. Dazu 
sage ich immer noch, übrigens auch für uns in 
Sachsen-Anhalt: Die Leute reagieren so, wie mit 
ihnen umgegangen wird.  

 

Ich will es einmal klar sagen: Es gibt inzwischen in 
Sachsen-Anhalt einen wirklich organisierten, 
strukturierten Dachverband der islamischen Ge-
meinden. Der Vorsitzende sagt ganz klar: Wir 
halten uns von DITIB, wir halten uns von solchen 
Organisationen fern. Wir wollen unseren eigenen 
Dachverband in Sachsen-Anhalt gründen, um 
nicht politisch missbraucht zu werden.  

 

Deshalb ist es so extrem wichtig, dass wir ihnen 
das Signal aussenden, dass sie unsere Partner 
sind. Wir dürfen sie nicht in die Arme von DITIB 
und ähnlichen Strukturen treiben. Deswegen ist 
der gleichberechtigte Dialog mit den islamischen 
Gemeinden in Sachsen-Anhalt so wichtig. - 
Danke.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank, Herr Gallert. - Jetzt hat Herr Raue 
die Möglichkeit, seine Frage zu stellen. Bitte.  

 
 

Alexander Raue (AfD):  

 

Herr Gallert, Ihre Träumereien von dieser gemein-
samen europäischen solidarischen Flüchtlingspo-
litik: Ist Ihnen denn nicht klar, dass das in Europa 
nicht mehrheitsfähig ist? Es ist nicht einmal mehr 
mehrheitsfähig bei unseren dänischen Nachbarn. 
Selbst die haben ihre Grenzen zu Deutschland 
geschlossen. Es bleiben Ihre eigenen Träume.  
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Die Frage ist, Herr Gallert: Ist Ihnen denn auch 
bewusst, dass das, was Sie fordern, den Erdo-
ğan-Deal platzen zu lassen - das schwebt ja in 
Ihren Gedanken -, dazu führt, dass weitere drei 
Millionen muslimische Flüchtlinge den Weg nach 
Deutschland suchen würden?  

 

Deutschland hat in der gesamten EU die höchsten 
Sozialleistungen für Flüchtlinge und bietet die 
größten Anreize. Ich frage Sie: Wie wollen Sie das 
denn finanzieren? - Das würde implizieren, dass 
ungefähr 60 bis 80 Milliarden € jedes Jahr noch 
einmal zusätzlich durch Bund, Länder und Kom-
munen aufgewandt werden müssten, um diese 
Menschen hier dauerhaft zu versorgen.  

 

Wir müssen genau den entgegengesetzten Schritt 
gehen. Es stellt sich deshalb für mich tatsächlich 
die Frage - ich spreche diesbezüglich nicht für 
meine Fraktion, sondern für mich -, ob es denn 
nicht sinnvoller ist, in Syrien für Syrer ein interna-
tionales Schutzgebiet zu schaffen und dort Städte, 
Flüchtlingslager aufzubauen, damit die Menschen 
heimatnah, in ihrem Sprach- und Kulturraum 
untergebracht werden. Das ist die Frage, die wir 
beantworten müssen.  

 

Aber wie wollen Sie es finanzieren, wenn die alle 
hierher kommen? Das würde geschehen.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Herr Abg. Gallert, bitte.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Herr Raue, erster Punkt: Natürlich ist Ihr Traum: 
dichte Grenzen, keiner kommt rüber. - Ich sage 
Ihnen aus meiner eigenen historischen Erfahrung 
- die dürften Sie übrigens auch haben -: Das Prin-
zip bewährt sich auf Dauer nicht.  

 

Punkt 2. Ich habe hier erläutert, wie die Situation 
unter der Bedingung des Flüchtlingsdeals wird, 
dass nämlich durch diesen Flüchtlingsdeal Erdo-
ğan in der Lage ist, Politik zu betreiben, die die 
potenzielle Zahl von Flüchtlingen permanent er-
höht.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Wir reden nicht nur von Syrien. Wir reden vom 
Irak. Wir reden von Jordanien. Wir reden vom Li-
banon usw. usf. Die gesamte Region wird destabi-
lisiert und dann reden wir über eine zweistellige 
Millionenzahl.  

 

Punkt 3. Natürlich ist die Debatte über Schutzzo-
nen in Syrien schon relativ lange geführt worden. 
Aber das, was jetzt unter den Bedingungen des 
Erdoğan-Deals, des EU-Türkei-Deals passiert, 
das sind doch nicht wirklich Schutzzonen. Es ist 
eine türkisch-islamistische Herrschaft, die dort 
aufgebaut wird, die damit beginnt, Hunderttausen-
de von Menschen erst einmal zu vertreiben.  

Dann müssen wir übrigens ein bisschen über 
internationale Politik nachdenken, darüber, was in 
einer solchen Region die Vertreibung von Hun-
derttausenden Türken, von Hunderttausenden 
Kurden, um dort dann wieder andere Syrer anzu-
siedeln, für die umliegenden Bereiche bedeutet. 
Die bleiben nämlich nicht einfach an der Grenze 
stehen. Die gehen in den Irak. Die gehen in den 
Südosten der Türkei, wenn sie die Chance haben. 
Dort gibt es dann eine weitere Destabilisierung.  

 

Praktisch wie ein Kreis im Wasser werden die 
Konflikte ausgelagert. Sie werden immer größer. 
Wenn wir da zugucken und wenn wir Erdoğan ge-
währen lassen und ihm nicht eindeutig Einhalt ge-
bieten, wird das Problem immer größer, und die 
Grenze können Sie nicht so hoch bauen, wie Sie 
sie haben wollen.  

 

Nein, wir könnten diese Geschichte mit Schutzzo-
nen - - Deswegen sagen wir: Der Sicherheitsrat 
muss mit einem UN-Mandat Schutzzonen einrich-
ten. Aber worüber jetzt diskutiert wird, ist, Schutz-
zonen einzurichten, in denen Erdoğan die Herr-
schaft hat und in der die Kurden, die jetzt dort 
leben, vertrieben werden. Das ist doch keine Lö-
sung.  

 

Deswegen sage ich einmal: Wer wirklich Realist 
ist, weiß, dass dieser Deal uns in den Abgrund 
treibt. - Danke.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank, Herr Gallert. Ich sehe keine weiteren 
Fragen. - Bevor wir in die Debatte mit fünf Minu-
ten Redezeit je Fraktion einsteigen, hat für die 
Landesregierung Herr Minister Stahlknecht das 
Wort. Bitte, Herr Minister.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In einer Sitzung des Nordatlantikrates haben vor 
allem Deutschland, Frankreich, Albanien, Island, 
Belgien und Luxemburg deutlich gemacht, dass 
Ankara von ihnen keine Unterstützung in Nordsy-
rien erwarten könne. Die Türkei könne auch im 
Fall eines Gegenangriffs aus Syrien auf türki-
schem Gebiet nicht mit Beistand nach Artikel 5 
des Nordatlantikvertrages rechnen.  

 

Ein Austritt von Deutschland aus der NATO wäre 
auch ein Bruch mit den anderen Partnerländern 
dieses Bündnisses und damit nicht tragbar.  

 

Die Landesregierung verurteilt den Angriff der 
türkischen Armee in Nordsyrien. Kein Land hat 
das Recht, die Souveränität eines anderen Staa-
tes zu missachten, um eigene Interessen durch-
zusetzen.  
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Einen Verrat von humanistischen Grundwerten im 
Rahmen der deutschen Flüchtlingspolitik vermö-
gen wir nicht zu erkennen. Gemessen an den 
Fakten nimmt Deutschland mehr Flüchtlinge auf 
als alle anderen Länder der EU.  

 

Weltpolitisch betrachtet ist der türkische Angriff 
eine große Herausforderung für die europäischen 
Länder, damit auch eine Herausforderung dahin 
gehend, darauf angemessen zu reagieren.  

 

Der geopolitische Diskurs mit den Verbündeten 
der Kurden, das Einschreiten von russischen 
Truppen in Syrien und das Militärbündnis der 
Kurden mit Assads Regierungstruppen ordnen die 
Mächte im arabischen Raum neu und lassen den 
IS in dieser Region wieder erstarken.  

 

Auch der Machtanspruch der Türkei führt zu einer 
dramatischen Verschiebung der Kräfte, worauf 
Europa zugewandte Länder wie beispielsweise 
Saudi-Arabien unter Zugzwang gebracht werden.  

 

Um die Sicherheit der Bevölkerung in den arabi-
schen Staaten weiterhin zu gewährleisten sowie 
die wirtschaftliche Lage zu verbessern, muss sich 
Europa als geeinte Kraft der Türkei entgegenstel-
len und ihr Einhalt gebieten. Ein Bündnispartner 
der NATO muss seine und die globalen Grenzen 
anderer Länder akzeptieren. - Vielen Dank.  

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Danke, Herr Minister. Es gibt eine Frage, und 
zwar hat sich der Abg. Herr Striegel zu Wort ge-
meldet.  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Minister, vielen herzlichen Dank sozusagen 
für Ihre Einschätzung zur grundsätzlichen Lage. - 
Ich habe eine konkrete Frage Sachsen-Anhalt be-
treffend.  

 

Wir haben ja mindestens eine Staatsbürgerin aus 
Sachsen-Anhalt in der betroffenen Region, die 
derzeit in einem Gefangenenlager interniert ist. 
Meine Frage ist in dem Zusammenhang eine rein 
sicherheitspolitische.  

 

Halten Sie es für notwendig, sich um eine Rück-
kehr dieser Staatsbürgerin zu bemühen? Erstens 
um Strafverfolgung abzusichern und zweitens 
aber vor allem auch mit Blick darauf, dass es nicht 
zu einer unkontrollierten Entweichung von solchen 
Personen kommt, wodurch dann eine Rückkehr 
von den Sicherheitsbehörden sozusagen nicht 
rechtzeitig bemerkt werden würde.  

 

Deshalb frage ich: Welche Maßnahmen unter-
nimmt die Landesregierung, um zu einer geordne-
ten Rückkehr dieser deutschen Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger zu kommen, auch mit Blick auf 
die Sicherheitslage in Sachsen-Anhalt und in der 
Bundesrepublik Deutschland?  

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Herr Minister Stahlknecht.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Diese Überlegungen oder Verhandlungen oder 
was dem zugrunde liegt, laufen über das Auswär-
tige Amt in Berlin. Dazu können wir keine Aus-
kunft geben.  

 

Die Frage - das gilt ja nicht nur in diesem Fall; 
denn es gibt ja Menschen aus der gesamten Bun-
desrepublik, die, aus welchen Gründen auch 
immer, dorthin gegangen sind und jetzt in diesen 
Lagern sind - ist schwierig zu beantworten, wenn 
ich ehrlich bin.  

 

Auf der einen Seite sagt man, es ist kontrolliert 
machbar - was Sie vorgetragen haben -, auf der 
anderen Seite stellt sich immer die Frage, ob sie 
von ihrer Ideologie abgelassen haben und dann 
hier eben nicht wieder eine Gefährdung anderer 
Art darstellen. In diesem Spannungsfeld bewegen 
sich die Überlegungen.  

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch:  

 

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Fragen. - 
Somit steigen wir in die angekündigte Debatte mit 
fünf Minuten Redezeit je Fraktion ein. Der erste 
Debattenredner wird für die SPD-Fraktion der 
Abg. Herr Hövelmann sein. Sie haben das Wort, 
Herr Abg. Hövelmann.  

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Was sich derzeit in Syrien vor 
den Augen der Welt abspielt, ist eine humanitäre 
Katastrophe.  

 

Berichte von Hilfsorganisationen, die zu einem 
großen Teil inzwischen selbst die Region verlas-
sen mussten, lassen nur im Ansatz erahnen, wel-
che Dramen sich vor Ort abspielen und ereignen.  

 

Wir wissen von zahlreichen Todesopfern, von 
Hunderttausenden, die auf der Flucht sind, und 
das innerhalb eines ohnehin in weiten Teilen aus-
gezehrten und zerstörten Landes.  

 

Ich will ergänzen: Es ist nicht nur eine humanitäre 
Katastrophe, es ist auch eine internationale politi-
sche Katastrophe. Deren Auswirkungen auf die 
Neuordnung der Kräfteverhältnisse und die Si-
cherheitsarchitektur in der Region können wir 
überhaupt noch nicht abschätzen.  

 

Dass ausgerechnet die Kurden, die massiv dazu 
beigetragen haben, den Islamischen Staat zu-
rückzudrängen, nun selbst zum erneuten Opfer 
werden, ist an Tragik kaum zu überbieten.  
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Nach dem Abzug der US-Truppen sorgt der türki-
sche Staatspräsident mit seinem Einmarsch für 
ein Wiedererstarken des IS. Er stürzt eine ganze 
Region ins Chaos und macht sie zur Geisel seiner 
nationalen, ja, man kann sagen, nationalistischen 
Pläne.  

 

Das, meine Damen und Herren, ist für die interna-
tionale Staatengemeinschaft nicht hinnehmbar. 
Natürlich hat er damit auch das Sicherheitsbünd-
nis NATO und die ganze Weltgemeinschaft bloß-
gestellt.  

 

Es gehört auch zur Wahrheit, dass die seit nun-
mehr zwei Jahren nicht immer auf rationaler Be-
wertung basierte US-amerikanische Außenpolitik 
ganz wesentlich Verantwortung für diese Entwick-
lung trägt.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
dürfen den Geschehnissen in Syrien nicht tatenlos 
zuschauen. Wir dürfen auch nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen. Unabhängig davon, 
dass uns bewusst ist, dass deutsche Außenpolitik 
im Bundestag und durch die Bundesregierung 
realisiert wird und die Kompetenz nicht bei uns im 
Landesparlament liegt, ist es doch richtig und 
wichtig, dass wir uns heute mit diesem Thema 
auseinandersetzen. Ich danke den LINKEN, dass 
sie dieses Thema zur Sprache gebracht haben.  

 

Auch wenn wir uns heute wahrlich nicht in allen 
Punkten einig sein werden, hoffe ich trotzdem, 
dass es ein deutliches Signal dieses Landtages 
gibt, dass wir diesen völkerrechtswidrigen Akt 
auch so benennen und verurteilen.  

 

(Zustimmung bei der SPD)  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für uns 
Sozialdemokraten ist klar: Wir verurteilen den 
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der Türkei auf 
das Schärfste. Wir unterstützen die Forderung, 
Präsident Erdoğan vor dem Internationalen Straf-
gerichtshof in Den Haag wegen der türkischen 
Offensive in Nordsyrien anzuklagen. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Wir erwarten die Durchsetzung eines europäi-
schen Waffenembargos gegenüber der Türkei, 
und, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
erwarten die Durchsetzung von nationalen und 
europäischen Wirtschaftssanktionen. Die Türkei 
muss, unabhängig von weiteren diplomatischen 
Verhandlungen zur Beendigung der Krise, auch 
massiv erfahren, dass ihr völkerrechtswidriges 
Verhalten nicht ohne Konsequenzen bleibt.  

 

Der Vergleich liegt doch auf der Hand: Wie haben 
die europäische und die internationale Staatenge-
meinschaft reagiert, als Russland den völker-
rechtswidrigen Akt zur Annexion der Krim vollzo-
gen hat? Wenn man diesen Maßstab anlegt, dann 

bedarf es jetzt tatsächlich eines konsequenten 
Handelns gegenüber der Türkei. 

 

(Zustimmung von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Welche Rolle zur Beendigung der Krise die von 
der Bundesverteidigungsministerin in die Diskus-
sion gebrachte Sicherheitszone spielen wird, wer-
den wir sehen. Es ist noch vieles an Fragen offen. 
Auch dies kann ohnehin nur durch die Vereinten 
Nationen entschieden werden. Der politische Al-
leingang jedenfalls wirkt, mit Verlaub, etwas un-
durchdacht und ist offenkundig auch unabge-
stimmt. Für mich gibt es dabei zahlreiche offene 
Fragen, die zu klären sind. 

 

Die jetzt bekannt gewordene Vereinbarung zwi-
schen Erdoğan und Putin lässt jedenfalls für die 
Zukunft der kurdischen Gemeinschaft nichts 
Gutes erhoffen - wenig für Frieden, wenig für De-
mokratie und wenig für Menschenrechte. Ent-
scheidend ist nach meiner festen Überzeugung 
deshalb, dass wir die Diplomatie wieder siegen 
lassen.  

 

Es ist auch unerträglich, dass das NATO-Mit-
gliedsland Türkei offensichtlich und offen gegen 
das Völkerrecht verstößt. Auch innerhalb der 
NATO muss das diskutiert und sanktioniert wer-
den. Ich hoffe, wir haben die Gelegenheit, den 
Vertreter des Landes Sachsen-Anhalt in der 
NATO PV, der Parlamentarischen Versammlung 
der NATO - wir haben ja einen Vertreter, 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum letzten Satz. 

 
 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

das will ich gern tun - Herrn Staatsminister Ro-
bra -, zu den Diskussionen in der Parlamentari-
schen Versammlung der NATO zu befragen, um 
uns ein Bild davon zu machen, wie das politisch 
diskutiert wird. 

 

Ich bitte darum, den Antrag in den Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Me-
dien zu überweisen. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 
LINKEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Hövelmann. Ich sehe 
keine Fragen. - Somit kommen wir zum nächsten 
Debattenredner. Für die AfD-Fraktion spricht der 
Abg. Rausch junior, Herr Tobias Rausch. Sie ha-
ben das Wort. Bitte. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Da-
men und Herren! Heute diskutieren wir den Antrag 
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mit dem Titel „Verurteilung der völkerrechtswidri-
gen militärischen Invasion in Syrien“. Auch ich 
danke der Antragstellerin, dass sie diesen Antrag 
heute ins Plenum gebracht hat. Wir von der AfD-
Fraktion sehen die Situation in Syrien und die da-
mit verbundenen Ereignisse ebenso mit Sorge, 
daher haben wir einen ähnlichen Antrag ins Ple-
num gebracht. 

 

Wie es zu den Ereignissen kam und welche 
Mächte ihre Interessen dort ausspielen, werde ich 
in meiner Rede heute Abend darlegen, daher sei 
mir kurz erlaubt, etwas zum Antrag und zu den Er-
eignissen zu sagen. Das NATO-Mitglied Türkei ist 
in Kampfhandlungen mit Syrien getreten, um eine 
Schutzzone einzurichten. Die Türkei selbst spricht 
von einer Friedensmission. Nur: Wie passt das mit 
dem Völkerrecht oder mit den Menschenrechten 
zusammen? Die Antwort ist einfach: überhaupt 
nicht.  

 

In der Türkei wurden und werden kritische Stim-
men zum Konflikt in Gefängnisse gesperrt, in je-
ner Türkei, die die EU mit ihrem Flüchtlingsdeal 
erpresst, in jener Türkei, die immer noch EU-Mit-
gliedsstaat werden will. Ich denke, dass jedem 
klar sein sollte, dass dieses Vorgehen zu verurtei-
len ist, meine Damen und Herren; denn die Leid-
tragenden der türkischen Invasionsbestrebungen 
und, damit einhergehend, der von der türkischen 
Regierung zu verantwortenden Gräueltaten ist 
insbesondere die kurdische Zivilbevölkerung. 

 

Aber wie ist das möglich geworden? Der Norden 
Syriens wurde von der YPG kontrolliert. Dort ha-
ben die Kurden einen autonomen Staat errichten 
wollen. Nach dem Abzug der kriegsmüden USA 
werden die Karten nun in Syrien neu gemischt 
zwischen den Kurden, der Türkei, der Assad-Re-
gierung und Russland.  

 

Es sind die Szenen eines überstürzten Abzuges. 
Mühevoll drängt sich ein US-Konvoi durch die 
Straßen von Kamischli in Syrien, vorbei an der 
aufgebrachten Menge, die wütend und verzweifelt 
versucht, die Soldaten aufzuhalten. Die Kurden 
haben an der Seite der USA gegen den Islami-
schen Staat gekämpft. Nun, da die USA das Feld 
für die türkische Offensive gegen die Einheiten 
der YPG räumt, fühlen sie sich im Stich gelassen. 
Ein kurdischer Sprecher wird wie folgt zitiert: 

 

„Wenn ihr in euer Land zurückkommt, sagt 
eurem Volk, dass die Kurden hier sterben 
werden.“ 

 

Nach jahrzehntelangen Kriegen im Nahen Osten 
sind die Amerikaner kriegsmüde, die USA geben 
den Sheriffstern in Syrien ab. Es sieht so aus, als 
ob der Interventionismus der Großmacht, die die 
Nachkriegsordnung so wie keine andere geprägt 
hat, zu Ende geht. Zitat: „Jeder, der in Syrien 
helfen will, die Kurden zu beschützen, ist mir recht 

- ob Russland, China oder Napoleon Bonaparte. 
Ich hoffe, sie machen das gut, wir sind 7 000 Mei-
len entfernt.“, twitterte Donald Trump.  

 

Was die Türkei will: Erdoğan wollte entlang der 
gesamten syrischen Grenze auf einer Breite von 
35 km eine Schutzzone errichten, das heißt im 
Grunde eine Besatzungszone. Dort befinden sich 
aber alle wichtigen Städte, die die Kurden haben, 
auch Teile der Öl- und Gasfelder liegen dort, und 
es ist ein sehr wichtiges strategisches Gebiet. 
Was die Türkei eigentlich verhindern wollte, ist, 
dass in Syrien ein kurdisches Autonomiegebiet 
entwickelt und etabliert wird. Deshalb spricht die 
Türkei auch von Antiterroraktionen, die sie durch-
führt; denn dieses Gebiet wurde von der Organi-
sation YPG kontrolliert, die der PKK nahesteht 
und in der Türkei schon seit mehr als 40 Jahren 
einen Guerillakrieg führt. 

 

Neue Ereignisse gab es in Sotschi. Russland und 
die Türkei trafen sich dort und vereinbarten nach 
sechseinhalbstündigen Verhandlungen zwischen 
Putin und Erdoğan eine Feuerpause. Am Längs-
ten aber hat man darum gerungen, wie groß die 
Sicherheitszone sein soll und wer sie kontrolliert. 
Putin - ich zitiere -: In sehr langen, angespannten 
Gesprächen ist es uns gelungen, eine Lösung zu 
finden, die meiner Meinung nach sehr wichtig und 
schicksalsträchtig ist. Sie ist die Lösung für die 
sehr komplizierte Situation an der syrisch-tür-
kischen Grenze. 

 

Russische Militärpolizisten und syrische Armee 
sollen nun dafür Sorge tragen, dass sich die kur-
dische YPG aus diesem Sicherheitsstreifen bzw. 
-zonen zurückzieht. Danach soll es türkisch-
russische Patrouillen in einer 10 km breiten Puf-
ferzone geben, Erdoğan hatte 35 km gefordert; 
und es scheint, als ob die Russen auf dieses Ab-
kommen abzielen. Sie wollen die Normalität zwi-
schen Ankara und Damaskus herstellen; denn es 
gab schon einmal eine Vereinbarung zwischen 
beiden Staaten.  

 

Die Schutzzone wird jetzt wohl voraussichtlich auf 
den Gebieten zwischen Akçakale  und Ras al-Ain 
auf einer Breite von 10 km gezogen, und Erdoğan 
sagt dazu - Zitat -: In das Gebiet, das von Terro-
risten gesäubert werden soll, sollen Flüchtlinge 
ziehen, die aus Syrien stammen. Es geht um Mil-
lionen Menschen. Bei der Umsiedlung hoffen wir 
auf internationale Hilfe. Der Vorschlag aus 
Deutschland von Annegret Kramp-Karrenbauer, 
eine internationale Schutzzone einzurichten, spielt 
derweil keine Rolle.  

 

Und was ist das Ende? Erdoğan hat mit seinem 
Instinkt, die Situation auszunutzen und die 
Schwächen der Amerikaner zu nutzen, seine poli-
tischen Ziele erreicht. Er hat die Opposition im 
eigenen Land, die ihn angreifen wollte, gespalten 
und Teile hinter sich gebracht. Er hat - - 
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Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Abg. Rausch, sprechen Sie bitte jetzt den 
letzten Satz. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Zumindest mal 
Luft holen, das ist wichtig!) 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Jawohl. Es ist etwas wenig Zeit für die Debatte. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Weniger re-
den, mehr sagen! - Gegenruf von der AfD: 
Das sagt der Richtige! - Heiterkeit bei der 
AfD) 

 

Auf jeden Fall, um es kurz zu machen - ich habe 
ja heute Abend noch einmal Zeit -: Dem Ansinnen 
der Fraktion DIE LINKE stimmen wir zu. Die 
Handlungen lehnen wir strikt ab und sind auch ein 
wenig darüber besorgt, wie die Äußerungen man-
cher Vertreter der Regierungsparteien waren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Rausch. - Wir kommen 
zur nächsten Debattenrednerin. Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Abg. Frau 
Frederking. Sie haben das Wort. Bitte. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Weit weg - und dennoch sind wir Zeu-
gen der schrecklichen Militäroffensive der Türkei 
in Nordsyrien. Auf Veranlassung des türkischen 
Präsidenten Erdoğan ist die Kurdenmiliz angegrif-
fen worden. Wir verurteilen das Agieren Erdoğans 
und seines Militärs. Diese Position wollen wir als 
deutliches Signal senden. Unsere Solidarität gilt 
den syrischen Kurdinnen und Kurden, die dort 
nicht mehr in Sicherheit leben können. Sie sind 
die Leidtragenden und müssen schon wieder Tote 
beklagen. Es ist eine humanitäre Katastrophe. 

 

Wie ohnmächtig sehen wir einen völkerrechtswid-
rigen Angriffskrieg. Es gibt keinerlei Legitimation 
für die Türkei zu dieser völkerrechtswidrigen Inva-
sion; denn es gab keine Angriffssituation seitens 
der Kurden auf die Türkei und keine Selbstvertei-
digungssituation für die Türkei.  

 

Wenn Erdoğan von „Schutzzone“ spricht und vor-
gibt, sein Land vor den Kurdinnen und Kurden 
schützen zu wollen, dann ist das zynisch und 
menschenverachtend. Erdoğan geht es um die 
Erlangung der Hoheit über eine Region außerhalb 
des eigenen Staatsgebietes, und dort sind ethni-
sche Säuberungen zu befürchten. Die erfolgte 
militärische Eroberung wird die Region hingegen 
leider weiter destabilisieren und Fluchtbewegun-
gen auslösen. Neue Folgekonflikte drohen. 

Was kann Deutschland tun, was kann die EU tun, 
um das traurige Schicksal der Kurdinnen und 
Kurden zu beenden, um die Sicherheit wiederher-
zustellen, die gerade durch die aus den Gefäng-
nissen geflüchteten Kämpferinnen und Kämpfer 
der Terrormiliz Islamischer Staat bedroht ist?  

 

Um es klarzustellen: Der richtige Ort für die Dis-
kussion dieser Fragen ist der Deutsche Bundes-
tag, und auch wenn entsprechende Entscheidun-
gen nicht beim Landtag von Sachsen-Anhalt lie-
gen, können wir Fragen nach dem Engagement 
und der Verantwortung Deutschlands und der EU 
stellen, auch Fragen nach der Betroffenheit von 
Sachsen-Anhalt. 

 

Als GRÜNEN-Landtagsfraktion meinen wir, es ge-
hört auch zur Verantwortung, in Syrien inhaftierte 
deutsche IS-Kämpferinnen und -Kämpfer und ihre 
Angehörigen mit deutscher Staatsbürgerschaft zu 
übernehmen, um diese für ihre Straftaten hier 
strafrechtlich zu belangen. Nicht zuletzt, um sie 
weiter hinter Gittern zu halten und ihr Fliehen oder 
auch unbemerktes Rückkehren und damit die 
Fortführung ihrer Gefährdungen und im schlimms-
ten Fall ihrer Massaker zu verhindern, egal ob in 
Syrien, in anderen Ländern des Nahen Ostens 
oder in Europa. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das ist ja eine 
neue Begründung!) 

 

Ein wesentlicher Aspekt ist dabei auch, im Sinne 
des Kindeswohls die Kinder der Täterinnen und 
Täter in Deutschland aufzunehmen.  

 

Mindestens ein Fall einer IS-Kämpferin aus Sach-
sen-Anhalt ist bekannt. Vor dem Hintergrund des 
Präventionsansatzes wird die Landeszentrale für 
politische Bildung beim „Fachtag Islamismus“ die 
Fragen stellen: Welche Probleme werden sich bei 
rückkehrenden Familien von IS-Kämpferinnen und 
-Kämpfern ergeben? Auf welche sozialen Heraus-
forderungen müssen sich Kindergarten, Schule 
und Gesellschaft angesichts traumatisierender Er-
fahrungen einstellen? 

 

Um einen weiteren furchtbaren Konflikt mit Ge-
walt, Tod, Vertreibung und Flucht in einer ohnehin 
schon krisengeschüttelten Region abzuwenden, 
bedarf es einer klaren Haltung des Bundes und 
der EU. Die Entscheidungen liegen beim Bund 
und müssen schnell getroffen werden, denn täg-
lich werden neue Tatsachen geschaffen, wie ges-
tern durch die ins Grenzgebiet eingezogene russi-
sche Militärpolizei. Dennoch: Alleingänge und 
Schnellschüsse verbieten sich. Wir Europäerinnen 
und Europäer haben es bislang den USA überlas-
sen, für Sicherheit zu sorgen. Nachdem das US-
Militär weg war, ist eine Kettenreaktion ausgelöst 
worden. Diejenigen, die gegen den IS gekämpft 
haben, werden im Stich gelassen. 
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Ja, es ist wünschenswert, dass Deutschland und 
die EU mehr Verantwortung übernehmen und sich 
mehr einsetzen. Und Ideen stehen im Raum: neu 
der NATO-Einsatz mit Beteiligung von europäi-
schen Kräften als neutrale Schutzmacht, Wirt-
schaftssanktionen, keine Waffen mehr in die Tür-
kei, keine Hermes-Bürgschaften, EU-Sonderbot-
schafter, Konferenz für Sicherheit und Zusam-
menarbeit, Unterstützung der demokratischen 
Kräfte in der Türkei.  

 

Für die richtigen Entscheidungen bedarf es eines 
sorgfältigen Konsultationsprozesses unter den 
Partnern, wie Bundeskabinett, NATO und EU, 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Werte Kollegin Frederking, bitte den letzten Satz 
formulieren. Sie sind schon über Ihre Redezeit 
hinaus. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

und eines Agierens im europäischen Verbund. 
Frau Kramp-Karrenbauer wird heute mit den 
NATO-Partnern sprechen, und das ist natürlich 
richtig, wenn auch überfällig. - Vielen Dank. 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Frau Abg. Frederking, Sie haben jetzt die Möglich-
keit, eventuell doch noch ein bisschen weiterzure-
den. - Nein, Sie ziehen zurück. - Dies ist leider 
doch nicht der Fall, denn es gibt keine Fragen. 
Somit kommen wir zum nächsten Debattenredner. 
Für die CDU-Fraktion spricht der Abg. Herr Kurze. 
- Herr Abgeordneter, Sie haben jetzt das Wort. 
Bitte schön. 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist ein wichtiges Thema, das wir 
heute auf der Tagesordnung haben, obwohl wir 
am Ende sicherlich relativ wenig Einfluss darauf 
haben werden. 

 

Ich bin froh, dass es mittlerweile eine Waffenruhe 
gibt; denn Krieg, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist keine Lösung. Der Präsident der 
Türkei hat es lange angekündigt, und am 9. Okto-
ber dieses Jahres hat er mit seiner Militäroffensive 
begonnen. Diese hat unendlich viel menschliches 
Leid in die Region gebracht, und auch wir als 
CDU-Fraktion verurteilen diesen Einmarsch als 
völkerrechtswidrig; denn das, was er da macht, ist 
so nicht in Ordnung. 

 

Wir behandeln in den beiden Tagen zwei Anträge 
zu diesem Thema, einen von der Fraktion DIE 
LINKE und einen von der Fraktion der AfD. Ich will 
es vorweg schon einmal sagen: Wir werden beide 
Anträge in den Ausschuss für Bundes- und Euro-

paangelegenheiten sowie Medien überweisen, 
damit wir uns dort regelmäßig auf dem Laufenden 
halten lassen können. 

 

(Robert Farle, AfD: Das ist sehr gut!) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Gallert hat es schon gesagt: Es sind neue Migra-
tionsbewegungen zu erwarten, und mit neuen 
Migrationsbewegungen wird es auch für uns wei-
tere Probleme geben; denn wir haben auch wahr-
nehmen können: Seit dem 9. Oktober gab es 
überall in Deutschland viele Protestaktionen. Pro-
testaktionen sind legitim, keine Frage; aber es 
waren am Ende 155 Protestmärsche allein in 
Nordrhein-Westfalen, die zum größten Teil in Ge-
walt ausuferten. Nicht wir waren beteiligt, sondern 
am Ende standen Kurden und Türken gegenein-
ander. Unsere Polizei hatte es nicht einfach, und 
ich hoffe, dass mit der Waffenruhe auch in unse-
rem Land in Bezug auf diese Frage wieder ein 
wenig Ruhe einkehrt. 

 

Der Koalitionsvertrag auf Bundesebene sagt ganz 
klar aus, dass wir uns zur NATO als unverzichtba-
rem Garanten und als Fundament für unsere Si-
cherheit bekennen. Aber das, was derzeit disku-
tiert wird, ob nun auch Deutschland dort unten am 
Ende für Frieden sorgen soll, ist eine sehr schwie-
rige Frage, die von den Vorrednern auch schon 
beleuchtet wurde. Es wird sehr schwer sein, unse-
ren Menschen hier im Lande zu erklären, dass 
wir, wenn wir Hunderttausende junge Menschen 
aus dieser Region bei uns aufnehmen und diese 
hier in Sicherheit wiegen, am Ende unsere jungen 
Menschen in ein Kriegsgebiet schicken, in dem 
sie für Frieden sorgen sollen. Das ist eine schwie-
rige Frage. Wir sind gespannt, was dazu alles an 
Vorschlägen aus Berlin kommt. 

 

(Zuruf von der AfD: Nicht das erste Mal!)  

 

Die Lage der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit 
und der Menschenrechte in der Türkei hat sich 
seit Längerem verschlechtert. Auch die jüngsten 
Ereignisse fördern nun einen EU-Beitritt der Tür-
kei nicht wirklich. Dieser, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wird durch diese Militäroffen-
sive weiter in die Ferne rücken. 

 

Europa ist eine Wertegemeinschaft. In dieser 
Wertegemeinschaft spielen die Würde des Men-
schen, Toleranz gegenüber Andersdenkenden 
und auch Andersgläubigen, Respekt, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit eine große Rolle, und 
diese Rechte, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gilt es zu verteidigen. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Auch die von den Vorrednern aufgeworfene Fra-
ge, wie man mit Sanktionen umgeht, ist eine inte-
ressante Frage. Ich bin auch der Meinung: Wenn 
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man Sanktionen für völkerrechtswidriges Handeln 
austeilt, dann muss man mit gleichem Maß mes-
sen. Auch wenn derjenige, der das jetzt macht, 
Mitglied der NATO ist, ist er gleichwohl gefordert, 
sich an Regeln zu halten. Auch ich wäre dafür, 
über Sanktionen nachzudenken und diese erfor-
derlichenfalls auch aufzuerlegen. 

 

Wir müssen am Ende ehrlich sein, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, dass unser Einfluss 
- ich habe es schon gesagt - hier sehr begrenzt 
ist. Deshalb werden wir beide Anträge, heute den 
der LINKEN und morgen den der AfD, in den Aus-
schuss überweisen. - Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Vielleicht noch ein Wort zur Rückholung; dies ha-
ben auch einige Vorredner angesprochen. Wir, 
die Union, die CDU-Fraktion, sind in der sich 
gegenwärtig stellenden Frage, ob wir uns ehema-
lige oder Noch-IS-Terroristen, auch wenn es 
unsere Staatsbürger sind oder sie am Ende zwei 
Pässe besitzen, wieder zurück in unser Land 
holen - - Wir haben 1 000 islamistische Gefährder 
in unserem Land. Ich glaube, da haben wir andere 
Aufgaben zu lösen, als uns noch weitere hier in 
dieses Land zurückzuholen. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe von der 
AfD: Richtig! Was wir uns zurückholen, ist 
unsere Staatsbürgerschaft!) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Kurze. Ich sehe keine Fra-
gen. - Jetzt ist doch noch in letzter Sekunde eine 
Frage signalisiert worden. - Herr Abg. Raue, Sie 
haben das Wort. Bitte. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Herr Kurze, eine Frage hätte ich zu den von Ihnen 
jetzt auch geforderten Sanktionen. Sie kamen 
sehr spät, aber sie kamen dann. Dazu meine 
Frage: Finden Sie, dass die Bundesrepublik 
Deutschland und natürlich auch unser Bundes-
land Sachsen-Anhalt gut auf die Konsequenzen 
vorbereitet sind, die sich im Falle von starken 
Sanktionen Deutschlands und auch der Europäi-
schen Union gegenüber der Türkei mit Blick auf 
den Flüchtlingsdeal ergeben könnten? Der würde 
dann unter Umständen zerbrechen und hätte 
möglicherweise den Zustrom von vielleicht drei, 
vier, fünf Millionen Menschen zur Folge, die zur-
zeit in der Türkei Zuflucht gefunden haben. Sind 
wir darauf gut vorbereitet oder was müssen wir da 
noch tun? 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Herr Kurze. 

Markus Kurze (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Raue, es ging bei dieser Frage 
im Kern um die Wirtschaftssanktionen. Wie wir 
wissen, sind die neuen Bundesländer durch die 
Wirtschaftssanktionen gegenüber Russland wirt-
schaftlich sehr arg gebeutelt. Deshalb gibt es hier-
zu auch unterschiedliche Auffassungen in unserer 
Bundesrepublik, die richtig sind. Das betrifft die 
alten Bundesländer nicht so sehr wie uns; denn 
wir haben ja Wirtschaftsbeziehungen über Jahr-
zehnte aufgebaut, die durch diese Sanktionen 
sehr stark leiden. 

 

Ich verurteile trotzdem völkerrechtswidriges Han-
deln. Putin handelt in der Ukraine völkerrechtswid-
rig. Man muss diesen Konflikt lösen; denn ohne 
eine Lösung wird es die Aufhebung der Sanktio-
nen nicht geben. Aber es ist durchaus wichtig für 
unsere Landstriche, für unsere Regionen, dass 
diese Sanktionen irgendwann aufgehoben wer-
den; denn die wirtschaftliche Situation ist noch 
gut, aber die ersten Anzeichen, dass die Wirt-
schaft ein wenig lahmt, sind ja schon in der Ferne 
zu erkennen. Von daher brauchen wir wieder 
Impulse. Da wäre es gut, wenn man auf diploma-
tischem Wege auch in diesem Konflikt weiter vo-
rankäme. 

 

Zu der sich daran anschließenden Frage will ich 
nur eines sagen; da kann ich noch einmal Herrn 
Gallert aufgreifen. Herr Gallert hatte zu Grenzen 
vorhin bereits Ausführungen gemacht. Er meinte, 
dichte Grenzen funktionierten auf Dauer nicht. 
Dass dichte Grenzen von innen, wenn man also 
jemanden innen wegsperrt, der nach außen will, 
nicht funktionieren, ist klar; das haben wir ja 
schon erlebt. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Aber in Tausenden von Jahren konnten wir erle-
ben, dass Grenzen gehalten haben, wenn von 
außen jemand hinein will. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Von daher brauchen wir einen ordentlichen euro-
päischen Grenzschutz an den Außengrenzen. 

 

(Zuruf von der AfD: Macht einen Limes!) 

 

Über ihn dürfen wir nicht nur in langen Debatten 
reden, sondern wir müssen ihn am Ende umset-
zen. Da liegt noch eine große Aufgabe vor uns. - 
Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 

 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Kurze. - Jetzt hat der Abg. 
Herr Gallert die Möglichkeit, sein Statement abzu-
geben. Sie haben das Wort. Bitte, Herr Gallert. 
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Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mir kam es heute 
darauf an, dass wir eine politische Positionierung 
zu diesem Konflikt in diesem Haus herbeiführen, 
der uns in seinen praktischen Auswirkungen in 
den nächsten Monaten und Jahren beschäftigen 
wird. 

 

Erstens. Es geht hier nicht darum, dass wir von 
Magdeburg aus etwas beurteilen, was weit weg 
von uns passiert und was mit uns nichts zu tun 
hat, sondern es geht darum, einen Prozess zu be-
urteilen, der in absehbarer Zeit unmittelbare Aus-
wirkungen auch auf das Land Sachsen-Anhalt ha-
ben wird. Deswegen, so will ich noch einmal ganz 
klar sagen, ist dies nichts, bei dem wir uns sozu-
sagen aus der Verantwortung stehlen können. 

 

Zweitens. Wir haben in unseren Antrag ausdrück-
lich eine inhaltliche Positionierung hineingeschrie-
ben. Wir haben nicht gesagt, die Landesregierung 
möge bitte auf Bundesebene dafür sorgen, die 
Europäische Union auf der Ebene der UN usw. 
usf. Vielmehr geht es um eine inhaltliche Bewer-
tung. Diese inhaltliche Bewertung ist meines Er-
achtens wichtig für die Menschen, die durchaus, 
wenn sie aus der Region stammen, mit einer ganz 
anderen Emotionalität darüber reden als wir, die 
wir nur die Auswirkungen und nur die Fernsehbil-
der kennen. Aber trotzdem wäre es wichtig, eine 
solche Positionierung zu realisieren. 

 

Ich sage es noch einmal ganz klar: Ich habe eine 
Verbindung noch nicht genannt. Lassen Sie uns 
bitte das nächste Mal wieder über die Colbitz-
Letzlinger Heide diskutieren, einen Truppen-
übungsplatz, 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

wo unsere NATO-Partner dann trainieren werden, 
wie sie in solchen Einsätzen aktiv werden. Lassen 
Sie uns bitte die entsprechenden Debatten dann 
nicht losgelöst von diesen realen Problemen, von 
diesen realen militärischen Konflikten in der Welt 
führen. Da sehen wir dann den Zusammenhang, 
und dann wird er sehr unmittelbar. 

 

Jetzt haben wir hören können, dass die Koalition 
die Anträge, also offensichtlich auch den der AfD, 
überweisen will. Ich glaube, bei unserem Antrag 
wäre das ausdrücklich nicht nötig. Das ist eine in-
haltliche Positionierung, die man befürworten oder 
die man ablehnen kann. Deswegen ist es eigent-
lich schade, dass heute dieses Parlament nicht 
das Signal aussendet, dass wir den Völkerrechts-
bruch der Türkei verurteilen. Dann machen wir 
uns auch ein bisschen selbst das Problem. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

- Nein, wir beschließen heute nichts, aber das 
könnten wir beschließen. Wenn man bitte über 

andere Punkte reden will, dann könnte man - 
warten Sie mal, Herr Striegel - auch sagen: Wir 
stimmen über die Punkte einzeln ab. - Nein, das 
soll jetzt überwiesen werden. 

 

Warum sind wir nicht in der Lage, als Parlament 
zu sagen, wir verurteilen den Bruch des Völker-
rechts durch die Türkei? Das tun wir leider nicht. 
Das haben viele Redner hier gesagt, aber wir be-
schließen es nicht. Das ist meines Erachtens 
etwas, das der Situation nicht angemessen ist. 
Deswegen werden wir uns einer solchen Über-
weisung nicht verweigern. Aber sie ist eigentlich 
nicht das adäquate Instrument in einer solchen 
Situation. - Danke. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Präsidentin Gabriele Brakebusch: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Gallert. Ich sehe auch 
hierzu keine Wortmeldungen mehr. - Somit stei-
gen wir in das Abstimmungsverfahren ein. 

 

Ich habe vernommen, dass der in Rede stehende 
Antrag in den Ausschuss für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Medien überwiesen wer-
den soll. Ich bitte diejenigen, die dem zustimmen, 
um das Kartenzeichen. - Das sind die Koalitions-
fraktionen, Teile der Fraktion DIE LINKE und die 
AfD-Fraktion, inzwischen nahezu alle. Wer stimmt 
dagegen? - Niemand. Wer enthält sich der Stim-
me? - Ein fraktionsloses Mitglied und ein Mitglied 
der AfD-Fraktion. Damit ist der Tagesordnungs-
punkt beendet. 

 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt, 
das Grünes-Band-Gesetz Sachsen-Anhalt betref-
fend, kommen, habe ich eine ehrenvolle Aufgabe, 
die ich auch sehr gerne wahrnehme; denn ich 
kann einige oben auf der Gästetribüne sitzende 
ehemalige Mitglieder des Landtags begrüßen, so 
unseren ehemaligen Minister Herrn Dr. Daehre 

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

und den ehemaligen Abg. Herrn Engel. 

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Außerdem, was mich ganz besonders freut - ich 
musste jetzt noch einmal nachfragen, wie der rich-
tige Name ist -, begrüße ich ganz herzlich Benno 
Schmidt, den sogenannten Brocken-Benno. Recht 
herzlich willkommen bei uns im Hohen Hause! 

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Wir werden jetzt vor dem nächsten Tagesord-
nungspunkt einen kleinen Wechsel vornehmen. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Ich rufe auf den  
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Tagesordnungspunkt 3 

 

Zweite Beratung  

 

Entwurf eines Gesetzes „Grünes Band der Er-
innerung Sachsen-Anhalt vom Todesstreifen 
zur Lebenslinie“ (Grünes-Band-Gesetz Sach-
sen-Anhalt - GBG-LSA) 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/4507 

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Umwelt und 
Energie - Drs. 7/4975 

 

(Erste Beratung in der 76. Sitzung des Landtages 
am 21.06.2019) 

 
 
 

Berichterstatter ist der Abg. Herr Barth. - Herr 
Barth, Sie haben das Wort. 

 
 

Jürgen Barth (Berichterstatter): 

 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Entwurf des Gesetzes „Grünes Band der Er-
innerung Sachsen-Anhalt vom Todesstreifen zur 
Lebenslinie“ wurde vom Landtag in der 76. Sit-
zung am 21. Juni 2019 zur federführenden Bera-
tung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 
und zur Mitberatung in die Ausschüsse für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie für Bil-
dung und Kultur überwiesen.  

 

Mit Schreiben vom 9. Juli 2019 teilte die Präsiden-
tin des Landtages von Sachsen-Anhalt mit, dass 
sie den Gesetzentwurf in der Drs. 7/4507 gemäß 
§ 28 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung des 
Landtages von Sachsen-Anhalt nachträglich zur 
Mitberatung in den Ausschuss für Finanzen über-
weist. 

 

Mit dem Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, die 
ehemalige innerdeutsche Grenze zu einem durch-
gängigen Biotopverbund zu entwickeln und als 
nationales Naturmonument auszuweisen. Biotop-
verbund und Erinnerungskultur im Grünen Band 
gehören dabei untrennbar zusammen. Ziel ist es, 
das Grüne Band Sachsen-Anhalt als Gebiet, das 
aus kulturhistorischen, wissenschaftlichen und 
landeskundlichen Gründen sowie wegen seiner 
besonderen Eigenart und Seltenheit von heraus-
ragender Bedeutung ist, als nationales Naturmo-
nument unter Schutz zu stellen.  

 

Dabei sind verfahrensrechtliche Besonderheiten 
zu berücksichtigen. Aus § 15 Abs. 4 des Natur-
schutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt er-
geben sich besondere Anforderungen an das 
Beteiligungsverfahren. Dort heißt es: 

 

„Vor der Unterschutzstellung von Teilen von 
Natur und Landschaft sind die Eigentümer 
und sonstigen Nutzungsberechtigten der 
voraussichtlich betroffenen Grundstücke in 
geeigneter Weise über die Bedeutung und 

die Auswirkungen der Unterschutzstellung 
zu informieren. Ihnen ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsvertretungen so-
wie die Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, die von der Unterschutz-
stellung betroffen sind, sind zu hören.“ 

 

Außerdem wird in § 22 Abs. 5 des Bundesnatur-
schutzgesetzes bestimmt, dass die Erklärung zum 
nationalen Naturmonument im Benehmen mit 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit sowie dem Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu 
ergehen hat. 

 

Der Ausschuss für Umwelt und Energie hat sich 
bereits am 21. Juni 2019 zum weiteren Verfahren 
verständigt. Die Fraktionen der CDU, der SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragten, die 
Landesregierung zu bitten, alle im Rahmen des 
Gesetzgebungsprozesses erforderlichen Verwal-
tungshandlungen sowie die Anhörung der betrof-
fenen Grundstückseigentümer und Nutzungsbe-
rechtigten nach § 15 Abs. 4 des Naturschutzge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt und die Be-
nehmensherstellung nach § 22 Abs. 5 des Bun-
desnaturschutzgesetzes zu unterstützen. Der 
Ausschuss folgte dem Antrag mit 8 : 0 : 3 Stim-
men. Das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft 
und Energie erklärte sich bereit, der Bitte nachzu-
kommen. 

 

In der Zeit vom 24. Juni 2019 bis zum 19. Juli 
2019 wurde der Gesetzentwurf in den 14 Gemein-
den, deren Gebiet von der Unterschutzstellung 
betroffen ist, in vier Landkreisen und im Landes-
verwaltungsamt öffentlich ausgelegt. Auf die Mög-
lichkeit der Stellungnahme wurde hingewiesen. 

 

Mit Schreiben vom 24. Juni 2019 übergab das 
Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Ener-
gie dem Ausschuss eine Übersicht über die be-
troffenen Träger öffentlicher Belange. Auf der 
Grundlage dessen wurden in Vorbereitung der 
Anhörung mehr als 150 Vereine, Verbände und 
Institutionen angeschrieben und um Stellungnah-
me gebeten.  

 

In der 33. Sitzung am 14. August 2019 führte der 
federführende Ausschuss eine Anhörung in öffent-
licher Sitzung im Landtag durch. Dazu waren 
neben den Gästen, die durch die Fraktionen be-
nannt worden waren, auch die Träger öffentlicher 
Belange sowie die mitberatenden Ausschüsse 
eingeladen. Im Rahmen der Anhörung und der 
öffentlichen Auslegung sind dem Ausschuss zahl-
reiche Stellungnahmen der betroffenen Träger 
öffentlicher Belange zugegangen, die an die betei-
ligten Ausschüsse verteilt worden sind.  

 

Mit einer E-Mail vom 8. August 2019 hat das Mi-
nisterium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
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dem Ausschuss Entscheidungs- bzw. Abwä-
gungsempfehlungen zu den einzelnen Stellung-
nahmen sowie Hintergrundinformationen zum 
öffentlichen Beteiligungsverfahren zukommen las-
sen. Diese lagen dem Ausschuss unter Vorla-
ge 25 vor. 

 

In der 34. Sitzung des Ausschusses am 21. Au-
gust 2019 erfolgte eine erste Beratung des Aus-
schusses über den Gesetzentwurf. Dazu lag 
neben den Stellungnahmen aus der Anhörung ein 
Schreiben des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes vom 20. August 2019 als Vorlage 45 vor. 
Diesem war eine Synopse beigefügt, in der dem 
Gesetzentwurf die mit den Fraktionen CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgestimmten 
Empfehlungen des Gesetzgebungs- und Bera-
tungsdienstes gegenübergestellt waren. Von der 
Erarbeitung einer vorläufigen Beschlussempfeh-
lung in jener Sitzung wurde abgesehen, da sei-
tens der Koalitionsfraktionen noch Beratungsbe-
darf bestand.  

 

Die Fraktion der AfD hat mit Schreiben vom 
20. August 2019 insgesamt 15 Änderungsanträge 
zu dem Gesetzentwurf vorgelegt. Diese Ände-
rungsanträge waren als Vorlage 46 verteilt wor-
den. Die Koalitionsfraktionen kündigten an, in der 
nächsten Sitzung des Ausschusses ebenfalls Än-
derungsanträge vorzulegen. Der Ausschuss kam 
überein, in der nächsten Sitzung über die Ände-
rungsanträge der Fraktion der AfD und der Koali-
tionsfraktionen abzustimmen. 

 

In der 35. Sitzung des Ausschusses am 29. Au-
gust 2019 erfolgten die weitere Beratung über den 
Gesetzentwurf und die Erarbeitung einer vorläufi-
gen Beschlussempfehlung an die mitberatenden 
Ausschüsse.  

 

Dem Ausschuss lag als Vorlage 47 mit Schreiben 
vom 26. August 2019 eine Stellungnahme des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit gemäß § 22 Abs. 5 des Bun-
desnaturschutzgesetzes vor. Darin brachte das 
Bundesministerium zum Ausdruck, dass es das 
Gebiet des Grünen Bandes in Sachsen-Anhalt für 
schutzwürdig und schutzbedürftig halte. In Bezug 
auf die einzelnen Bestimmungen des Gesetzent-
wurfes wurden Formulierungs- und Ergänzungs-
vorschläge unterbreitet.  

 

Die Stellungnahme des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur vom 12. Sep-
tember 2019 ging dem Ausschuss mit Schreiben 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft und 
Energie vom 19. September 2019 zu und wurde 
als Vorlage 57 verteilt. Auch dieses Bundesminis-
terium regte verschiedene Klarstellungen und Än-
derungen an. 

 

Als Vorlage 48 hat der Ausschuss ein Schreiben 
des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft und 

Energie vom 23. August 2019 erhalten. Bezug 
nehmend auf den Hinweis des Gesetzgebungs- 
und Beratungsdienstes in der Synopse vom 
20. August 2019 auf die Stellungnahme der Ge-
meinde Dähre unter Vorlage 31 führte das Minis-
terium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie 
aus, dass die vorgetragene Abweichung der im 
Gesetzentwurf aufgeführten Grundstücke von der 
tatsächlichen Betroffenheit nicht habe festgestellt 
werden können. 

 

Der Ausschuss kam überein, auf der Grundlage 
der mit den Fraktionen der SPD, der CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgestimmten Emp-
fehlungen des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes über den Gesetzentwurf zu beraten. Der 
Ausschuss lehnte die Änderungsanträge Nrn. 1 
bis 15 der Fraktion der AfD bei 3 : 9 : 0 Stimmen 
ab.  

 

Unter den Vorlagen 49 und 50 lagen insgesamt 
zehn Änderungsanträge der Fraktionen der CDU, 
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu dem 
Gesetzentwurf in der Fassung der Synopse des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes vor. Der 
als Vorlage 49 vorliegende Änderungsantrag Nr. 7 
wurde seitens der Koalitionsfraktionen vorerst 
zurückgezogen, da hierzu noch Beratungsbedarf 
bestand. Die Vertreter der CDU-Fraktion machten 
deutlich, Anliegen der CDU-Fraktion sei es, die im 
Gesetzentwurf enthaltene Regelung zur Finanzie-
rung des nationalen Naturmonuments um einen 
Parlamentsvorbehalt zu ergänzen und hierüber in 
den weiteren Beratungen zu dem Gesetzentwurf 
zu befinden.  

 

Der Ausschuss kam überein, über die Änderungs-
anträge der Koalitionsfraktionen insgesamt abzu-
stimmen. Der Ausschuss folgte den Änderungsan-
trägen der Fraktionen der CDU, der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 8 : 3 : 1 Stimmen.  

 

Mit 8 : 3 : 1 Stimmen empfahl der Ausschuss den 
mitberatenden Ausschüssen, den Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung der mit den Fraktionen der 
CDU, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
abgestimmten Empfehlungen des Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienstes mit den beschlos-
senen Änderungen zu beschließen.  

 

Der Ausschuss für Finanzen hat sich in der 
67. Sitzung am 29. August 2019 mit dem Gesetz-
entwurf befasst und mit 7 : 1 : 2 Stimmen empfoh-
len, den Gesetzentwurf in der Fassung der vorläu-
figen Beschlussempfehlung anzunehmen. Außer-
dem sprach sich der Ausschuss für Finanzen 
dafür aus, einen Haushaltsvorbehalt in das Ge-
setz aufzunehmen, soweit nicht Konnexitätsfragen 
betroffen sind.  

 

Der Ausschuss für Bildung und Kultur hat gleich-
falls am 29. August 2019 über den Gesetzentwurf 
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beraten. Der Ausschuss stimmte dem Gesetzent-
wurf in der Fassung der vorläufigen Beschluss-
empfehlung mit 7 : 2 : 2 Stimmen zu. 

 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten schloss sich in der 38. Sitzung am 4. Sep-
tember 2019 mit 8 : 2 : 2 Stimmen ebenfalls der 
vorläufigen Beschlussempfehlung an.  

 

Die abschließende Beratung im Umweltausschuss 
fand in der Sitzung am 11. September 2019 statt. 
Als Beratungsgrundlage diente der Gesetzentwurf 
in der Fassung der vorläufigen Beschlussempfeh-
lung. Dazu lagen unter Vorlage 56 zwei weitere 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen vor. 
Die Änderungsanträge bezogen sich auf Artikel 2 
§ 4 und § 15/1. Mit dem Änderungsantrag zu Arti-
kel 2 § 15/1 sind die Koalitionsfraktionen dem 
Wunsch des Ausschusses für Finanzen nach 
einem Haushaltsvorbehalt nachgekommen. Die 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen hin-
sichtlich Artikel 2 § 4 und § 15/1 wurden mit 
7 : 2 : 1 Stimmen beschlossen.  

 

Der Ausschuss für Umwelt und Energie stimmte 
dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung 
der Beschlussempfehlung mit 7 : 3 : 1 Stimmen 
zu. 

 

Im Namen des Ausschusses für Umwelt und 
Energie bitte ich das Hohe Haus, sich dieser Be-
schlussempfehlung anzuschließen. - Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit 

 

An dieser Stelle möchte ich als Vorsitzender des 
Umweltausschusses noch allen Mitgliedern des 
federführenden Ausschusses und der mitberaten-
den Ausschüsse meinen Dank aussprechen. 
Auch den Ministerien und natürlich dem Kurato-
rium gilt mein herzlicher Dank dafür, dass wir es 
ermöglichen können, dieses gute Gesetz noch 
rechtzeitig vor dem - sage ich jetzt einmal - gro-
ßen Datum zu beschließen. -Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU 
und bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Barth für die Berichterstattung. - In der Debatte 
sind fünf Minuten Redezeit je Fraktion vorgese-
hen. Für die Landesregierung spricht Ministerin 
Frau Prof. Dr. Dalbert.  

 

Bevor ich der Frau Ministerin aber das Wort ertei-
le, begrüße ich Damen und Herren des Altkreises 
Köthen recht herzlich in unserem Hohen Hause. 
Seien Sie herzlich willkommen! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Prof. Dr. Claudia Dalbert (Ministerin für Um-
welt, Landwirtschaft und Energie): 

 

Danke. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich will es einmal so sagen: Ich freue 
mich. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Wenn wir heute das Grünes-Band-Gesetz Sach-
sen-Anhalt verabschieden, dann werden wir einen 
wichtigen Schritt zur Umsetzung eines zentralen 
Vorhabens der Landesregierung aus dem Koali-
tionsvertrag unternommen haben. Ich danke allen, 
die daran mitgewirkt haben, dass wir dieses Ge-
setz heute verabschieden können. Die Liste des 
Dankes ist lang, aber meine Redezeit ist bemes-
sen. 

 

Es gab eine Phase des intensiven und zum Teil 
auch kontroversen Dialogs sowohl im parlamenta-
rischen Raum als auch im Rahmen des umfas-
senden Beteiligungs- und Anhörungsverfahrens 
sowie bei den zahlreichen Vor-Ort-Terminen. Nun, 
rechtzeitig vor dem 30. Jahrestag des Mauerfalls, 
liegt der Gesetzentwurf in der zweiten Lesung zur 
Abstimmung vor. 

 

Bei meinen und den Begegnungen meiner Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort und in den 
vielen dabei geführten Gesprächen ist uns viel 
Zustimmung zur Sicherung des Grünen Bandes 
entgegengebracht worden. Ich denke, Frau Präsi-
dentin und Herr Kollege Stahlknecht können dies 
bestätigen. Auch eine aktuelle Umfrage des MDR 
belegt, dass nahezu 70 % der Sachsen-
Anhalterinnen und der Sachsen-Anhalter dem 
Vorhaben positiv gegenüberstehen. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Mit dem Gesetz setzen wir das Grüne Band nicht 
nur als nationales Naturmonument fest, sondern 
schaffen zugleich ein Erinnerungsmonument. Es 
gilt dann, dieses Gesetz mit Leben zu füllen und 
das Grüne Band erlebbar zu machen - für uns und 
die nachfolgenden Generationen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und von 
Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Ich will aber nicht verschweigen, dass es natürlich 
auch Bedenken und Befürchtungen gab. Deswe-
gen möchte ich auf zwei Punkte gesondert einge-
hen. 

 

Verständlicherweise bestehen bei den Eigentüme-
rinnen und Eigentümern sowie den Nutzerinnen 
und Nutzern am Grünen Band gerade aufgrund 
der Erfahrungen aus den Zeiten der DDR Ängste, 
dass sie in ihren Eigentumsrechten wieder massiv 
beschnitten werden, also quasi enteignet werden 
könnten. - Ich kann Ihnen versichern: Das wird 
nicht geschehen, eben gerade auch aus unserer 
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Verantwortung gegenüber der jüngsten Geschich-
te heraus. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung 
von Silke Schindler, SPD) 

 

Das zweite intensiv debattierte Thema ist die Fra-
ge nach dem Lückenschluss. Deswegen möchte 
ich an dieser Stelle noch einmal betonen: Bei dem 
Grünen Band Sachsen-Anhalt handelt es sich um 
ein nationales Naturmonument nach dem Bundes-
naturschutzgesetz. 

 

Das heißt, seine Schutzwürdigkeit leitet sich aus 
der besonderen Eigenart und Seltenheit der Land-
schaft sowie eben auch aus seiner kulturhistori-
schen und landeskundlichen Bedeutung ab. Dies 
hat im Übrigen auch das Bundesumweltministe-
rium in seiner Stellungnahme zum Benehmen 
hervorgehoben. 

 

Betrachtet man alle Flächen, die entweder einem 
besonderen naturschutzrechtlichen Status unter-
liegen, also beispielsweise die Flächen der Natio-
nalparks, Naturschutzgebiete, Biosphärenreserva-
te und Natura-2000-Gebiete, und betrachtet man 
die Flächen, die einen besonderen naturschutz-
fachlichen Wert besitzen, also zum Beispiel Land-
schaftsschutzgebiete, sind dies bereits 84 % der 
Fläche des Grünen Bandes. 

 

Hinzu kommen die Flächen, die naturschutzkon-
form bewirtschaftet werden. Das sind natürlich 
nicht zuletzt die Flächen, die naturschutzorientier-
ten Institutionen gehören, also dem BUND, der 
SUNK und dem Nabu. Letztlich beträgt die natur-
schutzfachliche Lücke maximal 7 %. 

 

Die Schutzwürdigkeit ergibt sich aber auch aus 
der erinnerungskulturellen Sicht. Bei einer Ge-
samtbetrachtung des Verlaufs des Grünen Ban-
des entlang der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze kann daher von einem nahezu geschlos-
senen Verbund gesprochen werden. 

 

Meine Damen und Herren! Mir der heutigen Aus-
weisung des Grünen Bandes als nationales Na-
turmonument wird das Projekt Grünes Band noch 
nicht zum Abschluss gebracht. In den kommen-
den fünf Jahren werden wir Pläne entwickeln, wie 
wir diese Gebiete für den Naturschutz und für die 
Erinnerungskultur weiterentwickeln wollen. 

 

Das werden wir immer zusammen mit den Grund-
stückseigentümerinnen und Grundstückseigentü-
mern, den Nutzern und Nutzerinnen und den an-
deren Akteuren vor Ort rund um das Grüne Band 
tun. Die weitere Entwicklung des Grünen Bandes 
ist ein Gemeinschaftsprojekt. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 
der CDU und bei der SPD) 

 

Erst mit dieser Weiterentwicklung werden wir das 
Ziel aus dem Koalitionsvertrag vollständig umge-
setzt haben. 

Mit diesen Plänen wollen wir die langjährige, oft 
ehrenamtliche Arbeit von Bürgern und Bürgerin-
nen zum Erhalt dieser Landschaft und zum Erhalt 
der Erinnerung an die deutsche Teilung zukünftig 
tatkräftig unterstützen. Gäbe es nicht die Vereine 
und Museen in den Orten entlang des Grünen 
Bandes, ein großer Teil der heute noch vorhan-
denen Grenzrelikte wäre schon vollständig zer-
stört worden und in Vergessenheit geraten. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

Gäbe es nicht die Naturschutzvereinigungen am 
Grünen Band, allen voran der BUND und die vie-
len anderen Flächennutzer, wäre das Grüne Band 
in seiner Form, Gestaltung, Einzigartigkeit und 
naturschutzfachlichen Bedeutung nicht mehr vor-
handen. Deswegen gilt ihnen allen unser Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 
der SPD) 

 

Meine Damen und Herren! Vom Todesstreifen zur 
Lebenslinie - unser Grünes Band wird ein Überle-
bensort für 1 200 bedrohte Arten. Unser Grünes 
Band wird die Erinnerung an den Mut der Men-
schen wachhalten, die mit friedlichen Mitteln die 
Diktatur überwunden haben und diese menschen-
verachtende Grenze zum Fallen gebracht haben. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

Und unser Grünes Band soll uns und den kom-
menden Generationen auch Mahnung sein, für 
Demokratie und Frieden in unserem Land, in 
Europa und in der ganzen Welt einzustehen. - Ich 
danke Ihnen. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 
der SPD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Ministerin 
Frau Prof. Dr. Dalbert für den Beitrag. Für die 
AfD-Fraktion spricht jetzt der Abg. Herr Loth. Herr 
Loth, Sie haben das Wort. 

 

 

Hannes Loth (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich möchte das vorliegende Ge-
setz kurz bewerten. Es ist für mich ungerecht, un-
genau, unzureichend und daher so nicht umsetz-
bar. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Schauen wir uns einige wichtige Kritikpunkte ge-
nauer an, um zu sehen, dass das Prestigeprojekt 
der Kenia-Koalition gescheitert ist. 

 

30 Jahre nach der Wende und der Teilung 
Deutschlands in Ost und West teilt die grün domi-
nierte Kenia-Koalition Deutschland erneut. Die 
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Abgeordneten - diesmal ist es nicht unbedingt 
allein die Regierung, sondern es sind auch die ge-
wählten Vertreter der Kenia-Koalition, die sich da-
mit beschäftigt haben - sind für diesen Gesetzent-
wurf verantwortlich. 

 

Sie sind damit verantwortlich für mögliche Enteig-
nungen, Beschränkungen und eine nicht vermittel-
bare Verquickung mit der Erinnerungskultur, die 
zur Tarnung einer nicht definierbaren, monströsen 
und neu konstruierten Naturschutzmauer dient 
und nicht untergeht. 

 

Es wird daran erinnert, wie die Grenze einstmals 
trennte, indem man Menschen wieder verbietet, 
dieses Land durch seine Tätigkeit zu beeinflus-
sen. Obwohl Frau Ministerin gerade meinte, sie 
würde sich dafür einsetzen, dass das nicht pas-
siert, glaube ich dem grünen Versprechen nicht. 

 

Man erinnert an Enteignung, indem man auf dem 
vorgesehenen Gebiet den Wirtschaftenden Aufla-
gen erteilt, die in manchen Zonen einem fakti-
schen Berufsverbot gleichkommen. Auch hierzu 
hat die Ministerin versprochen, es werde nicht so 
weit kommen. Ich glaube den grünen Verspre-
chungen nicht. 

 

Man erinnert an die Lage der Menschen in der 
DDR, indem man dieses Projekt der deutschen 
Einheit größtenteils nur auf dem einstigen Boden 
der DDR festsetzt, aber man kommt nicht auf die 
Idee, genauso große Flächen im Westen einzube-
ziehen. Warum eigentlich nicht? 

 

Sogar die Naturschutzorganisationen kritisieren, 
dass die Ausdehnung des Bandes gering ist und 
dass die Einbindung von Biotopen ausschließlich 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, aber wenig 
auf dem Gebiet der BRD stattfindet. 

 

Ich finde, das Projekt ist mittlerweile ziemlich zy-
nisch und entlarvend; denn es zeigt genau, wohin 
die Reise unter den GRÜNEN in Sachsen-Anhalt 
geht: zurück in die Totalität der Verbotsstaaten. 
Wie anmaßend kann man eigentlich noch sein?  

 

Nirgendwo steht geschrieben oder lässt sich defi-
nieren, dass ein Biotopverbundsystem schnurge-
rade einer alten, zum Teil nicht mehr existieren-
den Struktur folgen muss und dass dieser Zu-
stand, der nicht an allen Stellen existiert, auch 
noch mit Steuergeldern in Millionenhöhe dort wie-
der herzustellen ist. 

 

Letztlich können wir heute gar nicht über das Ge-
setz abstimmen; denn es hat sich ein Verfahrens-
fehler eingeschlichen. Es muss zurück in den 
Vorlagestatus; denn es muss seitens der neuen 
Grenzzieher aus der Kenia-Koalition qualifiziert 
geschätzt werden, was es kosten wird. Es wurde 
mit § 15/1 ein Haushaltsvorbehalt eingefügt: Geld 
wird gezahlt, wenn es anfällt. - Ha, ha! Es wird 
aus dem Haushalt kommen. Woher sonst? Denn 

aus der Privattasche wird es wahrscheinlich nie-
mand nehmen. Das ist nicht ausreichend. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD, lacht) 

 

Aus diesem Grund fordere ich die Kollegen auf, 
das Gesetz in der vorliegenden Fassung abzuleh-
nen und zurück in den Prüfstatus zu schicken. 
Oder die Koalitionäre sammeln noch einmal Geld, 
damit klar ist, wie es bezahlt werden soll. Dann 
legen Sie vielleicht ein rechtlich korrektes Gesetz 
vor. 

 

Ich kündige daher an, dass ich einen möglichen 
Beschluss dieses Gesetzes, so wie er heute 
wahrscheinlich getroffen werden wird, nicht ak-
zeptieren kann, da er gegen § 23 Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung des Landtages verstößt. 

 

Das Fazit ist: Die AfD wird keinem Enteignungs-
gesetz zustimmen. Die AfD wird keinem Gesetz 
zustimmen, das eindeutig gegen die Vorschriften 
des Landtages von Sachsen-Anhalt verstößt. Die 
AfD wird sich nicht daran beteiligen, die Mauer in 
den Köpfen der Menschen durch eine erneute 
Grenzziehung zu legitimieren. Wir lehnen dieses 
Gesetz ab. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Loth, einen kleinen Moment bitte. Frau Bra-
kebusch hat sich zu Wort gemeldet. Frau Brake-
busch, Sie haben das Wort. 

 
 

Gabriele Brakebusch (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Kollege Loth, Sie wissen ganz 
genau, dass ich als eine der Ersten gesagt habe, 
dass ich das Grüne Band so nicht akzeptiere, wie 
es kommen sollte. Inzwischen haben viele Ge-
spräche stattgefunden, auch mit denjenigen, die 
vor Ort Ackerflächen und Grundstücke haben. 
Das ist inzwischen geschehen. 

 

Sie sagen jetzt, den GRÜNEN glauben Sie nicht. 
Es waren nicht die GRÜNEN, die das gemacht 
haben, sondern es war die Koalition und es waren 
auch ehemalige Abgeordnete, die ganz eng damit 
verbunden waren. 

 

(Robert Farle, AfD: Schlimm genug! 
Schlimm genug!) 

 

- Schlimm genug, lieber Herr Farle. Haben Sie an 
der Grenze gewohnt? - Nein! Sie Herr Loth? - 
Auch nicht! 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Sebastian Striegel, 
GRÜNE) 

 

Ich kann Ihnen nur Folgendes sagen: Wenn tat-
sächlich die Erinnerungskultur im Vordergrund 
steht, die Erinnerung an das, was uns damals an-
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getan wurde oder was wir erfahren mussten, dann 
ist das hervorragend. Kommen Sie einmal in die-
se Region. Sie waren auch öfter in Hötensleben, 
haben aber garantiert nicht mit den Leuten ge-
sprochen. Denn alle, die an der innerdeutschen 
Grenze gewohnt haben, möchten dieses Grüne 
Band. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Das ist keine grüne Grenze im Kopf, sondern es 
geht hauptsächlich um die Erinnerungskultur und 
gleichzeitig natürlich auch darum, dass man Bio-
tope und den Naturschutz besser einbindet. 

 

Das war jetzt zwar eher eine Kurzintervention, 
aber ich möchte noch zwei Fragen anschließen. 
Können Sie sich tatsächlich dort hineinversetzen? 
Warum ist es, wie Sie sagen, tatsächlich eine 
grüne Grenze im Kopf? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Loth, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Sehr geehrte Frau Brakebusch, Sie wissen genau 
wie ich, dass es dort ein Betretungsverbot gibt. 
Wenn man von den Wegen abweicht, dann kann 
man eben nicht mehr die Grenze durchwandeln, 
wie man es bis jetzt machen kann. Das zu Ihrer 
konkreten Frage. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das ist 
Quatsch!) 

 

- Natürlich gibt es ein Betretungsverbot. Natürlich 
darf man nur die Wege benutzen. Lesen Sie sich 
durch, was Sie beschlossen haben. Mensch! 
Meine Güte! 

 

(Ulrich Siegmund, AfD, lacht) 

 

Ich bin sehr froh, dass ich nicht an dieser Grenze 
leben musste. Ich bin sehr froh, dass ich mit acht 
Jahren nach Goslar fahren konnte, dort mit mei-
nen Eltern auf dem Marktplatz stand und es ge-
nießen konnte, in den Westen einzureisen. Das 
war sehr schön, das war gut. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Statt in Ost-
deutschland einzukaufen!) 

 

Ich bin sehr froh, dass wir jetzt ein geeintes 
Deutschland haben. Darum bin ich auch wirklich 
sehr darauf bedacht, dass wir ein Gesetz bekom-
men, das eben nicht trennt. 

 

Sie verstehen mich falsch. Ich möchte nicht die 
Erinnerungskultur angreifen. Ich möchte nicht den 
Naturschutz angreifen. Mir geht es darum, dass 
der vorliegende Gesetzentwurf dafür nicht ausrei-
chend ist. 

 

Frau Brakebusch, ich war am Grünen Band und 
habe mich an der Grenze umgesehen. Ich habe 

mich mit Leuten unterhalten und auch nach der 
Akzeptanz des Grünen Bandes gefragt. Mehr als 
einmal habe ich, als ich gefragt habe, was sie 
vom Grünen Band halten, die Antwort bekommen 
- jetzt bitte nicht lachen, das wurde gesagt -: Ja, 
ich bin auch für schnelles Internet. Es tut mir leid, 
aber das war die Antwort, die ich von mindestens 
drei Leuten erhalten habe. 

 

(Wolfgang Aldag, GRÜNE: Drei ist nicht der 
Querschnitt der Bevölkerung! - Zuruf von 
Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Viele Leute haben sich nicht damit beschäftigt. 
Viele Leute wissen nicht, was auf sie zukommt. 
Das ist wie mit der Natura-2000-Verordnung. Wir 
werden jetzt am Jahresende gucken, was dabei 
herauskommt. Die Evaluation soll ja laufen. Wir 
werden es hören. Wir werden dann mitbekom-
men, dass es dabei noch Probleme gibt. 

 

Ich habe nichts dagegen, dass wir ein Biotopver-
bundsystem einrichten. Ich habe aber etwas da-
gegen, dass wir dieses staatlich mit diesem Ge-
setz einrichten, das meiner Meinung nach mehr 
trennt als verbindet. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Sebastian Strie-
gel, GRÜNE: Es ist eher wirr, was Sie er-
zählen!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Haben Sie noch eine Nachfrage, Frau Präsiden-
tin? 

 
 

Gabriele Brakebusch (CDU): 

 

Eine kurze Nachfrage. - Ich finde es nicht sehr 
schön, wenn Sie Menschen so darstellen und 
sagen, sie hätten gar keine Ahnung und dachten, 
es wäre schnelles Internet. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Nein. Sie haben sich nicht damit beschäftigt, habe 
ich gesagt. 

 
 

Gabriele Brakebusch (CDU): 

 

Wenn Sie sich bei uns irgendwo hinstellen und 
man fragen würde, wer Sie sind, dann erhalten 
Sie die Antwort: Keine Ahnung. - Man kann nicht 
alles wissen. 

 

Ich weiß aber, dass vor Ort viel Arbeit geleistet 
wurde und dass viele Gespräche geführt wurden, 
überall entlang dieser Grenze. Dort gibt es nur 
sehr wenige, die nicht wissen, was das Grüne 
Band bedeutet. 

 

Auch jetzt gibt es schon wunderschöne Gebiete - 
ich bin froh und dankbar dafür -, auch bei uns in 
Harbke. Ich würde Ihnen niemals verraten, wo sie 
sind. Ich bin froh, dass man diese Gebiete nicht 
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betreten darf. Dort gibt es die schönsten Orchi-
deen Deutschlands und ich bin froh, dass man 
diese Gebiete nicht betreten darf. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 
der SPD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Loth, Sie haben noch einmal die Möglichkeit 
zu antworten. 

 
 

Hannes Loth (AfD): 

 

Frau Brakebusch, Sie haben doch eben zu mir 
gesagt, dass alle Leute Bescheid wissen und alle 
Leute das gut finden. Daraufhin habe ich Ihnen 
gesagt, dass ich dort mit Leuten geredet habe und 
diese gesagt haben, sie kennen das nicht. Es tut 
mir ja leid, aber das ist nun einmal so. 

 

Das ist nun einmal der Querschnitt der Bevölke-
rung. Manche kennen es und manche kennen es 
nicht. Das hat überhaupt nichts damit zu tun, dass 
ich irgendjemanden persönlich angreifen will oder 
Ähnliches. - Meine Güte! 

 

Vorhin hat die grüne Ministerin hier gestanden 
und hat gesagt, mit den GRÜNEN wird es das 
nicht geben. Ich glaube der Ministerin, die hier 
vorne stand und das erzählt hat, in dem Fall nicht, 
egal ob das die Abgeordneten mittragen oder 
nicht. Sie hat es hier vorn erzählt. - Es tut mir leid, 
das ist so. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann danke ich 
Herrn Loth für den Redebeitrag. Für die CDU 
spricht jetzt der Abg. Herr Schumann. - Herr 
Schumann, Sie haben das Wort. 

 
 

Andreas Schumann (CDU): 

 

Danke schön. - Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Was lange 
währt, wird endlich gut. - So oder so ähnlich könn-
te man den relativ zähen Einigungsvorgang inner-
halb der Kenia-Koalition zu diesem Gesetzentwurf 
beschreiben. 

 

Ich möchte hier aber betonen: Die CDU stand 
immer zu diesem Gesetz. Stand für unseren Koa-
litionspartner der löbliche Gedanke des Umwelt- 
und Artenschutzes entlang der ehemaligen inner-
deutschen Grenze im Mittelpunkt, war es für die 
CDU eindeutig die Erinnerungskultur. 

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU, und von Guido Heuer, CDU) 

 

Außerdem war es für uns außerordentlich wichtig, 
alle rechtlichen Fragen hinsichtlich des Eigentums 
und der Bewirtschaftung zu klären. Wir danken 

dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst für 
seine manchmal nicht ganz unkomplizierte Arbeit. 
Wir tragen ein Stück weit die Schuld mit, aber das 
war in Ordnung. 

 

Außerdem danke ich ausdrücklich dem Kurato-
rium für Anregungen, Input und Korrekturen. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei den 
GRÜNEN) 

 

Meine Damen und Herren! Entlang der innerdeut-
schen Grenze, ausgenommen die Berliner Mauer, 
starben zwischen 1949 und 1989  327 Menschen. 

 

An der Berliner Mauer starben mindestens 140 
Menschen. Die Dunkelziffer ist wahrscheinlich 
deutlich höher. 

 

Die knapp 1 400 km lange Grenze umfasste eine 
5 km breite Sperrzone, gefolgt von einem 500 m 
breiten Schutzstreifen und einem Kontrollstreifen 
bis zum Grenzzaun. Gesichert wurden diese An-
lagen mit Landminen und Selbstschussanlagen. 

 

Man hat also unter dem Begriff „Antifaschistischer 
Schutzwall“ die eigene Bevölkerung eingesperrt, 
bespitzelt und Andersdenkende drangsaliert und 
weggesperrt. 35 000 politische Gefangene gab es 
in den 40 Jahren der DDR. Aus meiner eigenen 
Erfahrung kann ich von Freunden berichten, wel-
che wegen versuchter Republikflucht über drei 
Jahre in DDR-Gefängnissen einsaßen. Später hat 
man die politischen Gefangenen für harte Devisen 
in den Westen verkauft, also schlichtweg Men-
schenhandel im großen Stil betrieben. 

 

Jetzt ist es an der Zeit, Orte der Erinnerungen zu 
schaffen und Orte der politischen und geschicht-
lichen Bildung zu etablieren. Deshalb ist die Trä-
gerschaft der Staatskanzlei für die Erinnerungs-
kultur und die Trägerschaft des MULE für den 
Umwelt- und Artenschutz angemessen. 

 

Dass in den 30 Jahren nach der friedlichen Revo-
lution ein Streifen von unberührter Natur entstan-
den ist, ist wunderbar, er ist schützenswert. Den-
noch haben wir von Anfang an darauf gedrängt, 
keine neue grüne Grenze entstehen zu lassen, 
sondern dieses wunderbare Projekt gemeinsam 
mit den Bewohnern und Betroffenen zu gestalten. 

 

Es ist begrüßenswert, dass es Menschen vor Ort 
gibt, die ihr Eigentum dem Grünen Band für den 
Naturschutz zur Verfügung stellen. Genauso wich-
tig ist es, dass das Eigentum durch das Gesetz 
geschützt ist und es nicht zu Enteignungen kom-
men wird. 

 

(Beifall bei der CDU) 
 

Das Grüne Band ist neben der wunderbaren 
Natur auch ein Ort der politischen Bildung. Es 
wird deutlich aufzeigen, dass die DDR ein Un-
rechtsstaat war. 

 

(Beifall bei der CDU) 
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Anderslautende Äußerungen von Spitzenpolitike-
rinnen und -politikern aus unseren Nachbarbun-
desländern sind für mich vollkommen unverständ-
lich. Es ist ein Schlag ins Gesicht der Opfer - so 
will ich es sagen -, es ist schlichtweg Geschichts-
klitterung. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Ein Besuch im Gefängnis in Hohenschönhausen, 
das von einem ehemaligen Insassen geführt wird 
- das durfte ich selbst erleben -, oder ein Besuch 
der Gedenkstätten entlang der ehemaligen inner-
deutschen Grenze könnten an dieser Stelle für 
Aufklärung sorgen. 

 

Jetzt kann man mit den Zeitzeugen noch persön-
lich sprechen. Jetzt ist es Zeit für dieses Grüne 
Band, ein Band der Bildung in den Bereichen Po-
litik, Geschichte und Natur. Und es zeigt eines: 
Wir sind dankbar für die deutsche Einheit. - Vielen 
Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Schumann, es gibt eine Frage von Herrn 
Farle. - Herr Farle, Sie haben das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Es ist eine sehr kurze Kurzintervention. - Ich kann 
an die Adresse der CDU eigentlich nur Folgendes 
sagen: Je mehr ihr selbst die grüne Politik über-
nehmt, je mehr werdet ihr in diesem Land auf Wi-
derspruch stoßen und Stimmen verlieren. Das 
fängt bei den Bauern an. 

 

Ihr übernehmt alles, was von den GRÜNEN 
kommt, als Koalitionsvereinbarung. Es ist wunder-
bar, dass ihr das macht, aber es ist für die Men-
schen nicht gut. 

 

Natürlich sind wir für die Erinnerungskultur und all 
diese Dinge zu haben, aber hierbei geht es 
darum, dass ihr Einschränkungen vornehmt und 
die Leute bestimmte Dinge nicht mehr machen 
können. 

 

(Wolfgang Aldag, GRÜNE: Das ist doch 
Quatsch!) 

 

Das hat Herr Loth ausgeführt. Das tragen wir nicht 
mit. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Schumann, Sie haben die Möglichkeit zu 
reagieren, wenn Sie möchten. 

 
 

Andreas Schumann (CDU): 

 

Ich gehe nur kurz darauf ein. Wir sind sehr froh, 
dass die Menschen in der Region an dem Projekt 
beteiligt werden und dass wir heute in einem 

deutschen Land leben, in dem sich jeder frei be-
teiligen kann. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich 
Herrn Schumann für den Redebeitrag. - Für die 
Fraktion DIE LINKE hat jetzt Frau Eisenreich das 
Wort. Frau Eisenreich, Sie haben das Wort. 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank. - Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vom Todesstreifen zur Lebenslinie - unter 
diesem treffenden Titel soll heute das Gesetz zum 
Grünen Band verabschiedet werden. 

 

Das ist ja gerade noch einmal gut gegangen, 
möchte man ausrufen; denn bis zum 
30. Jahrestag des Mauerfalls am 9. November 
sind es nur noch etwas mehr als zwei Wochen. 
Dass es knapp werden würde, war bereits bei der 
Einbringung im Juni absehbar, auch weil sich von 
Anfang an abzeichnete, dass es innerhalb der 
Regierungskoalition doch einige Kontroversen 
gab. 

 

Da stand insbesondere - ich möchte es einmal so 
bezeichnen - die Panikmache seitens der CDU 
vor Enteignung und Nutzungseinschränkungen im 
Mittelpunkt. Herr Schumann, das bleibt angesichts 
eines solch bedeutungsvollen Monuments deut-
scher und europäischer Geschichte nach wie vor 
unverständlich; denn es gibt gesetzliche Regelun-
gen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Mit dem Grünen Band wird die Erinnerung an die 
deutsche Teilung und die Teilung Europas wach-
gehalten. Dieses Ansinnen ist gerade auch ange-
sichts der aktuellen Ereignisse, wie europäische 
Abschottung und Brexit, wichtig. Daher sind die 
Zeugnisse entlang der ehemaligen Grenze ein 
schützenswertes Gut. 

 

Sie erinnern an die Menschen, die erschossen 
wurden, weil sie ihr Land verlassen wollten. Sie 
erinnern an die Verletzung von Menschenrechten, 
aber sie erinnern auch an die friedliche Revolu-
tion, mit der vor nunmehr 30 Jahren Freiheit und 
auch Freizügigkeit in einem vereinten Europa 
möglich wurden. 

 

Die Zeugnisse des ehemaligen Todesstreifens 
mahnen jedoch zugleich, dass wir auf dem euro-
päischen Kontinent solch tödliche Grenzen nie 
wieder zulassen dürfen, 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

weder innerhalb Europas noch an den Außen-
grenzen. Sie führen zum Tod von Tausenden 
Menschen im Mittelmeer, zu schmutzigen und 
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verantwortungslosen Deals mit Diktatoren wie 
Erdoğan. Das muss endlich aufhören! 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Dass die ehemalige Grenze ein einzigartiger und 
daher schützenswerter Natur- und Lebensraum 
ist, hat bereits seit der Grenzöffnung 1989 zahl-
reiche Befürworterinnen und Befürworter gefun-
den. Mein Kollege Hendrik Lange hat in seiner 
Rede im Juni auf die Idee des berühmten Natur-
kundlers Heinz Sielmann verwiesen, einen Natur-
park von der Ostsee bis zum Bayrischen Wald 
einzurichten. 

 

Dieser Idee sind wir mit dem vorliegenden Gesetz 
in Sachsen-Anhalt etwas nähergekommen. Denn 
an das bereits bestehende Grüne Band in Thürin-
gen schließt sich nun Sachsen-Anhalt an. 

 

Das betrifft sicherlich auch die neu eingeführte 
Schutzkategorie Naturmonument, die zwar der 
Kombination aus Erinnern und Schützen gerecht 
wird, jedoch ungewohnt ist und teilweise zu Ver-
wirrungen und Irritationen führt, da es für viele 
nicht gut nachvollziehbar bleibt. Aber man kann 
mit Bildung und Information einiges bewerkstelli-
gen. 

 

Wichtig ist, dass der Naturschutz im ehemaligen 
Grenzgebiet richtig vorangebracht wird. Da blei-
ben bei den zahlreichen Ausnahmetatbeständen 
durchaus noch berechtigte Zweifel. Die einzigarti-
ge Tier- und Pflanzenwelt, die sich dort entwickelt 
hat, unterstreicht die Bedeutung der Lebenslinie 
im Titel des Gesetzes. 

 

Durch seine zusammenhängende Ausdehnung ist 
das Grüne Band sehr bedeutsam als Biotopver-
bund in einer heute längst zersiedelten Land-
schaft. Dies erhöht auch die Chancen, selten ge-
wordene und daher besonders schützenswerte 
Biotope wie Moore zu bewahren. 

 

Dieser Biotopverbund ist Rückzugsort für Pflan-
zen und Tiere. Er ermöglicht es den Arten, zu 
wandern und sich dem Klimawandel anzupassen. 
Auch der Austausch von Populationen und die 
genetische Vielfalt werden gefördert. 

 

Dieses Gesetz zum Grünen Band kann jedoch 
aus unserer Sicht nur ein erster Schritt sein. Wir 
sollten die europäische Idee eines Grünen Ban-
des durch Europa entlang des ehemaligen Eiser-
nen Vorhangs unterstützen und umsetzen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Dazu sollten wir unbedingt die Potenziale nutzen, 
die die Diskussionen um Klima- und Naturschutz 
bieten. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Koa-
litionsfraktionen, betrachten Sie unsere heutige 
Enthaltung zum Gesetzentwurf einmal als Lob. - 
Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Eisenreich, es gibt zwei Fragen. - Als Erster 
stellt Herr Thomas seine Frage. Herr Thomas, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Kollegin, es 
ist klar und das weiß auch jeder, dass gerade Ihre 
Vorgängerparteien, wie sie auch alle hießen, 

 

(Ah! bei der LINKEN) 

 

insbesondere die SED, die Verantwortung dafür 
tragen, dass es überhaupt zu dieser Grenze, zu 
diesem Todesstreifen kam, den Sie heute trefflich 
beschrieben haben. Sie haben auch gesagt, dass 
die damalige Diktatur mit der Erdoğans heute ver-
gleichbar ist. 

 

(Zuruf von Eva von Angern, DIE LINKE)  

 

Vor dem Hintergrund, dass Sie das heute sehr be-
dauern - das nehmen wir mit Respekt zur Kennt-
nis -, würde mich interessieren: War die DDR für 
Sie ein Unrechtsstaat? 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Ich denke, wir befinden uns nicht in einer Gesin-
nungsdebatte. Das ist eine Parteidiskussion, die 
hier nicht ansteht. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Stehen Sie einmal 
zu Ihrer Verantwortung! - Guido Heuer, 
CDU: Antworten Sie einfach mit Ja oder 
Nein! - Weitere Zurufe von der CDU)  

 

- Muss ich aber nicht. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Thomas hat eine Nachfrage. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Ich denke, Frau Kollegin, wir alle haben Respekt 
und Achtung voreinander. Ich frage Sie als Kolle-
gin in diesem Landtag: War die DDR für Sie ein 
Unrechtsstaat? 

 

(Guido Henke, DIE LINKE: Was ist das? - 
Weitere Zurufe von der LINKEN) 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Definieren Sie den Begriff Unrechtsstaat - das 
wäre eine treffende Rückfrage, die ich an dieser 
Stelle nicht stellen möchte, da wir über das Grüne 
Band diskutieren. 

 
 

Ulrich Thomas (CDU): 

 

Frau Kollegin, ich mache eine Kurzintervention. 

 

(Zurufe von der LINKEN) 
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Es ist wirklich scheinheilig und bedauerlich, dass 
Sie nach Ihrem Redebeitrag, in dem Sie darauf 
abgezielt haben, wie schlecht wir doch die Erinne-
rungskultur darstellen und dass es sehr bedau-
ernswert ist, auf eine konkrete Frage keine Ant-
wort bzw. zu den eigentlichen Fakten und Sachla-
gen keine persönliche Meinung haben. Das finde 
ich sehr schade, aber es entspricht dem Bild, das 
wir von Ihrer Partei in diesem Zusammenhang 
haben. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Möchten Sie darauf reagieren, Frau Eisenreich? 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  

 

Nein. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Schumann hat sich zu Wort gemeldet, Frau 
Eisenreich. - Herr Schumann, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Andreas Schumann (CDU): 

 

Frau Eisenreich, ich habe eine Frage. Am 7. Ok-
tober hat in Berlin der ehemalige Parteivorsitzen-
de Egon Krenz mit etwa 300 Altgenossen 70 Jah-
re DDR gefeiert. Wie finden Sie das? Hätte die 
Veranstaltung nicht unterbunden werden müs-
sen? 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Sie war nicht 
eingeladen, und ich glaube, das ist das Ent-
scheidende! - Daniel Roi, AfD: Es gibt also 
Kollektivantworten! - Zuruf von Thomas 
Lippmann, DIE LINKE - Unruhe) 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Davon habe ich keine Kenntnis. 

 
 

Andreas Schumann (CDU): 

 

Ich habe eine konkrete Frage gestellt. 

 

(Anhaltende Unruhe) 

 

Hätte die Veranstaltung unterbunden werden 
müssen oder hätte man sie tolerieren müssen? 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Bin ich jetzt die Gesinnungspolizei? - Dazu kann 
ich nichts sagen, das tut mir leid. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Es gibt keine weiteren Fragen. Wenn Frau Eisen-
reich darauf nicht konkret antworten möchte, dann 
ist das ihr Recht. Wir sind damit am Ende des Re-
debeitrags von Frau Eisenreich angekommen. Ich 
danke für den Redebeitrag. - Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht der Abg. Herr 
Aldag. Herr Aldag, Sie haben das Wort. 

 
 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Vom Todesstreifen zur Lebenslinie - so 
lautet der Zusatz im Titel zum heute vorliegenden 
Gesetzentwurf. Dieser Zusatz drückt den Wandel 
aus, der sich an diesem Ort vollzogen hat. 

 

Denn einerseits war die innerdeutsche Grenze, 
der Todesstreifen, eines der dunkelsten Kapitel 
unserer Geschichte; viele Menschen verloren dort 
ihr Leben. Andererseits hat sich diese Grenze 
nach 30 Jahren zu einer Lebenslinie entwickelt, 
die zahlreiche seltene Pflanzen und Tiere beher-
bergt und zu einem Ort geworden ist, an dem Ge-
schichte erlebbar wird. 

 

Meine Damen und Herren! Schmerzhafte Ge-
schichte darf nicht vergessen werden. Im Gegen-
teil: Sie muss uns immer Mahnung sein. Es ist 
höchste Zeit, das Wissen um die Geschehnisse 
an der ehemaligen innerdeutschen Grenze, am 
Todesstreifen angemessen zu sichern, aufzube-
reiten und zugänglich zu machen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der SPD) 

 

Mein besonderer Dank gilt deswegen all den 
Menschen vor Ort, die dieses Wissen seit 30 Jah-
ren bewahren. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Entlang des Grünen Bandes gibt es zahlreiche 
Personen und Institutionen, die zu nennen wären. 
Lassen Sie mich die näher beleuchten, die ich 
selber in diesem Jahr teilweise mehrfach besucht 
habe. 

 

Da wäre das Grenzdenkmal zwischen Wülperode 
in Sachsen-Anhalt und Wiedelah zu nennen. Es 
ist durch das Engagement von Lothar E. und An-
dreas W., zwei ehemaligen Grenzern, der eine 
aus dem Osten und der andere aus dem Westen, 
in die Denkmalliste aufgenommen worden. Das 
Engagement des Fallstein-Gymnasiums in Oster-
wieck zur Pflege dieses Denkmals rundet das 
Engagement ab. 

 

Am 3. Oktober dieses Jahres war ich dort mit rund 
60 Menschen, teilweise Zeitzeugen aus Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt, die sich an diesem 
Tag trafen und im Anschluss im Heimatmuseum 
Abbenrode Geschichten von früher austauschten. 

 

Oder schauen wir nach Sorge. Mit großer Freude 
sanieren dort Mitglieder des Vereins den Grenz-
turm mit Geldern, die wir bereits 2019 in den 
Haushalt eingestellt haben. Voller Stolz wird täg-
lich auf Facebook der Baufortschritt präsentiert.  

 

Vielleicht war von Ihnen jemand beim Kulturfesti-
val „Theaternatur“ in Benneckenstein. 
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(Angela Gorr, CDU: Ja!) 

 

Auch dort sind die ersten Gelder in eine Kulturver-
anstaltung geflossen, die sich inhaltlich aus-
schließlich mit der deutsch-deutschen Geschichte 
an der Grenze auseinandergesetzt hat und die 
vom Beneckensteiner Verein „Kulturrevier Harz“ 
rund um Janek L. initiiert wird. Ein großartiges 
Festival, das ich jedem von Ihnen wärmstens 
empfehlen kann. 

 

Man merkt, meine Damen und Herren, die Identi-
tätsstiftung am Grünen Band findet durch die 
Menschen vor Ort statt. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der SPD) 

 

Die Bewahrerinnen und Bewahrer der Erinne-
rungskultur warten auf weitere Unterstützung 
durch das Land. Auch als Zeichen der Anerken-
nung und Wertschätzung der Leistung, die viele 
Menschen vor Ort seit 30 Jahren erbringen, ist die 
Ausweisung als nationales Naturmonument das 
richtige Instrument dafür. 

 

Nur die Kategorie „Nationales Naturmonument“ 
gibt uns die Möglichkeit, die Erinnerungskultur 
und die Bewahrung des ökologischen Schatzes 
zu verbinden. Das ist ein wichtiger Aspekt; denn 
dort, wo sich bis vor 30 Jahren ein für die Men-
schen unüberwindbarer Grenzstreifen befand, hat 
sich im Laufe der Jahre eine ökologische Schatz-
kammer mit zahlreichen seltenen Tieren und 
Pflanzen entwickelt. 

 

Aus dem Todesstreifen ist eine Lebenslinie ge-
worden. 1 200 gefährdete Tier- und Pflanzenarten 
finden am Grünen Band einen Rückzugsort. 

 

An dieser Stelle muss man das Engagement und 
die Arbeit des BUND hervorheben, der bereits 
Ende 1989 die Vision des Grünen Bandes ent-
wickelte und heute unter anderem für den Lücken-
schluss, den Kauf von Flächen, um sie in den Ver-
bund zu integrieren, tätig ist; das alles in engem 
Austausch, auf Augenhöhe und im Miteinander 
mit den Menschen vor Ort.  

 

Besonders ist die Stiftung Umwelt, Natur- und 
Klimaschutz des Landes Sachsen-Anhalt zu er-
wähnen, der größte Flächeneigentümer am Grü-
nen Band in Sachsen-Anhalt. 1 600 ha des Grü-
nen Bandes in Sachsen-Anhalt wurden der SUNK 
übertragen, die diese sowohl zu einem halboffe-
nen Biotopverbund entwickelt als auch historische 
Erinnerung ermöglicht.  

 

Meine Damen und Herren! Es freut mich ganz be-
sonders, so wie wir es im Koalitionsvertrag verein-
bart haben, zum 30. Jahrestag der friedlichen Re-
volution das Grüne Band per Gesetz als nationa-
les Naturmonument auszuweisen. Ich darf mich 
ganz herzlich bei all denen bedanken, die zum 
Gelingen beigetragen haben, an vorderster Stelle 

beim Kuratorium - einige Mitglieder sitzen hier 
oben auf der Tribüne.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

 

Gleichermaßen kann nun die Erinnerungskultur 
weiterentwickelt und aufgewertet und die ökologi-
sche Schatzkammer als nationales Naturmonu-
ment geschützt werden. - Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Aldag, es gibt eine Nachfrage von Herrn 
Daldrup. - Herr Daldrup, Sie haben das Wort. 

 

 

Bernhard Daldrup (CDU): 

 

Sehr geehrter Kollege Aldag, sind Sie mit mir der 
Auffassung, dass wir nach schwierigen Beratun-
gen - auch objektiv sehr schwierigen Beratungen, 
weil sich Interessen entgegenstanden - ein Ge-
setz geschaffen haben, das allen Interessen eini-
germaßen entgegenkommt - eine 100-prozentige 
Befriedigung wird es wahrscheinlich nie geben - 
und das einen Geist der Kooperation und des Mit-
einanders trägt? 

 

Wenn das so ist: Stimmen Sie mit mir überein, 
dass diejenigen, die jetzt am Grünen Band aktiv 
sind, noch einmal aufgefordert werden sollten, 
sich nicht wie Gutsherren zu benehmen, sondern 
gemeinsam mit den dort lebenden, gemeinsam 
mit den dort besitzenden und gemeinsam mit den 
dort agierenden Menschen ein Projekt zu ent-
wickeln, das Zukunft hat und auch dem Anlass 
dieses Projektes gerecht wird? 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Aldag, Sie haben noch einmal das Wort.  

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank für die Frage, Herr Daldrup. Wir wis-
sen alle, dass wir bis zum heutigen Tag einen 
schwierigen Prozess hinter uns haben, unter uns, 
aber auch draußen vor Ort. Ich war mit Ihnen in 
Wülperode. Ich war mehrmals vor Ort und habe 
mit den Menschen gesprochen. Ich habe bisher 
nicht das Gefühl gehabt, dass dort irgendjemand 
am Grünen Band in Gutsherrenart agiert. Ich 
stimme aber grundsätzlich mit Ihnen überein, 
dass solche Prozesse immer in einem Miteinan-
der erfolgen müssen. Ich habe ein gutes Gefühl, 
dass das bisher der Fall war und auch in Zukunft 
so sein wird.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann danke ich 
Herrn Aldag für seinen Redebeitrag. - Für die 
SPD-Fraktion hat jetzt Frau Abg. Schindler das 
Wort. Bitte, Sie haben das Wort.  

 
 

Silke Schindler (SPD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte 
Damen und Herren! Das Grüne Band wird natio-
nales Naturmonument. In diesen Tagen erinnern 
wir vielerorts an die Ereignisse vor 30 Jahren in 
der ehemaligen DDR. Darum war es vielen Men-
schen wichtig, dass wir jetzt, im Herbst, in dieser 
Sitzung dieses Gesetz verabschieden.  

 

40 Jahre lang trennte eine unmenschliche Grenze 
die beiden deutschen Staaten. Wir schreiben des-
halb auch in der Überschrift unseres Gesetzent-
wurfes bewusst „vom Todesstreifen“. Wenn viele 
in Deutschland über die Mauer sprechen, haben 
sie natürlich erst einmal die Mauer in Berlin im 
Blick. Aber 1 393 km befestigte Grenzanlagen, 
eben dieser Todesstreifen, trennten Deutschland 
von Nord nach Süd.  

 

Einen großen Teil der damaligen Grenze haben 
wir jetzt als Landesgrenze zwischen Sachsen-An-
halt und Niedersachsen: 342 km. In diesem Be-
reich kamen nach neuesten Forschungen 68 
Menschen zu Tode. Alle wissen auch, dass die 
Grenze nicht darauf ausgelegt war, die DDR zu 
schützen, sondern darauf, Menschen am Verlas-
sen der DDR zu hindern.  

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
CDU) 

 

Mutige, beherzte, frei, demokratisch denkende 
Bürgerinnen und Bürger der damaligen DDR ha-
ben es mit ihrem Widerstand, mit ihrem Aufbegeh-
ren geschafft, die friedliche Revolution zum Erfolg 
zu führen und die DDR, die SED-Diktatur zu über-
winden. Das Trennende, die Mauer, fiel. Aus dem 
unüberwindbaren Todesstreifen wurde eine Ver-
bindungslinie, eben die Idee des Grünen Bandes.  

 

(Zustimmung von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Diese zieht sich nun durch ganz Europa. Im un-
mittelbaren Grenzgebiet hat sich, wie meine Vor-
redner schon erwähnt haben, eine vielfältige Na-
tur- und Pflanzenwelt entwickelt. Dieses Grüne 
Band ist in den letzten Jahren ein einmaliger Bio-
topverbund geworden. Auf dem Gebiet des Grü-
nen Bandes befinden sich Landschafts- und Na-
turschutzgebiete, Biosphärenreservate bis hin zu 
dem Gebiet des Nationalparks.  

 

Mit der Ausweisung des nationalen Naturmonu-
ments ist es uns nun möglich, die Belange des 
Naturschutzes mit der besonderen Bedeutung des 
ehemaligen Grenzstreifens als Erinnerungsort zu 
verbinden. Den Menschen, die mit und an der 

ehemaligen Grenze gelebt haben, war dieses be-
sonders wichtig.  

 

Auch uns als SPD-Fraktion war es immer beson-
ders wichtig, diesen Aspekt des nationalen Natur-
monuments hervorzuheben.  

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Deshalb begrüßen wir ausdrücklich die Auswei-
sung des Grünen Bandes als nationales Natur-
monument. Dieses haben wir auch in der Präam-
bel zum Gesetz - bei einem Gesetz ist es nicht 
üblich, eine Präambel zu schreiben - mit den Wor-
ten zum Ausdruck gebracht - ich zitiere -: „[…] 
dass Naturschutz und Erinnerungskultur nur 
gleichrangig gelebt werden können […]“ 

 

Ein heute beschlossenes Gesetz wäre aber nur 
der erste Schritt. Es wäre ein entscheidender 
Schritt, aber nur der erste Schritt; denn jetzt sind 
alle Beteiligten aufgefordert, die begonnenen Ge-
sprächs- und Verhandlungsprozesse weiterzufüh-
ren. Mein Dank gilt an dieser Stelle allen, die sich 
bisher an diesem Gesprächs- und Verhandlungs-
prozess beteiligt haben. Aber dieser Prozess geht 
weiter mit dem im Gesetz ausgewiesenen Pflege-, 
Entwicklungs- und Informationsplan, der in den 
nächsten fünf Jahren entwickelt werden muss. 
Dabei werden alle Träger, die zuständigen Minis-
terien, von einem Fachbeirat unterstützt.  

 

Besonders wichtig ist, dass alle Beteiligten eng 
zusammenarbeiten: die Träger, die Grundstücks-
eigentümer, die Kommunen, die Landkreise, die 
Gemeinden, die Naturschutzverbände, die Stif-
tung Gedenkstätten, die Opfer- und Verfolgten-
verbände und die vielen ehrenamtlich Arbeitenden 
vor Ort. Dann kann und wird es uns gelingen, 
dass das Grüne Band ein Band der Erinnerung 
vom Todesstreifen hin zur Lebenslinie wird.  

 

(Zustimmung bei der SPD und von Gabriele 
Brakebusch, CDU) 

 

Ich bitte daher um Zustimmung zum Gesetzent-
wurf.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe hierzu keine Frage. Dann danke ich Frau 
Schindler für den Redebeitrag.  

 

Damit ist die Debatte beendet, und wir kommen 
zum Abstimmungsverfahren über die Drs. 7/4975. 
Ich schlage vor, über die Bestimmungen in der 
vorliegenden Beschlussempfehlung in ihrer Ge-
samtheit einschließlich der Artikelüberschriften 
und die Gesetzesüberschrift abzustimmen. Wer 
für das Gesetz stimmt, den bitte ich um das Kar-
tenzeichen. - Das ist die Koalition. Wer stimmt da-
gegen? - Das sind die AfD-Fraktion und der frak-
tionslose Abgeordnete. Stimmenthaltungen? - 
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Das ist die Fraktion DIE LINKE. Damit hat das 
Gesetz aber dennoch die Mehrheit des Hauses 
erhalten und ist somit beschlossen worden . Der 
Tagesordnungspunkt 3 ist erledigt.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 

 

Wir kommen zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 4 

 

Beratung 

 

Konzept zur zukünftigen Gestaltung von För-
derschulen 

 

Antrag Landesregierung - Drs. 7/5023 

 
 
 

Bevor Herr Minister Tullner das Wort erhält, habe 
ich die ehrenvolle Aufgabe, die erste Hälfte von 
Schülerinnen und Schülern des Neuen Städti-
schen Gymnasiums in Halle in unserem Hohen 
Haus zu begrüßen. Seien Sie herzlich willkom-
men! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Herr Minister Tullner, jetzt haben Sie das Wort.  

 
 

Marco Tullner (Minister für Bildung): 

 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Koalitionsvertrag der Parteien CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN enthält folgende Aus-
sagen zu den Förderschulen - ich zitiere -: 

 

„Förderschulen sind fester und wichtiger 
Bestandteil unseres Schulsystems. Dies gilt 
auch vor dem Hintergrund, dass die Inklu-
sion weiterentwickelt wird. Gerade im Be-
reich der Förderschwerpunkte Lernen und 
Sprache haben sich Eltern in den letzten 
Jahren zunehmend für die Förderung ihrer 
Kinder an der allgemeinen Schule ent-
schieden. Diese Entwicklung wollen wir 
weiter unterstützen und so dem Elternwahl-
verhalten Rechnung tragen. Eine Folge die-
ses Prozesses ist, dass Förderschulen für 
diese Schwerpunkte zunehmend an die 
Grenze der Bestandsfähigkeit geraten.  

 

Das Bildungsministerium wird deshalb be-
auftragt, unter Einbeziehung des Sachver-
standes der Schulen, Schulträger und wei-
terer Beteiligter sowie wissenschaftlicher 
Unterstützung ein entsprechendes Konzept 
zu erarbeiten und dieses mit dem Parla-
ment abzustimmen. Dieses Konzept bein-
haltet auch die Klärung der Frage nach der 
Zusammenlegung von Förderschwerpunk-
ten an einem Standort.“ 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Beschluss 
des Landtages von Sachsen-Anhalt, Drs. 7/427 

vom 29. September 2016 forderte das Ministerium 
für Bildung auf, ein Konzept zur zukünftigen Wei-
terführung und Gestaltung der Förderschulen im 
Land Sachsen-Anhalt im Sinne des Koalitionsver-
trages zu erarbeiten. Zugleich ist das Förderschul-
konzept gemäß Nr. 2 des Beschlusses im Einver-
nehmen mit dem Parlament abzustimmen. Darin 
lag ein wenig Kraft und Energie.  
 

(Wolfgang Aldag, GRÜNE, lacht) 

 

Den Ausschüssen für Bildung und Kultur sowie für 
Arbeit, Soziales und Integration wurde im Juni 
2017 der Bericht zur Weiterentwicklung der För-
derschulen einer unabhängigen Arbeitsgruppe 
und im März 2018 das Förderschulkonzept des 
Ministeriums für Bildung zur Beratung und zur 
Herstellung besagten Einvernehmens zugeleitet.  

 

Schwerpunkte dieses Konzeptes sind unter ande-
rem das Aufzeigen von wohnortnahen Beschu-
lungsangeboten, das Teilhabemöglichkeiten er-
öffnet sowie An- und Abschlussmöglichkeiten 
bietet, das Einrichten von Förderschulklassen an 
allgemeinbildenden Schulen, damit mehr Kinder 
die Chance für einen anerkannten Schulabschluss 
erhalten, die Zusammenlegung von Förder-
schwerpunkten an einem Standort und das Ein-
räumen von mehr Flexibilität für die Schulträger.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das nun vorlie-
gende Konzept ist das Ergebnis eines ausführ-
lichen und konstruktiven Diskussionsprozesses. 
Durch einen Antrag der regierungstragenden 
Fraktionen wurde das Konzept des Bildungsminis-
teriums um einen weiteren Punkt ergänzt und da-
mit eine zukunftsfähige Vernetzung der Förder-
schulen mit anderen Schulformen, Bildungsein-
richtungen und Unterstützungssystemen herge-
stellt.  

 

Mit dieser Vernetzung können sich Förderschulen 
aktiv in die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention einbringen und ein wesentlicher Bau-
stein dabei sein. Insofern wird ein Bezug zum be-
reits vorliegenden Konzept zum Ausbau des ge-
meinsamen Unterrichts als wesentlichem Bau-
stein auf dem Weg zur Inklusion hergestellt.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU, und 
von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Die Vernetzung soll vor allem Schulträgern die 
Möglichkeit einräumen, Förderzentren modellhaft 
weiterzuentwickeln und in die regionalen Gege-
benheiten besser und weitsichtig einzubinden.  

 

Mit den dargestellten Optionen zur Weiterführung 
und Gestaltung der Förderschulen berücksichtigt 
das Konzept das Vertrauen von Eltern der Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 
schulische Förderung an Förderschulen und 
deren Anliegen für ihre Kinder, ein wohnortnahes 
Beschulungsangebot sowie verbesserte Chancen 
für Teilhabe, An- und Abschlussmöglichkeiten 
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nutzen zu können. Zugleich eröffnet es den Trä-
gern der Schulentwicklungsplanung die Möglich-
keit, regional angemessene Entscheidungen vor-
zubereiten.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ausschuss 
für Bildung und Kultur hat sich in seiner Sitzung 
am 16. August 2019 und der Ausschuss für Ar-
beit, Soziales und Integration in seiner Sitzung am 
21. August 2019 den Empfehlungen der regie-
rungstragenden Fraktionen angeschlossen. Die 
Empfehlungen wurden vollumfänglich in dieses 
Konzept aufgenommen.  

 

Nach erfolgter Beschlussfassung durch den Land-
tag stellt sich die Frage der weiteren Umsetzung 
des Konzepts. Vor dem Hintergrund der bildungs-
politischen und demografischen Rahmenbedin-
gungen ist es wichtig, die abgestimmte Konzep-
tion möglichst breit und transparent den handeln-
den Akteuren, aber auch der Öffentlichkeit 

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

bekanntzumachen. Der bereits im Vorfeld breit 
angelegte konstruktive Prozess der Entwicklung 
der Meinungsbildung bei aller Meinungsvielfalt so-
wie die umfangreiche Einbindung haben hierfür 
gute und solide Grundlagen gelegt. 

 

Nunmehr gilt es, das Konzept zur zukünftigen Ge-
staltung von Förderschulen zur weiteren Umset-
zung zu erörtern, insbesondere mit denjenigen, 
die damit arbeiten werden. Dieses betrifft im We-
sentlichen die Umsetzung auf der fachlichen 
Ebene des Landesschulamtes und damit vor 
allem in der Schule und vor Ort. Auch gegenüber 
den Schulträgern ist das Förderschulkonzept 
offen und transparent zu kommunizieren.  

 

Neben einer direkten Kommunikation mit dem 
Landesschulamt und den Schulträgern ist beab-
sichtigt, das Förderschulkonzept zum Beispiel 
über den Bildungsserver des Landes sowie die 
Internetpräsentationen des Bildungsbereichs öf-
fentlich bekanntzumachen. Weitere Veröffent-
lichungsmöglichkeiten werden derzeit noch ge-
prüft.  

 

Ich danke allen am Prozess beteiligten Akteuren 
für den konstruktiven Erarbeitungsprozess. Mein 
besonderer Dank gilt den Koalitionsfraktionen für 
die Einbringung der erwähnten inhaltlichen Erwei-
terung des Förderschulkonzepts, an dem man er-
kennen kann, dass unterschiedliche Positionen 
der Partner am Ende in ein Konzept einmünden, 
das eine breite Akzeptanz hat und vor allen Din-
gen auch den Förderschulen in diesem Lande 
eine Zukunft gibt, die den Kindern, glaube ich, 
sehr gerecht wird. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Ich danke dem Minister 
Tullner für die Einbringung des Antrags. - In der 
Debatte sind fünf Minuten Redezeit je Fraktion 
vorgesehen. Für die AfD spricht der Abg. Herr 
Schmidt. Herr Schmidt, Sie haben das Wort. 

 
 

Jan Wenzel Schmidt (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Im September 2016 fasste der 
Landtag den Beschluss, ein Konzept zur zukünfti-
gen Gestaltung von Förderschulen zu erarbeiten. 
Die Landesregierung hatte also mehr als drei Jah-
re Zeit, ein entsprechendes Papier zu entwerfen 
und zu erklären, wie es mit den Förderschulen in 
Sachsen-Anhalt weitergehen soll.  

 

Im Ergebnis liegt nun ein rund 25 Seiten langes 
Konzept vor, welches sich „Chancen eröffnen, 
Möglichkeiten schaffen“ nennt. Man könnte das 
Konzept aber auch mit einem anderen Namen 
betiteln, nämlich: Wie ernst meint es die Landes-
regierung mit unseren Förderschulen? Ich möchte 
gleich vorwegnehmen, dass die Antwort auf diese 
Frage nicht gerade für das Verantwortungsbe-
wusstsein der Landesregierung spricht. 

 

In Sachsen-Anhalt werden nur etwa 35 % der 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
an allgemeinbildenden Schulen unterrichtet. 
Gleichzeitig, so räumt die Regierung ein, ent-
scheidet sich ein Großteil der Eltern für eine son-
derpädagogische Förderung an einer Förderschu-
le. Oder anders gesagt: Die meisten Eltern wollen 
gar nicht, dass ihr Kind am inklusiven Unterricht 
teilnimmt. Als logische Konsequenz hätte sich die 
AfD-Fraktion ein klares Bekenntnis gegen die 
Inklusion und für die Förderschulen erhofft. 

 

Ein solches Bekenntnis sucht man im Konzept der 
Landesregierung jedoch vergebens. Schlimmer 
noch, anstatt sich zum Ausbau des Förderschul-
netzes zu bekennen, wird die Förderschule im Fa-
zit auf Seite 24 zur reinen Wahloption für Eltern 
und Schüler degradiert.  

 

(Zuruf von Wolfgang Aldag, GRÜNE) 

 

Das Konzept zielt also weder auf die Abschaffung 
der Förderschulen, noch ist es dazu geeignet, das 
Förderschulnetz maßgeblich zu erweitern. Kurz 
gesagt: Das heute vorliegende Konzept ist weder 
Fisch noch Fleisch, ein fauler Kompromiss, dem 
wir als AfD-Fraktion nicht zustimmen können. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Dabei liegen die Probleme, mit denen die Förder-
schulen zu kämpfen haben, auf der Hand. Sie 
müssen nur erst einmal richtig angegangen wer-
den. Ein grundsätzliches Problem besteht in den 
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viel zu hohen Mindestanforderungen für Förder-
schulen, wie sie in der Verordnung zur Schulent-
wicklungsplanung festgelegt sind.  

 

Für den Betrieb einer Förderschule mit dem För-
derschwerpunkt Lernen sind beispielsweise min-
destens 90 Schüler nötig. Außerhalb von einwoh-
nerstarken Gegenden ist eine solche Zahl nur mit 
Schwierigkeiten zu erreichen. Das Konzept sieht 
nun vor, verschiedene Förderschwerpunkte mitei-
nander zu verbinden, um eine wohnortnahe Be-
schulung zu ermöglichen. 

 

Eine Förderschule, die sich beispielsweise auf die 
übergreifenden Schwerpunkte Lernen und emo-
tionale, soziale Entwicklung verlegt, ist einfacher 
zu erhalten als eine reine Lernförderschule - so 
weit, so klar. An dieser Stelle ist ein guter Wille 
der Landesregierung durchaus erkennbar, dem es 
jedoch an der konsequenten Umsetzung mangelt. 

 

Wenn die Mindestschülerzahlen dem Erhalt von 
Förderschulen im Wege stehen, gibt es aus unse-
rer Sicht nur eine Konsequenz: Die Vorgaben 
müssen abgesenkt und an die Bedürfnisse unse-
rer Förderschulen angepasst werden. Zu diesem 
Schritt ist die Regierung jedoch nicht bereit.  

 

Die AfD-Fraktion hat bereits im vergangenen Mai 
einen Antrag gestellt, der darauf abzielte, die Vor-
gaben der Schulentwicklungsplanung zu überar-
beiten. Eine Mehrheit fand unser Antrag bedauer-
licherweise nicht.  

 

Wir können unsere alten Forderungen an dieser 
Stelle nur erneuern. Der inklusive Unterricht ist ein 
Irrweg, von dem wir schleunigst abkommen müs-
sen. Das Förderschulnetz ist hingegen nicht nur 
zu erhalten, sondern auch weiter auszubauen. Als 
AfD-Fraktion würden wir uns für ein Förderschul-
konzept aussprechen, das genau diese beiden 
Punkte berücksichtigt. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich Herrn 
Schmidt für den Redebeitrag. - Für die SPD 
spricht die Abg. Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen. Frau 
Prof. Dr. Kolb-Janssen, Sie haben das Wort. 

 

 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich gebe zu, es war ein sehr langer Dis-
kussionsprozess, und auch ich hatte zwischen-
durch die Befürchtung, dass wir nicht zu einem 
Kompromiss, zu einem Ergebnis kommen.  

 

Der Herr Minister hat schon auf die Genese die-
ses Konzepts verwiesen. Aus heutiger Sicht stellt 
es sich wirklich als Glücksfall heraus, dass die 
Formulierung des Landtagsantrags darauf abge-

stellt hat, ein Einvernehmen zwischen Landes-
regierung und Parlament herzustellen.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

Das gibt es nicht so häufig, aber es hat gezeigt, 
dass diese Zusammenarbeit tatsächlich zu einem 
guten Ergebnis führt.  

 

(Zustimmung von Wolfgang Aldag, GRÜ-
NE, und von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Das Ministerium hat gute Ansätze umgesetzt. Es 
gab die Expertenkommission, die ganz viele Vor-
schläge gemacht hat. Wir haben uns dann nur ge-
wundert, dass ausgerechnet der Vorschlag, der 
von den Akteuren, der von den Beteiligten vor Ort 
als der beste, der am besten umsetzbare einge-
schätzt worden ist, in diesem Konzept nicht mehr 
auftauchte.  

 

Wir haben genau das aufgegriffen. Wir haben als 
Bildungsausschuss ein umfassendes Fachge-
spräch durchgeführt und wir haben es letzten 
Endes geschafft, dass wir dieses sogenannte 
Viersäulenmodell, das Kolleginnen und Kollegen 
im Burgenlandkreis entwickelt haben, in dieses 
Konzept aufgenommen haben. Das ermöglicht es 
tatsächlich, dass die Kommunen, ausgehend von 
den spezifischen Bedingungen der Schulstruktur 
vor Ort, entscheiden können, wie sie in Zukunft 
das System der Schulen gestalten. 

 

Ich glaube, wir müssen an dieser Stelle nicht noch 
einmal diskutieren, dass es natürlich nicht um die 
Fortentwicklung von Förderschulen, sondern um 
Inklusion geht. Das ist ganz klar in der UN-Be-
hindertenrechtskonvention festgelegt. Genau der 
Punkt war meiner Fraktion wichtig, 

 

(Zustimmung von Andreas Steppuhn, SPD, 
von Dr. Katja Pähle, SPD, und bei den 
GRÜNEN) 

 

dass wir nämlich tatsächlich einen Weg aufzei-
gen, wie wir Inklusion gestalten können. Natürlich 
ist meine Fraktion auch so realistisch einzuschät-
zen, dass im Moment, unter den derzeitigen Rah-
menbedingungen mit den derzeitigen Ressour-
cen, die wir haben, Inklusion nicht umzusetzen ist. 
Dazu brauche ich ausreichend Förderschullehre-
rinnen und Förderschullehrer.  

 

Wir haben das Problem, wir haben sie auf der 
einen Seite an den Förderschulen, wir brauchen 
sie aber auch im gemeinsamen Unterricht. Die 
Ausschreibungen zeigen, dass wir genau die Stel-
len, die jetzt frei geworden sind, nicht mehr beset-
zen können und letzten Endes die Lehrerinnen 
und Lehrer vor allen Dingen an den allgemeinen 
Schulen im gemeinsamen Unterricht fehlen.  

 

Deshalb hoffe ich, dass die Kommunen tatsäch-
lich diese Chance nutzen, die sich aus den Ins-
trumenten, die im Rahmen dieses Konzeptes dar-
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gestellt sind, ergeben, dass sie wirklich vor Ort 
diese Förderzentren gestalten.  

 

Die Idee ist ja nicht neu, die gab es schon einmal. 
Sie ist nur an irgendeiner Stelle dann faktisch 
nicht umgesetzt worden, und genau da wollten wir 
ansetzen: einfach Wege aufzeigen, eine Koopera-
tion aller Schulen, allgemeiner Schulen, aber auch 
der Förderschulen vor Ort, so zu gestalten, dass 
sie tatsächlich feststellen: Wie können wir die 
Strukturen, die Angebote so gestalten, dass wir 
den individuellen, den spezifischen Bedürfnissen 
der Kinder gerecht werden? 

 

Dazu gibt es gute Beispiele vor Ort. Wir haben 
uns das auch im Harzkreis angeschaut. Was mir 
und meiner Fraktion dann noch besonders wichtig 
war, ist: Wir haben im Förderschwerpunkt Lernen 
das Problem, dass die Schülerinnen und Schüler 
in den meisten Fällen die Schule ohne Schulab-
schluss verlassen.  

 

Nun gibt es einige Landkreise, die über die Ko-
operationsklassen Möglichkeiten gefunden haben. 
Da haben wir uns gesagt: Es kann nicht sein, 
wenn das in einigen Landkreisen funktioniert, 
muss das überall möglich sein. Wir müssen die-
sen Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit 
einräumen, mindestens einen Hauptschulab-
schluss zu absolvieren, damit sie tatsächlich die 
Chance auf eine Ausbildung haben. Denn genau 
das ist die Vorgabe der UN-Behindertenrechts-
konvention: Teilhabe heißt, dass wir gleiche 
Chancen für alle erreichen müssen. 

 

(Zustimmung von Wolfgang Aldag, GRÜ-
NE) 

 

Ich hoffe, dass das auch für diejenigen, für die es 
schwierig wird, umgesetzt wird, was wir in das 
Konzept geschrieben haben, dass nämlich länder-
spezifische Abschlüsse eingeführt werden. Kleine-
re Abschlüsse, die dann vielleicht auch dazu füh-
ren, dass die Statistik - - Mir geht es nicht um die 
Statistik, aber ich finde es einfach erschreckend, 
dass Sachsen-Anhalt immer noch das Land ist, in 
dem bundesweit die meisten Schüler die Schule 
ohne Schulabschluss verlassen. An der Stelle 
haben wir echt eine Aufgabe.  

 

Wir hoffen, im Rahmen dieses Förderschulkon-
zeptes ein Stück dazu beigetragen zu haben, 
dass in Zukunft auch die Kinder mit Förderbedar-
fen - gerade im Förderschwerpunkt Lernen - die 
Chance auf einen Schulabschluss und damit auf 
eine Teilhabe am Arbeitsleben haben. - Vielen 
Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Einen Moment bitte, Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen, 
Herr Dr. Tillschneider hat sich zu Wort gemeldet.  

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Ja. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Dr. Tillschneider, Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Zwei Fragen. Erste Frage: Was wollen Sie ma-
chen, wenn es Schüler gibt, die aufgrund ihrer 
kognitiven Ausstattung einfach nicht dazu in der 
Lage sind, selbst einen Hauptschulabschluss zu 
erwerben? Wollen Sie dann die Anforderungen an 
den Hauptschulabschluss so weit absenken, dass 
wirklich jeder Lernbehinderte in der Lage ist, 
einen Hauptschulabschluss zu erwerben? Ist das 
Ihr Plan? Wie soll das gehen? 

 

Zweitens. Ich habe mich sehr gefreut, dass Sie in 
Ihrer Rede deutlich gemacht haben, dass das, 
was Sie wollen, Lehrerkapazitäten kostet und 
dass es umgekehrt Lehrerkapazitäten spart, auf 
ein leistungsdifferenziertes Schulsystem zu set-
zen und zum Beispiel auf starke Förderschulen, 
wo dann die Förderschullehrer die förderungsbe-
dürftigen Kinder en bloc in Klassen unterrichten 
können. Ist klar, wenn man sie alle verteilt auf die 
normalen Regelschulen und dann gemeinsamen 
Unterricht macht und die Förderschullehrer von 
Schule zu Schule tingeln, dann braucht man ein-
fach mehr Lehrer. 

 

Jetzt ist die Frage angesichts des Lehrermangels, 
den wir haben: Wollen Sie das Schulsystem 
gegen die Wand fahren oder nehmen Sie die 
Realität nicht wahr? 

 

(Zustimmung bei der AfD - Monika Hoh-
mann, DIE LINKE: Dann studieren Sie doch 
Pädagogik!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen, Sie haben jetzt noch 
einmal das Wort. 

 
 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Ich glaube, ich habe ganz deutlich gesagt, dass 
wir durchaus die Realitäten wahrnehmen und 
dass wir, ausgehend von den Ressourcen, die 
uns zur Verfügung stehen, auch die Instrumente 
gestaltet haben.  

 

Es ist nicht richtig, dass der gemeinsame Unter-
richt das Ressourcenintensive ist, sondern res-
sourcenintensiv ist dieses kleinteilig gegliederte 
System von Förderschulen, das wir in Sachsen-
Anhalt haben. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN, von Dr. Katja 
Pähle, SPD, und von Wolfgang Aldag, 
GRÜNE) 
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Das ist das eigentliche Problem. Wenn wir überall 
gemeinsamen Unterricht hätten, würde das auch 
Lehrerinnen und Lehrer sparen und wir würden 
mit den Förderschullehrkräften, die wir haben, 
dann möglicherweise auskommen.  

 

Was Ihre Frage nach dem Niveau der Abschlüsse 
betrifft: Das wollen wir natürlich nicht absenken. 
Uns ist auch bewusst, dass es beispielsweise bei 
Kindern mit geistiger Behinderung durchaus Kin-
der geben kann, die aufgrund ihrer Fähigkeiten 
nicht in der Lage sein werden, ihren Schulab-
schluss zu machen.  

 

Aber gerade bei den Schülerinnen und Schülern 
an den Schulen mit dem Förderschwerpunkt Ler-
nen haben wir festgestellt, dass es oft gar keine 
kognitiven Beeinträchtigungen, sondern einfach 
Entwicklungsverzögerungen sind. Die brauchen 
manchmal einfach ein Jahr länger, und dieses 
Jahr sollen sie auch bekommen, damit sie eine 
Chance haben, den Schulabschluss zu machen. - 
Danke.  

 

(Zustimmung von Wolfgang Aldag, GRÜ-
NE) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich 
Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen für den Redebeitrag. 
- Für die Fraktion DIE LINKE hat der Abg. Herr 
Lippmann jetzt das Wort. Herr Lippmann, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Auf den sehr langen Beratungszeit-
raum und die Genese der Entstehung des heute 
vorliegenden Papiers ist durch die Vorredner 
schon hingewiesen worden. In der Frage, wie 
man das beurteilt, was dabei am Ende herausge-
kommen ist, gehen die Meinungen doch ein 
Stückchen auseinander. Die Genese war auch 
nicht ganz vollständig, aber darauf komme ich im 
Laufe meines Vortrags zurück. 

 

Drei Jahre Beratungszeit, und man könnte die 
Hoffnung haben, dass das, was lange währt, auch 
gut wird.  

 

(Unruhe bei der CDU) 

 

-Tut mir leid, das stört mich. - Das ist aus unserer 
Sicht aber mitnichten so. Was wir zunächst relativ 
schnell hatten, nach einem Dreivierteljahr, war der 
erwähnte Bericht aus der eingerichteten Experten-
kommission, der in dem ganzen Prozess das 
substanzreichste Papier war. Darin waren immer-
hin einige erwähnenswerte und nachzuverfolgen-
de konzeptionelle Ansätze enthalten. 

 

Dann passierte das, was wir schon gehört haben. 
Noch einmal ein Dreivierteljahr später legte das 

Ministerium sein sogenanntes Konzept vor, das 
ich in der Folgezeit nie als Konzept, sondern als 
Papier bezeichnet habe, weil es keinen konzep-
tionellen Gedanken enthielt. Es war von Anfang 
an ein vielseitiger Aufsatz über das Förderschul-
wesen ganz allgemein und in Sachsen-Anhalt.  

 

Einen einzigen konzeptionellen Gedanken enthielt 
es aber immerhin doch, nämlich die Förderklas-
sen an allgemeinbildenden Schulen, allerdings mit 
dem Hinweis, dass diese nur realisiert werden 
können, wenn wir dazu eine Schulgesetzände-
rung machen. Diese Schulgesetzänderung haben 
wir auch angemahnt, weil wir wenigstens diesen 
einen konzeptionellen Gedanken erhalten wollten. 
Als wir die letzte Schulgesetznovelle beraten ha-
ben, haben wir das eingebracht. Das ist mit dem 
Hinweis abgelehnt worden, wir machen das erst 
einmal fertig; dazu brauchen wir noch ein paar 
Monate, und danach rufen wir das Schulgesetz 
noch einmal auf. 

 

Wir wissen heute, dass das Schulgesetz nicht 
noch einmal aufgerufen wird. Wir wissen, dass 
diese Änderung nicht erfolgt ist. Es steht auch 
jetzt noch in dem Papier, dass Förderschulklas-
sen eingerichtet werden können, aber mit dem 
Hinweis auf Seite 19: Dieses Angebot sehen die 
derzeitigen Bestimmungen des Schulgesetzes 
nicht vor. Eine Anpassung ist erforderlich. Wie ge-
sagt, diese Anpassung ist nicht geschehen, und 
sie wird auch nicht geschehen. Also wird es auch 
diese Förderklassen nicht geben. 

 

Was bleibt unter dem Strich? Der Ärger im Bil-
dungsausschuss. Schade um die Zeit und das 
Papier. Schade um die viele Arbeit, die wir aufge-
wendet haben. Bevor die Koalition ihren Ände-
rungsantrag vorgelegt hat, hatten wir fast ein hal-
bes Jahr vorher einen zumindest in der Sache 
ähnlichen, allerdings viel konkreteren und viel 
weiter gehenden Vorschlag unterbreitet, allerdings 
auch ausgehend von diesem ersten Papier, das 
wir hatten, nämlich das sogenannte Viersäulen-
modell des Burgenlandkreises oder wie auch 
immer das bezeichnet wurde. Das ist der einzige 
sinnvolle Ansatz. 

 

Was die Koalition jetzt gemacht hat, nämlich an-
gehängt an das Papier - das ist sozusagen der 
einzige konzeptionelle Ansatz -, ist eine stark ab-
gespeckte und sehr verwässerte Variante dieses 
sogenannten Viersäulenmodells, von dem man 
heute nicht so richtig weiß, was es bringt, was es 
taugt, was man damit anfangen kann.  

 

Wir sind von diesem Papier, das kein Konzept ist, 
durch und durch enttäuscht. Es steht allerdings 
nichts Falsches darin; denn wenn ich einen Auf-
satz über das Förderschulwesen schreibe, mit 
dem ich einigermaßen meine Hausaufgaben 
mache, dann ist es kein Papier, von dem man 
sagt, das lehne ich ab. Wegen der Ergänzung 
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durch die Koalition, von der wir auch noch nicht 
wissen, ob es nicht vielleicht doch den einen oder 
anderen Schulträger gibt, der daraus etwas ma-
chen kann, ist es auch nicht abzulehnen. Deshalb 
werden wir uns der Stimme enthalten.  

 

Ich sage aber dazu: Mit diesem Papier, mit Aus-
nahme des Letztgenannten, wird sich draußen 
nichts ändern. Die Schulträger haben damit keine 
Klarheit für ihre Förderschulstandorte. Es ist keine 
Stärkung der Förderschulen und es ist auch kein 
echter Beitrag zur Inklusion. Es ist einfach ein Pa-
pier, das wir jetzt im Landtag haben, und bei dem 
wir einmal sehen wollen, ob es Landkreise gibt, 
die daraus irgendetwas machen können. Ich 
hoffe, dass wir noch andere Papiere auf den Tisch 
bekommen, über denen das Wort „Konzept“ steht 
und in denen auch ein Konzept enthalten ist. - 
Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich Herrn 
Lippmann für den Redebeitrag. Für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN hat jetzt der Abg. Herr 
Aldag das Wort. - Herr Aldag, Sie haben das 
Wort. 

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Ja, auch für mich ist es kaum zu glauben, 
aber es wird heute wahr. Wir bringen im Hohen 
Haus final das Förderschulkonzept auf den Weg, 
ein Vorhaben, das uns über fast zwei Jahre be-
gleitet hat und viele Schleifen zwischen Bil-
dungsministerium, Kabinett, Fraktionen und dem 
Ausschuss drehte. Ein neues Förderschulkonzept 
ist notwendig, weil sich in den letzten Jahren mehr 
Eltern dafür entschieden haben, ihr Kind mit För-
derbedarf, insbesondere im Bereich Lernen, an 
allgemeinbildenden Schulen unterrichten zu las-
sen und viele Förderschulen damit unter die Min-
destschülergrenze gefallen sind. 

 

Maßgeblich handelt es sich daher in dem Konzept 
um die Zusammenlegung von Förderschwerpunk-
ten und die zeitgleiche Gewährung einer wohnort-
nahen Beschulung. Das war nicht ganz das, was 
wir uns als grüne Fraktion unter dem Titel „Wei-
terentwicklung der Förderschulen“ vorgestellt 
hatten. Wir hatten vielmehr an einen verbindlichen 
Fahrplan für die schrittweise Umgestaltung unse-
res Bildungssystems entlang der UN-Behinderten-
rechtskonvention gedacht.  

 

So kostete uns das Förderschulkonzept einiges 
an Zeit und Nerven, bis wir uns als Koalitionsfrak-
tionen darauf einigen konnten, das Konzept ge-
meinsam weiter zu qualifizieren. Ganz besonders 
wichtig war uns GRÜNEN dabei, das bestehende 
Engagement im Bereich der Förderung benachtei-

ligter Kinder und Jugendlicher, das wir beispiels-
weise aus dem Burgenlandkreis, dem Harz oder 
auch aus Dessau kennenlernen durften, zu unter-
stützen. 

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

Ganz klares Ziel dessen ist für mich, dass mehr 
Schülerinnen und Schüler einen Schulabschluss 
erlangen, damit sie die Grundlage für eine Berufs-
ausbildung erlangen und einen Platz inmitten 
unserer Gesellschaft finden. Um dies zu ermög-
lichen, bedarf es nicht nur einer neuen Zusam-
menarbeit zwischen den unterschiedlichen Bil-
dungseinrichtungen einer Region, sondern insbe-
sondere auch einer gemeinsamen Haltung und 
Verantwortung gegenüber allen Kindern und Ju-
gendlichen einer Region. 

 

Mit der Ergänzung der Nr.  5 im Förderschulkon-
zept haben wir dafür nun den Weg geebnet. Allge-
meinbildende Schulen, berufsbildende Schulen 
und Förderschulen werden in Förderregionen 
künftig enger kooperieren, Schülerinnen und 
Schüler werden an allen Schulformen Förderung 
erhalten können. Ausgleichsklassen werden als 
Hybridlösung für stärkere Förderung an allen 
Schulformen etabliert werden können, um das 
Recht auf Unterstützung zur Erlangung des best-
möglichen Bildungserfolgs für alle Schülerinnen 
und Schüler wohnortnah zu ermöglichen.  

 

Lange haben wir um diese Möglichkeit gerungen. 
Ich freue mich, dass wir eine Besserung zum 
Status quo erreicht haben. Für mich ist es ein hart 
erkämpfter Meilenstein auf dem Weg zu mehr 
Inklusion in der Schule. Weitere müssen aber 
zwingend folgen. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung von Prof. Dr. Angela Kolb-
Janssen, SPD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Aldag für den Redebeitrag. Für die CDU spricht 
die Abg. Frau Gorr. - Frau Gorr, Sie haben das 
Wort. 

 

 

Angela Gorr (CDU): 

 

Herr Vizepräsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Ich bin stolz und glücklich, 
dass die Landesregierung uns heute bittet, das 
Einvernehmen zum Konzept zur zukünftigen Ge-
staltung von Förderschulen zu erklären. „Chancen 
eröffnen, Möglichkeiten schaffen“, so der Titel des 
vorgelegten Konzepts zur Weiterentwicklung der 
Förderschulen im Land Sachsen-Anhalt. Meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, welcher 
Titel könnte passender sein? 

 

Wir sind gewählt worden, um das Wohl der Bürge-
rinnen und Bürger in den Mittelpunkt unserer Ar-
beit zu stellen. Mit dem vorgelegten Konzept tun 
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wir dies in doppelter Weise: Wir garantieren den 
Eltern von Schülerinnen und Schülern mit festge-
stelltem sonderpädagogischen Förderbedarf eine 
echte Wahlfreiheit, und wir stellen das Wohl und 
die Entwicklung unserer Kinder, die wir für ihre 
eigene und die Zukunft des Landes Sachsen-An-
halt stark und fit machen wollen, an die erste Stel-
le. 

 

Wir haben sehr lange darum gerungen, wie die 
notwendige Qualität und der erforderliche Umfang 
der Unterstützung für alle Schülerinnen und Schü-
ler gesichert werden können. Als glühende Ver-
fechterin der Notwendigkeit von Förderschulen im 
Sinne von Inklusion und als CDU-Bildungspoli-
tikerin danke ich zunächst der Arbeitsgruppe Bil-
dung und Kultur, die 2016 den Koalitionsvertrag 
ausgehandelt hat. Der Herr Minister führte dazu 
aus. 

 

Ich danke auch allen Mitgliedern des Bildungsaus-
schusses, dass unter anderem durch die intensive 
Anhörung und die darauf folgenden Diskussionen 
einige aus meiner Sicht zum Teil ideologische 
Vorurteile aufgebrochen werden konnten. Die be-
troffenen Eltern und Schülerinnen und Schüler 
werden es uns danken, dass wir Möglichkeiten er-
öffnen, zum Beispiel beschwerliche Schulwege zu 
verhindern oder zu verringern. Wir wollen weiter-
hin verstärkt flexible Übergänge ermöglichen. Vor 
allem aber werden sich neue reale Chancen für 
Teilhabe und Abschlussmöglichkeiten eröffnen. 
Meine Kolleginnen und Kollegen haben erwähnt, 
wie wichtig dieser Aspekt ist, dass Förderschüle-
rinnen und Förderschüler die Möglichkeit bekom-
men, einen ordentlichen Schulabschluss zu ma-
chen. 

 

Ein großer Dank gilt auch den Teilnehmern des 
Ministeriums mit ihrer Arbeitsgruppe und den an-
deren Experten aus der Praxis, die wesentlich zur 
endgültigen Qualifizierung des vorliegenden Kon-
zepts beigetragen haben. Hier nenne ich stellver-
tretend den Landrat des Burgenlandkreises Götz 
Ulrich und die Pestalozzi-Schule in Wernigerode 
mit ihrem Schulleiter, Herrn H., und mit seinen en-
gagierten Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Landkreis Harz. Ich bin meinen Kollegen Frau 
Kolb-Janssen und Herrn Wolfgang Aldag sehr 
dankbar, dass wir dort gemeinsam ein intensives 
Fachgespräch mit Schülerinnen und Schülern und 
den dortigen Lehrern geführt haben. 

 

In den Diskussionen vor Ort, auch mit dem Minis-
terpräsidenten und dem Bildungsminister Tullner, 
wurde deutlich, dass viele Jugendliche mit beson-
derer Förderung auf gute Schulabschlüsse vorbe-
reitet werden können, zum Beispiel durch die 
Kooperationsklassen - Frau Kolb-Janssen er-
wähnte es -, wenn man ihre individuellen Fähig-
keiten optimal begleiten kann. Ihre Persönlichkei-
ten können sich so auf der Grundlage von Ach-

tung und Wertschätzung, aber auch der bereits 
erwähnten Erfolgserlebnisse entfalten, und ich 
sage ausdrücklich: jenseits von Hänseleien und 
Geringschätzung. 

 

Eltern, die auf ihre Kinder stolz sein können, auch 
wenn diese mit denkbar schlechten Bedingungen 
starten müssen, und starke Kinder, die manchmal 
sogar durch ihre guten Ergebnisse und Zukunfts-
perspektiven ihre eigenen Eltern stolz machen 
und in ihrer Entwicklung stärken können - sehr ge-
ehrte Damen und Herren, genau damit eröffnen 
wir Chancen und Möglichkeiten. 

 

Inklusion bedeutet für mich die richtige, möglichst 
frühzeitige Förderung und im Ergebnis ein mög-
lichst selbstbestimmtes und selbstbewusstes 
Leben. Ich war gerade in der Landesvertretung in 
Berlin, wo eine Ausstellung des Kunstprojektes 
von Prof. Karl Oppermann mit der Marianne-Bug-
genhagen-Schule in Darlingerode eröffnet wurde. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können stolz 
sein auf diese Kinder und ihre Lehrerinnen und 
Lehrer.  

 

Achtung und Wertschätzung kommen hier im Par-
lament manchmal zu kurz. Als Parlamentarier 
aber haben wir die Aufgabe, als Vorbilder den 
Menschen in unserem Land selber Achtung und 
Wertschätzung entgegenzubringen. Dies tun wir 
mit unserem heutigen Einvernehmen. 

 

Ich bitte um Zustimmung zum Antrag der Landes-
regierung. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Frau Gorr, Herr Dr. Tillschneider - - 

 

(Angela Gorr, CDU: Nein!) 

 

Nein. Dann gibt es nur die Möglichkeit der Inter-
vention oder - - 

 

(Zuruf von Dr. Hans-Thomas Tillschneider, 
AfD) 

 

Frau Gorr ist nicht bereit, zu antworten. 

 

(Angela Gorr, CDU: Nein, wir stellen nur 
das Einvernehmen her!) 

 

Ist ja in Ordnung, Frau Gorr. - Dann sind wir am 
Ende der Debatte. 

 

Wir kommen jetzt zum Abstimmungsverfahren. 
Ich konnte nicht wahrnehmen, dass eine Über-
weisung des Konzeptes zu erfolgen hat. Frau 
Gorr hat zum Ausdruck gebracht, dass wir über 
diesen Antrag direkt abstimmen. 

 

(Angela Gorr, CDU: Ja!) 

 

Wenn es keine gegenteilige Meinung gibt, stim-
men wir jetzt über den Antrag in Drs. 7/5023 ab. 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/83 - 24.10.2019 

 

55 

Wer für dieses Konzept stimmt, den bitte ich um 
das Kartenzeichen. - Das ist die Koalition. Wer 
stimmt dagegen? - Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
enthält sich der Stimme? - Das ist die Fraktion 
DIE LINKE. Damit ist dem Konzept von der Mehr-
heit des Hauses zugestimmt worden und der Ta-
gesordnungspunkt 4 ist erledigt. 

 

Bevor wir zum Tagesordnungspunkt 5 kommen, 
begrüßen wir wiederum Schülerinnen und Schüler 
des Neuen Städtischen Gymnasiums Halle. Das 
ist die zweite Hälfte des Gymnasiums. Seien auch 
Sie herzlich in unserem Hohen Hause willkom-
men! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 
 

Wir kommen zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 5 

 

Beratung 

 

Politische Verantwortung übernehmen - Auf-
forderung zum Rücktritt des Innenministers 
Holger Stahlknecht 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/5087 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Farle. Herr Farle, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich gehe zunächst noch einmal 
auf den Täter dieses grausamen antisemitischen 
menschenfeindlichen Amoklaufs ein. 

 

Nach eigenen Aussagen ist Stefan B. ein sozial 
isolierter Einzelgänger, ein Rassist und ein Antise-
mit. Der am Leben gescheiterte Studienabbrecher 
lebte von Hartz IV und suchte die Schuld für sein 
kümmerliches Dasein stets bei anderen Men-
schen, so der Anwalt und der Vater des Täters.  

 

Keine Freunde, keine Freundin, keine Arbeit, 
keine Perspektive, aber viel Zeit, um sich tief in 
den hintersten Ecken des Internets herumzutrei-
ben und in eine virtuelle Parallelwelt aus Manga-
Comics und Menschenverachtung abzudriften.  

 

Sein Leben spielte sich in Online-Foren ab, deren 
Faszination für gefestigte Menschen kaum zu er-
fassen ist. In diesen Foren finden sich die Gesell-
schaftsverlierer aller Herren Länder zusammen, 
egal ob rechts oder links verortet. Mit menschen-
verachtenden Memes und Gewaltvideos putschen 
sie sich gegenseitig auf. Ihr kollektives Versager-
tum wird zu einer Kultur hochstilisiert. Das Ergeb-
nis ist eine nihilistische antihumanistische Ver-
rohung.  

 

Das von einem Letten betriebene Forum, in dem 
Stephan B. seine Tat wenige Minuten vorher an-

kündigte und sein Live-Video verlinkte, war nur 
wenigen Menschen überhaupt bekannt. Sein 
Video wurde auf keiner rechten Seite verlinkt, 
sondern mit einem Streaming-Portal für Compu-
terspiele. Drei Leute sahen dieses Video live, zwei 
davon in den USA und einer in der Schweiz. 

 

Der Täter sprach Englisch, sein Publikum war 
international und das Tatmotiv in erster Linie Gel-
tungssucht und Ruhm in seiner Community. Der 
Massenmord von Christchurch war seine Vorlage. 
Der Anschlag hatte nichts mit der AfD, nichts mit 
Halle, nichts mit rechten Bürgerbewegungen und 
nichts mit Deutschland zu tun, 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zuruf von 
der AfD: Richtig!) 

 

außer dass sich dieses Drama in unserem Land 
abgespielt hat. Es hätte genauso gut in London 
oder eben - wie es mal war - in Australien oder 
anderswo sein können.  

 

Eine Gesellschaft, die einem Menschen ständig 
vorgaukelt, dass jeder alles sein und alles errei-
chen kann, wird unweigerlich zum Hassobjekt für 
diejenigen, denen das alles persönlich nicht ge-
lingt. Der 22-jährige Massenmörder Elliot R. aus 
Kalifornien, ein wohlhabender Sohn eines jüdi-
schen Regisseurs und einer Chinesin, tötete drei 
weiße Frauen und drei weiße Männer. Er begrün-
dete dies damit, dass sich weiße Frauen auf ihn 
nicht einlassen wollten. Er tötete attraktive weiße 
Männer, weil diese bei Frauen erfolgreicher waren 
als er selbst. 

 

(Angela Gorr, CDU: Was hat das damit zu 
tun? - Matthias Büttner, AfD: Zuhören!) 

 

In den Foren, in denen der Mann auftrat, wurde 
dieser Mann, dieser Mörder, zum Märtyrer erklärt. 
Das einigende Band dieser Foren ist der Hass auf 
die Gesellschaft aufgrund des eigenen Versa-
gens. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Zurufe von der 
AfD: Jawohl!) 

 

Wenn Sie eine vernünftige Aussage dazu treffen 
wollen, wie der Mann sich radikalisiert hat, dann 
müssen Sie sich mit solchen Tatsachen ausein-
andersetzen. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zurufe von 
der AfD: Jawohl! - Sehr gut!)  

 

Und das tun Sie hier nicht.  

 

Welches ist die richtige Antwort auf dieses Ver-
brechen? Ich kann das nur kurz anreißen.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: So ein Ver-
hetzer!) 

 

Die gesamte Gesellschaft muss sich um Men-
schen kümmern, die isoliert sind, die sich radikali-
sieren und keinen Anschluss an das normale ge-
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sellschaftliche Leben finden. Wir müssen die 
Augen aufhalten, damit so etwas in Zukunft nicht 
mehr passiert. Der Mann war nämlich in seinem 
ganzen Umfeld, in dem Ort, in dem er gewohnt 
hat, und auch ansonsten kaum bekannt.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Und wir müs-
sen den Hetzern das Handwerk legen!)  

 

Wie hat nun - - 

 

(Unruhe bei und Zurufe von der AfD)  

 

- Richtig! Richtig, den Hetzern muss man das 
Handwerk legen.  

 

(Unruhe bei der AfD)  

 

Und einer der wichtigsten Hetzer in diesem Land 
sind Sie, Herr Striegel, und andere Leute.  

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zurufe von 
der AfD: Jawohl!)  

 

Und ich füge hinzu:  

 

(Unruhe bei der AfD - Glocke des Vizeprä-
sidenten) 

 

Dazu gehört auch ein Innenminister, der im Zu-
sammenhang mit einer solchen Tat - -  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle, ich muss Sie unterbrechen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Widerling!)  

 

Nicht ganz so laut, sonst wird es hier - -  

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Entschuldigung! Das ist die Aufregung. - Ich sage 
nur eines: In die Phalanx dieser Hetzer, die da-
raus eine rechtsradikale Tat und die AfD zu Mittä-
tern machen, hat sich dieser Innenminister einge-
reiht und damit seine Neutralitätspflicht massiv 
verletzt. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Er hat recht, 
dieser Innenminister! - Zuruf von der AfD: 
Was? - Sebastian Striegel, GRÜNE: Dieser 
Innenminister hat recht!) 

 

Die AfD-Fraktion hatte bereits im Jahr 2018 Kon-
takt mit den jüdischen Gemeinden in Sachsen-An-
halt aufgenommen. Beim Schriftwechsel zwischen 
unserer Fraktion und dem Landesverband der jü-
dischen Gemeinden plädierte unser Fraktionsvor-
sitzender am 24. Oktober 2018 für parteiübergrei-
fende Initiativen zur Bekämpfung des Antisemi-
tismus, und zwar hier im Parlament. Doch auf 
diese Aufforderung haben alle anderen Parteien 
nicht reagiert, und insbesondere der verantwort-
liche Innenminister überhaupt nicht. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Weil wir nicht 
mit den Hetzern verhandeln!) 

 

Vor dem Hintergrund eines eigenen - - 

- Auf Ihren Quatsch antworte ich nicht.  

 

(Zuruf von der AfD: Halt die Klappe! - Tobi-
as Rausch, AfD: Mach die Klappe zu da 
drüben, du Zwerg!)  

 

Vor dem Hintergrund des eigenen Versagens ist 
sich Holger Stahlknecht nicht zu schade, den 
antisemitischen Amoklauf und den Tod unbeteilig-
ter Menschen zu missbrauchen, um den soge-
nannten Kampf gegen Rechts zu befeuern und 
der AfD eine Mitschuld zuzuweisen. 

 

(Andreas Steppuhn, SPD: Richtig!) 

 

Das Motiv dieses Innenministers ist eindeutig: Er 
will sich als künftiger Ministerpräsident warmlau-
fen und benutzt eine ideologische Konstruktion, 
nämlich den Kampf gegen Rechts, den man ge-
meinsam führen müsse, um mit SPD und GRÜ-
NEN die nächste Koalition in diesem Land als 
Kenia-Koalition installieren zu können. Das ist in-
sofern abzulehnen, als die CDU dann immer wei-
ter von den Problemen der Menschen in diesem 
Land wegrückt, konservative Positionen aufgibt 
und sich zum Wurmfortsatz der GRÜNEN ent-
wickeln wird. Das kann man nicht zulassen. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Sebastian Strie-
gel, GRÜNE: Das ist doch kompletter Blöd-
sinn!) 

 

Ohne etwas Näheres zu wissen, erklärte der In-
nenminister zur besten Sendezeit, direkt einen 
Tag nach dem Anschlag, die AfD zu geistigen 
Brandstiftern.  

 

(Andreas Steppuhn, SPD: Richtig so!)  

 

Heute Morgen hat er noch versucht, die Öffent-
lichkeit zu täuschen, indem er hier erklärt hat, er 
habe ja nie die AfD genannt. Sie haben aber in 
dem Interview klipp und klar von der Partei ge-
sprochen, die im Jahr 2016 neu in den Landtag 
eingezogen ist. Das ist ja wohl nur die AfD 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Und er hat 
recht!)  

 

mit 24 %. Das heißt, Sie haben auch heute wieder 
Taschenspielertricks versucht. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Mehr als 150 Beamte arbeiten daran, das Leben 
des Täters aufzuarbeiten. 150 Beamte! Hätte sich 
auch nur die geringste Verbindung zwischen die-
sem Täter und der AfD eingeben, wäre das längst 
auf den Tisch gekommen und wäre in der Öffent-
lichkeit. Es gibt diese Verbindung nicht.  

 

(Zurufe von der AfD: Richtig!) 

 

In Sachsen-Anhalt gibt es angeblich 1 300 
Rechtsextremisten, von denen 46 gewaltbereit 
sein sollen. Der Täter von Halle war überhaupt 
keiner davon. Den hatten Sie überhaupt nicht auf 
dem Radar; der war überhaupt nicht bekannt. Der 
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ist in seinem ganzen Leben nicht als Rechtsex-
tremer aufgetreten. Holger Stahlknecht hat als 
oberster Dienstherr der Polizei darüber hinaus 
auch völlig versagt. 

 

Die Hallenser Synagoge war Teil eines Sicher-
heitskonzeptes. Was soll das für ein Sicherheits-
konzept sein, wenn an Jom Kippur, dem höchsten 
Feiertag, den die Juden kennen, ein Streifenwa-
gen ein einziges Mal innerhalb von acht Stunden 
an dieser Synagoge vorbei fährt? - Lächerlich! 

 

Herr Innenminister, Sie sagten am Freitag nach 
der Tat, die Synagoge stand und steht immer im 
besonderen Fokus der örtlichen Polizei. Nach 
Aussagen der jüdischen Gemeindemitglieder 
klingt das anders. Bis vor einem Jahr hätte näm-
lich am wenige Meter entfernten Wasserturm so-
wie direkt vor der jüdischen Gemeinde ein Polizei-
auto gestanden. Bis vor einem Jahr war das so. 
Aber dann hat das die Polizei in der Gefährdungs-
lage herabgestuft. Das waren Sie, Herr Innenmi-
nister. 

 

Holger Stahlknecht schiebt die Schuld auf die 
völlige Fehleinschätzung der Gefährdungslage auf 
das BKA. Das BKA teilte aber auf Anfrage mit, es 
sei bei der spezifischen Lagebeurteilung für die 
Synagoge in Halle überhaupt nicht beteiligt gewe-
sen. Herr Stahlknecht sagte, es gab keine Hin-
weise auf antisemitische Delikte.  

 

Die Wahrheit sieht so aus: Die Anzahl der tät-
lichen Angriffe auf Juden hat sich in Berlin im Jahr 
2018 im Vergleich zum Vorjahr verdoppelt. Es gab 
einen Brandanschlag auf ein jüdisches Restaurant 
in Chemnitz und die jüdische Gemeinde in Des-
sau wurde in jüngster Zeit mehrfach Opfer von 
Plünderungen und Vandalismus. Zudem gingen 
sowohl viele antisemitische Drohbriefe als auch 
Morddrohungen ein. 

 

Am Freitag vor dem Anschlag - das muss man 
wirklich genau überdenken - wurde die neue Sy-
nagoge in Berlin von einem Täter mit einem Mes-
ser angegriffen. Der festgenommene Täter wurde 
dann in Berlin nach zwei Tagen wieder auf freien 
Fuß gesetzt. Aber spätestens dann hätte die Ge-
fährdungslage in unserem Land anders beurteilt 
werden müssen. Sie haben sich damit gar nicht 
beschäftigt. Dann sollen wir Ihnen die innere Si-
cherheit anvertrauen? - Nee, tut mir leid, ich nicht. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Laut des Ansprecherpartners für jüdisches Leben 
in Sachsen-Anhalt Wolfgang Schneiß wurde im 
vergangenen Jahr in der Magdeburger Staats-
kanzlei eine zunehmend judenfeindliche Stim-
mung registriert. Felix Klein, der Antisemitismus-
Beauftragte der Bundesregierung, nannte es eine 
fatale Fehleinschätzung der Sicherheitslage. Für 
diese Fehleinschätzung sind Sie höchstpersönlich 
verantwortlich.  

Allerdings verlief auch der Polizeieinsatz mehr als 
chaotisch. Ich komme zu einigen Vorfällen: 
Schusswechsel vor dem Döner-Imbiss. Offen-
sichtlich reicht die Bewaffnung der Streifenkräfte 
nicht aus, um im Terrorfall einen Täter oder des-
sen Fahrzeug fluchtunfähig zu machen.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist doch 
kompletter Blödsinn! Haben Sie sich das 
angeguckt?) 

 

Die Bewaffnung der Streifenpolizei ist für Terror- 
oder Amoklagen qualitativ und quantitativ nicht 
ausreichend. Fazit: Versagt.  

 

Während des Einsatzes mussten sich alle eintref-
fenden Polizisten auf dem Riebeckplatz versam-
meln. Dort standen sie stundenlang ohne Schutz 
und Anweisung wie auf einem Präsentierteller, ob-
wohl zu dem Zeitpunkt angenommen wurde, dass 
zwei bis drei Schützen mit Langwaffen im Stadt-
gebiet unterwegs sind. Wie kann man die Polizei-
beamten in einer solchen Situation unnötig einer 
solchen Gefahr aussetzen? Fazit: Versagt. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Stichwort Internet-Streife. Sie wurde eingerichtet, 
um Straftaten in sozialen Netzwerken aufzu-
decken. Sie ist völlig wirkungslos. Außer einigen 
Anzeigen wegen Beleidigung kam gar nichts raus. 
Fazit: Versagt. 

 

Anti-Israel-Demo am 16. Dezember 2017 in Halle. 
Hier wurde klar zum Kampf gegen Israel und da-
mit gegen die Juden aufgerufen. Wenn die Polizei 
solch eine üble Propagandaveranstaltung schon 
nicht verhindern kann, hätte man aber die Gefähr-
dungslage für die Synagoge neu und höher be-
werten müssen. - Nichts ist geschehen. Fazit: 
Versagt. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 
 

Gestern nach unserer Parlamentssitzung hat Herr 
Josef Schuster, der Präsident des Zentralrates, 
Ihnen noch einmal widersprochen, und zwar zum 
dritten Mal. Nach mehreren tätlichen Angriffen auf 
Rabbiner in Deutschland in jüngster Zeit sowie 
der Messer-Attacke in der Berliner Synagoge un-
mittelbar vorher war es ein unverzeihliches Ver-
säumnis, dass die Synagoge in Halle an Jom 
Kippur nicht besser polizeilich geschützt war.  

 

(Zurufe von der AfD: So ist es!)  

 

Jetzt hören Sie gut zu: „Dies gilt unabhängig da-
von, ob die Gemeinde konkret für den Tag ange-
fragt hatte oder nicht.“ Das ist die direkte Antwort 
auf Ihren nächsten Taschenspielertrick, weil der 
betreffende Herr Privorozki keine konkrete Anfra-
ge gestellt hat, aber immer darum gebeten hat, 
diesen Schutz zu gewährleisten. Das unterlaufen 
Sie mit Formulierungen wie diese: „Es gab keine 
Anfrage zu diesem Tag.“ Dazu haben Sie hier die 
Antwort bekommen. 
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Felix Klein, der Antisemitismus-Beauftragte der 
Bundesregierung, nannte es eine fatale Fehlein-
schätzung der Sicherheitslage. Für diese Fehlein-
schätzung ist niemand anderes als Sie verant-
wortlich. Auch für den Polizeieinsatz sind Sie ver-
antwortlich; darauf war ich schon eingegangen.  

 

Eli G., Mitglied der Jüdischen Gemeinde in Halle - 
da lasse ich jetzt mal einige Menschen zu Wort 
kommen -, sagt wörtlich: „Da waren Hunderte 
Polizisten, aber es herrschte das reinste Chaos. 
Es gab keine Kommunikation zwischen denen. 
Die kannten das Gelände überhaupt nicht. Ich 
zeigte den Polizisten die Türen und erklärte die 
Zugänge. Die wollten sie dann nicht nehmen, weil 
sie Angst vor Sprengfallen hatten.“  

 

Die „MZ“ schrieb am 18. Oktober 2019: Das MI 
bestätigte auf Anfrage, dass derzeit nur ein einzi-
ger Zug der Polizei in Halle untergebracht ist. - 
Die Hundertschaft, die eigentlich in Halle statio-
niert sein müsste, war eben nicht stationiert, weil 
sich die Regierung über Monate hinweg nicht auf 
eine Liegenschaft zur Stationierung einig werden 
konnte.  

 

Nach dem Schusswechsel vor dem Döner-Imbiss 
riss der Sichtkontakt zum Täter um über eine 
Stunde lang ab. Der Polizeihubschrauber war erst 
eine halbe Stunde nach dem Anschlag in der Luft. 
Die Polizei hat den Attentäter vollständig aus den 
Augen verloren. Der Täter kaperte ein Fluchttaxi. 
Die Beraubten nahmen selbst die Verfolgung auf. 
Der Täter fuhr an Spezialkräften vorbei. Über die 
Taxifunk-Anlage und Telemetriedaten konnte das 
Fluchtfahrzeug von den Bestohlenen geortet wer-
den. Nach einem Unfall auf der A 9 flüchtete der 
Täter zu Fuß und wurde schließlich von zwei Re-
vierpolizisten aus Zeitz festgenommen.  

 

Das ist ein reiner Zufall - das muss ich Ihnen ein-
mal ganz klar sagen - und nicht die konsequente 
Arbeit Ihres Hauses. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Hätten der Taxifahrer und sein Bruder nicht so 
reagiert, hätte der Täter möglicherweise weitere 
Menschen umbringen können.  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle, ich muss Sie bitten, zum Schluss zu 
kommen. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

Ja, ich komme jetzt zum Schluss und sage:  

 

Herr Innenminister, nehmen Sie Ihren Hut und 
machen Sie den Platz frei für jemanden, der unse-
re innere Sicherheit planmäßig, systematisch und 
adäquat steuern kann, damit wir in Ruhe schlafen 
können. 

Sie haben vollständig versagt; keine eigenständi-
ge Lageanalyse entsprechend der Gefährdung, 
keinen Katastropheneinsatzplan für solche Ter-
rorakte, chaotischer Ablauf des Einsatzgesche-
hens, 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Farle! 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

keine Unterstützung der jüdischen Gemeinden im 
Vorfeld des Anschlages, 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 
 

Herr Farle, kommen Sie bitte zum Schluss. 

 
 

Robert Farle (AfD): 

 

ungerechtfertigte Hetze gegen die AfD unter Ver-
letzung der Neutralitätspflicht und schließlich Ver-
schleierung Ihres eigenen Versagens vor der 
Öffentlichkeit, indem Sie Pressekonferenzen nicht 
besucht haben und der Presse keine Antworten 
gegeben haben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Bevor wir in der Debatte fortfahren, möchte ich 
auf Folgendes hinweisen: Herr Tobias Rausch, 
ich bitte Sie, Ihre Worte so zu wählen, dass es 
dem Hohen Hause entspricht; andernfalls würde 
ich Sie beim nächsten Mal zur Ordnung rufen. 

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Es ist eine 
Redezeit von fünf Minuten je Fraktion vorgese-
hen. Die Landesregierung verzichtet auf einen 
Redebeitrag. Für die SPD-Fraktion hat Abg. Herr 
Erben das Wort. Herr Erben, Sie haben das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herr Präsident, gestatten Sie mir zunächst die Er-
wartung - es liegt mir fern - -  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, ich muss Sie unterbrechen. - Herr 
Fraktionsvorsitzender, Sie haben das Wort. 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Lieber Kollege Erben, ich bitte um Entschuldi-
gung. - Sie haben einfach festgestellt, die Landes-
regierung verzichte auf einen Redebeitrag. Ich 
möchte hierzu sagen, dass der Ministerpräsident 
gestern ausdrücklich gesagt hat, dass er heute 
nicht da sein kann, und er hat diesen Part gestern 
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schon mit erwähnt. Ich hätte gedacht, dass man 
das heute mit erwähnt. 

 

(Zuruf von der AfD: Ist doch nicht so wich-
tig!) 

 

- Doch, das ist wichtig. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Borgwardt, es ist aber festgelegt worden, 
dass eventuell eine Vertretung spricht. Deswegen 
habe ich noch einmal nachgefragt. 

 

(Zuruf von der CDU) 

 

- Dann ist das so. Wir sind uns jetzt einig. - Herr 
Erben, Sie haben jetzt wieder das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Herr Präsident, es liegt mir fern, die Sitzungslei-
tung zu kritisieren, aber ich habe die gewisse Er-
wartung, dass mit meiner Redezeit ähnlich streng 
umgegangen wird wie mit der des Einbringers. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Herr Farle, vielleicht haben Sie sich inzwi-
schen wieder etwas beruhigt. Sie haben so kon-
sequent von Ihrem Antrag abweichend argumen-
tiert, manchmal auch gebrüllt, das war schon eine 
Meisterleistung. 

 

(Matthias Büttner, AfD: Ach!) 

 

Ihren Antrag haben Sie ausdrücklich mit den 
Schutzmaßnahmen für die Synagoge begründet. 
Sie haben jetzt etwas von Polizeieinsätzen und 
von Anschuldigungen gegenüber der AfD erzählt. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Weil das zusammen-
gehört!) 

 

Das alles steht nicht in Ihrem Antrag. 

 

(Matthias Büttner, AfD: So ein Quatsch! - 
Tobias Rausch, AfD: Schlaf ein!) 

 

Ich will einleitend und ergänzend zum Kollegen 
Borgwardt darauf hinweisen, dass der Herr Minis-
terpräsident in der gestrigen Sitzung des Hohen 
Hauses in seiner Regierungserklärung auf die von 
Ihnen getätigten Vorwürfe bereits umfangreich 
eingegangen ist. 

 

(Zuruf von Alexander Raue, AfD) 

 

Und er hat sehr deutlich gesagt, dass Sie, meine 
Herren von der antragstellenden AfD, mit Ihrer 
Verrohung der Sprache, mit dem Schüren von 
Hass und Vorurteilen den geistigen Boden für 
solche Taten erst fruchtbar machen. 

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der LINKEN 
und bei den GRÜNEN - Matthias Büttner, 
AfD: Sie auch!) 

Das müssen Sie sich heute hier anhören. Statt-
dessen starten Sie einen Entlastungsangriff auf 
den zuständigen Innenminister. Diese Entlas-
tungsangriffe haben Sie auch sehr nötig. Dazu will 
ich beispielsweise auf die antisemitischen Ausfälle 
ihres Kollegen Tillschneider verweisen, die meine 
Kollegin Fraktionsvorsitzende bereits gestern an-
gesprochen hat. 

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 

 

Er hat über Nacht immerhin sein Video auf sei-
nem YouTube-Kanal gelöscht. 

 

(Stefan Gebhardt, DIE LINKE, lacht) 

 

Das war gestern Abend nach der Sitzung noch zu 
sehen, heute ist es nicht mehr da. Seien Sie aber 
sicher: Es ist gesichert. 

 

(Jan Wenzel Schmidt, AfD: Sind wir!) 

 

Ich nenne das, was die AfD hier macht, Rücktritts-
folklore. Für die Hälfte der Minister haben Sie 
mittlerweile Rücktritts- bzw. Entlassungsforderun-
gen hier in Anträge gekleidet. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Das ist doch be-
zeichnend! - Sebastian Striegel, GRÜNE: 
Ja, das ist sehr bezeichnend!) 

 

Ministerin Keding war schon zweimal an der 
Reihe. Wir können also gespannt sein - ich bin 
dabei ohne Illusionen -, wann Sie die Datei mit 
dem nächsten Namen überschreiben. Sie werden 
sicherlich Anlässe bekommen oder vermutlich ein-
fach nur konstruieren. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Ich denke, zwei Tote 
sind genug!) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die AfD-
Fraktion fordert den Innenminister wegen der 
schrecklichen Verbrechen am 9. Oktober in Halle 
zum Rücktritt auf. Ich will mir nicht ausmalen, 
welch große Anzahl von Menschenleben der 
Rechtsterrorist an diesem Tage ausgelöscht 
hätte, wenn er in die Synagoge gelangt wäre. 
Deshalb steht der wirksame Schutz jüdischen 
Lebens berechtigt ganz oben im Pflichtenheft der 
Landesregierung im Allgemeinen und des Innen-
ministers im Besonderen. 

 

(Zustimmung von Dr. Katja Pähle, SPD, 
und von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Aktuell werden diese Objekte 24 Stunden am Tag, 
sieben Tage die Woche von Polizeivollzugsbeam-
ten geschützt. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Es muss immer erst 
was passieren!) 

 

Am Tag des Verbrechens war das nicht der Fall. 
Das Schutzobjekt Synagoge wurde an diesem 
Tag wie an anderen Tagen im Jahr nur unregel-
mäßig im Rahmen der Streifentätigkeit des dorti-
gen Polizeireviers bestreift. Darüber, ob dies an 
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dem jüdischen Feiertag Jom Kippur angemessen 
war, kann man trefflich streiten. 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Im Rückblick betrachtet war es am 9. Oktober in 
Halle zumindest nicht genug an Sicherheit. 

 

Ich halte es für unabdingbar, den Schutz jüdi-
schen Lebens in Sachsen-Anhalt nachhaltig zu er-
höhen. Es kann sicherlich nicht die Lösung sein, 
vor allen Synagogen dauerhaft 24/7 Polizisten mit 
Maschinenpistolen patrouillieren zu lassen; denn 
das wollen auch die jüdischen Gemeinden nicht. 

 

Deshalb hat der bauliche Schutz jetzt oberste 
Priorität. Dieser muss nach möglichst bundesein-
heitlichen Kriterien erfolgen. Es ist wichtig, dass 
die Gefährdungslage für jüdische Einrichtungen 
neu bewertet wird und die richtigen Schlüsse hie-
raus gezogen werden. 

 

(Zustimmung von Dr. Katja Pähle, SPD, 
Siegfried Borgwardt, CDU, und von Sebas-
tian Striegel, GRÜNE) 

 

Dazu gehört auch, an hohen Feiertagen höhere 
Schutzmaßnahmen für jüdische Gemeinden vor-
zusehen. Das verstehe ich unter einem lageange-
passten Schutz. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

Zur Lageangepasstheit gehört aber auch der 
Schutz anderer besonders gefährdeter Religions-
gemeinschaften. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Deshalb ist es konsequent, dass Innenminister 
Stahlknecht die aktuellen Schutzmaßnahmen 
auch auf die Moscheen in Sachsen-Anhalt ausge-
dehnt hat. Denn wir haben am 9. Oktober erneut 
gesehen, dass in einem rechtsextremistischen 
Weltbild Antisemitismus und Islamfeindlichkeit 
Hand in Hand gehen. 

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der LINKEN 
und bei den GRÜNEN) 

 

Zurück zu Ihnen, meine Herren von der AfD. Ich 
hatte einführend darauf hingewiesen, was wohl 
passiert wäre, wenn der Attentäter am 9. Okto-
ber - -  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, Ihre Redezeit ist zu Ende. Es gibt 
aber noch zwei Nachfragen. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Ja, den Satz werden Sie mir vermutlich noch ge-
nehmigen? 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Das mache ich. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herzlichen Dank. - Ich will den Gedanken fortfüh-
ren. Was wäre wohl passiert, wenn wir in 
Deutschland das von der AfD-Fraktion geforderte 
- Zitat - bürgernahe Waffengesetz mit dem - Zitat - 
Recht auf Selbstverteidigung nach US-amerika-
nischen Vorbild hätten? - Der Rechtsterrorist hätte 
sich keine Waffe basteln müssen; er hätte sich im 
Supermarkt sein Sturmgewehr beschaffen kön-
nen. 

 

(Zuruf von der AfD: Das haben wir nie ge-
fordert!) 

 

Darüber sollten Sie wirklich mal nachdenken, Herr 
Lehmann. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN)  

 

Herr Kirchner von der AfD hat gestern 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben! 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

das Bild vom Dieb, der „Haltet den Dieb!“ ruft, ge-
braucht. Auf Sie trifft es tatsächlich zu. Sie sind 
nämlich die geistigen Brandstifter, die rechtem 
Terror die ideologische Grundlage geben 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, jetzt ist die Redezeit vorbei. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

und hier mit Rücktrittsfolklore davon ablenken 
wollen. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN - Zurufe von der AfD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben es gibt drei Fragen. Als Erster spricht 
Herr Farle. Herr Farle, Sie haben das Wort 

 

 

Robert Farle (AfD):  

 

Das ist eine Kurzintervention, und zwar in folgen-
de Richtung: Sie haben gesagt, in unserem An-
trag habe nicht das gestanden, was wir hier vor-
getragen hätten. Wir haben im Antrag gesagt, 
dass der Innenminister die Konsequenzen ziehen 
müsse, und wir haben ihn zum Rücktritt aufgefor-
dert. Das stützt sich allein darauf, dass alles 
falsch gemacht worden ist, was man falsch ma-
chen kann in dieser Sache. 
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Man hat erstens eine falsche Einschätzung der 
Gefährdungslage vorgenommen. Dafür ist er als 
Innenminister nun einmal verantwortlich. 

 

Er hat zweitens aufgrund seiner Fehleinschätzung 
Bitten und Hilfeersuchen der jüdischen Gemeinde 
nicht ernst genommen. 

 

Drittens hat er keinen Katastrophenplan, wenn 
mal etwas passiert. Das muss ja nicht so etwas 
sein; es kann aber ein ernsthaftes Terrorattentat 
hier stattfinden, bei dem einer nicht selber seine 
Sachen bastelt, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Was war 
denn das bisher?) 

 

sondern mit Kriegswaffen oder sonst was hantiert. 
Die Polizei hätte gar keine Möglichkeit, darauf 
adäquat zu reagieren - das wissen Sie selbst - 
aufgrund der Situation in der Polizei. 

 

Der Einsatz wurde nicht richtig durchgeführt. Die 
Polizei hat den Täter aus den Augen verloren, und 
zwar eine Stunde lang. Und hinterher war es ein 
Zufall, weil die Leute, denen das Auto geklaut 
wurde, eine Suchmöglichkeit eingebaut hatten. 

 

Ja Leute, er ist für die innere Sicherheit zuständig, 
und zwar für alle Mitbürger in diesem Land. Die 
jüdische Gemeinde ist eigentlich nur der aktuelle 
Anlass. Ich mache mir ernsthaft Sorgen darüber, 
ob dieser Innenminister in der Lage ist, dieses 
Land sicher zu sichern. Darüber mache ich mir 
Sorgen. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Farle, Ihre Redezeit beträgt nur zwei Minu-
ten. 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Wenn ich mir dann überlege, dass ein Herr Strie-
gel als Innenminister geplant ist oder gehandelt 
wird, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Was, was, 
was?) 

 

dann kann ich nur sagen: Oh, oh, oh! Ihr liefert 
euer Land denjenigen aus, die die Polizei in den 
Rechten beschränkt. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Farle, kommen Sie jetzt zum Schluss. - Herr 
Erben, Sie haben die Möglichkeit zu antworten. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Herr Kollege Farle, Sie haben bei meiner Rede 
ganz offensichtlich nicht zugehört. Ich habe Ihnen 
zugehört. Ich habe darauf hingewiesen, dass Sie 

ungefähr die Hälfte Ihrer Einbringungsrede darauf 
verwandt haben, die AfD zu verteidigen, die aus 
Ihrer Sicht ungerechtfertigt mit Anwürfen im Zu-
sammenhang mit dem Attentat in Halle konfron-
tiert wird. 

 

(Robert Farle, AfD: Weil es Lügen sind!) 

 

Sie haben weiterhin den größten Teil Ihrer Rede 
dafür verwandt, sich mit dem Polizeieinsatz, und 
zwar nach dem Attentat, auseinanderzusetzen. 
Aber Sie begründen Ihren Antrag einzig und allein 
- lesen Sie noch einmal durch - mit den aus Ihrer 
Sicht unzureichenden Schutzmaßnahmen im Vor-
feld der Straftat. 

 

Hätten Sie den anderen Kram vorher aufge-
schrieben, dann hätte man sich auch vernünftig 
darauf vorbereiten können. Sie haben hier irgend-
etwas erzählt, aber nichts zu Ihrem Antrag. 

 

(Alexander Raue, AfD: Das ist aber trotz-
dem die Wahrheit!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Raue, Sie haben nachher noch das Wort. 
Herr Olenicak hat sich zu Wort gemeldet. Herr 
Olenicak, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Volker Olenicak (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Erben! Ich bin ein wenig ent-
täuscht über die fehlende Sachlichkeit in Ihrem 
Vortrag. 

 

(Rüdiger Erben, SPD, lacht) 

 

Ich hätte von Ihrer Person mehr erwartet zu unse-
rem Thema und zu unserem Antrag. Aber jetzt 
meine Frage. Sie haben in Ihrem Vortrag erwähnt, 
dass es sich explizit um einen Rechtsterroristen 
handelt. Wie begründen Sie diese Aussage? 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Oh! - Cornelia Lüd-
demann, GRÜNE: Zuhören! - Sebastian 
Striegel, GRÜNE: Oh!) 

 
 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Ich muss es gar nicht begründen, obwohl ich das 
könnte. Ich beziehe mich ausdrücklich auf die 
Aussagen des Generalbundesanwaltes gegen-
über der Öffentlichkeit. Dabei muss ich überhaupt 
nichts Internes preisgeben. Der Generalbundes-
anwalt hat offiziell erklärt, dass es sich um eine 
antisemitische rechtsmotivierte Straftat handele. 
Das können Sie nachlesen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wer lesen 
kann!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Raue, Sie haben sich zu Wort gemeldet. Sie 
haben das Wort. 
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Alexander Raue (AfD): 

 

Herr Erben, Sie stimmen also fleißig mit ein. Jeder 
hier hat nun schon sehr leichtfertig die Worte ge-
braucht, dass die AfD der geistige Brandstifter in 
dieser Sache sei. Ich frage ich Sie einmal: Am 
7. Januar dieses Jahres wurde der AfD-Bundes-
tagsabgeordnete Frank Magnitz hinterrücks mit 
einer Zaunlatte oder was auch immer angegriffen 
und schwer verletzt. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 
 

Wer ist denn aus Ihrer Sicht der geistige Brand-
stifter - das ist das Wort, mit dem Sie so schön 
umgehen - dieser Tat gewesen? Machen Sie sich 
das zu eigen? 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Erstens. Nach meiner Kenntnis ist die Tat in Bre-
men nicht aufgeklärt. Ich habe das auch nicht je-
den Tag im Detail verfolgt, aber ich meine, das 
Verfahren sei nicht aufgeklärt und sogar vorläufig 
eingestellt worden. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ja, korrekt!) 

 

Zweitens. Wer der Anstifter war, weiß ich nicht. 
Aber Sie werden vielleicht festgestellt haben - das 
meine ich mit geistigen Brandstiftern -, dass es 
um die Wortwahl geht. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Ich kann nicht sehen, dass insbesondere in den 
Parlamenten auch nur ansatzweise von irgendei-
ner anderen politischen Kraft als der AfD eine 
solche Verrohung der Sprache stattfindet. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN) 

 

Herr Raue, Sie sind einer der größten Hetzer in 
diesem Zusammenhang. Das soll Ihnen an dieser 
Stelle gesagt sein. 

 

(Beifall bei der SPD und bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, der fraktionslose Abg. Herr Poggen-
burg hat sich noch zu Wort gemeldet. - Herr Pog-
genburg, Sie haben das Wort. 

 
 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Eine Kurzintervention, bitte. - Sehr geehrter Herr 
Erben, nur zur Erinnerung vorab ganz kurz: Der 
Satz „Deutschland verrecke, du mieses Stück 
Scheiße!“ kommt von Ihrer Seite. Also, sprach-
liche Verrohung kommt nicht von der AfD. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Das gibt es schon seit Jahren und seit Jahrzehn-
ten von der linken Seite. Das einmal kurz vorab 
zum Thema der sprachlichen Verrohung. 

Ich habe nur darauf gewartet, dass Leute Ihres 
politischen Schlages das Ereignis von Halle doch 
wieder instrumentalisieren und zum verbalen 
Schlag gegen gesetzestreue Bürger und Waffen-
besitzer ausholen. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Och!) 

 

Es war schon wieder klar, dass das kommen 
musste. Dass Sie das Waffenrecht und Waffenge-
setz ins Spiel bringen bei der Sache, wo jemand 
mit selbst gebautem Equipment unterwegs war, 
war im Grunde vorherzusehen. Ich hoffe, dass 
alle Schützen dort draußen, Sportschützen, Jäger 
gehört und gesehen haben, wie Sie hier schon 
wieder argumentieren. 

 

Mir ist übrigens auch nicht bekannt, dass irgend-
eine Fraktion, AfD oder wer auch immer, ein Waf-
fenrecht, ein Waffengesetz nach US-
amerikanischem Vorbild haben wollte. Ich höre 
immer nur, dass gesagt wird: liberal, aber nicht 
nach US-amerikanischem Vorbild. 

 

Warum Sie das hier so populistisch sagen müs-
sen, weiß ich nicht. Wahrscheinlich mögen Sie die 
Sportschützen nicht. Was Sie hier machen, was 
Ihre Leute hier machen seit gestern, ist linkspoliti-
sche Instrumentalisierung und Leichenfledderei 
bei den Opfern von Halle, nicht mehr. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Ja, das will ich gerne nehmen. - Herr Poggenburg, 
ich glaube der Antrag - ich habe ihn leider jetzt 
nicht griffbereit, ich habe ihn nur ansatzweise 
zitieren können -, nämlich das sogenannte bürger-
nahe Waffenrecht und das Recht zur Selbstver-
teidigung einzuführen, ist gestellt worden, da wa-
ren Sie, glaube ich, noch nicht einmal von Ihren 
Leuten gestürzt, da waren Sie sogar noch Frak-
tionsvorsitzender. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Den haben Sie wahrscheinlich damals sogar noch 
unterschrieben. 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Richtig!) 

 

Ich kann mich sehr gut daran erinnern, dass da-
mals vonseiten der AfD-Fraktion die Initiativen des 
Herrn Salvini in diesem Zusammenhang umfang-
reich gewürdigt worden sind, die zum Glück auch 
in Italien nicht umgesetzt wurden. Ich habe, wenn 
Sie mir vorhin zugehört hätten, 

 

(Matthias Büttner, AfD: Sie stottern!) 

 

was Sie wahrscheinlich nur selektiv gemacht 
haben - - 
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Also, Herr Büttner, Sie brauchen mir über Stottern 
nichts zu erzählen. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN - 
Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht) 

 

Herr Büttner wir können ja gerne mal in einen Re-
dewettstreit treten. Das mache ich gerne mit 
Ihnen. Da habe ich keine Bedenken. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Wenn Sie vorhin zugehört hätten, Herr Poggen-
burg, 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Habe ich!) 

 

dann wüssten Sie genau, dass ich den Bogen ge-
zogen und gesagt habe, dass er zum Glück mit 
seiner selbst gebastelten Waffe die Tür nicht hat 
überwinden können. 

 

(Robert Farle, AfD: Genau!) 

 

Ich habe gesagt, wenn wir ein Waffenrecht nach 
dem Vorbild der Vereinigten Staaten hätten, dann 
hätte er sich eine halbautomatische Waffe oder 
ein Sturmgewehr im Supermarkt kaufen können 
und dann wäre der dort hineingekommen. 

 

(Robert Farle, AfD: Das ist ja der Witz, das 
wollte er doch gar nicht! - Zuruf von Dr. Fal-
ko Grube, SPD - Robert Farle, AfD: Das 
wissen Sie doch selbst!) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Abg. Herr Poggenburg hat noch eine Nachfrage. - 
Sind Sie jetzt fertig mit Ihren Ausführungen? - 
Herr Poggenburg hat noch eine Nachfrage. 

 

(Unruhe bei der AfD - Zuruf von André 
Poggenburg, fraktionslos - Zuruf: Mikrofon!) 

 

 

André Poggenburg (fraktionslos): 

 

Sie haben aber eben nicht nur gesagt: „wenn wir 
das US-amerikanische Waffenrecht hätten“, son-
dern Sie haben gesagt: „wenn wir das hätten, so 
wie es die AfD gefordert hat“ - und das ist der 
Fehler. 

 

Sie haben vollkommen recht, auch damals habe 
ich die Initiative maßgeblich unterstützt. Daher 
weiß ich ganz genau, dass wir ganz klar formuliert 
haben: Nein, wir wollen nicht das enthemmte US-
amerikanische Waffenrecht. Wenn Sie das jetzt 
hier behaupten, ist es eine Falschbehauptung und 
dann haben Sie sich nicht damit beschäftigt und 
machen nichts anderes als linken Populismus. - 
Danke. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben, Sie haben noch einmal das Wort. 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herr Poggenburg, ich empfehle Ihnen die Lektüre 
des Antrags Ihrer früheren Fraktion, insbesondere 
den Antrag zum Thema „Recht auf Selbstverteidi-
gung“. 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Ja! - Zuruf 
von Robert Farle, AfD) 

 

Sie werden darin genau das finden, was Sie hier 
wollten. Dann empfehle ich Ihnen, zusätzlich die 
Redebeiträge von Herrn Lehmann zu diesem 
Thema und zu diesem Antrag zu lesen. Sie wer-
den ganz schnell zum Ergebnis kommen. 

 

(Zuruf von André Poggenburg, fraktionslos) 
 

Möglicherweise haben Sie nicht „US-amerika-
nisch“ dort hineingeschrieben. Aber wenn Sie 
wissen, wie das US-amerikanische Waffenrecht 
aussieht, dann werden Sie schnell zu den Paralle-
len kommen. 

 

(André Poggenburg, fraktionslos: Das ist 
viel weitergehend!) 

 

- Sehen Sie. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann danke ich 
Herrn Erben für den Redebeitrag. 

 

(Oliver Kirchner, AfD, meldet sich) 
 

- Entschuldigung, Herr Kirchner hat sich als Frak-
tionsvorsitzender zu Wort gemeldet. Herr Kirch-
ner, Sie haben das Wort. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Erben, Sie ha-
ben mich ja nun persönlich angesprochen und als 
geistigen Brandstifter mit meinem Namen hier ge-
nannt. Dazu muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: 
Ich habe ja nun selbst jüdische Freunde in meiner 
Familie, nicht nur in Deutschland, auch in Ungarn. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Dann ist das 
jedenfalls jetzt vorbei!) 

 

- Sie brauchen dazu gar nichts zu sagen, Herr 
Striegel, Sie sind einfach nur primitiv. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ihnen möchte ich das ganz kurz einmal sagen: 
Diese Äußerung, die Sie mir entgegen gebracht 
haben, sehe ich persönlich als primitiv und asozial 
an. Das muss ich hier einmal so deutlich sagen. 
Aber ich muss auch gestehen, es passt zu Ihnen. 
- Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Für die Fraktion DIE LINKE hat jetzt Frau Quade 
das Wort. Frau Quade, Sie haben das Wort. 
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Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Farle, wenn Sie sagen, Sie können nachts nicht 
mehr ruhig schlafen, dann liegt das vielleicht 
daran, dass Sie das im Ausschuss tun, so wie bei 
der Sondersitzung des Innenausschusses, wie ich 
das beobachten konnte. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN - Zustimmung von Rüdiger Erben, 
SPD - Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht) 

 

Bevor ich etwas zu der Frage sage, was meine 
Fraktion von der Arbeit des Innenministers hält 
und ob er zurücktreten sollte, möchte ich etwas 
zur antragstellenden Fraktion und ihren Intentio-
nen sagen. Die Initiierung der AfD ist in der Tat an 
Hohn und Heuchelei nicht zu überbieten. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Es ist ein Hohn gegenüber den Opfern des rech-
ten Terrors in Halle und gegenüber allen Betroffe-
nen rechter Gewalt, dass diese rechtsextreme 
Fraktion, die durch ihr ganzes Wirken rechtsex-
treme Täter ermutigt, sich hinstellt und behauptet, 
sie sei die wahre Schutzmacht der Jüdinnen und 
Juden. 

 

Es ist verlogen, wenn man sich die durch Sie 
immer wieder geäußerten Relativierungen des 
Nationalsozialismus und der deutschen Schuld 
vor Augen führt. Und es ist der Versuch, genau 
davon abzulenken. 

 

Denn dieselben Leute, in deren sozialen Netzwer-
ken Angela Merkel gern als zionistische Agentin 
bezeichnet wird, und deren kommunale Mandats-
träger Parolen wie „Nie wieder Israel!“ und „Wenn 
wir wollen, schlagen wir euch tot!“ auf Demonstra-
tionen akzeptieren, tun jetzt so, als seien sie em-
pört. Was Sie empört, ist, dass Sie als die Brand-
stifter bezeichnet werden, die Sie sind. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Herr Kirchner, nicht nur Sie, jeder Einzelne von 
Ihnen, die AfD in Gänze, trägt eine Mitverantwor-
tung für das Erstarken rechten Terrors. Jede von 
Ihnen getätigte Äußerung des Entsetzens über 
Halle ist schlichtweg unglaubhaft, was sich auch 
an der Inszenierung dieses Rücktrittsspektakels 
hier zeigt. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei 
der SPD und von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Gleichwohl, meine Damen und Herren, sage ich 
sehr deutlich: Meine Fraktion hat deutliche Kritik 
an Innenminister Stahlknecht und an seinem 
Agieren im Zusammenhang mit dem Terrorakt in 

Halle, und zwar in erster Linie und am vehemen-
testen an seiner eigenen Kritiklosigkeit, 

 

(Oliver Kirchner, AfD: AfD-Standpunkte!) 

 

Kritiklosigkeit, die schon nach dem Tag des An-
schlages selbstbewusst artikuliert wurde, statt De-
mut walten zu lassen, Kritiklosigkeit, die ange-
sichts der offensichtlich falschen Sicherheitsein-
schätzung aller Sicherheitsbehörden nicht nach-
vollziehbar und deplatziert ist, und Kritiklosigkeit, 
die den Blick auf das Bedingungsgefüge rechten 
Terrors verstellt und verhindert, dass notwendige 
Schlüsse gezogen werden. 

 

Es ist ein Offenbarungseid, wenn der Innenminis-
ter eines Landes angesichts einer systematischen 
Fehleinschätzung rechten Terrors auf das BKA 
zeigt und so tut, als sei die Verantwortung damit 
vom LKA und von seinem Ministerium genom-
men. 

 

Dass das BKA keine Notwendigkeit sah, die Be-
wertung der Gefährdungslagen nach den An-
schlägen von Pittsburgh und Christchurch zu ak-
tualisieren, ist in der Tat nicht weniger als ein 
Skandal. Fakt ist aber, dass auch Innenminister 
Stahlknecht diese Anschläge nicht zum Anlass 
genommen hat, eine Neubewertung der Sicher-
heitslage in Sachsen-Anhalt zu veranlassen. Das 
wäre seine Verantwortung gewesen. 

 

In anderen Bundesländern ist es selbstverständ-
lich, dass Synagogen und Moscheen rund um die 
Uhr geschützt werden. In Sachsen-Anhalt war das 
bisher nicht der Fall. Das hat mit der Wahrneh-
mung von Verantwortung nichts zu tun, wenn ein 
Innenminister durch seine Äußerungen den Ein-
druck erweckt, die entscheidende Frage sei, ob 
die jüdischen Gemeinden auch um konkreten Po-
lizeischutz gebeten hätten und sich hinter nicht 
vorhandenen Haushaltstiteln versteckt, wo es 
seine Aufgabe gewesen wäre, sie zu finden. 

 

Die Sicherheit jüdischer Gemeinden und anderer 
von rechtsextremen Drohungen und potenziellen 
Anschlägen Betroffener war in Sachsen-Anhalt 
bisher nicht Chefsache. Angesichts des in Halle 
zutage getretenen dramatischen Versagens der 
Sicherheitsbehörden ernsthaft davon zu spre-
chen, dass sich niemand etwas vorzuwerfen ha-
be, wie es der Innenminister tat, ist falsch und 
zeugt von bemerkenswerter Ignoranz. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Mit dieser Ignoranz ist der Innenminister wahrlich 
nicht allein, sondern in Gesellschaft der meisten 
anderen Innenminister. Auch der Blick auf die 
Regierungserklärung gestern und auf den zwar 
nicht falschen, aber dennoch zahnlosen Antrag 
der Koalitionsfraktionen zeigt doch: Solange sich 
an der Bereitschaft, Fehlstellen und Fehlausrich-
tungen der Sicherheitsbehörden zu benennen, sie 
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zu analysieren und sie zu beheben, nichts ändert, 
wird der Kampf gegen rechten Terror nicht ge-
wonnen werden können. 

 

Mein Kollege Jan Korte hat sehr treffend gesagt: 
Das beste Fernglas nützt nichts, wenn man in die 
falsche Richtung schaut. - Solange der Landtag 
die Regierung und die ihr unterstehenden Behör-
den nur bittet und sich für Strafverfolgung von Na-
zis ausspricht, aber keine konkreten Maßnahmen 
beschließt, bleibt die Bestürzung, die allen demo-
kratischen Fraktionen angesichts des Anschlags 
von Halle anzumerken ist, hilflos. 

 

Solange sich aber an diesem Zustand nichts än-
dert, macht auch ein Rücktritt des Innenministers 
nichts besser. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich danke Frau Quade für die Stellungnahme. - 
Herr Raue, Frau Quade hat ja schon einmal zum 
Ausdruck gebracht, dass sie für Fragen der AfD 
nicht zur Verfügung steht. Sie haben jetzt die 
Möglichkeit der Intervention. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Richtig, das habe ich mir gedacht. Das soll auch 
eine Zwischenintervention sein, weil mein Kollege 
Donatus Schmidt aus der Stadtratsfraktion in 
Halle jetzt schon mehrfach angesprochen wurde 
und herhalten muss für solche Zuschreibungen, 
wie Sie sie jetzt formulieren, er habe sich sozusa-
gen gemein gemacht 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE - 
Unruhe bei der LINKEN) 

 

- bitte halten Sie jetzt einmal die Klappe! - mit 
Äußerungen wie „Wenn wir wollen, schlagen wir 
euch tot!“ oder „Nie wieder Israel!“. 

 

Ich habe ihn dazu befragt. Er war am Tag der 
Deutschen Einheit in Berlin bei einer Demonstra-
tion „Wir für Deutschland“. Das war ein lang ge-
zogener Demonstrationszug. Da waren viele bür-
gerliche Patrioten dabei. 

 

(Unruhe bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN) 

 

Und offenbar waren am Schluss oder in irgendei-
nem Bereich, den er weder einsehen noch einhö-
ren konnte, möglicherweise Provokateure dabei, 
möglicherweise auch Nazis, wer auch immer. 

 

(Unruhe bei der LINKEN, bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

 

Wenn er - und das hat er mir versichert - - 

 

Herr Striegel, hören Sie mir doch zu und unter-
brechen Sie mich nicht! 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Wenn er solche Redewendungen gehört hätte, 
dann hätte er sich unverzüglich aus diesem Auf-
zug entfernt. 

 

(Unruhe bei den GRÜNEN) 

 

Im Übrigen ist Herr Schmidt ein bürgerlicher Pa-
triot aus der Mitte dieser Gesellschaft. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht) 

 

Er ist verheiratet mit einem Mann aus China. 

 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ-
NEN) 

 

Ihm können Sie auf keinen Fall Ausländerfeind-
lichkeit vorwerfen. Sie können ihm keinen Antise-
mitismus vorwerfen. 

 

(Unruhe bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

 

Und er macht sich auch nicht mitschuldig an ir-
gendwelchen israelfeindlichen Agitationen. Also, 
ich bitte Sie, an dieser Stelle nicht weiter darauf 
abzustellen. Herr Donatus Schmidt ist an dieser 
Situation, die in Halle durch irgendeine Person 
eingetreten ist, die auch die Polizei niemals auf 
dem Bildschirm hatte, völlig unschuldig. Er macht 
sich da nicht mitschuldig. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Raue, bitte kommen Sie jetzt zum Schluss. 

 
 

Alexander Raue (AfD): 

 

Das will ich hier noch einmal zu Protokoll geben. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
jetzt der Abg. Herr Striegel das Wort. Herr Strie-
gel, Sie haben das Wort. 

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ein rechter Terroranschlag, wie ihn die 
Menschen in Halle am 9. Oktober erlitten haben, 
muss Konsequenzen haben. Denn Trauern und 
Gedenken reichen nicht. Wut über das, was durch 
einen Antisemiten und Rassisten in Halle verur-
sacht wurde, ist wichtig, greift aber zu kurz. 

 

Es braucht die Übernahme politischer Verantwor-
tung; nicht zwingend durch Rücktritte, sondern 
durch aktives Zurückkämpfen von demokrati-
schem Terrain und durch entschiedenes Vorge-
hen gegen alle, die den Humus bilden, aus dem 
solch eine Tat erwachsen konnte. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Staat und Zivilgesellschaft müssen wehrhafter 
werden gegen diejenigen, die Demokratie und 
Menschenrechte bedrohen.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zurufe 
von der AfD) 

 

Ja, aus heutiger Sicht hätte die Synagoge in 
Halle, zumindest an einem hohen jüdischen Feier-
tag wie Jom Kippur, bei dem über viele Stunden 
die gesamte jüdische Gemeinde im Gotteshaus 
versammelt ist, durch die Polizei im Rahmen ste-
tiger Polizeipräsenz bewacht werden sollen; denn 
Präsenz kann Täter abschrecken. Die Abwä-
gungsentscheidungen, die von der Bundesebene 
über das Land bis hin zur kommunalen Ebene ge-
troffen wurden, waren in diesem Fall unzu-
reichend, weil sie die Gefahr rechten Terrors sys-
tematisch unterschätzten.  

 

Der Anschlag von Halle erinnert uns deshalb in 
drastischer Form daran, dass - der Innenminister 
hat es gesagt - eine abstrakte Gefahr jederzeit 
sehr konkret werden kann.  

 

Mit der Entscheidung, den Schutz für alle Syna-
gogen und Moscheen des Landes zu verstärken, 
wurde sicherheitspolitisch ein erster richtiger 
Schritt gemacht. Die aktuellen Sicherheitsmaß-
nahmen sind nun kurzfristig in nachhaltig wirken-
de Schutzkonzepte für diese gefährdeten Gebets-
orte weiterzuentwickeln.  

 

Es müssen nun aber weitere Schritte und konkre-
te Taten über Polizeimaßnahmen hinaus folgen.  

 

Der antragstellenden Fraktion will ich dabei Fol-
gendes sagen. Sie betonen hier regelmäßig - die 
Rücktrittsfolklore ist schon angesprochen worden 
- das Prinzip politischer Verantwortung, ein, ja, 
sehr wichtiges Prinzip im demokratischen Rechts-
staat. Aber wo ist denn Ihre politische Verantwor-
tung angesichts des Terroranschlags von Halle zu 
sehen? Wann hält die AfD in Sachsen-Anhalt und 
in ganz Deutschland denn einmal selbstkritisch 
inne? Wann stellen Sie sich selbst die Frage, wo 
Sie zu einem Klima des Hasses und der Gewalt 
beigetragen haben, das in letzter Konsequenz 
eine solche Tat hervorbringt?  

 

In Ihrer Welt der Hetze werden Juden doch nur 
durch von Migrantinnen und Migranten importier-
ten Antisemitismus bedroht. Dass Antisemitismus 
ein integraler Teil der deutschen Gesellschaft und 
vor allem der rechten Szene ist, das ignorieren 
Sie.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Sie ignorieren ihn genauso wie die Antisemiten in 
der AfD.  

 

Ich habe keine Hoffnung, dass Sie sich Ihrer Ver-
antwortung stellen. Sie waschen Ihre Hände in 
Unschuld und bleiben, was Sie sind: rechte Hass-

prediger. Sie tragen eine Mitschuld an dieser und 
an ungezählten anderen rechten Gewalttaten in 
Deutschland, und keine - keine! - aufgesetzte Un-
schuldsmine kann darüber hinwegtäuschen.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN)  

 

Das Attentat von Halle ist auch ein Spiegel, der 
Ihnen - Ihnen ganz genau - vorgehalten wird.  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Ihr Antrag ist der erneute hilflose und peinliche 
Versuch, sich anheischig zu machen. Sie stellen 
sich verbal an die Seite des Judentums, aber es 
gibt Formen des Antisemitismus, die kommen 
ohne das Wort „Jude“ aus.  

 

Björn Höcke schrieb in einem Text über - ich zitie-
re - den „internationalen Geldmarktkomplex mit 
seiner krakenhaften Machtstruktur“. Kein „Jude“ 
im Text und dennoch: Es handelt sich um Antise-
mitismus in Reinform. Es wird das uns allen von 
Karikaturen aus der Zeit des NS bekanntes Bild 
des Juden als Krake bedient, der mit seinen Ban-
ken die Welt beherrscht. Die wirkmächtige Ver-
schwörungsideologie der „Protokolle der Weisen 
von Zion“ lässt grüßen.  

 

Vergegenwärtigt man sich noch einmal kurz, dass 
dieser Mann nicht anderes als - ich zitiere wieder - 
eine „erinnerungspolitische Wende um 180 Grad“ 
gefordert hat, besteht kein Zweifel mehr daran, 
welch Geistes Kind er ist.  

 

(Zustimmung von Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE)  

 

Die Juden in diesem Land bedürfen der Heuchelei 
der AfD nicht. Ich will die Erklärung des Zentralra-
tes und anderer jüdischer Organisationen zu Ihrer 
rechtsvölkischen und verfassungsfeindlichen Par-
tei zitieren:  

 

„Die AfD ist eine rassistische und antisemi-
tische Partei!  

 

Die AfD vertritt keinesfalls die Interessen 
der jüdischen Gemeinschaft. Eine Partei, 
die außer Hass und Hetze keinerlei gang-
bare Lösungen für die aktuellen Herausfor-
derungen unserer Gesellschaft anzubieten 
hat, kann für niemanden eine Alternative 
sein. Kein Bürger unseres Landes, dem 
unsere Demokratie am Herzen liegt, kann 
sich mit dieser Partei identifizieren.  

 

Die Partei ist ein Fall für den Verfassungs-
schutz, keinesfalls aber für die Juden in 
Deutschland.“  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Den demokratischen Fraktionen im Hause obliegt 
nunmehr die Verantwortung, das Gift des Antise-
mitismus, den Hass und die Hetze wirklich zu be-
kämpfen - mit den Mitteln der Polizei, den Mitteln 
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der Bildung. Schnelle Erfolge werden wir dabei 
nicht erzielen, den Kampf aber, den nehmen wir 
auf, auch gegen den parlamentarischen Arm des 
Rechtsterrorismus. - Vielen herzlichen Dank.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN)  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Striegel, Herr Farle hat sich zu Wort gemel-
det. - Herr Farle, Sie haben das Wort.  

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Vielen Dank. - Herr Striegel, ich greife einmal Ihre 
letzten Worte auf: Sie in Ihrer Welt der Hetze und 
des Hasses. Jawohl. In dieser Welt der Hetze und 
des Hasses leben Sie, Herr Striegel, und alle, die 
mit Ihnen einen solchen Vorfall, wie er jetzt leider 
geschehen ist, zum Vorwand nehmen, um wieder 
Ihre Koalitionsaussage begründen zu können: 
Man muss gegen die Rechten gemeinsam vorge-
hen.  

 

Diese Welt des Hasses benutzen Sie politisch. 
Wer sich mit Politik noch wenig beschäftigt hat 
und einfach nur Ihren oder den Beitrag von Herrn 
Erben oder andere Beiträge angehört hat, der 
wird feststellen, dass Sie die ganze Zeit nur Hass 
verbreiten und hetzen.  

 

Das wird Ihnen allerdings nichts nutzen. Denn der 
Glaube, dass die Presse das alles verstärken 
kann und Sie damit Stimmen machen können, 
dass man damit die AfD aus den Parlamenten 
hinaustreiben kann, wird sich nicht bestätigen, 
weil die Menschen in den letzten Jahren schlauer 
geworden sind.  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Sie können genau unterscheiden, ob jemand ver-
sucht, die Wahrheit zu sagen oder die Wahrheit 
zu vermitteln, oder ob jemand einfach nur Be-
hauptungen in die Welt stellt, um seinen politi-
schen Gegner zu diffamieren und den politischen 
Gegner zu bekämpfen. Genau das machen Sie. 
Von morgens bis abends nur Hass und Hetze, 
genau wie viele Vorbilder aus der SPD leider, die 
uns gleich am Anfang als „Pack“ bezeichnet hat.  

 

Selbstverständlich hat das unsere Wähler nicht 
davon abgehalten zu erkennen, dass das völlig 
falsch ist. Denn wir vertreten die Interessen der 
Menschen. Verstehen Sie das?  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Wir vertreten auch die Interessen der jüdischen 
Gemeinde. Verstehen Sie das? - Sie können mit 
Ihrem ganzen Hass und Ihrer ganzen Hetze gar 
nichts ausrichten. Machen Sie nur weiter so. Sie 
entlarven sich selbst.  

 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Farle, kommen Sie zum Schluss. - Herr 
Striegel, Sie können darauf antworten.  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Farle, was die jüdische Gemeinschaft in die-
sem Land von der AfD hält und was die Rolle der 
AfD aus der Sicht der jüdischen Gemeinschaft in 
diesem Land anbelangt, habe ich mit dem Zitat 
vom Zentralrat der Juden und von verschiedenen 
jüdischen Organisationen in diesem Land hoffent-
lich mehr als deutlich machen können.  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Da müssen Sie ein-
mal mit der Basis sprechen!)  

 

Wenn Sie mir hier vorwerfen, dass ich mich gegen 
Antisemitismus, Rassismus und rechtsvölkische 
Umtriebe engagiere, dann sage ich Ihnen dazu: 
Ja, genau dazu bekenne ich mich. Das hat nichts 
mit Hass, sondern mit Demokratie und Verteidi-
gung des Rechtsstaates zu tun. - Vielen herz-
lichen Dank.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN)  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Striegel, Dr. Tillschneider hat sich noch zu 
Wort gemeldet. - Herr Dr. Tillschneider, Sie haben 
das Wort.  

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Herr Striegel, ich habe eine Frage an Sie. Ist Ih-
nen bewusst, dass Sie selbst ein antisemitisches 
Klischee reproduzieren, wenn Sie Höckes Kritik 
am Agieren der internationalen Bankkonzerne als 
antisemitisch bezeichnen, obwohl er nicht von 
Juden spricht?  

 

(Heiterkeit bei der AfD) 

 

Denn die Kritik an den Banken ist doch nur dann 
antisemitisch, wenn gesagt wird, dass Juden ir-
gendwie eine Affinität zu Banken haben oder das 
Bankenwesen steuern, was eine antisemitische 
Behauptung aus der Zeit des Nationalsozialismus 
ist. Das hat nicht Björn Höcke gesagt, das sagen 
Sie. Sie reproduzieren also das antisemitische 
Klischee.  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Wissen Sie, das ist oft so bei diesem Antisemitis-
musvorwurf: Die, die ihn immer so im Munde füh-
ren, die gleichen strukturell den Psychiatrieinsas-
sen, denen man Tintenkleckse zeigt und die sich 
über die kopulierenden Paare beschweren.  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE)  

 

Es ist nur in Ihrem Kopf, Herr Striegel.  

 

(Beifall und Lachen bei der AfD)  
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Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Striegel.  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Tillschneider, immer, wenn Sie versuchen, 
ein Intellektueller zu sein, scheitern Sie. Hören Sie 
auf mit Ihrer Rabulistik.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Herr Striegel, Herr Gallert hat sich noch zu Wort 
gemeldet. - Herr Gallert, Sie haben das Wort.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Herr Striegel, es geht mir ja nicht darum, dass 
sich die Brandstifter darüber beschweren, dass 
die Feuerwehr nicht gut genug gewesen ist. Mir 
geht es um eine Bemerkung, die Sie in Ihrer Rede 
hatten: Die Entscheidung, keine personelle Anwe-
senheit der Polizei an diesem Jom-Kippur-Tag, 
war - das ist die Aussage des Innenministers ge-
wesen - abgeleitet aus einer BKA-Gefährdungs-
analyse. Sie haben noch einmal gesagt, das es 
diese Kaskade gibt, die BKA-Gefährdungsanalyse 
und, daraus schlussfolgernd, das, was man ge-
macht hat oder nicht gemacht hat.  

 

Jetzt frage ich Sie einmal als engen Vertrauten 
des Innenministers. Ich bezeichne Sie hier einmal 
so.  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Ich verstehe bis heute nicht, dass bei der gleichen 
BKA-Analyse, die für Berlin, die für Baden-
Württemberg, die für Bayern zutrifft, dort vor dem 
Hintergrund dieser BKA-Analyse die Polizei vor 
Ort war.  

 

(Zuruf von der AfD: Aha!)  

 

Sie war in fast allen anderen Ländern, von denen 
ich inzwischen gehört habe, an diesem Tag per-
sonell vor den jüdischen Einrichtungen vertreten. 
Die hatten genau die gleiche BKA-Analyse. Nur in 
Sachsen-Anhalt dient diese BKA-Analyse dazu zu 
begründen, dass keiner da gewesen ist.  

 

Sie sind ja der Innenexperte. Sie waren auch im 
Innenausschuss. Können Sie mir dieses Problem 
einmal erläutern oder auseinandersetzen?  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Das will ich gern tun. Ich will vor allem darauf hin-
weisen, dass Sie mich nur selektiv zitiert haben 
oder mir an der Stelle offenbar nicht bei dem gan-
zen Satz zugehört haben.  

 

Ich habe davon gesprochen, dass wir nicht nur 
eine Kaskade hatten, sondern dass wir sozusa-
gen eine additive Sicherheitsbeurteilung hatten: 

BKA, LKA bis runter auf die kommunale Ebene. 
Ich will auch die kommunale Ordnungsbehörde 
überhaupt nicht rausnehmen. Denn ich glaube, es 
müssen verschiedene Partner zusammenwirken.  

 

Wir können heute feststellen, dass diese Gefähr-
dungseinschätzung hier in Sachsen-Anhalt mit 
Blick auf das höchste jüdische Fest Jom Kippur 
tatsächlich systematisch nicht funktioniert hat.  

 

Ich halte es für einen Fehler, dass bei Jom Kippur, 
wenn die gesamte jüdische Gemeinde in Halle vor 
Ort ist, nicht eine permanente Polizeipräsenz da 
ist. Das liegt an der systematischen Unterschät-
zung des rechten Terrorismus in der Bundesrepu-
blik Deutschland.  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt:  

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke ich 
Herrn Striegel für den Redebeitrag. - Für die 
CDU-Fraktion spricht der Abg. Herr Kurze. Herr 
Kurze, Sie haben das Wort.  

 
 

Markus Kurze (CDU):  

 

Danke schön. - Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zum wiederholten Mal 
haben wir heute hier eine Rücktrittsforderung, die 
in die Form eines Antrages gegossen wurde, ob-
wohl wir mittlerweile alle wissen müssten, wie die 
Gewaltenteilung in unserem Land heute funktio-
niert, dass wir derartige Dinge hier im Plenum 
nicht beeinflussen können.  

 

Von daher sagen wir von Anfang an ganz klar zur 
AfD: Für uns ist das nichts Neues. Es ist ja nicht 
die erste Rücktrittsforderung. Wir als Union leh-
nen natürlich diese Rücktrittsforderungen ganz 
entschieden ab.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 
SPD und bei den GRÜNEN)  

 

Zum Thema Verrohung der Sprache wurde in den 
Debattenbeiträgen im Rahmen dieser Gesamt-
aussprache viel gesagt. Wenn wir alle ehrlich 
sind, dann haben wir mittlerweile in Deutschland 
wirklich ein politisches Klima, das sehr, sehr rau 
geworden ist. Ich glaube, es gibt kaum eine politi-
sche Vertretung, die sich davon fernhalten könnte, 
dass es auch nicht jemanden gibt, der über das 
Ziel hinausschießt.  

 

Dass es da auch Steigerungsstufen gibt, diesbe-
züglich gebe ich natürlich den Vorrednern recht. 
Es gibt bei Ihnen in der AfD schon Hardliner, die 
sich sehr, sehr oft in der Sprache vergaloppieren. 
Das ist nicht in Ordnung. Aber je weiter man sich 
von der Mitte in Richtung Ränder bewegt - das fin-
den wir natürlich auch auf der anderen Seite, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der CDU) 
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Von daher empfehle ich uns allen, verbal abzurüs-
ten  
 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

und uns darauf zu konzentrieren, warum wir ge-
wählt wurden.  

 

Wir sind gewählt worden, um uns für unsere Men-
schen und für ihre Anliegen einzusetzen. Das ist 
unsere Aufgabe. Es geht nicht darum, dass wir 
uns uns jedes Mal, wenn wir im Plenum sitzen, 
wie in einer Kindergartengruppe Dinge an den 
Kopf werfen, die mit der Sache an sich nichts zu 
tun haben. Das will ich voranstellen.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! „Antise-
mitismus geht stets mit der Verneinung von Frei-
heit und Demokratie einher.“ Das hat unser Minis-
terpräsident gestern gesagt. Wir als Unionsfrak-
tion stellen uns absolut dahinter. Für uns gehört 
auch der Schutz der Synagogen zur Staatsräson 
Deutschlands und aller seiner Länder.  

 

In diesem Sinne haben sich die Regierungsfrak-
tionen in ihrem gemeinsamen Leitantrag gestern 
nachhaltig dazu bekannt, die Maßnahmen zum 
Schutz des jüdischen Lebens in unserem Land 
weiter zu verstärken. Das ist ja schon im Grund-
gesetz festgeschrieben.  

 

Diese Landesregierung wird also alles Notwendi-
ge tun, alle polizeilichen Maßnahmen ergreifen, 
um Orte des jüdischen Lebens, aber auch um 
andere bedrohte Orte vor Terrorismus, Gewalt 
und politisch motivierter Kriminalität zu schützen.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Damit 
meine ich alle Orte. Damit schließe ich nichts aus, 
auch die Orte nicht, die wir schon länger kennen, 
und die Orte nicht, die wir erst kennengelernt 
haben.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
die AfD hier von politischer Verantwortung spricht, 
so erkläre ich jedenfalls für meine Fraktion, dass 
Herr Minister Stahlknecht seiner politischen Ver-
antwortung hinreichend gerecht geworden ist. Wir 
weisen die Rücktrittsforderung entschieden zu-
rück. Weder ihm als oberstem Dienstherrn der 
Polizei noch den Sicherheitsbehörden kann man 
ein Fehlverhalten vorwerfen. Deshalb führt Ihr An-
trag heute die falsche Richtung. 

 

Herr Minister Stahlknecht hat im Ausschuss für 
Inneres und Sport ausreichend, umfassend und 
minutiös Bericht erstattet. Herr Ministerpräsident 
hat ebenfalls gestern bereits erklärt, dass die bis-
herigen Sicherheitsanalysen der Landeskriminal-
ämter und des Bundeskriminalamtes im Lichte der 
gestiegenen Gefährdungslage überprüft und nach 
möglichst einheitlich vereinbarten Standards neu 
erstellt werden müssen. 

 

Wir begrüßen auch die Ankündigung der Landes-
regierung, entsprechend dem Protokoll zum 

Staatsvertrag mit der jüdischen Gemeinschaft 
eine gesonderte Vereinbarung zur finanziellen 
Unterstützung von baulichen Sicherheitsmaß-
nahmen an Synagogen zu treffen. Ebenfalls be-
grüßen wir es, die unverzüglich aufgenommenen 
sicherheitspolitischen Gespräche weiter fortzufüh-
ren; denn sie sind bisher in einer sehr guten At-
mosphäre und einem vertrauensvollen Klima er-
folgt. 

 

Wir als CDU-Fraktion verurteilen den rechtsterro-
ristischen und antisemitischen Anschlag von Halle 
zutiefst; und die Debatte, warum wir ihn so defi-
nieren, haben wir gerade geführt. Wenn sich 
selbst der Täter dazu bekennt und der Generals-
bundesanwalt entsprechend ermittelt, kann und 
muss man von einer rechtsterroristischen, anti-
semitischen Tat sprechen. Diese Tat ist eine Zä-
sur, die uns allen deutlich vor Augen führt, dass 
heute mittlerweile jeder dieser Gewalt und dem 
Terror zum Opfer fallen kann und sie eine Bedro-
hung für das Zusammenleben in unserer Gesell-
schaft darstellen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich zum Abschluss sagen: Für uns ist der 
Name Stahlknecht Programm. Für den einen ist er 
zu hart, für den anderen vielleicht zu geschmeidig, 
für den Nächsten ist er immer zu hart, aber für 
uns stimmt die Gesamtmischung. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD 
- Thomas Lippmann, DIE LINKE, lacht) 

 

Von daher: Er ist Innenminister und er bleibt In-
nenminister. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab. - 
Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Kurze, es gibt noch eine Nachfrage seitens 
der AfD von Herrn Tobias Rausch. - Herr Rausch, 
ist es dabei geblieben? - Dann haben Sie jetzt das 
Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vielen Dank, Herr 
Kurze, für Ihre Ausführungen. Sie sprachen von 
der „Verrohung der Sprache“. Darauf würde ich 
gern näher eingehen und Sie fragen, was Sie da-
von halten, dass die neuesten Studien in Deutsch-
land besagen, dass sich die Menschen in 
Deutschland immer weniger trauen, ihre Meinung 
zu sagen, und das mit einer links-grünen Main-
stream-Linie verbinden. 

 

Worauf ich hinauswill: 1934 wurde die jüdische 
Professorin Agathe Lasch aus dem Hörsaal der 
Uni Hamburg gejagt. In dieser Zeit erleben wir, 
dass Bernd Lucke von ebendiesen Links-Grünen 
aus diesem Hörsaal gejagt und Christian Lindner 
von dieser Uni ausgeladen wurde, weil er ein 
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neoliberales Weltbild vermitteln würde, und Ihr 
Abgeordneter im Bundestag Thomas de Maizière 
ebenfalls von diesem linken Mob aus der Uni 
Göttingen gejagt worden ist. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: In 
Magdeburg! - Stefan Gebhardt, DIE LINKE: 
Was hat das jetzt mit dem Antrag zu tun?)  

 

Ich frage mich, wie Sie das bewerten und ob die-
ser Hass und die Hetze in Deutschland nicht über-
wiegend vom linken Block ausgehen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Kurze, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Markus Kurze (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Rausch, wir schweifen jetzt ein 
wenig vom Thema ab. 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 
 

- Lassen Sie mich einmal ausreden. Ich komme 
gleich noch zum Kern meiner Aussage. 

 

Grundsätzlich habe ich zu Beginn schon auf das, 
was Sie nachfragten, abgehoben. Ich glaube, wir 
tun alle gut daran - alle politischen Vertreterinnen 
und Vertreter, und dabei ist das hier im Landtag 
noch Kindergarten, wenn wir uns die Debatten im 
Bundestag ansehen; ich habe das nicht ohne 
Grund gesagt, wie man dort miteinander um-
geht - - Ich glaube, wir sollten allen empfehlen, 
politisch verbal abzurüsten. Wir - es steht nicht 
ohne Grund im Grundgesetz - sollten mit Respekt 
und Anstand miteinander umgehen, und das gilt 
auch in einer politischen Debatte.  

 

Deshalb kann ich es nicht gutheißen, wenn Stu-
denten heute versuchen, Leute auszusperren, 
wenn sie eine Vorlesung halten. Das hat mich 
wirklich sehr stark betroffen gemacht, als ich das 
gestern in den Medien wahrnehmen musste. Wir 
tun alle gut daran, wenn wir unser Land voran-
bringen und gemeinsam etwas erreichen wollen, 
politisch verbal abzurüsten, uns auf die Sache zu 
konzentrieren und vernünftig miteinander umzu-
gehen. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Weitere Fragen sehe ich nicht. Damit danke ich 
Herrn Kurze für den Redebeitrag. - Für die AfD 
spricht der Abg. Herr Lehmann. Sie haben das 
Wort. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich bedanke mich 
auch bei meinem Vorredner Herrn Kurze, der wie-
der eine gewisse Ruhe und Würde ins Haus ge-

bracht hat. Ich musste gestern und heute 
schmunzeln, als die CDU-Landesregierung immer 
wieder ihrem Innenminister Herrn Stahlknecht das 
vollste Vertrauen aussprach, und mich an Ihre 
Bundeskanzlerin erinnern: Jedes Mal, wenn sie 
jemandem ihr vollstes Vertrauen ausgesprochen 
hatte, war der wenig später weg vom Fenster. 

 

(Matthias Büttner, AfD, lacht) 

 

Was mich in den letzten Monaten ebenfalls stutzig 
machte: Immer, wenn Ihr Innenminister Herr 
Stahlknecht hier spricht, bekommt er in der Regel 
fast nur von links und von den GRÜNEN Applaus. 
Das würde mich, wenn ich in der CDU-Fraktion 
sitzen würde, ebenfalls stutzig machen. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Sitzen Sie aber 
nicht!) 

 

- Gott sei Dank. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Ja, Gott sei Dank!) 

 

Ansonsten: Herr Erben erwähnte vorhin, die AfD 
fordere hier amerikanische Waffenverhältnisse. 
Das ist nicht richtig, das haben wir nie gefordert. 
Aber ich muss dazu sagen: Man muss ja nicht 
einmal nach Amerika schauen. Auch israelische 
Waffenverhältnisse sind so ähnlich.  

 

Wenn wir amerikanische Waffenverhältnisse hät-
ten - unabhängig von Ihrer falschen Behauptung -, 
dann hätten wahrscheinlich auch in der Synagoge 
eine, zwei, drei oder vier Langwaffen gestanden 
oder im Döner-Laden hätte eine legale Schuss-
waffe unter dem Tresen gelegen. 

 

(Lachen bei den GRÜNEN - Zuruf von An-
dreas Steppuhn, SPD) 

 

Das hätte dann wahrscheinlich auch das Ausmaß 
der polizeilichen Interventionszeit von über einer 
Stunde ausgeglichen. Dann wäre vielleicht die 
Terrorlage vor der Synagoge schon nach zehn 
Sekunden vorbeigewesen. - Das einmal als Ein-
stieg. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 
 

Und weil es hier immer um Hass und Hetze geht: 
Ich muss daran erinnern, dass im März 2018 in 
Thüringen eine linke radikale Terrorzelle ausgeho-
ben wurde, die Sprengstoff in Massen hergestellt 
und gehortet hatte. Wenn wir hier eine Achse 
ziehen: Unten in Thüringen, bei Ministerpräsident 
Ramelow, ist niemand darauf gekommen zu be-
haupten, die LINKEN seien der verlängerte terro-
ristische Arm des Linksterrorismus im Parlament, 
wie das heute bei uns gemacht wird.  

 

Nach Ihren Beiträgen als Vorredner muss ich den 
Schluss ziehen: Sie radikalisieren sich im Ton im 
Parlament und draußen in den Medien und nicht 
wir. Es ist eine Anmaßung und Frechheit, uns 
eine Radikalisierung in die Schuhe zu schieben, 
dass die AfD im Parlament und in der Gesell-
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schaft den Ton vergiften würde. Den Ton vergiften 
nämlich ich Sie, liebe Herrschaften, und nicht wir. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Wie ist das so in der Demokratie? Der Wähler 
schaut und entscheidet sich, auch 2021 in Sach-
sen-Anhalt wieder, und bei Deckungsgleichheit 
des Wählerwillens mit der Politik der Etablierten 
macht er bei Ihnen das Kreuz. Das ist gut und 
schön und sorgt für Stabilität in der Demokratie. 
Sollten Sie sich aber wie in den letzten Jahren 
von Ihrem Kurs verabschieden, dann entsteht 
eine Diskrepanz zwischen dem Wählerauftrag und 
der ausgeführten aktuellen Politik; und dann ent-
steht eine Opposition wie wir, und Sie entfernen 
sich immer weiter von der Demokratie.  

 

Herr Kurze sagte auch, die Mitte müsse verteidigt 
werden. Das machen wir nämlich. Wir sorgen da-
für, dass die Mitte wieder zur Mitte zurückrückt, 
nachdem die CDU unter Frau Merkel sie nach 
links gerückt hat. Die Opposition entsteht eben 
dann bei abweichendem politischem Willen der 
etablierten Parteien unter Nichtberücksichtigung 
des Wählerwillens. Wir von der AfD entstehen 
dann aus der Opposition und füllen die Lücken 
aus, wenn Sie Ihren Kurs weiter verlassen und 
unbelehrbar sind, und dann werden wir Sie auch 
früher oder später ablösen. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Haben Sie Ihre Re-
den verwechselt? Zu welchem Tagesord-
nungspunkt reden Sie?) 

 

Erfolgt von Ihrer Seite keine Kurskorrektur, dann 
wird die Opposition immer stärker und wird dem-
nächst Ihre Aufgaben übernehmen.  

 

Aber was kann man an Ihrer Stelle tun, wenn Sie 
Ihren Einfluss nicht verlieren wollen? Sie ver-
schärfen dadurch aktuell den Ton. Sie ändern 
Regeln in der Demokratie, Sie ändern Gesetzes-
lagen und Sie diffamieren die Opposition, krimina-
lisieren und verunglimpfen sie, sprich: die AfD. 

 

Dabei kann man sich fragen: Wo soll das noch 
hinführen? Soll das vielleicht einmal unter Ihrer 
Ägide in einigen Jahren zum Verbot der Opposi-
tion führen, damit Sie in Ihrer Sphäre weiterarbei-
ten können? 

 

(Zuruf von Siegfried Borgwardt, CDU) 

 

Deshalb: Machen Sie, so wie Sie gerade reden 
und den Ton draußen in der Gesellschaft und im 
Parlament vergiften, daraus keinen Meinungstun-
nel. 

 

Ich muss auch fragen: Warum ist plötzlich nach 
der Sache von Halle der Pressesprecher des LKA 
gegangen worden? Darüber kann man auch ein-
mal sprechen. Das ist ein Punkt. Wir machen die 
Hetze nicht, und den Meinungstunnel machen 
Sie. Deshalb ist es, wie wir von der AfD finden, 

eine niederträchtige Art und Weise, uns Radikali-
sierung anzudichten und uns als geistigen Urhe-
ber zu betiteln. Das ist alles eiskaltes, berechnen-
des Kalkül, das ist kein Zufall. 

 

(Widerspruch von Wolfgang Aldag, GRÜ-
NE) 

 

- Ja. Der Teflonanzug wird deshalb einer be-
stimmten Person auch nicht mehr allzu lange 
nützen; dieser Meinung bin ich. Vieles gleitet ab, 
aber nicht alles. Es ist eine Unverschämtheit, uns 
hier im Plenum NS-Vokabular anzudichten, auch 
über die Medien. 

 

(Zurufe von der SPD: Ach! - Zuruf von 
Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Sie wissen es auch: Diese Phrasen und Floskeln 
ziehen nicht mehr. Der Zenit ist überschritten. Das 
werden Sie auch am Sonntag in Thüringen sehen, 
wenn abends um 18 Uhr die Wahlergebnisse aus-
gezählt werden. Dann haben Sie wieder den „Tag 
der langen Gesichter“ wie auf dem Havelberger 
Pferdemarkt, das kann ich Ihnen voraussagen. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Sie wissen doch selbst: 2021 wird die CDU in 
Sachsen-Anhalt wahrscheinlich das schlechteste 
Ergebnis in der Landesgeschichte einfahren. Das 
dürfen Sie sich unter Ihrem aktuellen, nach links 
gerückten Kurs 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Lehmann, kommen Sie bitte zum Schluss. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

ans Revers heften. Deshalb kann ich Ihnen 
sagen: Vermeiden Sie dieses schlechte Ergebnis, 
das die CDU 2021 einfahren wird. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Lehmann! 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Nehmen Sie Ihren Hut und treten Sie zurück! 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Fragen sehe ich nicht. Damit danke ich Herrn 
Lehmann. - Doch, Moment! 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Herr Lehmann, eine Frage kann ich Ihnen doch 
nicht ersparen: Sie sagten gerade, dass Sie sich 
vorstellen könnten, dass in dem Döner-Laden 
oder in der Synagoge Schusswaffen gewesen 
wären und sie hätten zurückschießen können. Ist 
das jetzt Ihr Präventionsvorschlag, dass wir 
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Schusswaffen in Gotteshäusern positionieren 
bzw. einlagern, damit im Bedarfsfall zurückge-
schlossen werden kann? Das habe ich so ver-
standen. 

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Lieber Abgeordneter der CDU, es ist schon sehr 
witzig, was Sie als Frage stellen. Ich habe vorhin 
versucht, Ihnen zu erklären, was Herr Erben ver-
sucht hat, falsch darzustellen: amerikanisches 
Waffenrecht, durch die CDU gefordert. Welche 
Vorteile aber ein liberales Waffenrecht hat, ist 
bildhaft deutlich geworden: Wenn ich wirklich eine 
höhere legale Waffendichte hätte, dann würde 
das bei einer wehrhaften Demokratie, wie Sie es 
immer sagen, lange Interventionszeiten einer 
schwach aufgestellten Polizei ausgleichen. 

 

(Zuruf von Silke Schindler, SPD) 

 

Wir können auch gern noch die Frage diskutieren, 
das habe ich vorhin vergessen: Die vierte Einsatz-
hundertschaft in Halle ist bis heute nicht einsatz-
bereit. Wir tun ja so, als ob es in Halle noch nie 
eine einsatzbereite vierte Einsatzhundertschaft 
gegeben habe. Wir können einmal zurückschau-
en: In Halle gab es einmal einen Bereitschafts-
polizeistandort mit einer ganzen Hundertschaft. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Das war eine Frage! 
Beantworten Sie doch mal die Frage!) 

 

Dieser ist vor einigen Jahren unter der Ägide der 
SPD aufgelöst worden, und jetzt versucht man 
krampfhaft, das Fahrrad wieder neu zu erfinden 
und dort eine Hundertschaft einzurichten. Das ha-
ben wir alles schon gehabt. Hätten die Altparteien 
die Polizei nicht mit Kahlschlag überzogen, dann 
wäre jetzt noch eine Polizei mit einer hohen Dich-
te dagewesen und wir bräuchten dieses amerika-
nische Waffengesetz, das Sie mir anzudichten 
versuchen, überhaupt nicht zu diskutieren. Also, 
eine hohe Polizeidichte, eine hohe Sicherheit 

 

(Zurufe von der CDU: Frage!) 

 

beruhigt immer die Bevölkerung, und dann wird 
auch nicht automatisch nach einem liberalen Waf-
fenrecht geschrien. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Bommersbach, haben Sie noch eine Nach-
frage? 

 

 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Herr Kollege Lehmann, Sie haben jetzt alles vor-
getragen, was Ihnen gerade eingefallen ist, aber 
meine Frage ist nicht beantwortet worden. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Ich habe gefragt - ich kann das jetzt noch einmal 
tun, falls es Ihnen entfallen ist -, ob Sie allen Erns-
tes sagen wollen, dass wir jetzt in Gotteshäusern 
inklusive jüdischer Synagogen, Gemeinden, 
Schusswaffen zur Selbstverteidigung einsetzen 
sollen, und - ich darf Ihre Worte wiederholen - 
dass er unter dem Döner-Laden eine lizenzierte 
Waffe hätte haben sollen, um den Erstangriff vor-
nehmen zu können; oder so ähnlich haben Sie es 
formuliert. Also, soll jetzt in jedem Laden so eine 
Waffe stationiert werden? 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Lieber Kollege, Sie wissen genau, worauf meine 
Antwort abzielt: Wir haben auf der Welt genügend 
Länder, die ein weitaus besseres Waffenrecht als 
Deutschland haben, 

 

(Widerspruch bei der CDU, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Welche denn?) 

 

- genau so ist das - und Sie sehen in solchen Län-
dern mit offiziellem Legalwaffenbesitz genau, wer 
dort etwas macht oder wer zum Notwehrrecht 
greift und sich verteidigen kann. Ich finde es be-
schämend, wenn stundenlang auf die Polizei ge-
wartet werden muss und die Menschen keine 
Waffen haben. 

 

(Zurufe von der LINKEN und von den GRÜ-
NEN) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich bitte um Ruhe! 

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Sie pochen immer auf die Wehrfähigkeit der Ge-
sellschaft und widersprechen sich selbst in Ihrer 
Fragestellung. 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Bommersbach, aber nur noch eine kurze 
Nachfrage. 

 

 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Ich habe jetzt wieder alles gehört, habe aber 
keine Antwort bekommen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 

Ich frage noch einmal: Wollen Sie, dass wir in 
Gotteshäusern und in Einrichtungen Schusswaf-
fen haben,  

 

(Zuruf von der AfD: Nein, natürlich nicht!) 

 

damit sich die dort Anwesenden selbst damit ver-
teidigen können? 
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Mario Lehmann (AfD): 

 

Ich finde das schlimm, was Sie - - 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Noch bin ich dran, Herr Lehmann. Das Wort habe 
ich vom Präsidenten bekommen; Sie müssen 
schon warten, bis ich fertig bin. 

 

Die Frage, die sich dann im Prinzip gleich an-
schließt, ist diese: Sie wissen ja, dass Sportschüt-
zen, Jäger und alle, die legal eine Waffe haben 
dürfen, sich einem ständigen Training unterziehen 
müssen, damit sie relativ treffsicher sind. Wie 
viele Krankenwagen wollen Sie dahin schicken, 
damit Sie die Streuwirkung dann entsprechend 
durch Abtransporte von Verletzten vielleicht nach-
arbeiten können? Dann hätten wir nämlich nicht 
das Problem, dass wir jetzt über einzelne Dinge 
reden müssen, sondern dann hätten wir sehr viel 
mehr Krankenwagen gebraucht. Schon allein da-
her ist die Idee mehr als sträflich, die Sie hier vor-
tragen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Nee, nee. Ich muss Ihre Fragestellung als eine ins 
Lächerliche ziehende nachdrücklich zurückwei-
sen, weil es genügend Beispiele dafür gibt, dass 
es eben nicht so ist. Es ist doch beschämend, 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Eine Antwort, 
Mensch!) 

 

dass Sie bei dieser schlechten Polizeilage, die wir 
haben, diese Ideen in die Diskussion einbringen. 

 

Wie gesagt, wenn Sie in Halle eine höhere Dichte 
an Legalwaffenbesitzern gehabt hätten, dann 
wäre es dort vielleicht gar nicht zu einer so lang 
ausgedehnten Tat gekommen. 

 

(Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

- Ja, Sie können noch einmal aufstehen und mich 
noch einmal fragen, ob in einer Synagoge und in 
einer Kirche Waffen stehen müssen. Ihre Frage ist 
nicht zielführend; sie ist lächerlich. 

 

(Unruhe) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich bitte um Ruhe. - Herr Bommersbach, ich hatte 
schon zwei Nachfragen zugelassen. 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Es ist nur eine kurze Feststellung: Ich bin sehr 
froh, dass wir in Halle nicht die schnelle Eingreif-
truppe Lehmann haben, 

 

(Widerspruch bei der AfD) 

die dann aus der Bürgerwehr heraus wilde Schie-
ßereien macht, sodass wir dann zum Schluss 
Leute zu Schaden kommen lassen, weil mög-
licherweise die Projektile so abprallen, dass Men-
schen davon getroffen werden. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Bommersbach, keine Grundsatzrede mehr! 

 
 

Frank Bommersbach (CDU): 

 

Es ist unverantwortlich, was Sie hier erzählen. Un-
verantwortlich! 

 

(Lebhafter Beifall bei der CDU, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Sie versuchen, durch lächerliche Fragestellungen 
das Thema in eine ganz andere Richtung zu len-
ken; aber den Kern haben Sie erkannt. Das ist ja 
das Schwierige an Ihrer Fragestellung. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Erben. 

 

(Zuruf von der CDU: Wenn Sie auf Zivilisten 
schießen lassen wollen! - Gegenrufe) 

 

Herr Erben, Sie haben jetzt das Wort. 

 

(Mario Lehmann, AfD: Sie wissen ganz 
genau, dass niemand legal in Deutschland 
eine Schusswaffe besitzt, ohne fachmän-
nisch geschult zu sein!)  

 

Herr Lehmann! Herr Erben hat jetzt das Wort be-
kommen. - Herr Erben, Sie haben jetzt das Wort. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herr Lehmann, Sie sprachen mehrfach von Wahl-
aussichten. Ich weiß jetzt nicht so richtig, ob ich 
mir wünschen soll, dass Sie in 2021 wieder in die-
sen Landtag gewählt werden oder nicht. 

 

(Zuruf von der AfD: Das werden Sie nicht 
mehr miterleben!) 

 

Auf jeden Fall wünsche ich mir nicht, dass Sie mit 
Ihren Anschauungen zum Thema Schusswaffen-
gebrauch jemals in diesem Lande wieder jeman-
dem mit einer Schusswaffe gegenübertreten. Aber 
das ist nicht meine Frage. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, bei der 
LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Sie schützt ja nicht die Gnade der späten Geburt 
in Bezug auf Landesgeschichte und Geschichte 
der Polizei in Sachsen-Anhalt. Daher frage ich 
Sie, in welcher Wahlperiode der Standort der Be-
reitschaftspolizei in Halle aufgegeben worden ist. 
Das ist meine erste Frage. 
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Zweitens frage ich Sie, ob Sie wissen, wer in die-
ser Zeit die Verantwortung dafür trug. Sie spra-
chen vorhin von der SPD-Ägide. 

 

(Zurufe: SED!) 

 

- Ach, SED war es? - Nein. Ich glaube, er hat von 
SPD-Ägide gesprochen; er hat mich auch ange-
guckt. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Lehmann, Sie haben das Wort. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Ja, ich finde es immer wieder sehr interessant, 
Herr Erben, wenn Sie als ehemaliger Staatssekre-
tär unter Innenminister Hövelmann hier wirklich 
große Töne spucken, während der Polizei in Ihrer 
damaligen Dienstzeit in ihrer Struktur größtmög-
licher Schaden zugefügt worden ist. 

 

(Zurufe von Frank Bommersbach, CDU, 
von der SPD und von den GRÜNEN) 

 

War das dann vielleicht Ihr Minister? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Bommersbach, ich muss Sie bitten, sich 
etwas zurückzunehmen. - Herr Erben hat noch 
eine Nachfrage. 

 
 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Ich möchte einfach nur feststellen, weil Nachfra-
gen wahrscheinlich sinnlos sind, dass mir Herr 
Lehmann weder meine erste noch meine zweite 
Frage beantworten konnte. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei 
den GRÜNEN - Mario Lehmann, AfD: Sie 
können viel feststellen!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Gürth, hatten Sie sich gemeldet? - Das hat 
sich erledigt. 

 

Dann danke ich Herrn Lehmann für den Redebei-
trag. Bevor wir zum Abstimmungsverfahren kom-
men, möchte Herr Dr. Tillschneider eine Erklärung 
nach § 67 der Geschäftsordnung abgeben. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Aber nicht in der Ab-
stimmung!) 

 

- Nein, bevor wir zur Abstimmung kommen, habe 
ich gesagt. 

 

(Zuruf: Erst danach!) 

 

- Das geht genauso. Wir können auch erst über 
diesen Tagesordnungspunkt abstimmen; das ist ja 
letztendlich egal. 

 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Dann stimmen wir jetzt über den Antrag der AfD-
Fraktion, Drs. 7/5087, ab. Ich konnte nicht wahr-
nehmen, dass der Antrag zu überweisen ist. So-
mit stimmen wir jetzt direkt über den Antrag ab. 
Wer für den Antrag stimmt, den bitte ich um das 
Kartenzeichen. - Das sind die AfD-Fraktion und 
ein fraktionsloser Abgeordneter. Wer stimmt da-
gegen? - Das sind die Koalitionsfraktionen und die 
Fraktion DIE LINKE. Wer enthält sich der Stim-
me? - Enthaltungen sehe ich nicht. Damit hat der 
Antrag nicht die Mehrheit des Hauses erhalten. 

 

Jetzt möchte Herr Dr. Tillschneider nach § 67 der 
Geschäftsordnung eine persönliche Bemer-
kung abgeben. Herr Dr. Tillschneider, Sie haben 
das Wort. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Gestern hat mir ja schon Frau Pähle antisemiti-
sche Äußerungen vorgeworfen. Das war so ab-
wegig, dass ich mir gedacht habe: Darauf muss 
man gar nicht reagieren; man sollte auf das, was 
die Genossen da von sich geben, auch nur so 
selten wie möglich reagieren. Aber heute hat Herr 
Erben das dann erneuert, und deshalb will ich 
jetzt auch einmal darauf eingehen. 

 

Ihre Kritik bezieht sich auf einen Vortrag, den ich 
vor einiger Zeit in Bayern zum islamischen Anti-
semitismus gehalten habe; das war das Haupt-
thema. Ich habe dort in diesem Vortrag gezeigt, 
wie tief der Antisemitismus in der islamischen Ge-
schichte und insbesondere im Korantext verwur-
zelt ist. In diesem Kontext habe ich dann mein Er-
staunen und meine Enttäuschung darüber zum 
Ausdruck gebracht, dass der Zentralrat der Juden 
angesichts des islamischen Antisemitismus die 
herrschende Islamisierungspolitik nicht schärfer 
kritisiert, ja, sie sogar gutheißt, Moscheebau för-
dert etc. etc. 

 

Weder habe ich behauptet, dass dieser Prozess 
auf einer Verschwörung beruht, noch habe ich 
erst recht nicht behauptet, dass der Zentralrat der 
Juden diesen Prozess steuert. Das entspringt 
einzig und allein der Fantasie der Frau Pähle und 
der Fantasie linker Stubenhocker-Internetakti-
visten, die strukturell mehr mit einem Stephan B. 
gemeinsam haben, als ihnen lieb ist. 

 

(Beifall bei der AfD) 
 

Ich habe eine legitime, an einer sachlichen Frage 
orientierte Kritik am Zentralrat der Juden geübt, 
mehr nicht. Mir deshalb Antisemitismus zu unter-
stellen, das ist so, als würde man mir eine anti-
deutsche Haltung unterstellen, nur weil ich die 
Bundesregierung kritisiere. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Der Vorwurf des Antisemitismus in der AfD ist ab-
solut lächerlich. Wir haben bei uns eine Vereini-
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gung der Juden in der AfD, die zum Beispiel mit 
der Politik des Zentralrats nicht einverstanden 
sind. Natürlich mag es bei uns wie auch in allen 
anderen Parteien randständige Figuren geben, 
die sich ab und an antisemitisch äußern. Aber die 
AfD ist in ihrer Programmatik und in ihrem Haupt-
strom eine israelfreundliche Partei. 

 

Das ist nicht nur die Position der AfD, das ist auch 
meine Position. Nichts liegt uns ferner als Juden-
feindschaft. Genauso absurd wäre es, mich als 
einen Deutschenfeind zu bezeichnen. 

 

Wissen Sie was? Sie tun der Bekämpfung des 
echten Antisemitismus keinen Gefallen, wenn Sie 
den Antisemitismus-Begriff überdehnen und auf 
alles ausdehnen, was Ihnen nicht in den Kram 
passt. Dann wird nämlich der echte Antisemitis-
mus schwieriger erkennbar und schwerer be-
kämpfbar. Und das müssen wir verhindern. - Vie-
len Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Bevor wir in die Mittagspause gehen, möchte ich 
noch zwei Erinnerungen vortragen: Erstens. Die 
Obleute des 17. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses treffen sich jetzt, zu Beginn 
der Mittagspause, im Raum B0 11 zu ihrer Be-
sprechung. - Zweitens. Die innenpolitischen Spre-
cher treffen sich jetzt, zu Beginn der Mittagspau-
se, im Raum C3 25 zu ihrer Besprechung. 

 

Um 15:10 Uhr treffen wir uns wieder hier im 
Raum, um die Debatten weiterzuführen. 

 

Unterbrechung: 14:09 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 15:11 Uhr.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Liebe anwesende Kolleginnen und Kollegen! Ich 
nehme die weitreichende Ignoranz des Hauses, 
was die Beendigung der Mittagspause anbelangt, 
nicht persönlich. Deswegen warten wir noch zwei 
Minuten; danach gibt es Einzelaufrufe. 

 

(Gabriele Brakebusch, CDU: Genau! - Oli-
ver Kirchner, AfD: Wir sind vorbildlich!) 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vereinbart war, 
dass die Mittagspause bis 15:10 Uhr geht. Es ist 
bereits 15:13 Uhr. Die jetzt hier anwesenden Mit-
glieder der Fraktionen sprechen bitte mit den zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht anwesenden Mitglie-
dern ihrer jeweiligen Fraktion darüber, dass ihr 
Verhalten nicht in Ordnung ist. Trotz alledem will 
ich vor dem Hintergrund, dass wir jetzt bereits 40 
Minuten Zeitverzug haben, wie verabredet wieder 
in die Tagesordnung einsteigen. 

Ich rufe auf 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 7 

 

Zweite Beratung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Ver-
fassung des Landes Sachsen-Anhalt 

 

Gesetzentwurf Fraktion AfD - Drs. 7/4900 

 

(Erste Beratung in der 80. Sitzung des Landtages 
am 26.09.2019) 

 
 
 

Eine Ausschussberatung ist nicht erfolgt, deswe-
gen gibt es auch keine Berichterstattung. Eine De-
batte dazu ist nicht vereinbart worden. Aber so-
eben hat mir Herr Tillschneider von der AfD-Frak-
tion erklärt, seine Fraktion wünsche, dass er dazu 
spreche. Diese Möglichkeit hat er jetzt. - Bitte, 
Herr Tillschneider. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Deutsch ist ohne Zweifel Staatssprache der BRD 
und damit auch Staatssprache ihrer Bundeslän-
der. Dies geht, so steht es in Paul Kirchhofs 
„Handbuch des Staatsrechts“, allein schon daraus 
hervor, dass das Grundgesetz „sich durch das 
deutsche Volk legitimiert, die deutsche Staatsan-
gehörigkeit sichert, besondere Deutschengrund-
rechte vorsieht, alle Regelungen in deutscher 
Sprache trifft, den Staat und seine Institutionen 
deutsch definiert und sich an Deutschsprachige 
wendet.“ 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

- Ja, das ist eine schöne Darstellung. - Sie sehen, 
in der Deutschsprachigkeit kondensiert all das, 
was unseren Staat zu einem deutschen Staat 
macht. Die deutsche Sprache ist die große Klam-
mer des Rechtsrahmens, in dem wir alle handeln. 
Deshalb schadet es nichts, wenn wir das, was das 
Grundgesetz implizit regelt, in unserer Landesver-
fassung explizit machen. Es schadet nichts, nützt 
aber. 

 

Aus der Erwähnung in der Verfassung ließe sich 
ein Verfassungsauftrag zu Schutz und Pflege der 
deutschen Sprache ableiten. Bei Aktivitäten zur 
Förderung und Pflege der deutschen Sprache 
könnte man sich direkt auf die Verfassung beru-
fen; sie wären dadurch besser legitimiert und 
besser geschützt, als sie es momentan sind. 

 

Man könnte auf dieser Grundlage auch effizienter 
gegen die Verrohung der Sprache und den Verfall 
des politischen Umgangstons vorgehen - dies 
aber gerade nicht durch neue Hate-Speech-Tat-
bestände und Hantieren mit den Sprechverboten 
der politischen Korrektheit, sondern durch eine 
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würdevolle verfassungsmäßige Mahnung zu 
gutem Deutsch und gutem Stil. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Nicht zuletzt will ich darauf hinweisen, dass der 
Verein Deutsche Sprache im Jahr 2011 die Peti-
tion „Deutsch ins Grundgesetz“ im Bundestag 
eingereicht hat und diese Forderung seitdem ver-
tritt. Zu den Mitgliedern dieses Vereins gehört 
unter anderem Wolfgang Böhmer, ehemaliger 
CDU-Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt. 

 

(Zuruf von der AfD: Aha!) 

 

Was soll, bitte schön, die verstockten Herzen der 
CDU-Mitglieder in diesem Hohen Haus erwei-
chen, wenn nicht das? - Nehmen Sie sich ein 
Beispiel an Wolfgang Böhmer und nicht an sei-
nem Nachfolger, der auf einem Festspiel der 
deutschen Sprache in Bad Lauchstädt große 
Reden schwingt, dann aber selbst einer solchen 
harmlosen Verfassungsänderung zur Aufwertung 
der deutschen Sprache die Zustimmung verwei-
gert. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Gemäß § 25 
Satz 1 unserer Geschäftsordnung behandelt der 
Landtag Gesetzentwürfe zur Änderung der Ver-
fassung in drei Beratungen. Da es sich heute um 
die zweite Beratung handelt, haben wir zu ent-
scheiden, ob vor der abschließenden Beratung 
heute mehrheitlich eine Ausschussüberweisung 
beschlossen werden soll. Deswegen frage ich: 
Gibt es einen Antrag auf Überweisung? - Dies 
sehe ich nicht; deswegen müssen wir darüber 
nicht abstimmen. Insofern haben wir den Tages-
ordnungspunkt 7 jetzt beendet. 

 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt. 
Mir wurde gerade signalisiert, dass der Kollege 
Minister hinsichtlich Tagesordnungspunkt 8 zwar 
versucht, beschleunigt einzureiten - möglicher-
weise auch mit Blaulicht -, ihm dies trotz alledem 
noch nicht gelungen ist. Ich unterbreite deshalb 
den Vorschlag: Wir ziehen die Tagesordnungs-
punkte 9, 10 und 11 vor und hoffen, dass er da-
nach hier sein wird.  

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU) 

 

Gibt es dagegen Widerspruch? 

 

(Ministerin Prof. Dr. Claudia Dalbert: Nein!) 

 

- Nein. - Dann kommen wir gleich zu Tagesord-
nungspunkt 9. Bevor wir allerdings mit diesem be-
ginnen, begrüße ich auf unserer Besuchertribüne 
ganz herzlich Damen und Herren der FIT-Aus-
bildungsakademie Magdeburg. Herzlich willkom-
men bei uns! 

(Beifall im ganzen Hause - Unruhe) 

 

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich 
ja, dass jetzt mehr Abgeordnete anwesend sind 
als zu Beginn der Nachmittagssitzung; aber dass 
Sie deswegen gleich alle lauter werden, muss 
nicht unbedingt sein. Seien Sie also bitte anwe-
send und leise; das ist im Grunde genommen die 
Anforderung. 

 

(Gabriele Brakebusch, CDU, lacht) 

 
 

Wir kommen zu  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 9 

 

Zweite Beratung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der 
Ermächtigung zur Festlegung von bestimmten 
Gebieten zum Schutz freilebender Katzen 

 

Gesetzentwurf Landesregierung - Drs. 7/4370 

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Umwelt und 
Energie - Drs. 7/5090 

 

(Erste Beratung in der 71. Sitzung des Landtages 
am 22.05.2019) 

 
 
 

Berichterstatter ist der Abg. Herr Barth. Herr 
Barth, Sie haben das Wort. 

 

(Carsten Borchert, CDU, begibt sich zum 
Rednerpult) 

 

Herr Barth ist heute nicht Herr Barth.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das ist der 
stellvertretende Vorsitzende!) 

 

Offensichtlich hat sich der Ausschuss anders ent-
schieden. - Deshalb haben Sie jetzt an seiner statt 
das Wort. 

 

(Frank Scheurell, CDU: Das ist Herr Bor-
chert!) 

 

- Ja, Herr Borchert, klar. 

 
 

Carsten Borchert (Berichterstatter): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Barth lässt 
sich entschuldigen. Ich bin sein Stellvertreter; des-
halb bin ich heute der Berichterstatter. 

 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der 
Ermächtigung zur Festlegung von bestimmten 
Gebieten zum Schutz freilebender Katzen wurde 
vom Landtag in der 71. Sitzung am 22. Mai 2019 
in den Ausschuss für Umwelt und Energie über-
wiesen.  

 

Die Beratung im Umweltausschuss fand in der 
Sitzung am 16. Oktober 2019 statt.  

 

Dazu lagen in einer Synopse Empfehlungen des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes vor, die 
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einvernehmlich mit dem Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie abgestimmt waren.  

 

Das Gesetzesvorhaben soll in seiner Umsetzung 
zu einem besseren Schutz freilebender Katzen 
beitragen. Das Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie trug dem Ausschuss während 
der Beratung vor, ein dem Landtag in der sechs-
ten Wahlperiode vorgelegter Entwurf eines Ge-
setzes über die Änderung von Zuständigkeiten im 
Bereich des Ministeriums für Landwirtschaft und 
Umwelt vom 7. Oktober 2015 habe eine Regelung 
enthalten, nach der die Ermächtigung zum Erlass 
von Katzenschutzverordnungen nach § 13b des 
Tierschutzgesetzes auf die Landkreise und kreis-
freien Städte übertragen werden solle. Dieser Ge-
setzentwurf blieb zum Schluss der Wahlperiode 
unerledigt. Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzent-
wurf soll die Ermächtigung nunmehr auf die Ge-
meinden übertragen werden. 

 

Das Ministerium trug weiter vor, das Anhörungs-
verfahren habe ergeben, dass der Gesetzentwurf 
nach der Auffassung verschiedener Verbände und 
betroffener Stellen kostenmäßig Auswirkungen 
auf die kommunalen Haushalte habe. Vor diesem 
Hintergrund ist nach einem Zeitraum von drei Jah-
ren nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Evaluie-
rung vorgesehen. Die Prüfung soll in Abstimmung 
mit dem Ministerium der Finanzen unter Mitwir-
kung des Städte- und Gemeindebundes erfolgen.  

 

Die Vertreterin der Fraktion DIE LINKE merkte an, 
zwingende Gründe für eine Regelung durch ein 
Gesetz seien für sie nicht ersichtlich. Eine Rege-
lung auf der Grundlage einer Rechtsverordnung 
wäre ihrer Meinung nach sinnvoller gewesen.  

 

Nach kurzer Beratung verständigte sich der Aus-
schuss für Umwelt und Energie einvernehmlich, 
abschließend über den Gesetzentwurf zu beraten. 
Der Ausschuss beschloss den Gesetzentwurf mit 
den vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
empfohlenen Änderungen mit 10 : 1 : 0 Stimmen. 

 

Im Namen des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, sich der Beschlussempfehlung anzuschlie-
ßen. - Vielen Dank. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Vielen Dank, Herr Borchert. - Dann können wir 
fortfahren. Ich habe auch hierzu keine Debatte 
vermerkt. Gibt es Redewünsche? Offensichtlich 
ist das nicht - - 

 

(Kerstin Eisenreich, DIE LINKE, meldet sich 
zu Wort) 

 

- Bitte sehr. Dann spricht Frau Eisenreich für die 
Fraktion DIE LINKE. - Sie haben das Wort. 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Auf einen Punkt in 
der Debatte, die wir im Ausschuss geführt haben, 

ist Herr Borchert in der Berichterstattung bereits 
eingegangen. Mir geht es aber noch um ein paar 
andere Punkte. Ich würde hier gern kurz die 
Gründe für unsere Entscheidung vortragen, gegen 
diesen Gesetzentwurf zu stimmen. 

 

Interessant ist - das war auch im Vortrag schon zu 
hören -, dass ein derartiges Gesetzesvorhaben 
am Ende der letzten Wahlperiode sozusagen un-
erledigt in die neue Wahlperiode übergegangen 
ist. Damals sollten also Landkreise und kreisfreie 
Städte mit der betreffenden Aufgabe betraut wer-
den. Dieser Meinung war das Ministerium auch 
noch im Jahr 2017, als nämlich in der Antwort auf 
die Kleine Anfrage des Abg. Dr. Schmidt in der 
Drs. 7/1541 dargelegt wurde, dass genau diese 
Übertragung der Ermächtigung auf die kreisfreien 
Städte und Landkreise beibehalten werden solle.  

 

Nun - Überraschung! - sollen die Städte und Ge-
meinden diese Aufgabe wahrnehmen. Das er-
schließt sich uns nicht ganz, zumal die tierschutz-
rechtlichen Kompetenzen eher bei den Landkrei-
sen liegen. Sie sind auch personell dafür aufge-
stellt. 

 

Die Anhörung zu diesem Verfahren hat ergeben - 
darin waren sich viele einig -, die Städte und Ge-
meinden lässt man bei Personal- und Sachkosten 
für die Gemeinden auflaufen. Im Gesetzentwurf ist 
nicht vorgesehen, wie das kompensiert werden 
soll, sondern es soll in mehr als drei Jahren evalu-
iert werden, ob und in welcher Höhe Kosten ent-
stehen. 

 

Wir sehen hierbei das Problem, dass wieder eine 
Aufgabe auf die Städte und Gemeinden übertra-
gen wird, die nicht ausfinanziert wird. Es ist wie-
der ein Bruch des Konnexitätsprinzips. Das sehen 
wir als ein Problem an. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Es stellt sich die Frage, ob die Aufgaben tatsäch-
lich so wahrgenommen werden, wie sie wahrge-
nommen werden sollten, und ob dann nicht die 
tierschutzrechtlichen Belange darunter leiden. 
Das ist im Sinne der Katzen, glaube ich, keine 
gute Lösung. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt eine Wortmeldung, und zwar hat Frau 
Frederking eine Frage. - Gehen Sie schon einmal 
an das Mikrofon. Dann haben Sie die Chance die-
se zu realisieren. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Frau Eisenreich, die Städte und Gemeinden wis-
sen doch am besten, wo es Probleme mit Katzen 
gibt. Ein Problem ist in dem Fall die Überpopula-
tion, also wenn es sehr viele Katzen gibt. Diese 
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Katzen finden keine Nahrung. Sie sind verwahr-
lost. Das ist sehr schlimm für die Tiere. 

 

Um das zu minimieren und diesen Zustand zu 
verbessern, sollen bestimmte Gebiete, zum Bei-
spiel bestimmte Straßenzüge und Plätze - das 
muss nicht das gesamte Gemeindegebiet sein, 
sondern das kann eingegrenzt werden - zu soge-
nannten Katzenschutzgebieten werden. 

 

Dann werden für diese konkreten Katzenschutz-
gebiete Maßnahmen angeordnet. Eine dieser 
Maßnahme kostet die Gemeinden nämlich gar 
kein Geld. Das ist zum Beispiel zu sagen: In den 
Straßenzügen X, Y und Z sollen die Katzen von 
Besitzerinnen und Besitzern, also Besitzerkatzen, 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

- Katzenbesitzer, aber gut. 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE, lacht - Hei-
terkeit bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

die Katzen, die man auch als Besitzerkatzen be-
zeichnet, nur dann Freilauf erhalten, wenn sie 
kastriert sind, damit sie sich nicht unkontrolliert 
vermehren. Das kostet kein Geld, es ist eine kon-
krete Maßnahme und es ist gut für die Tiere. 

 
 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE): 

 

Ich bin immer vorsichtig mit der Aussage, dass 
das kein Geld kostet, Frau Kollegin. Das muss ja 
auch überprüft werden. Was passiert, wenn man 
feststellt, dass das nicht so ist, also dass Katzen 
frei herumlaufen, die vielleicht nicht registriert und 
nicht kastriert sind? Man braucht Personal, das 
das überprüft. Das ist für mich wirklich schwierig. 

 

Tierschutzrechtlich sind, wie gesagt, die Landkrei-
se zuständig. Die könnten zusammen mit den 
Kommunen solche Gebiete ausweisen. Das wäre 
auch kein Thema. Aber ich glaube, das läuft 
immer darauf hinaus, dass Personal- und Sach-
kosten entstehen. 

 

Dazu können Sie einmal schauen, wie die doppi-
schen Haushalte heutzutage aufgestellt sind. Je-
de kleinste Bewegung der Gemeindemitarbeiter 
muss bezahlt werden. Das ist völlig in Ordnung. 
Aber dadurch laufen dann wirklich Kosten auf. 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE, meldet sich 
zu Wort) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Frederking, ich würde das jetzt an dieser 
Stelle beenden. Wir hatten eigentlich vereinbart, 
keine Debatte zu führen. Jetzt hatten wir schon 
einen Debattenbeitrag und dazu eine Wortmel-
dung. Das wäre jetzt die zweite Frage aus Ihrer 

Fraktion. Ich bitte um Verständnis. Ich weiß, es 
geht um Katzen, aber trotzdem möchte ich so 
verfahren. 

 

Es gibt also offensichtlich trotz dieses emotiona-
len Themas keine weiteren Wortmeldungen. Dann 
können wir jetzt in die Abstimmung einsteigen. 

 

Es liegt der Gesetzentwurf in der Fassung der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt 
und Energie in der Drs. 7/5090 vor. Wünscht je-
mand getrennte Abstimmungen über bestimmte 
Bestandteile des Gesetzentwurfs? - Das ist nicht 
der Fall. 

 

Dann bitte ich um das Kartenzeichen derjenigen 
Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf in der 
Drs. 7/5090 ihre Zustimmung geben wollen. - Das 
sind die Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion und 
ein fraktionsloser Abgeordneter. Wer stimmt da-
gegen? - Das ist die Fraktion DIE LINKE. Damit 
ist dieser Gesetzentwurf mehrheitlich angenom-
men worden. 

 

Bevor wir diesen Tagesordnungspunkt abschlie-
ßen, noch eine Bemerkung meinerseits. Frau 
Schindler und ich waren bei der letzten Kreisdele-
giertenkonferenz des Städte- und Gemeindebun-
des. Dort ist ausdrücklich von der kommunalen 
Verwaltungsebene eine bürgerfreundliche Spra-
che angemahnt worden. 

 

Der Titel dieses Gesetzes beginnt mit den Worten 
„Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung der Er-
mächtigung zur Festlegung“. An diesem Punkt 
steigen 90 % aller Bürger aus. Das ist vielleicht 
ein Hinweis für uns zu versuchen, an der Stelle 
eine größere Bürgernähe zu erreichen. - Danke, 
meine lieben Kollegen. Wir beenden damit den 
Tagesordnungspunkt 9. 

 

(Zustimmung von Frank Bommersbach, 
CDU, und von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 
 

Wir kommen zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 10 

 

Zweite Beratung 

 

Entwurf eines Gesetzes über die elektronische 
Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen 
in Sachsen-Anhalt (E-Rechnungsgesetz Sach-
sen-Anhalt - ERG LSA) 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/4509 

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Finanzen - 
Drs. 7/5091 

 

(Erste Beratung in der 74. Sitzung des Landtages 
am 19.06.2019) 

 
 
 

Berichterstatter ist der Abg. Herr Meister. Herr 
Meister, Sie haben das Wort. 
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Olaf Meister (Berichterstatter): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich berichte über den Verlauf der Ausschussbera-
tungen. Mit der am 26. Mai 2014 in Kraft getrete-
nen Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 16. April 2014 über 
die elektronische Rechnungsstellung bei öffent-
lichen Aufträgen soll eine europäische Norm für 
die Kernelemente einer elektronischen Rechnung 
geschaffen werden. 

 

Die EU legt damit die Grundlage für ein einheit-
liches Rechnungsformat in den öffentlichen Ver-
waltungen fest. Die EU-Mitgliedstaaten müssen 
sicherstellen, dass die öffentlichen Auftraggeber 
elektronische Rechnungen empfangen und verar-
beiten, die der europäischen Norm entsprechen. 

 

Zur Umsetzung dieser Richtlinie muss das Land 
Sachsen-Anhalt ein Gesetz zur Umsetzung der 
Vorgaben erlassen. Aus diesem Grund brachten 
die regierungstragenden Fraktionen den Ihnen in 
der Drs. 7/4509 vorliegenden Gesetzentwurf in 
der 74. Sitzung des Landtages ein. Der Landtag 
überwies diesen Gesetzentwurf zur Beratung und 
Beschlussfassung federführend in den Ausschuss 
für Finanzen und zur Mitberatung in den Aus-
schuss für Inneres und Sport. 

 

Der Ausschuss für Finanzen befasste sich in der 
66. Sitzung am 21. August 2019 mit diesem Ge-
setzentwurf und empfahl dem mitberatenden Aus-
schuss für Inneres und Sport mit seiner vorläufi-
gen Beschlussempfehlung einstimmig die Annah-
me des Gesetzentwurfs in unveränderter Fas-
sung. 

 

Dieser Empfehlung schloss sich der mitberatende 
Ausschuss in der 39. Sitzung am 12. September 
2019 ebenfalls einstimmig an. 

 

Schließlich befasste sich der Ausschuss für Fi-
nanzen in der 69. Sitzung am 16. Oktober 2019 
ein weiteres Mal mit dem Gesetzentwurf und erar-
beitete die Ihnen in der Drs. 7/5091 vorliegende 
Beschlussempfehlung. Darin empfiehlt er unter 
Beteiligung des Ausschusses für Inneres und 
Sport einstimmig die Annahme des Gesetzentwur-
fes in unveränderter Fassung. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Na-
men des Ausschusses für Finanzen bitte ich um 
Zustimmung zu dieser Beschlussempfehlung. - 
Danke schön. 

 

(Zustimmung von Silke Schindler, SPD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe keine Fragen dazu. - Gibt es 
Wortmeldungen? - Diese sehe ich nicht. Dann 
können wir in die Abstimmung einsteigen. 

 

Es liegt ein Gesetzentwurf in der Fassung der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses in der 

Drs. 7/5091 vor. Wünscht jemand getrennte Ab-
stimmungen über einzelne Bestandteile des Ge-
setzentwurfs? - Das ist nicht der Fall. 

 

Wer diesem Gesetzentwurf in der Fassung der 
Beschlussempfehlung in der Drs. 7/5091 zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um sein Kartenzeichen. 
- Das sind alle Fraktionen und die fraktionslosen 
Abgeordneten. Ich stelle trotzdem die Gegenfra-
ge: Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Stimment-
haltungen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist die-
ser Gesetzentwurf einstimmig angenommen wor-
den. 

 
 

Wir kommen nunmehr zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 11 

 

Erste Beratung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes zur Ausführung der Verwaltungsge-
richtsordnung und des Bundesdisziplinarge-
setzes und zur Änderung des Wassergesetzes 
für das Land Sachsen-Anhalt 

 

Gesetzentwurf Landesregierung - Drs. 7/5064 

 
 
 

Einbringer ist für die Landesregierung der Minister 
des Inneren Herr Stahlknecht. Bitte, Sie haben 
das Wort. 

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Das Landesverwaltungsamt ist die 
allgemeine Bündelungsbehörde für die operative 
Aufgabenerledigung auf der oberen Verwaltungs-
ebene der Landesverwaltung und zugleich der 
zentrale Dienstleister für die Realisierung förder-
politischer Maßnahmen. 

 

Jährlich werden ihm neue Aufgaben übertragen, 
die aus der Notwendigkeit der Umsetzung neuer 
oder geänderter Rechtsvorschriften der Europäi-
schen Union, des Bundes und des Landes er-
wachsen. Zudem werden durch die Umsetzung 
der immer komplexer und anspruchsvoller wer-
denden förderpolitischen Maßnahmen erhebliche 
personelle Ressourcen gebunden. 

 

Deshalb wurde in den Jahren 2017 und 2018 der 
Aufgabenbestand des Landesverwaltungsamtes 
einer kritischen Betrachtung unterzogen. Es wur-
de geprüft, ob und in welchem Umfang Optimie-
rungsmöglichkeiten bestehen, Entlastungspoten-
tiale erschlossen und personelle Kapazitäten frei-
gesetzt werden können. 

 

In diesem Rahmen hat das Landesverwaltungs-
amt mehr als 200 Vorschläge zum Verzicht und 
zur Optimierung von Aufgaben unterbreitet, deren 
Umsetzung von den fachlich zuständigen Ministe-
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rien geprüft worden ist. Mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf der Landesregierung soll nun ein Teil 
dieser Vorschläge umgesetzt werden. Sie betref-
fen die Abschaffung des Widerspruchverfahrens 
in ausgewählten Rechtsbereichen und den Ver-
zicht auf das Instrument der Abwasserbeseiti-
gungsplanung. 

 

Mit Artikel 1 soll das Gesetz zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung und des Bundesdis-
ziplinargesetzes geändert werden. § 68 der Ver-
waltungsgerichtsordnung ermächtigt den Bund 
und die Länder, durch Gesetz zu bestimmen, 
dass es der Nachprüfung der Rechtmäßigkeit und 
Zweckmäßigkeit eines Verwaltungsaktes in einem 
Vorverfahren nicht bedarf. 

 

Sachsen-Anhalt steht mit diesen Vorgaben und 
Vorhaben keinesfalls allein. Alle Länder haben 
von der Öffnungsklausel Gebrauch gemacht. 
Bayern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
haben das Vorverfahren sogar grundsätzlich aus-
geschlossen und durch Rückausnahmen nur in 
einigen wenigen Rechtsbereichen beibehalten. 

 

Sachsen-Anhalt hat von dieser Ermächtigung be-
reits im Jahr 2003 Gebrauch gemacht. Seinerzeit 
wurde ein neuer § 8a in das Ausführungsgesetz 
zur Verwaltungsgerichtsordnung aufgenommen, 
mit dem das Vorverfahren für die Fälle ausge-
schlossen worden ist, in denen Ausgangs- und 
Widerspruchsbehörde identisch sind. 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll nun in 
einem weiteren Schritt das Vorverfahren in ausge-
wählten Rechtsbereichen ausgeschlossen wer-
den, soweit das Landesverwaltungsamt als 
nächsthöhere Behörde den Widerspruchsbe-
scheid zu erlassen hätte. Dies betrifft Bereiche 
der allgemeinen und besonderen Gefahrenab-
wehr, zum Beispiel Entscheidungen auf dem Ge-
biet der Grundstückssicherung, der Bauaufsicht, 
der Fahrzeugzulassung oder des unerlaubten 
Glückspiels und die Bauleitplanung. 

 

Die Effekte sollen auch hinsichtlich ihrer kosten-
mäßigen Auswirkungen auf das Landesverwal-
tungsamt und die Kommunen innerhalb von zwei 
Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes eva-
luiert werden. Dem Landtag ist über das Ergebnis 
zu berichten. 

 

In Artikel 2 soll durch die Streichung des § 8 des 
Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt der 
künftige Verzicht auf das Instrument der Abwas-
serbeseitigungsplanung geregelt werden. Die vor-
gesehene Evaluierung der Regelung wird im Üb-
rigen zeigen, inwieweit sich einzelne Bedenken 
als zutreffend erweisen. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU, und von Ulrich Thomas, CDU) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Herr Minister. - Ich sehe keine Fragen an 
den Minister. Es ist auch keine Debatte dazu ver-
einbart worden. Ich schaue in die Runde. - Offen-
sichtlich bleibt es dabei. 

 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich würde 
den Gesetzentwurf gern in einen Ausschuss über-
weisen lassen. Die Frage ist, ob es aus den Frak-
tionen zwar keine Redebeiträge, aber das Ansin-
nen gibt, einen bestimmten Ausschuss vorzu-
schlagen. Dazu zunächst einmal Frau Pähle. 

 
 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Ich schlage eine Überweisung zur federführenden 
Beratung in den Ausschuss für Inneres und Sport 
und zur Mitberatung in den Ausschüssen für 
Recht, Verfassung und Gleichstellung sowie für 
Umwelt und Energie vor. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Das hätten 
wir auch vorgeschlagen!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Ich wiederhole es: federführende Beratung 
im Innenausschuss und Mitberatung im Rechts-
ausschuss. 

 

(Zurufe: Umwelt!) 

 

- Recht und Verfassung sowie Umwelt. Gibt es 
einen Vorschlag für die Überweisung in weitere 
Ausschüsse? - Nein. 

 

Wer der Überweisung zur federführenden Bera-
tung in den Innenausschuss und zur Mitberatung 
in den Rechts- sowie den Umweltausschuss seine 
Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um sein Kar-
tenzeichen. - Das sind alle Fraktionen und ein 
fraktionsloser Abgeordneter. Ich frage trotzdem: 
Gibt es Gegenstimmen? - Nein. Stimmenenthal-
tungen? - Gibt es auch nicht. Damit haben wir den 
Tagesordnungspunkt 11 beendet. 

 

 

Wir kommen zu 

 

 
 

Tagesordnungspunkt 8 

 

Zweite Beratung 

 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
glücksspielrechtlicher Vorschriften (Drittes 
Glücksspielrechtsänderungsgesetz) 

 

Gesetzentwurf Landesregierung - Drs. 7/4955 

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Inneres und 
Sport - Drs. 7/5049 

 

(Erste Beratung in der 80. Sitzung des Landtages 
am 26.09.2019) 
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Berichterstatter ist der Abg. Herr Kohl. Herr Kohl, 
Sie haben das Wort. 

 
 

Hagen Kohl (Berichterstatter): 

 

Sehr geehrter Herr Vizepräsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! In der 78. Sitzung des Land-
tages wurde bereits ein gleichlautender Gesetz-
entwurf der Landesregierung in der Drs. 7/4767 
zur federführenden Beratung in den Ausschuss 
für Inneres und Sport sowie zur Mitberatung in 
den Ausschuss für Finanzen überwiesen. 

 

Mit diesem befasste sich der Ausschuss für Inne-
res und Sport in seiner 39. Sitzung am 12. Sep-
tember 2019. Aufgrund des nicht beigefügten 
Staatsvertrages, welcher jedoch Gegenstand des 
Gesetzes ist, wurde der Gesetzentwurf mit 
Schreiben vom 24. September 2019 durch die 
Landesregierung zurückgezogen. Hierüber wur-
den Sie mit der Unterrichtung der Präsidentin in 
der Drs. 7/4999 informiert. 

 

Die heute zur Beschlussfassung anstehende 
Drs. 7/4955 mit dem gleichlautenden Titel „Ent-
wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung glücks-
spielrechtlicher Vorschriften“ hat der Landtag in 
seiner 80. Sitzung am 26. September 2019 zur fe-
derführenden Beratung und Beschlussfassung in 
den Ausschuss für Inneres und Sport überwiesen. 

 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll dem 
Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrag zuge-
stimmt und dessen Inhalte in Landesrecht umge-
setzt werden. 

 

Der Ausschuss für Inneres und Sport befasste 
sich in seiner 40. Sitzung am 2. Oktober 2019 mit 
dem Gesetzentwurf. Auf der Grundlage der Emp-
fehlungen des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes verabschiedete der Ausschuss mit 
6 : 2 : 3 Stimmen die Ihnen in der Drs. 7/5049 vor-
liegende Beschlussempfehlung und empfiehlt die 
Annahme des Gesetzentwurfes mit den dort er-
sichtlichen Änderungen. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Na-
men des Ausschusses für Inneres und Sport bitte 
ich um Zustimmung zu dieser Beschlussempfeh-
lung.- Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Vielen Dank für den Bericht. - Auch zu diesem Ta-
gesordnungspunkt ist keine Debatte vorgesehen. 
Ich gucke in die Runde und es scheint dabei zu 
bleiben. Damit kommen wir zum Abstimmungsver-
fahren. 

 

Wer dem vorliegenden Gesetzentwurf in der Fas-
sung der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Inneres und Sport in der Drs. 7/5049 seine Zu-
stimmung erteilen möchte, den bitte ich jetzt um 
das Kartenzeichen. - Das sind zögernd die Koali-

tionsfraktionen, ein fraktionsloser Abgeordneter, 
zeitweise ein AfD-Abgeordneter. Ich weiß nicht, 
wie es bei den LINKEN aussieht. Ich muss noch 
einmal schauen. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Wir haben 
noch nicht gestimmt!) 

 

- In Ordnung. - Wer ist dagegen? - Das ist die 
Fraktion DIE LINKE. Wer enthält sich der Stim-
me? - Die Fraktion der AfD. Damit haben wir ein 
Ergebnis. Das Ergebnis lautet, dass dieser Ge-
setzentwurf mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen mehrheitlich angenommen worden ist. Da-
mit können wir den Tagesordnungspunkt 8 been-
den. 

 
 

Wir kommen nunmehr zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 12 

 

Beratung 

 

Kinderarmut bekämpfen und Folgen von Kin-
derarmut mildern 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/5082 

 
 
 

Einbringerin für die Fraktion DIE LINKE ist die 
Abg. Frau von Angern. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE, und Andreas 
Steppuhn, SPD, unterhalten sich) 

 

- Frau von Angern, Sie hätten jetzt das Wort, 
wenn der Kollege Steppuhn Sie lässt. 

 
 

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordneten! Wir befinden uns aktuell im 
30. Jubiläumsjahr der UN-Kinderrechtskonven-
tion. Die Vereinten Nationen haben sich darin 
grundsätzlich darauf verständigt, dass Kinder und 
Jugendliche ein besonderes Recht auf Fürsorge, 
Schutz und Unterstützung haben und jedes Kind 
umgeben von Glück, Liebe und Verständnis auf-
wachsen sollte - so die Konvention. 

 

Diesen so wichtigen Grundsätzen haben wir alle 
unser politisches Handeln unterzuordnen. Diesen 
Grundsätzen steht in Deutschland jedoch eine er-
schreckende Zahl gegenüber. Laut Angaben des 
Deutschen Kinderschutzbundes leben 4,4 Millio-
nen Kinder und Jugendliche in Deutschland in Ar-
mut oder sind von Armut bedroht. 

 

Ich erspare mir an dieser Stelle die kleinteilige 
Darstellung der Debatte um den Armutsbegriff. 
Nach meiner Erfahrung dient diese vor allem 
einem: Sie soll von dem eigentlichen Problem ab-
lenken. Nur so viel sei gesagt: Diese 4,4 Millionen 
Kinder und Jugendlichen leben zum großen Teil in 
sogenannten Bedarfsgemeinschaften oder sind in 
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anderer Art und Weise von staatlichen Transfer-
leistungen wie Wohngeld oder Kinderzuschlag ab-
hängig. 

 

Ich möchte Sie mit einer weiteren Zahl konfrontie-
ren. Zwischen den Jahren 2007 und 2017 wurde 
in Deutschland Kindergeld in Höhe von beinahe 
50 Milliarden € bei SGB-II-Empfängerinnen ange-
rechnet - Geld, das in Familien fehlte, in denen es 
besonders dringend gebraucht wird. 

 

Unabhängig davon, dass Kinder und Jugendliche 
an dieser Stelle in die Verantwortung genommen 
werden - ich möchte hier zum wiederholten Male 
Heinz Hilgers, den Präsidenten des Kinderschutz-
bundes, zitieren: „Kinder sind keine kleinen Ar-
beitslosen“ -, 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

zementiert diese Anrechnung von Kindergeld, von 
Geldgeschenken, von Einnahmen aus Ferienjobs 
Kinderarmut. 

 

Wie oft hören und lesen wir, dass eine Hartz-IV-
Biografie reproduziert bzw. an die Kinder vererbt 
wird. Und was ist seit Jahren unsere Antwort da-
rauf? - Wir nehmen Jugendlichen den Anreiz, in 
einem Ferienjob für sich und ihre Bedürfnisse 
etwas hinzuzuverdienen. Ich erinnere daran, dass 
es in anderen Familien wie selbstverständlich von 
den Eltern gezahlt oder geleistet wird. 

 

Wir nehmen Kindern und Jugendlichen die Freude 
an Geldgeschenken ihrer Omas und Opas, indem 
sie einen Großteil davon auf den Familientisch 
legen müssen, um den Kühlschrank zu füllen. Wer 
hierzu feststellt, dass dies die Verantwortung für 
die Familie, für das Miteinander stärkt, argumen-
tiert zynisch. 

 

Ja, Kinder und Jugendliche sollen lernen, dass sie 
füreinander einstehen und gemeinsam Verantwor-
tung tragen sollen. Doch Kinder und Jugendliche 
sind nicht für das Familieneinkommen zuständig. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalitions-
fraktionen! Lassen Sie uns gemeinsam hinschau-
en, was Armut für Kinder und Jugendliche in 
unserem reichen Land bedeutet. Kinder und Ju-
gendliche, die in Armut leben, haben in Deutsch-
land keinen Hungerbauch. Sie wachsen auch 
nicht per se in verwahrlosten Verhältnissen auf. 

 

Selbstverständlich lieben Mütter und Väter, die in 
prekären Verhältnissen leben, auch ihre Kinder 
und bemühen sich, ihnen eine sorgenfreie, glück-
liche Kindheit zu ermöglichen, und das gelingt 
ihnen häufig auch. 

 

Der Preis, den sie zahlen - das ist inzwischen 
nachgewiesen -, ist das Sparen bzw. Zurückstel-
len der eigenen Interessen und der eigenen Be-
dürfnisse. Dies gilt noch einmal mehr für alleiner-
ziehende Mütter und Väter, die in Deutschland 

das Armutsrisiko Nr. 1 sind und die ich trotzdem 
gern als Heldinnen des Alltags betitele und vor 
denen ich den Hut ziehe. 

 

In Deutschland sind Menschen in Armut - das gilt 
auch für die Kinder und Jugendlichen - vor allem 
eines: Sie sind unsichtbar. Sie finden nicht statt, 
sie sind gesellschaftlich ausgeschlossen. Ein 
peinigendes Gefühl. 

 

Wie schlimm muss es für ein Kind sein, diesem 
Gefühl ausgesetzt zu sein, und was macht das mit 
einer Kinderseele? Folgen für die Gesundheit be-
nennt das Robert-Koch-Institut ganz nüchtern und 
deutlich: Wer in Armut aufwächst und lebt, stirbt 
zehn Jahre früher. 

 

Folgen für die Demokratie sind kurzfristig schwer 
vor- und darstellbar. Doch, meine Damen und 
Herren, Demokratie lebt von jeder Stimme. Un-
sichtbarkeit wirkt destabilisierend. Uns muss es 
alle wachrütteln, wenn eine aktuelle Studie nach-
weist, dass 30 % der Menschen in Deutschland 
eine große Distanz zum politischen System und 
ihren Mitmenschen empfinden. Ein Drittel, das 
weder wir noch zivilgesellschaftliche Akteurinnen 
erreichen. 

 

Meine Damen und Herren! Es ist gut und wichtig, 
dass wir Demokratinnen uns gemeinsam im mehr 
als zwei Jahre existierenden Netzwerk gegen Kin-
derarmut bemühen, die Menschen aus der Un-
sichtbarkeit herauszuholen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

An dieser Stelle möchte ich einen ausdrücklichen 
Dank an die Mitglieder der Landesregierung rich-
ten, die sich im Besonderen im Netzwerk engagie-
ren oder mit uns gemeinsam Lösungen suchen.  

 

Der vorliegende Antrag ist ein Ergebnis der Arbeit 
des Netzwerkes und er ist für die Mitglieder ein 
sehr, sehr positives Signal. Er zeigt, dass wir auch 
parlamentarisch über Fraktionsgrenzen hinweg 
gemeinsam an diesem Thema arbeiten. 

 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz hat 
sich bereits im Jahr 2010 mit dem Thema Jugend-
armut beschäftigt. Es ist nicht so, dass seitdem 
nichts geschehen ist. Die Frage ist nur, ob poli-
tisch das Richtige entschieden worden ist. Die im 
letzten Jahr um das Bildungs- und Teilhabepaket 
im Bundestag geführte Debatte ist dabei sehr er-
nüchternd und aufschlussreich. 

 

Das offen durch die Bundesregierung dargestellte 
Ziel, dass zukünftig statt 30 % nunmehr 35 % der 
Familien mit den Leistungen erreicht werden sol-
len, ist meines Erachtens ein Offenbarungseid.  

 

Nein, auch wir wollen niemanden zwangsbe-
glücken und es kann Gründe dafür geben, dass 
Familien die Leistungen nicht in Anspruch neh-
men wollen. Aber es ist eben ein Unterschied, ob 
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man es nicht will oder ob man es nicht kann, weil 
man beispielsweise die Leistung nicht kennt. An 
dieser Stelle ist die Politik gefragt. 

 

Es gibt Kommunen, die nacharbeiten und die im 
Bundesvergleich eine auffällig hohe Inanspruch-
nahme dieser Leistungen haben. Diese Kommu-
nen laufen nicht etwa den Familien hinterher. 
Nein, sie haben an einer wesentlichen Stelle 
nachjustiert. Sie organisieren, dass es für Fami-
lien in den Kommunen eine Ansprechstelle gibt. 
Ich finde, das ist hervorragend; denn Familien 
sollen sich nicht auf Ämtern aufhalten und ihre 
Zeit mit Formularen verbringen, sondern mit ihren 
Familien, mit ihren Kindern. 

 

Es ist kein Geheimnis, dass wir als LINKE mittel- 
und langfristig das Modell der Kindergrundsiche-
rung verfolgen, und es ist gut, dass dieses Ansin-
nen ebenfalls von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD und sogar in Ansätzen von der FDP 
verfolgt wird. 

 

Meine Damen und Herren! Ich bin optimistisch: Es 
sind schon so viele politisch kluge Ansätze mit 
dem Begriff „Teufelszeug“ belegt worden. Ich er-
innere diesbezüglich an den gesetzlichen Min-
destlohn, die Ehe für alle, vor 100 Jahren sogar 
das Frauenwahlrecht. Und doch haben sie sich 
alle durchgesetzt und das ist gut so. Deshalb wer-
den wir auch bei der Kindergrundsicherung dran-
bleiben. Darauf können Sie sich verlassen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Liebe Kollegen der Koalitionsfraktionen, Sie 
gehen heute mit uns gemeinsam einen ersten 
Schritt, indem Sie unserem Antrag zustimmen. 
Das freut uns sehr. Ich hoffe, dass wir gemeinsam 
den Mut haben, weitere Schritte zu gehen. Setzen 
Sie sich gemeinsam mit uns weiter gegen Kinder-
armut ein, damit alle Kinder in unserem Land die 
gleichen Chancen auf eine glückliche Zukunft ha-
ben. 

 

Ich komme nun zu Punkt 2 unseres Antrages, 
nämlich zu der Heranziehung von Jugendlichen 
zu stationären Kosten. Mit diesem Thema hat sich 
das Hohe Haus bereits beschäftigt. Es liegt - die 
Insider wissen das - im Sozialausschuss. Kurz ge-
sagt, geht es darum, dass junge Menschen, die 
im Heim oder bei Pflegeeltern aufwachsen, bis zu 
75 % ihres Verdienstes - zumeist ist es die Aus-
bildungsvergütung - an das Jugendamt abzufüh-
ren haben. 

 

Unabhängig davon, dass dieses Verfahren den 
jungen Menschen schon zu Beginn ihres Berufs-
lebens im großen Maße die Motivation raubt, ist 
es vor allem auch aus menschlichen Gründen ein 
katastrophales Signal. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Ich möchte einen Jugendlichen zitieren, der sich 
kürzlich gegenüber dem Bayerischen Rundfunk 

geäußert hat. Er sagte: Was können wir dafür, 
dass wir im Heim groß werden? 

 

Meine Damen und Herren! Genau das ist der 
Punkt. Kinder und Jugendliche wollen zuallererst 
behütet bei ihren Eltern aufwachsen. Wenn schon 
dieser ganz natürliche Wunsch nicht erfüllt wer-
den kann, dann sollten wir sie nicht noch zusätz-
lich staatlicherseits mit dieser Heranziehung be-
lasten. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ich finde es gut, dass wir uns auch in diesem 
Punkt mehrheitlich einig sind. 

 

Am Ende meiner Redezeit lassen Sie mich noch 
auf einen Beschluss der JFMK von ihrem diesjäh-
rigen Treffen in Thüringen - ich habe in Klammern 
geschrieben „wegweisend“ - hinweisen: Im Jahr 
des 30. Geburtstages der UN-Kinderrechtskon-
vention entschied sich die JFMK, die Aufnahme 
von Kinderrechten in das Grundgesetz zu fordern. 
Ich halte dies für einen sehr klugen Beschluss.  

 

Ich finde, das ist ein Punkt, an dem wir gemein-
sam arbeiten sollten. Wir haben in der letzten 
Wahlperiode gemeinsam entschieden, Kinder-
rechte in die Landesverfassung aufzunehmen. Ich 
denke, in diesem Jahr wäre es ein gutes Signal, 
mit einer entsprechenden Änderung des Grundge-
setzes einen weiteren Schritt zu gehen. 

 

Ich kann für meine Fraktion bereits jetzt ankündi-
gen, dass wir anlässlich des 22. Novembers und 
des Jubiläums in diesem Jahr parlamentarisch ini-
tiativ werden. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich habe keine Fragen aus dem Plenum gesehen. 
Deswegen können wir jetzt in die Debatte der 
Fraktionen einsteigen. Es ist eine Redezeit von 
drei Minuten je Fraktion vorgesehen. Für die Lan-
desregierung spricht zunächst die Ministerin Frau 
Grimm-Benne. Frau Grimm-Benne, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 
verehrten Damen und Herren Abgeordneten! Vor 
fast genau einem Jahr hat sich dieses Hohe Haus 
bereits mit dem Thema der Kostenheranziehung 
in der Kinder- und Jugendhilfe auseinanderge-
setzt. 

 

Damals hatte ich mich dafür ausgesprochen, die 
Jugendämter dieses Landes zu befragen, wie sie 
die gesetzlichen Vorschriften anwenden; denn 
das SGB VIII lässt unter bestimmten Vorausset-
zungen zu, von der Heranziehung im Umfang von 
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75 % des Einkommens des Kindes oder des Ju-
gendlichen abzusehen. 

 

Die Ergebnisse der von meinem Haus durchge-
führten Umfrage haben wir kürzlich im Sozialaus-
schuss diskutiert. Zudem haben die kommunalen 
Spitzenverbände und die Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege ihre Positionen dargestellt. Es hat 
sich gezeigt, dass sich lediglich drei von den neun 
Landkreisen bzw. kreisfreien Städten, die uns auf 
unsere Umfrage geantwortet haben, für eine voll-
ständige Abschaffung der Heranziehung ausge-
sprochen haben. Vier Landkreise haben eine Ab-
senkung auf 50 % statt bisher 75 % des Einkom-
mens befürwortet. 

 

Dieses Umfrageergebnis spiegelt aus meiner 
Sicht wider, dass es wenige Gründe für, aber viele 
gegen eine Heranziehung zu den Kosten gibt. 
Diese Gründe liegen in den Anreizen, die mit der 
einen, aber auch mit der anderen Regelung zur 
Heranziehung verbunden sind. 

 

Kinder und Jugendliche sollen erfahren, dass sich 
Anstrengungen, auch hier in Form von Ferienjobs 
und Ausbildung, für sie lohnen. Aber sie sollen 
auch erkennen, dass das Leben etwas kostet, 
auch wenn zunächst die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe für diese Kosten einstehen, wenn-
gleich sie selbst an ihrer Lebenssituation keinerlei 
Schuld tragen.  

 

Vor dem Hintergrund dieser nicht ganz einfachen 
Interessenlage begrüße ich es sehr, dass der vor-
gelegte Antrag nicht mehr eine vollständige Ab-
schaffung der Kostenheranziehung verlangt.  

 

Auf welchen Kompromiss man sich auf der Ebene 
des Bundes verständigen wird und wie sich die 
Länder dann im weiteren Verfahren positionieren 
werden, bleibt abzuwarten. Jedenfalls hat es im 
Rahmen der Behandlung dieser Frage in der Dia-
logarbeitsgemeinschaft zum SGB-VIII-Reformpro-
zess eine große Übereinstimmung dahin gehend 
gegeben, dass eine Absenkung des heranzuzie-
henden Betrages erfolgen sollte.  

 

Nach Abschluss des oben genannten Arbeitspro-
zesses plant der Bund, zu Beginn des Jahres auf 
der Basis eines Abschlussberichts dieser AG 
einen Referentenentwurf für eine Änderung des 
SGB VIII vorzulegen, der dann auch diese Ände-
rung in § 94 SGB VIII enthalten dürfte. Diesen 
würden wir abwarten wollen, nicht zuletzt auf-
grund des bisherigen Konsenses unter den Län-
dern, keine isolierten bzw. Einzelvorstöße zur Än-
derung des SGB VIII vor Abschluss dieses Dialog-
prozesses zu unternehmen.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die Fra-
ge der Anrechnung von Kindergeld und Einkom-
men auf die Regelsätze nach dem SGB II ist sehr 
komplex. Das grundsätzliche Anliegen des Antra-
ges, letztlich zu einer Erhöhung der Sätze zu ge-

langen, die besonders den armen Familien zur 
Verfügung stehen, kann ich selbstverständlich 
teilen. Ich meine jedoch, dass dieses Anliegen 
nicht auf dem Umweg einer Veränderung der An-
rechnungsregelung gelöst werden sollte, sondern 
in seinem eigentlichen Zusammenhang.  

 

Was Kinder tatsächlich benötigen und wie Fami-
lieneinkommen auf die Erwachsenen und Kinder 
einer Bedarfsgemeinschaft verteilt werden, sollte 
auch unter dieser Überschrift diskutiert werden 
und nicht über die Frage der Anrechnung von Kin-
dergeld. Dieses Thema diskutieren wir auch wie-
der auf der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 
Ende November dieses Jahres unter Beteiligung 
des Jugendministeriums. Wir haben gesagt, dass 
wir das unter dem großen Ansatz einer Kinder-
grundsicherung diskutieren werden.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Zusam-
menfassend möchte ich sagen: Ich begrüße den 
vorliegenden Antrag, auch wenn viele Einzelhei-
ten im weiteren Verfahren zu klären sind. - Vielen 
Dank.  

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von To-
bias Krull, CDU) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Frau Ministerin. Ich sehe keine Fragen. - 
Deswegen können wir nun in die Debatte der 
Fraktionen einsteigen. Für die CDU-Fraktion 
spricht der Abg. Herr Krull. Herr Krull, Sie haben 
das Wort.  

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema 
der Bekämpfung der Kinderarmut in unserem 
Land hat uns schon mehrfach beschäftigt, und ich 
muss sagen, leider. Ich werde nicht müde, dieses 
Thema zu behandeln, weil immer noch die Not-
wendigkeit besteht, dies zu tun, 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

wobei man natürlich darüber streiten kann, was 
Armut, also auch Kinderarmut, ist. Wir als CDU-
Fraktion verstehen darunter vor allem die Chan-
cenarmut. Aus unserer Sicht muss jeder Mensch, 
auch jedes Kind die Chance erhalten, sein Leben 
selbst zu gestalten, bzw. die Bildungschance be-
kommen, dies zu tun.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
werde jetzt nicht der Versuchung erliegen, Sie mit 
statistischen Zahlen und dem Umfang des Pro-
blems hinsichtlich regionaler Verteilung in unse-
rem Bundesland zu versorgen. Dafür ist die Zeit 
zu kurz. Ich möchte aber deutlich machen, dass 
Kinderarmut im Regelfall Familienarmut ist und 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik, die die positi-
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ve Entwicklung der Wirtschaft und damit den Er-
halt und die Schaffung von Arbeitsplätzen fördert, 
wohl eines der besten Mittel gegen Armut ist.  

 

Unterschiedliche Ansätze zur Bekämpfung der 
Kinderarmut wurden auch im Rahmen eines 
Fachtages des Netzwerkes gegen Kinderarmut 
am 18. Juli 2019 im Magdeburger Rathaus erläu-
tert. Unsere Landtagspräsidentin hat die Veran-
staltung mit einem persönlichen Grußwort eröffnet 
und damit auch gewürdigt.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Punkt 1 des Antrages wird gefordert, dass Kinder-
geld nicht länger auf die Regelsätze von Kindern 
und Jugendlichen angerechnet wird - eine Forde-
rung, die sich auch im Kontext mit der Forderung 
zur Einführung einer Kindergrundsicherung sehen 
lässt. Das ist ein Vorschlag, der auf der zuständi-
gen Bundesebene diskutiert werden muss. Dabei 
ist aber auch Vorsicht angebracht, da die unter-
schiedlichen Leistungen auf diesen Gebieten mit 
ihren differenzierten Ansprüchen und Vorausset-
zungen ein komplexes System ergeben.  

 

Bezüglich des Beschlusspunktes 2 sei auf die Dis-
kussion im Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Integration am 21. August 2019 verwiesen. Dort 
wurde deutlich, dass die bisherigen Regelungen 
von den meisten Beteiligten zumindest als frag-
würdig bzw. überarbeitungswürdig dargestellt 
wurden.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will 
für meine Fraktion ganz klar sagen, dass wir die 
Kostenheranziehung von Kindern und Jugend-
lichen und jungen Heranwachsenden gemäß 
§§ 91 ff. SGB VIII für Leistungen der stationären, 
teilstationären und ambulanten Jugendhilfe nicht 
grundsätzlich infrage stellen. Es entspricht unse-
rem Verständnis der sozialen Marktwirtschaft, 
dass staatliche Leistungen erst dann gewährt wer-
den, wenn die eigenen Mittel und Ressourcen 
nicht ausreichen. Wir sehen aber Änderungsbe-
darf bei den bisherigen Regelungen, zum Bei-
spiel, dass maximal 50 % der Einkünfte, die im 
Rahmen einer Ausbildung erzielt werden, heran-
gezogen werden. Das könnte die Motivation des 
betreffenden Personenkreises erhöhen, eine sol-
che aufzunehmen.  

 

Außerdem sind natürlich die örtlichen Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe, also die Landkreise und 
kreisfreien Städte, gefordert, die Möglichkeiten zur 
differenzierten Erhebung dieser Kostenbeteiligung 
zu nutzen, um dem Einzelfall gerecht zu werden.  

 

Daher werden wir dem Antrag der Fraktion DIE 
LINKE trotz der vier vorgetragenen Bedenken zu-
stimmen. Das wird aber garantiert nicht zum Re-
gelfall werden, meine geschätzten Kolleginnen 
und Kollegen der LINKEN-Fraktion.  

(Zuruf von der LINKEN: Ach was!) 
 

Ein letzter Hinweis sei mir noch gestattet: Die Auf-
nahme der Kinderrechte in das Grundgesetz fin-
det sich auch im Koalitionsvertrag der aktuellen 
Bundesregierung. Ich gehe davon aus, dass die 
Bundesregierung diesen auch umsetzen wird.  

 

(Zustimmung von Dr. Verena Späthe, SPD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Herr Krull. Es gibt eine Wortmeldung von 
Frau Zoschke. Sie hat jetzt die Chance, diese 
wahrzunehmen.  

 
 

Dagmar Zoschke (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Krull, ich habe vernommen, 
dass die CDU-Fraktion in Gänze dagegen ist, die-
se Heranziehung abzuschaffen. Meine Frage - 
das habe ich, glaube ich, auch schon im Aus-
schuss gefragt - ist, warum wir junge Menschen 
am Beginn ihres Starts ins Erwachsenenleben be-
strafen und nicht diejenigen bestrafen, die letzt-
endlich den Aufenthalt in einer teilstationären oder 
stationären Einrichtung zu verantworten haben. 
Warum richtet sich die Bestrafung nicht an die 
Eltern, sondern an die jungen Menschen, die in ihr 
Leben starten? 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Ich verstehe nicht, warum Sie das als Bestrafung 
bezeichnen. Natürlich ist es für einen jungen 
Menschen, der sein Ausbildungsentgelt erhält, in 
dem Moment durchaus ein Problem, wenn er da-
von etwas abgeben soll.  

 

(Dagmar Zoschke, DIE LINKE: Das ist eine 
Strafe!) 

 

Aber als ich meine Ausbildung als Datenverarbei-
tungskaufmann, einem Berufsbild, das es inzwi-
schen nicht mehr gibt, begonnen habe, war es 
ganz normal im Gespräch mit meinen Eltern, dass 
sie gesagt haben: Du verdienst jetzt ein Stück 
weit eigenes Geld und gibst davon auch Kostgeld 
ab.  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Ja, mit den 
Eltern gesprochen! Die Eltern waren da!) 

 

Das ist ein normaler Prozess. Das bedeutet auch, 
dass man an der Stelle Verantwortung lernt.  

 

Wir als CDU-Fraktion sind für eine Reduzierung 
des Satzes und für eine Einzelfallentscheidung. 
Sie können sich sicherlich an die Anhörung im 
Ausschuss erinnern und wissen, wie differenziert 
das betrachtet wurde und dass die Landkreise 
teilweise auf die Heranziehung verzichten, wenn 
das Einkommen sehr gering ist oder im Einzelfall 
eine Härte entstehen würde.  
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Frau Späthe, eine Wortmeldung? - Okay. 
Herr Krull, dann sind Sie durch. Danke. - Dann 
gehen wir weiter. Für die AfD-Fraktion spricht der 
Abg. Herr Kirchner. Herr Kirchner, Sie haben das 
Wort.  

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich glaube, bei kei-
nem anderen Thema als der Kinderarmut sind alle 
Fraktion bei derselben Linie. Beim Punkt 2 - das 
ist das, was der Kollege vor mir eben ansprach - 
bin auch ich etwas zwiegespalten, bin aber doch 
eher bei der Partei DIE LINKE.  

 

„Kinderarmut bekämpfen und Folgen von Kinder-
armut mildern“ - dagegen kann niemand sein. 
Deshalb werden wir diesem Antrag zustimmen. Er 
dreht zwar momentan nur an Stellschrauben, aber 
diese werden in die richtige Richtung gedreht.  

 

Vielleicht sollte man bei den Themen Kinderar-
mut, Altersarmut, Familienarmut noch einmal in 
sich gehen und im Haushalt bei der einen oder 
anderen Position schauen, ob man für die Kinder 
nicht noch etwas mehr tun könnte. Das ist an uns 
alle gerichtet.  

 

Ansonsten bleibt mir nur zu sagen: Dem Antrag ist 
zuzustimmen und das werden wir auch tun. Im 
Zuge der Zeiteinsparung und weil wir ein wenig in 
Verzug sind, werde ich hier enden und bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine Fragen. - Für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Abg. Frau Lüd-
demann.  

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Es ist dem Thema 
mehr als angemessen, dass wir heute zu einem 
gemeinsamen Beschluss kommen werden, und 
das über Parteigrenzen hinweg; denn es geht um 
nicht mehr und nicht weniger als die Sicherung 
von guten und gerechten Lebenschancen von 
rund einem Viertel unserer Kinder und Jugend-
lichen im Land. Daher ist es zu begrüßen, dass 
wir in diesem Hohen Haus mit möglichst einer 
Stimme sprechen.  

 

Das eben schon erwähnte parteiübergreifende 
Netzwerk, in dem sich in Person auch Herr Krull 
und für die GRÜNEN Herr Borowiak sehr enga-
gieren, hat es im Land vorgemacht, dass es mög-
lich ist, gemeinsame Positionen über Parteigren-
zen hinweg zu finden und zu vertreten. Wir brau-
chen ein solches breites Bündnis, wenn wir gegen 

den Missstand der Kinderarmut wirklich angehen 
wollen.  
 

Die beiden im Antrag angeführten konkreten Maß-
nahmen stehen für mich außer Frage. Das ist 
auch nicht unbekannt. Bei dem Punkt der Kosten-
heranziehung der jungen Menschen im Rahmen 
von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
möchte ich betonen, dass wir GRÜNE dieses am 
liebsten komplett streichen würden. Es gibt im 
Bundestag einen Antrag der GRÜNEN-Fraktion, 
der genau das zum Inhalt hat. Aber die Mehrhei-
ten im Bundestag sind ja bekannt.  

 

Es mag der reinen Systemlogik des Sozialrechts 
entsprechen, Leistungsbeziehende an den Kosten 
zu beteiligen. Aber in diesem Fall halte ich dieses 
Prinzip für verheerend. Jungen Menschen, die un-
verschuldet Hilfen zur Erziehung in Anspruch neh-
men, also sowieso schon unter schwierigen Be-
dingungen aufwachsen und ins Leben starten, 
dann auch noch in die Tasche zu greifen, kann 
aus meiner Sicht nicht richtig sein. Das ist unse-
rem Sozialstaatsprinzip nicht würdig.  

 

Ebenso ist es geradezu schäbig, Kindern, die in 
einem Haushalt mit SGB-II-Bezug leben, selbst 
verdientes Geld aus Ferienjobs teilweise anzu-
rechnen. Auch das mag in einer strengen rechts-
dogmatischen Auslegung der Funktionsweise des 
SGB II legal sein, ist aber für die Politikerfahrung 
der jungen Menschen verheerend; denn diese 
jungen Menschen lernen von klein auf: Der Staat 
behandelt mich ungerecht, der Staat gönnt mir 
nichts. Es ist völlig egal, ob ich mich engagiere, 
ob ich mich einbringe, ob ich vorwärtskommen 
will, es bringt ja doch nichts. Politikverdrossenheit 
und Staatsferne kann man nicht besser erzeugen.  

 

Daher bin ich froh, dass wir als Landtag beiden 
Anliegen unisono klar begegnen und ein klares 
Zeichen an die Bundesregierung senden. Noch 
glücklicher wäre ich natürlich - das kann ich nur 
wiederholen - über einen Beschluss zur Kinder-
grundsicherung. Ich halte das nach wie vor für 
den Königsweg, um jungen Menschen einen 
guten Start ins Leben zu ermöglichen.  

 

Schließlich wurde auch im Zusammenhang mit 
der Grundrente um das Prinzip der Bedürftigkeits-
prüfung immer wieder gerungen. Auch bei der 
Kindergrundsicherung geht es genau um darum, 
dass man jungen Menschen unabhängig von 
ihrem Lebenssetting die Leistungen zubilligt, die 
sie für einen guten Start in der viertreichsten In-
dustrienation der Welt benötigen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 
 

Gehen wir kleine Schritte der Machbarkeit - auch 
das ist Demokratie -, und es ist schön, dass das 
heute möglich sein wird. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LIN-
KEN) 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe auch hierzu keine Fragen. - Für 
die SPD-Fraktion spricht die Abg. Frau Dr. Spät-
he.  

 
 

Dr. Verena Späthe (SPD): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Vor fast elf Monaten, am 22. November 
2018, haben wir uns im Plenum schon einmal mit 
diesem Thema befasst. Schon damals haben alle 
Fraktionen mehr oder weniger ihr Unverständnis 
zum Ausdruck darüber gebracht, dass Kinder und 
Jugendliche, die eine Ausbildung beginnen, aber 
zeitgleich noch stationäre oder teilstationäre Leis-
tungen der Jugendhilfe in Anspruch nehmen, her-
angezogen werden, um diese Kosten zu decken.  

 

Ich habe schon damals gesagt: Was ist besser für 
einen guten Start ins Leben als eine gute Ausbil-
dung und das Erlernen eines Berufs, um selbst-
ständig zu werden. Da ist es schon demotivie-
rend, wenn gleich zu Beginn eine bestimmte 
Summe abgezogen wird.  

 

Im August hatten wir das Fachgespräch im Sozial-
ausschuss. Ich will die Ergebnisse nicht wiederho-
len.  

 

Es ist bereits von allen Rednern betont worden, 
dass heute vom Landtag von Sachsen-Anhalt ein 
geschlossenes Votum in Richtung Berlin ausge-
hen sollte und wir alle diesem Antrag zustimmen. 
Wir hoffen, dass die Reform des SGB VIII irgend-
wann, aber auch zeitnah zu Ende gebracht wird, 
und wir hoffen auch, dass sich an diesem Punkt 
eine Verbesserung der Regelung findet.  

 

Es ist auch schon gesagt worden: Die komplette 
Streichung haben wir aus Berlin offensichtlich 
nicht zu erwarten, aber die Reduzierung des An-
spruchs von 75 % auf 50 %. Dann darf ich noch 
erwähnen mit einem Blick in den § 1 Abs. 4 der 
ALG II-Verordnung, dass das Geld, das Kinder 
durch Ferienarbeit verdienen, nicht auf den Satz 
angerechnet wird. Das ist nicht ausreichend - wir 
haben es hier gehört -, aber es ist zumindest ein 
Anfang.  

 

Dass die Aufnahme der Kinderrechte in das 
Grundgesetz Gegenstand des Koalitionsvertrags 
der Bundesregierung ist, ist auch schon erwähnt 
worden. In diesem Sinne bitte ich Sie alle ge-
schlossen um die Zustimmung zum Antrag. - 
Danke schön. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe auch hierzu keine Fragen. Deswegen 
können wir zum Ende der Debatte noch zu einem 
Wortbeitrag für die Fraktion DIE LINKE kommen, 
den die Abg. Frau von Angern wahrnimmt.  

Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte jetzt gar 
nicht noch einmal eine kleinteilige Debatte ein-
bringen. Wir sind unterschiedliche Fraktionen. Wir 
haben unterschiedliche Auffassungen. Was uns 
bei dem Thema aber eint, ist, dass wir um das 
beste Ergebnis zu ringen versuchen und auch mit-
einander im Gespräch sind.  

 

Ja, das ist ein außergewöhnlicher Vorgang, den 
wir jetzt haben. Wir als Linksfraktion bringen einen 
Antrag ein und die Koalitionsfraktionen signalisie-
ren nicht nur Zustimmung, sondern stimmen dem 
auch zu. Dafür möchte ich mich an dieser Stelle 
und bei diesem Thema ausdrücklich bei Ihnen be-
danken. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Warten wir mal die Abstimmung ab, dann wissen 
wir es ganz genau. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Seien Sie 
mal kein Spielverderber! - Dr. Katja Pähle, 
SPD: Vertrauen! - Eva von Angern, DIE 
LINKE: Herr Vizepräsident!) 

 

- Alles klar. - Sonst könnten wir uns die Abstim-
mung sparen; das machen wir natürlich nicht. Ich 
sehe keine weiteren Wortmeldungen und komme 
zur Abstimmung.  

 

Es gibt keinen Überweisungsantrag. Wir stimmen 
über den Antrag der Fraktion DIE LINKE in der 
Drs. 7/5082 ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich 
jetzt um sein Kartenzeichen. - Gibt es Gegenstim-
men? - Keine. Stimmenthaltungen? - Auch keine. 
Damit haben wir Einstimmigkeit hergestellt und 
der Antrag ist einstimmig angenommen worden. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei 
der SPD)  

 

Damit können wir den Tagesordnungspunkt 12 
beenden.  

 

 

Wir kommen nunmehr zum  

 
 

 

Tagesordnungspunkt 13 

 

Erste Beratung 

 

Seniorenarbeit unterstützen - Landessenioren-
beauftragten einsetzen 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/5069 

 

 
 

Einbringerin ist die Abg. Frau Bahlmann. Frau 
Bahlmann, Sie können jetzt die Einbringung vor-
nehmen. Sie haben das Wort. 
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Katja Bahlmann (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Geburtstage sind 
etwas Besonderes und man feiert sie gerne, so-
fern man beim Begehen des Jahrestages nicht an 
etwas erinnert wird, was bei einem Unbehagen 
auslöst.  

 

So konnten wir in diesem Jahr den 500. Geburts-
tag von Leonardo da Vinci begehen sowie den 
250. Geburtstag von Alexander von Humboldt. 
Auch 70 Jahre Grundgesetz in Deutschland hät-
ten durchaus Gelegenheit gegeben, über den Zu-
stand unserer Demokratie intensiver nachzuden-
ken.  

 

Im Oktober - also ganz frisch - begingen wir - mit 
„wir“ meine ich die demokratischen Fraktionen in 
diesem Landtag - den 25. Geburtstag der Landes-
seniorenvertretung Sachsen-Anhalt. Ja, 25 Jahre 
ist das schon wieder her, dass der Landtag den 
Beschluss zur Einsetzung der Landesseniorenver-
tretung mit der Drs. 2/9/320 B bekannt gab. Das 
war am 24. November 1994. 

 

Das war damals ein großer Schritt für alle Senio-
rinnen und Senioren in diesem Land, die mit der 
Einsetzung dieses Gremiums hofften, für ihre 
Ideen, Belange und Bedarfe rund um das politi-
sche Handeln endlich ein Sprachrohr gefunden zu 
haben. Und das haben sie. An dieser Stelle möch-
te ich mich ganz herzlich für das hohe Engage-
ment der Mitglieder der Landesseniorenvertretung 
bedanken und ganz besonders deren Vorsitzen-
der Frau Angelika Zander Danke sagen.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Frank Scheurell, CDU) 

 

Ihr Engagement hat dazu geführt, dass das The-
ma Seniorenarbeit in diesem Land Sachsen-An-
halt einen höheren Stellenwert erhalten hat und 
dass an diesem Thema und an ihnen heute kaum 
jemand mehr vorbei kann.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Herzlichen Dank für Ihre Arbeit, für Ihre Zeit und 
für Ihren Mut, immer wieder neue Dinge anzu-
packen. Das ist nicht selbstverständlich. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Frank Scheurell, CDU, und von Silke 
Schindler, SPD) 

 

Aber - und dieses Aber kann ich nicht genug be-
tonen - ich persönlich und auch die Landessenio-
renvertretung hätten in diesem Jahr gerne noch 
einen weiteren Jahrestag mit Stolz feiern wollen, 
und dies, liebe Landesregierung und liebe Abge-
ordnete, können wir nicht; denn derjenige, dessen 
Geburtstag hätte gefeiert werden sollen, war zwar 
in Planung, hat aber bis zum heutigen Tage nicht 
das Licht der Welt erblickt. 

Denn in dem Beschluss, den ich zu Beginn mei-
ner Rede zitierte, war auch festgelegt worden, 
dass aus der Mitte der Landesseniorenvertretung 
ein Landesseniorenbeauftragter eingesetzt wird. 
Nun frage ich Sie: Wo ist er denn? - Seit 25 Jah-
ren wartet die Landesseniorenvertretung darauf, 
dass dieser Beschluss Umsetzung findet. Erst vor 
ein paar Wochen, zur Geburtstagsfeier, war dies 
eine der Hauptforderungen, die die Landessenio-
renvertretung aufgestellt hat. Hier können Sie dies 
nachlesen.  

 

Ich persönlich möchte Ihnen jetzt eine Brücke 
bauen. Sie haben es vergessen, oder? - Da es so 
ist, dass nicht umgesetzte Beschlüsse nicht in 
eine neue Wahlperiode zur Umsetzung übertra-
gen werden, verfallen diese einfach, wenn kein 
neuer Antrag gestellt wird. Und es wurde bis zum 
heutigen Tag kein neuer Antrag zur Einsetzung 
eines Landesseniorenbeauftragten oder einer 
Landesseniorenbeauftragten gestellt.  

 

Heute haben Sie die Chance, diesen Fehler oder 
diesen Fauxpas ein für alle Mal zu beheben. Ich 
bitte Sie darum, dieses im Sinne der Seniorenar-
beit auch zu tun.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Mit unserem vorliegenden Antrag wollen wir der 
Landesseniorenvertretung einen Landessenioren-
beauftragten oder eine -beauftragte zur Seite 
stellen, um die immer weiter wachsenden Aufga-
ben im Bereich der Seniorinnen und Senioren zu-
künftig überhaupt bewältigen zu können. 

 

Die steigende Zahl unserer Senioren - das haben 
wir letzthin schon debattiert - wird dazu führen, 
dass auch die Aufgaben des Gremiums mehr wer-
den. Der Landesseniorenbeauftragte soll die glei-
chen Kompetenzen und die gleiche Ausstattung 
bekommen wie der bereits gut arbeitende Landes-
behindertenbeauftragte - denn gleiches Recht für 
alle. 

 

Ich bitte Sie, liebe Abgeordnete, und Sie, liebe 
Frau Ministerin Grimm-Benne, geben Sie dem 
Gremium der Landesseniorenvertretung endlich 
den seit 25 Jahren versprochenen Landessenio-
renbeauftragten bzw. die Landesseniorenbeauf-
tragte mit der entsprechenden Ausstattung zur 
Seite und erfüllen Sie endlich die Zusage aus dem 
Jahr 1994. Die Geburt soll nicht noch länger dau-
ern. 25 Jahre in den Wehen reichen doch aus.  

 

Ich bitte Sie um Ihre Stimme für unseren Antrag 
und freue mich auf eine angeregte Debatte. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich danke der Einbringerin. Ich sehe keine Fra-
gen. Bevor wir dann in die Dreiminutendebatte 
eintreten, begrüßen wir auf unserer Nordtribüne 
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ganz herzlich Vertreterinnen und Vertreter der 
Landesseniorenvertretung. Herzlich willkommen 
bei uns! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Dann können wir mit der Dreiminutendebatte be-
ginnen. Für die Landesregierung spricht die Frau 
Ministerin Grimm-Benne. 

 
 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordneten! Die 
Fraktion DIE LINKE fordert die Landesregierung 
auf, einen Landesseniorenbeauftragten bis Mitte 
des Jahres 2020 einzusetzen. Hierzu zitieren Sie 
einen Beschluss vom 24. November 1994, der in 
Ihrer Einschätzung nur zum Teil umgesetzt wor-
den ist.  

 

Auch wir haben in den Archiven noch einmal 
nachgesehen. Im Jahr 1994 sollten aufgrund ei-
nes Antrags der damaligen PDS sowohl ein 
Selbstverwaltungsgremium von Seniorinnen und 
Senioren gefördert werden als auch ein Landes-
seniorenbeauftragter beim Sozialministerium an-
gesiedelt werden. 

 

In den Ausschussberatungen einigte man sich 
dann einstimmig auf die Änderung, dass dieser 
Landesseniorenbeauftragte aus der Mitte der Mit-
glieder des Landtags gewählt werden sollte, um 
damit die Zusammenarbeit mit dem Landtag und 
die Berücksichtigung der Belange von Senioren 
sicherzustellen. Ein Wahlakt durch den Landtag 
folgte im Nachgang übrigens nicht. Das haben Sie 
festgestellt. Aber der Auftrag an die Landesregie-
rung, einen Landesbeauftragten beim Sozialminis-
terium zu verankern, ist ausdrücklich geändert 
worden.  

 

Bei der Lektüre insbesondere der Rede des da-
maligen Berichterstatters Prof. Dr. Böhmer, seines 
Zeichens damals Sozialminister, wird allerdings 
deutlich, wie viel wir bei Interessenvertretungen 
und besonders auch bei der Vertretung der Inte-
ressen von Seniorinnen und Senioren im Land 
inzwischen erreicht haben. Im Jahr 1994 gab es 
praktisch nichts, weder Beauftragte noch Beiräte 
oder die Mitwirkung von Lobbygruppen in den 
kommunalen Gremien. Insofern musste man sich 
in der Tat fragen, welche Struktur nun am besten 
geeignet ist, um die Seniorinnen und Senioren mit 
ihren Interessen aktiv einzubeziehen.  

 

Heute nun haben wir alle zusammen langjährige 
Erfahrungen mit vielen Beauftragten für ganz 
unterschiedliche Belange, mit Beiräten, mit Inte-
ressenvertretungen etc., und wissen sehr genau, 
welches Instrument wie wirkt bzw. welches eher 
ein stumpfes Schwert ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordneten! In aller Regel muss ein Beauftragter der 
Landesregierung Geld, Personal sowie gesetzlich 
oder in der Geschäftsordnung verankerte Beteili-
gungsrechte haben, 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Sonst 
macht es keinen Sinn!) 

 

damit er seiner Aufgabe gerecht werden kann. 
Ansonsten ist er nur ein Anhängsel und hat über-
haupt gar keine Möglichkeit, auch unabhängig von 
der Landesregierung Punkte zu setzen. 

 

Wir können gerne darüber diskutieren, ob wir so 
etwas etablieren, aber bitte tun Sie mir einen Ge-
fallen: Wir engagieren uns in der Seniorenpolitik 
und in diesem Bereich sehr. Wir haben das auch, 
glaube ich, bei der 25-Jahre-Feier noch einmal 
deutlich gemacht. Ich habe nichts dagegen, wenn 
wir im Ausschuss darüber diskutieren, ob ein Lan-
desbeauftragter für Senioren notwendig ist, ja 
oder nein, aber bitte nicht darüber, dass wir etwas 
nicht umgesetzt haben, wozu wir eigentlich ver-
pflichtet gewesen wären. Das fände ich schade, 
wenn das so einen Touch bekommen würde, dass 
wir unzureichend arbeiten. 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Und wie den-
ken Sie darüber?) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine Fragen. Oder? - Nein, die sehe ich 
nicht. Danke an die Ministerin. - Dann können wir 
jetzt in die Dreiminutendebatte der Fraktionen ein-
treten. Für die CDU-Fraktion spricht der Abg. Herr 
Krull. Sie haben das Wort. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zum einen 
muss man sich die Frage stellen, warum ein Be-
schluss, der seit 25 Jahren existiert, noch nicht 
realisiert worden ist. Schließlich waren bis auf 
eine Fraktion alle hier im Landtag vertretenen 
Parteien in der einen oder anderen Form direkt 
oder indirekt an Landesregierungen beteiligt.  

 

Zum anderen muss die Frage gestellt werden, ob 
der damalige Beschluss immer noch der aktuellen 
Bedürfnislage der Seniorinnen und Senioren in 
unserem Bundesland entspricht. Die Vermutung 
liegt nahe, dass das so ist, weil die Landessenio-
renvertretung bei der Festveranstaltung am 1. Ok-
tober zum 25-jährigen Bestehen die Umsetzung 
dieses Punktes in ihren Forderungskatalog aufge-
nommen hat.  

 

Zu dieser Festveranstaltung waren aus dem par-
lamentarischen Raum nicht nur unsere Landtags-
präsidentin sowie die Vertreter fast aller Fraktio-
nen - bis auf die AfD, aber vielleicht sind in dieser 
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Fraktion die älteren Menschen nicht ganz so wich-
tig -,  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Vielleicht haben die 
mehr zu tun als Sie!) 

 

sondern auch der Beauftragte der Bundesregie-
rung für die neuen Bundesländer, Christian Hirte, 
MdB CDU, anwesend. 

 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen und der Lan-
desseniorenvertretung und ihren Mitgliedern ganz 
herzlich für ihr ehrenamtliches Engagement dan-
ken.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erst im 
August dieses Jahres hatten wir uns hier im 
Hohen Hause mit dem seniorenpolitischen Pro-
gramm des Landes „Aktiv und Selbstbestimmt“ 
beschäftigt. Auch die Fortschreibung dieses Pro-
gramms wurde in den erwähnten Forderungskata-
log aufgenommen, insbesondere mit den Schwer-
punkten Mitwirkungs- und Rederecht, Gesundheit 
und Prävention, Pflege, Wohnen, Mobilität, Alters-
armut, Altersdiskriminierung und Vereinsamung.  

 

Weitere Forderungen, die aufgeführt sind: Die 
Landesseniorenvertretung ist bei seniorenpoliti-
schen Entscheidungen einzubeziehen; auf kom-
munaler Ebene ist die Gründung sowie die Arbeit 
von Seniorenvertretungen zu unterstützen - ich 
verweise, wie an anderer Stelle auch schon, auf 
§ 80 KVG - Beteiligung gesellschaftlicher Grup-
pen -; die Einrichtung einer Enquete-Kommission 
im Landtag zum Thema „Älterwerden in Sachsen-
Anhalt“ vor allem im Hinblick darauf, dass Senio-
renpolitik eine Querschnittsaufgabe ist; die Schaf-
fung landesrechtlicher Voraussetzungen für akti-
ves Altern, also die Überprüfung, ob Rechtsvor-
schriften unbegründete, überholte Altersgrenzen 
enthalten, sowie die Einführung des sogenannten 
Alterschecks in Kabinettvorlagen; die Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für die ehrenamt-
liche Arbeit in Seniorenvertretungen; die Versteti-
gung und Verbesserung der Förderung von Alten-
hilfestrukturen bis hin zu Landesförderprogram-
men, die auch vor Ort umsetzbar seien.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alles 
das sind Forderungen, die wir zumindest in dem 
zuständigen Ausschuss einmal mit erläutern soll-
ten, um für die Überarbeitung des seniorenpoliti-
schen Programms bzw. die Debatte dazu gerüstet 
zu sein. Daher wäre ein Beschluss heute nur zu 
diesem einen Punkt aus der Sicht meiner Fraktion 
nicht angemessen.  

 

In diesem Sinne bitte ich um Überweisung des 
Antrags in den Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Integration zur weiteren Bearbeitung. - Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Herr Krull. Ich sehe keine Fragen aus dem 
Landtag, deswegen können wir weiter fortschrei-
ten. Für die AfD-Fraktion spricht der Abg. Herr 
Daniel Rausch.  

 

 

Daniel Rausch (AfD): 

 

Werter Herr Präsident! Werte Abgeordnete! Sehr 
geehrter Herr Krull, ich finde, es ist eine Frechheit, 
sich hier hinzustellen und zu sagen, ältere Men-
schen seien uns nicht wichtig. Das ist unmöglich, 
muss ich Ihnen ehrlich sagen.  

 

Wir diskutieren heute über das Thema „Senioren-
arbeit unterstützen - Landesseniorenbeauftragten 
einsetzen“. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, 
um mich bei allen Senioren für ihre ehrenamtliche 
Tätigkeit auf allen Ebenen zu bedanken, sei es in 
den Städten und Gemeinden, sei es auf Kreis-
ebene und natürlich auch bei den Landessenio-
renvertretungen. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Erst vor wenigen Wochen konnte das 25-jährige 
Bestehen der Landesseniorenvertretung gefeiert 
werden. Schwerpunkt ihrer Arbeit ist es, die Inte-
ressen älterer Menschen gegenüber dem Landtag 
und der Regierung des Landes Sachsen-Anhalt 
und der Kommunen zu vertreten. Die Landesse-
niorenvertretung Sachsen-Anhalt arbeitet ehren-
amtlich und bekommt Zuwendungen für den Be-
trieb ihrer Geschäftsstelle. Des Weiteren bekom-
men die engagierten Senioren eine Aufwandsent-
schädigung und Reisekosten. Der Landessenio-
renverband Sachsen-Anhalt wird in diesem Jahr 
mit einer Fördersumme von 32 400 € vom Land 
unterstützt. Der Verband ist aktiv in die Prozesse 
und Entscheidungen des Landes eingebunden.  

 

Wer, meine Damen und Herren, wenn nicht der 
Seniorenverband, kennt die Wünsche und Inte-
ressen der älteren Bürger? Darum ist der Landes-
seniorenverband als Verbindungsglied zu den ver-
antwortlichen Stellen in der Landesregierung zu 
sehen.  

 

Wichtig ist mir persönlich, dass die Landessenio-
renvertretung in ihrer Satzung stehen hat, dass 
sie überparteilich, konfessionell und verbandsun-
abhängig arbeitet. In einer Kleinen Anfrage von 
Frau Lüddemann aus der letzten Legislaturperio-
de wurde die Landesregierung gefragt, ob die 
Landesregierung die Einsetzung eines Senioren-
beauftragten auf Landesebene plant. Die Antwort 
war klar. Ich zitiere: 
 

„Die Landesregierung plant nicht, eine oder 
einen Seniorenbeauftragten einzusetzen.“ 

 

Wie die jetzige Landesregierung dazu steht, ha-
ben wir von Frau Ministerin Grimm-Benne gehört. 
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Ich habe im Vorfeld der Debatte mit der Vorsitzen-
den Frau Angelika Zander gesprochen. Sie sagte 
mir, dass sie sich wünschen würde, dass wir ge-
meinsam mit ihr im Ausschuss für Arbeit und So-
ziales darüber sprechen könnten. Darum werden 
wir eine Überweisung unterstützen. - Danke. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine Fragen. - Ach, stimmt, Herr Krull. 
Ich sah eine Frage, Herr Rausch. - Hallo? 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Es handelt sich um keine Frage, sondern um eine 
Kurzintervention, Herr Landtagspräsident. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Keine Frage. Okay. 

 
 

Tobias Krull (CDU): 

 

Meine Aussage bezog sich darauf, dass es alle 
Fraktionen geschafft haben, am 1. Oktober einen 
Vertreter zu dieser Veranstaltung zu schicken. Sie 
sind als AfD-Fraktion sehr stolz darauf, die zweit-
größte Fraktion im Parlament zu sein. Wenn es 
einer Fraktion mit fünf Mitgliedern gelingt, jeman-
den zu schicken, wäre es schön, wenn es auch 
eine Fraktion schafft, die 21 Mitglieder hat.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE: Danke schön!) 

 

Das sollte Herausforderung genug für Sie sein. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe bei Herrn Rausch keinen Bedarf, darauf 
zu reagieren. Deshalb können wir gleich in der 
Debatte fortfahren. Aber trotz alledem wollen wir 
zunächst die Mitglieder der Frauentanzgruppe 
Oberharz ganz herzlich auf unserer Besuchertri-
büne begrüßen. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Jetzt habe ich noch eine Wortmeldung von Herrn 
Kirchner. Das müsste eine Wortmeldung als Frak-
tionsvorsitzender sein; denn Herrn Rausch wird er 
ja nicht fragen wollen. - Gut. Dann haben Sie jetzt 
das Wort. 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Der CDU-Fraktion 
möchte ich sagen, Sie sollten sich lieber mal Ihre 
Reihen anschauen bei dem wichtigen Thema, als 
auf uns zu verweisen. Die Leute, die sich mit Se-
nioren beschäftigen, haben vielleicht auch, wie in 
meinem Fall als Fraktionsvorsitzender, noch viele 
andere Termine. Es war uns einfach leider nicht 

möglich. Aber so etwas mit diesem Beispiel hier 
anzuführen und solche Reihen zu präsentieren, 
das zeugt genau davon, was bei uns mal nie ein-
kehren sollte. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt ist aber Frau Lüddemann an der Reihe. 
Bitte, Sie haben das Wort. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Um es vorwegzu-
nehmen: Ich bin nicht davon überzeugt, dass wir 
einen Seniorenbeauftragten auf Landesebene 
brauchen, der als Ansprechpartner und Interes-
senvertretung aller Menschen jenseits der 50 oder 
55 Jahre fungiert; denn wir haben mit den Senio-
renvertretungen auf kommunaler und Landesebe-
ne funktionierende Strukturen der Selbstvertre-
tung. 

 

Meine Kollegin Frederking, um das hier einmal 
auszuführen - das war nämlich die Dame, die uns 
bei „25 Jahre Landesseniorenvertretung“ vertreten 
hat -, hat in unserer Fraktionssitzung sehr aus-
führlich und sehr begeistert von den fitten Senio-
ren berichtet, die dort aufgetreten sind. Ich kann 
dem nur zustimmen. Ich nehme für meine Frak-
tion in Anspruch, dass wir insoweit durchaus gut 
zusammenarbeiten werden und ich das in ähn-
licher Weise erlebe.  
 

Viele dieser älteren Menschen, die hier in Rede 
stehen, sind auch noch im Berufsleben verankert. 
Ich will daran erinnern: Es irritiert mich, ehrlich ge-
sagt, seit ich über 50 bin, selber immer wieder; 
aber man zählt, wenn man die 50 überschritten 
hat, zu den Senioren. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Das sieht man aber 
nicht!) 

 

- Danke. Aber ich oute mich jetzt hier. Ich bin eine 
hoffentlich noch als fit geltende Seniorin. So gibt 
es viele, die sich dort engagieren. Ich glaube, 
dass viele dieser älteren Herrschaften, wenn ich 
das so sagen darf, die ich in den Vertretungen 
auch selber kennengelernt habe, tatsächlich in 
der Lage sind, gut für die Gruppe, die sie reprä-
sentieren, zu sprechen, dass sie auch über sozia-
le und gesellschaftliche Kontakte verfügen. Ich 
sehe daher keine Notwendigkeit einer mittelbaren 
politischen Repräsentation.  

 

Wenn wir - auch das trage ich nicht zum ersten 
Mal vor - uns den Altersdurchschnitt in kommuna-
len Parlamenten und - mit Verlaub - auch in die-
sem Hohen Hause anschauen, darf das durchaus 
auch als Seniorenvertretung gelten. 

 

(Heiterkeit - Zurufe - Beifall bei den GRÜ-
NEN) 
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Das verhält sich bei Kindern und Jugendlichen, 
bei Menschen mit Behinderungen, auch bei Frau-
en gänzlich anders. Deshalb haben dort aus mei-
ner Sicht Beauftragte einen viel höheren Sinn; 
denn dort geht es darum, den Betroffenen eine 
Stimme zu geben und eine gewisse Machtasym-
metrie auszugleichen. Die sehe ich bei Senioren 
per se nicht. 

 

Für Beratungen von Einzelfällen stehen für spezi-
fische Themen Strukturen bereit, etwa die ver-
netzte Pflegeberatung, Beratung für Wohnraum-
anpassung im Alter und, neu aufgelegt mit dem 
letzten Haushalt, auch die Rechtsberatung in 
Sachen Pflegeverträge. In Richtung Kommunen 
haben wir eine Beratungsstelle für die Quartiers-
entwicklung auf den Weg gebracht, die auch mit-
telbar auf das Leben der älteren Generation ein-
wirken wird.  

 

Bevor wir über einen Seniorenbeauftragten spre-
chen, sollten wir über das Amt des Landeskinder-
beauftragten reden. Das ist aus meiner Sicht zu 
stärken. Das ist mit Ressourcen auszustatten.  

 

Damit wir uns in der Gesamtheit darauf verständi-
gen, was wir tun wollen, sollten wir den Antrag in 
den Sozialausschuss überweisen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine Wortmeldung. Dann können wir 
weiter vorangehen. Für die SPD-Fraktion spricht 
der Abg. Herr Steppuhn.  

 
 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst möchte ich dem Kollegen Krull 
beiseite springen, wenn er zu Recht die AfD kriti-
siert. Ich glaube, es ist ein Unterschied, ob man 
hier im Parlament große Sprüche macht oder ob 
man bei den Seniorenvertretungen dann auch 
Präsenz zeigt. Deshalb ist es gut, glaube ich, 
dass wir uns bei solchen Debatten einmal den 
Spiegel vorhalten. 

 

Ich möchte, meine Damen und Herren, gern die 
Gelegenheit nutzen und im Namen meiner Frak-
tion der Landesseniorenvertretung recht herzlich 
für die in den 25 Jahren geleistet Arbeit danken. 
Sie hat eine wichtige Arbeit gemacht, und gerade 
was die Koordinierung der Seniorenarbeit im Land 
angeht, glaube ich, brauchen wir die Landesse-
niorenvertretung, damit diese Rolle ausgefüllt 
wird. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Die Kollegin Bahlmann und die Frau Ministerin 
Grimm-Benne haben darauf hingewiesen. Als ich 
den Antrag und den Verweis auf 1994 gelesen ha-
be, habe ich mir das auch noch einmal ange-

schaut. Es mutet schon ein wenig seltsam an, wie 
die Begründung im Nachhinein ausgelegt wird. 
Kollegin Bahlmann, ich hätte mir gewünscht, dass 
in Ihrem Antrag ein wenig mehr steht, auch als 
Begründung, warum wir hier jetzt einen Landes-
seniorenbeauftragten, eine Landesseniorenbeauf-
tragte wählen sollen, statt nur den Verweis auf 
1994 herzustellen und den Vergleich mit dem 
Landesbehindertenbeauftragten darzustellen. Ich 
glaube, man muss die Aufgaben durchaus ge-
trennt voneinander sehen.  

 

Ich glaube, es hat sich seit dem Jahr 1994 auch 
einiges verändert.  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Stimmt, wir 
haben noch mehr Senioren!) 

 

Kollegin Lüddemann hat darauf hingewiesen. 
Wenn wir uns einmal im Land umschauen - das 
Parlament hier würde ich nicht als Seniorenvertre-
tung bezeichnen -, dann sehen wir, wie viele Se-
nioren mittlerweile Ortsbürgermeister sind, wie 
viele Vereinsvorstände von Senioren geprägt 
sind. Das macht deutlich, dass die demografische 
Entwicklung mit dazu beigetragen hat, dass 
immer mehr Seniorinnen und Senioren diejenigen 
sind, die das Vereinsleben gestalten, die unsere 
Gesellschaft stark machen, die gerade auch auf 
der kommunalen Ebene und in der Politik mitbe-
stimmen.  

 

Wir haben im November des letzten Jahres, glau-
be ich, die Kommunalverfassung dahin gehend 
geändert, dass die Rechte von Seniorinnen und 
Senioren, aber auch anderer Gruppen deutlich 
gestärkt werden, indem in der Kommunalverfas-
sung nicht nur ein Verweis hergestellt worden ist, 
sondern auch konkrete Dinge der Mitgestaltung 
benannt worden sind.  

 

Es ist schon angeklungen: Wir wollen diesen An-
trag in den Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Integration verweisen und sollten uns dort tat-
sächlich noch einmal mit diesen Aspekten be-
schäftigen. Ich glaube, es ist klar, dass wir dann 
auch die Landesseniorenvertretung dazu einla-
den, in einem Fachgespräch über die Probleme 
zu reden und darüber, was das für die Zukunft be-
deutet, um danach auf dieser Grundlage zu ent-
scheiden. - Danke schön für die Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe keine Fragen. - Zum Abschluss 
der Debatte hat Frau Bahlmann noch einmal das 
Wort. Bitte. 

 
 

Katja Bahlmann (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident, für das Wort. - Ich 
bin immer wieder erstaunt, wie Anträge in diesem 
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Parlament gelesen werden. Wir haben nicht bean-
tragt, dass wir einen Landesseniorenbeauftragten 
aus unserer Mitte wählen wollen, sondern wir 
wollen die Landesregierung bitten, einen Landes-
seniorenbeauftragten oder eine Landessenioren-
beauftragte in Anlehnung an den Landesbehin-
dertenbeauftragten einzusetzen, also mit gleichen 
Rechten wie dieses Gremium.  

 

Wir haben in den letzten Monaten viele senioren-
politische Fachgespräche geführt. Ein Kritikpunkt 
in diesen Fachgesprächen war, dass auf der kom-
munalen Ebene oftmals Senioren- und Behinder-
tenbeauftragte eingesetzt sind. Es kam der Kritik-
punkt, dass sich Senioren nicht als Behinderte 
fühlen und gern einen eigenen Beauftragten auf 
der jeweiligen kommunalen Ebene hätten, um ihre 
Rechte auf der jeweiligen Ebene durchsetzen zu 
können. 

 

Sicherlich sind die Seniorinnen und Senioren 
heute fitter denn je, und sie sind auch sehr enga-
giert. Aber auch den Seniorinnen und Senioren 
fehlt oftmals die Kraft, für ihre eigenen Belange zu 
streiten. Nicht ohne Grund hat die Landessenio-
renvertretung genau diesen Punkt in ihrem Forde-
rungskatalog an die erste Stelle gesetzt. Das bitte 
ich zu bedenken. 

 

Wenn ich mir heute die Alterungsindikatoren und 
den demografischen Wandel ansehe, dann be-
ginnen wir jetzt schon mit der größten Gruppe in 
Sachsen-Anhalt, den Seniorinnen und Senioren, 
über ihre Rechte und ihre Belange zu diskutieren. 
Es werden mehr, und irgendwann wird es das 
Gremium Landesseniorenvertretung nicht mehr 
allein schaffen, genau diese Punkte auf den vielen 
Ebenen im politischen Raum anzusprechen. Des-
halb bedingt es dieses Landesseniorenbeauftrag-
ten oder der Beauftragten. 

 

Ich freue mich, mit Ihnen im Ausschuss darüber 
zu diskutieren und hoffe, dass wir Frau Zander 
dazu einladen können, mit uns gemeinsam das 
Für und Wider auszudiskutieren. Vielleicht kom-
men wir dann dahin, eine Form zu finden, die den 
Begriff „Landesseniorenbeauftragter in Sachsen-
Anhalt“ hat. 

 

(Andreas Steppuhn, SPD: Wir laden die 
ganze Landesseniorenvertretung ein!) 

 

Gerne. - Gerne! 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Das ist jetzt das Ende der Debatte. Es gibt einen 
Antrag auf Überweisung in den Sozialausschuss. 
Gibt es noch weitere Begehren? - Nein. Dann 
stimmen wir darüber ab. Wer dafür ist, den Antrag 
in der Drs. 7/5069 in den Sozialausschuss zu 
überweisen, den bitte ich jetzt um sein Karten-

zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Nein. Stimm-
enthaltungen? - Auch nicht. Damit ist diese Über-
weisung einstimmig beschlossen worden.  

 

Zumindest haben wir ein tröstliches Ende. Nach-
dem wir von Frau Lüddemann alle zur Senioren-
vertretung erklärt worden sind, 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Nicht von 
allen!) 

 

hat Frau Bahlmann noch einmal gesagt, dass die 
Senioren heute fitter als jemals zuvor sind. Zumin-
dest das ist ein optimistischer Abschluss dieses 
Tagesordnungspunktes. 

 

Bevor wir jetzt zum letzten Tagesordnungspunkt 
für heute kommen, führen wir hier vorne einen 
kleinen Wechsel durch.  

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Wie schon erwähnt: Wir kommen zum letzten 
Tagesordnungspunkt. Ich weiß nicht, ob die par-
lamentarischen Geschäftsführer noch daran inte-
ressiert sind, den einen oder anderen Punkt vor-
zuziehen, da wir gut im Zeitplan liegen. Das 
müsste man prüfen. 

 

(Zuruf: Das machen wir!) 

 
 

Ich rufe auf 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 14 

 

Erste Beratung 

 

Völkerrechtswidrigen Angriffskrieg beenden, 
Waffenexporte in die Türkei stoppen, keine 
deutschen Truppen nach Syrien entsenden 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/5088 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Herr Tobias Rausch. Herr 
Rausch, Sie haben das Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident! - Sehr geehrte Da-
men und Herren! Heute Morgen haben wir schon 
über einen ähnlichen Antrag der Fraktion DIE 
LINKE diskutiert und debattiert. Ich stelle fest, 
dass alle Parteien hier im Parlament den völker-
rechtswidrigen Angriff auf Syrien abgelehnt und 
verurteilt haben.  

 

Vieles von dem, was ich sagen wollte, wurde be-
reits von Herrn Gallert heute Morgen gesagt. Da-
her erlaube ich mir, kurz und allgemein noch ein-
mal etwas zur Situation in Syrien zu erläutern und 
auch darauf hinzuweisen, wie es dazu gekommen 
ist. 

 

Seit sieben Jahren wird in Syrien bekämpft. Es ist 
ein Krieg, an dem viele verschiedene Länder und 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/83 - 24.10.2019 

 

94 

auch beide Großmächte beteiligt sind. Es ist ein 
Krieg der Deutungen, ein Krieg der Bilder. Kurz: 
Es ist ein Propaganda-Krieg. Und es ist ein Krieg, 
bei dem es schwer ist, herauszufinden, was wirk-
lich ist. 

 

Aber nun zu den Fakten:  

 

Fakt 1: Bürgerkrieg war schon immer das falsche 
Wort. Angefangen hat zwar alles mit Protesten 
gegen den Machthaber Baschar al-Assad. Aber 
von Beginn an haben dort ausländische Mächte 
mitgemischt. Als im Jahr 2011 in der arabischen 
Welt viele Bürger auf die Straße gingen, sollte der 
arabische Frühling beginnen. Viele sagen, dass 
der Westen dort seine Finger im Spiel hatte. Be-
weisen konnte man das jedoch nicht.  

 

Kern der Proteste war die Spaltung innerhalb des 
Islam in Syrien. Ein Großteil der Regierung und 
des Militärs besteht aus schiitischen Alawiten. Ein 
Großteil der syrischen Landbevölkerung besteht 
allerdings aus Sunniten. Die Sunniten wollten 
durch die Proteste mehr Einfluss gewinnen. Bei 
den Protesten wurden die Sunniten von anderen 
Ländern unterstützt, zum Beispiel von Saudi-
Arabien. Die syrische Regierung wird von schiiti-
schen Ländern unterstützt, allen voran dem Iran.  

 

Es kommt, wie es kommen muss. Die Ausschrei-
tungen werden heftiger und es entwickelt sich ein 
Flächenbrand. Im Ausland konnte man von den 
guten Rebellen und den bösen Regierenden 
hören. Als aus den Rebellen, die die Guten 
waren, auf einmal der Islamische Staat wurde, 
sah das anders aus. Die USA mischten mit; denn 
in Syrien gibt es seltene Bodenschätze und man 
wollte die Schutzmacht für Israel sein, weil man 
befürchtete, dass der Iran mehr Einfluss in Syrien 
bekommt, und die Iraner sind wiederum der er-
klärte Erzfeind der Israelis. Die Beweislage ist bis-
her zwar dünn. Aber einige Experten gehen davon 
aus, dass die USA durch ihre Unterstützung den 
IS erst groß gemacht haben.  

 

Fakt 2: Spielball der Großmächte. Auf der einer 
Seite steht der Iran mit seiner geopolitischen Mis-
sion auf der arabischen Halbinsel mit Verbindun-
gen zur libanesischen Hisbollah und Russland; 
auf der anderen Seite stehen die USA, Israel, 
Saudi-Arabien und die Anti-IS-Koalition.  

 

Die Türkei als Nachbarland nimmt allerdings eine 
Sonderrolle ein. Erdoğan wollte den Machthaber 
Assad lange weghaben und konzentriert sich nun 
auf einen anderen Gegner, nämlich die YPG. Die 
Angst der Türkei besteht darin, dass die Kurden 
zu viel Macht bekommen, einen autonomen Staat 
einrichten, in der Türkei mehr Macht bekommen 
und vor allem auf dem syrischen Staatsgebiet 
einen eigenen Staat rund die Region Afrin bekom-
men. Deshalb kämpft die Türkei mit ihren Sol-
daten jetzt gegen die YPG.  

Es ist noch wichtig, zu wissen, dass die Länder 
Russland und Iran sowie die Hisbollah offiziell im 
Land sind, nämlich auf Einladung von Assad. Und 
seit dem 9. Oktober 2019 läuft die Operation 
„Quelle des Friedens“; denn Nordsyrien wurde 
von der YPG kontrolliert. Dort haben die Kurden in 
Zusammenarbeit mit den USA den IS eigentlich 
degradiert und ihren autonomen Staat errichtet. 

 

Nach dem Rückzug der kriegsmüden USA wer-
den die Karten in Syrien nun neu gemischt, näm-
lich zwischen den Kurden, der Türkei, der Assad-
Regierung und Russland. Die Türkei will entlang 
der gesamten syrischen Grenze auf einer Breite 
von 35 km eine Schutzzone einrichten. Das heißt 
im Grunde, es soll eine Besatzungszone ausge-
wiesen werden. Da befinden sich aber alle wichti-
gen Städte, die die Kurden haben. Auch Teile von 
Öl- und Gasfeldern liegen dort. Und es ist ein 
strategisch sehr wichtiges Gebiet. Die Türkei will 
eigentlich verhindern, dass sich in Syrien ein kur-
disches autonomes Gebiet etabliert und ent-
wickelt, meine Damen und Herren, ähnlich wie es 
im Nordirak schon der Fall ist. 

 

Die Türkei spricht deswegen auch von einer Anti-
terroraktion, die sie durchführt; denn dieses Ge-
biet wurde von einer Organisation, wie gesagt, der 
YPG, die der PKK nahesteht, besiedelt. Und diese 
Organisation ist bereits seit über 40 Jahren in 
Kriegshandlungen mit der Türkei verwickelt.  

 

Das neueste Ereignis, das es nun gab - ich 
meine, das habe ich schon einmal ausgeführt; 
aber das gehört zur Sache dazu, damit der Faden 
stimmt -, ist das Treffen in Sotschi. Nach sechs-
einhalbstündiger Verhandlung zwischen Putin und 
Erdoğan hat man sich auf eine Feuerpause ge-
einigt. Am Längsten hat man aber um die Frage 
gerungen, wie groß nun die Sicherheitszone sein 
soll. 

 

Putin sagte nun, in sehr langen und angespann-
ten Gesprächen sei es gelungen, eine Lösung zu 
finden, die seiner Meinung nach wichtig und 
schicksalsträchtig sei. Die russische Militärpolizei 
soll nun mit der syrischen Armee zuerst dafür 
Sorge tragen, dass sich die kurdische YPG aus 
der Sicherheitszone zurückzieht. Danach soll die 
türkisch-russische Patrouille auf eine 10 km breite 
Pufferzone gehen. 

 

Erdoğan hat dazu gesagt, in die Gebiete, die von 
Terroristen gesäubert werden sollen, sollen 
Flüchtlinge ziehen, die aus Syrien stammen. Es 
geht also um ein sogenanntes Umsiedlungspro-
gramm, das Millionen Menschen betrifft.  

 

Was hat Erdoğan politisch erreicht? Mit seinem 
Instinkt, die Situation auszunutzen und die 
Schwächen der Amerikaner zu nutzen, hat er fast 
alle seine politischen Ziele erreicht. Er hat nämlich 
erstens die Opposition im eigenen Land, die ihn 
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wegen des Angriffs angreifen wollte, gespalten. 
Zweitens konnte er die nationalistischen Lager 
hinter sich vereinen. Drittens hat er vor allem da-
für gesorgt, dass Russland und die syrische Re-
gierung in den Norden vorrücken, um bis zur 
Grenze ein Gebiet zu kontrollieren, das sie vorher 
nicht kontrolliert haben und das vorher - allgemein 
gesagt - die Kurden in Form der YPG kontrolliert 
haben. 

 

Erdoğan hat es also mit seinem Instinkt und Ti-
ming, vor allem aber auf dem Rücken der zivilen 
Bevölkerung erreicht, einen Zustand herzustellen 
oder herstellen zu lassen, den er als Sieg verkau-
fen kann. Ob das für ihn sicher ist und wie lange 
das anhält und Bestand haben wird, wird sich im 
Laufe der Zeit zeigen. Aber erst einmal steht der 
strategische Erfolg für Erdoğan. Und der Verlierer 
dieses Konfliktes ist die zumeist kurdische Zivilbe-
völkerung. 

 

Aus meiner Sicht hätte man in Syrien mit den 
USA, Russland, der Türkei und Syrien selbst über 
eine Schutzzone sprechen müssen, aber nicht 
unter der Aufsicht der Türkei und Russlands, son-
dern unter der Aufsicht der UN-Blauhelme. Dann 
hätte man sichergehen können, dass die Humani-
tät für die Zivilbevölkerung nicht gefährdet wird. 
Wir können nur hoffen, dass der vereinbarte Waf-
fenstillstand anhält und die Zivilbevölkerung nicht 
weiter zu Schaden kommt.  

 

Ich möchte hier jedoch noch einmal den GRÜNEN 
widersprechen, die hier heute davon sprachen, 
dass man auch IS-Kämpfer zurück nach Deutsch-
land holen müsse. Ich sehe es nicht so. Jeder, der 
sich radikalisiert hat und aus freien Stücken dort 
ist oder war, soll auch gefälligst dort bleiben; denn 
diese Leute tragen den Krieg hier als Stellvertre-
terkriege auf unsere Straßen. Wir konnten in 
Deutschland schon unzählige Demos und gewalt-
tätige Ausschreitungen, wie zum Beispiel in 
Herne, wahrnehmen. Wir in Deutschland sollten 
erst einmal dafür Sorge tragen, dass solche Aus-
schreitungen hier bei uns mit aller Konsequenz 
unterbunden werden.  

 

Welche Rolle dabei auch Ditib spielt, ist die zweite 
Frage. Daher fordern wir weiter, die EU-Bei-
trittsverhandlungen mit der Türkei abzubrechen, 
die NATO-Mitgliedschaft der Türkei zu hinterfra-
gen und gegebenenfalls Sanktionen zu erwägen.  

 

Weiterhin fordern wir, wie es in unserem Antrag 
steht, den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg von 
Erdoğans Regime auf Syrien scharf zu verurteilen 
und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass 
deutsche Soldaten auch im Fall einer Ausrufung 
des NATO-Bündnisfalls durch die Türkei nicht 
nach Syrien entsendet werden.  

 

Schließlich fordern wir, sich im Bundesrat dafür 
einzusetzen, die Waffenexporte, die bereits gebil-
ligt worden sind, nicht zu tätigen.  

Kurzum: Da das Meiste schon heute Morgen ge-
sagt worden ist, aber jetzt noch einmal eine Dis-
kussion über dieses Thema stattfindet, bitten wir 
um Zustimmung zu unserem Antrag oder um 
Überweisung des Antrags in den zuständigen 
Ausschuss. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Rausch, es gibt zwei Fragen, und zwar zu-
erst eine von Herrn Dr. Grube. - Herr Dr. Grube, 
Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Herr Rausch, Sie haben gesagt, es sollen keine 
deutschen Soldaten nach Syrien entsandt wer-
den. Das ist in Ihrem Antrag ein bisschen einge-
schränkt. Da geht es um völkerrechtswidrige 
Kampfhandlungen und um den NATO-Bündnisfall. 
Sie haben eben gleichzeitig gesagt, dass Sie sich 
ein UN-Mandat, also eine Blauhelm-Mission, 
wünschen. Würden Sie im Rahmen dieser Mis-
sion deutsche Truppen nach Syrien entsenden? 

 

 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Rausch, Sie haben das Wort. 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank für die Frage. Ich habe gesagt, ich 
hätte mir gewünscht, dass man das im Vorfeld ge-
macht hätte. Aber ich bin auch Realist genug, um 
zu erkennen, dass das jetzt nicht mehr infrage 
kommen wird, weil die Türkei das mit Russland 
schon gemacht hat.  

 

Ich hätte mir auch vorstellen können, wenn es 
eine Blauhelm-Mission gewesen wäre und keine 
kriegerischen Handlungen, dass man sich daran 
in finanzieller Hinsicht beteiligt hätte; man muss ja 
keine Soldaten schicken. Das hätte man durchaus 
machen können. Aber bei dem jetzigen Sach-
stand bin ich dagegen, Soldaten dahin zu schi-
cken. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Dr. Grube hat noch eine Nachfrage. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Jetzt haben Sie sich ein bisschen um die Antwort 
herumgemogelt.  

 

(Robert Farle, AfD: Nee, nee!)  

 

Wir haben in der Bundesregierung jetzt zumindest 
eine Diskussion. Jedenfalls nach dem, was ich 
aus der Presse kenne, bemüht sich die Verteidi-
gungsministerin - sehr viel näher bin ich da auch 
nicht dran - im Moment darum, eine solche Blau-
helm-Mission zu initiieren. Anders kann man das, 
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was sie im Moment dargestellt hat, nicht interpre-
tieren.  

 

Zur finanziellen Unterstützung sagten Sie ja. Jetzt 
nehmen wir einmal den Fall an, dass Frau Kramp-
Karrenbauer mit Kanzlerin und Außenminister in-
soweit erfolgreich ist. Würden Sie, wenn ein sol-
ches Mandat vom Sicherheitsrat erteilt werden 
würde - die Voraussetzung wäre natürlich, dass 
Russland zustimmt, anders wäre es im Sicher-
heitsrat ohnehin nicht möglich -, tatsächlich deut-
sche Soldaten entsenden? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Rausch, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank. - Ich habe, denke ich, gerade schon 
gesagt, dass das bei dem Stand, wie er jetzt ist, 
nicht mehr infrage kommt. Russland wird dem 
ohnehin nicht zustimmen und wir werden jetzt 
keine Soldaten mehr entsenden. Wir könnten uns 
finanziell beteiligen, wenn es eine UN-Blauhelm-
Mission geworden wäre. Das ist es nun nicht, und 
deswegen ergibt sich auf die Frage ein klares 
Nein. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Jetzt erteile ich Herrn Gallert das Wort. 

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Herr Rausch, ich habe Ihrer Rede eine Position 
entnommen, die ich auch vorher schon kannte. 
Und zwar geht es darum, dass man IS-Kämpfer 
oder überhaupt Leute mit deutscher Staatsbürger-
schaft, bei denen man vermutet, dass sie dort in 
der Region vielleicht IS-Kämpfer waren, auf kei-
nen Fall nach Deutschland zurücklassen sollte. 
Ich habe jetzt bei Ihnen noch einmal gehört, dass 
man definitiv verhindern müsse, dass diese Leute 
nach Deutschland zurückkommen.  

 

Umgekehrt fordert die AfD aber, dass ausländi-
sche Staatsbürger, wenn diese auch nur in ge-
ringstem Maße in irgendeiner Art und Weise ir-
gendeinen Rechtsverstoß gemacht haben, bitte 
sofort in ihre Herkunftsländer zurückgehen sollen. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Genau!) 

 

Können Sie mir mal erklären, warum diese Länder 
die Leute aufnehmen sollen, währenddessen wir 
sagen: auf keinen Fall, behaltet sie? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Rausch, Sie haben das Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank. - So, wie ich das heute Morgen ver-
standen habe, haben die GRÜNEN von inhaftier-

ten IS-Kämpfern gesprochen, bei denen man sich 
zusammen mit dem Auswärtigen Amt darum be-
mühen müsse, dass die wieder freikommen, dann 
nach Deutschland kommen und hier ein Verfahren 
bekommen. 

 

Ich sehe es so, dass ich dann, wenn ich in einem 
Land bin und dort eine Straftat verbüße, mit allen 
Konsequenzen damit rechnen muss, dass ich 
nach den Gesetzgebungsgegebenheiten des Lan-
des behandelt werde. Dann sehe ich es nicht so, 
dass wir wahrscheinlich noch Geldzahlungen 
tätigen sollen, wie es einmal bei dem Fall im Irak 
in Rede stand. Ich bin also dagegen, dass noch 
Geld überwiesen wird, um solche Leute zurückzu-
holen. Da, muss ich sagen, bin ich dann nicht da-
für. Das haben Sie richtig verstanden. 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Gallert hat noch eine Nachfrage.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Na ja, aber mir geht es reflexiv um die Frage, wie 
wir dann mit einer solchen Situation umgehen.  

 

Dann verstehe ich Sie also richtig: Wenn jemand 
mit einer anderen Staatsbürgerschaft in einem 
Land eine Straftat begeht, dann soll er nicht dort-
hin zurückgeführt werden, woher er kommt, son-
dern er soll in dem Land, in dem er sich befindet, 
eine entsprechende Strafe verbüßen? 

 

Habe ich das richtig verstanden? Ist das Ihr Prin-
zip oder gilt das Prinzip nur für Deutsche im Aus-
land, aber nicht für Ausländer in Deutschland? 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Herr Rausch, Sie haben noch einmal das Wort. 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Also noch einmal, Herr Gallert, auch für Sie. Ich 
bin dafür, dass man in dem Fall, in dem man eine 
Straftat in einem anderen Land begeht, zum Bei-
spiel in Amerika, seine Strafe auch dort absitzen 
muss. Wenn ich dann ausgewiesen werde und 
nach Deutschland zurückkommen muss, dann ist 
das so. Aber ich sehe es nicht so, dass wir uns 
finanziell daran beteiligen müssen, um Leute frei-
zukaufen, die verurteilte Verbrecher sind. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Aber von 
Deutschland aus gilt das nicht? - Sebastian 
Striegel, GRÜNE: Das passt aber nicht zu-
sammen!) 

 

- Doch, das passt sehr gut. Denn Verbrecher sind 
Verbrecher; die haben ihre Strafe dort zu ver-
büßen, wo sie verurteilt werden. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE, lacht) 

 

Das ist meine persönliche Sicht. Sie können das 
lustig finden. Ich finde es nicht lustig, dass Sie 
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sich dafür einsetzen wollen, dass Schwerver-
brecher hierherkommen. 

 

(Zuruf von Eva von Angern, DIE LINKE - 
Stefan Gebhardt, DIE LINKE: Ertappt! - Se-
bastian Striegel, GRÜNE: Mit Logik hat er 
es nicht so sehr!) 

 

Sie sollen Ihre Strafen absitzen. Und wenn sie 
wiederkommen, müssen sie beobachtet werden; 
ganz einfach. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich sehe keine Fragen. Dann danke ich Herrn 
Rausch für die Einbringung des Antrages. Für die 
SPD-Fraktion hat Herr Hövelmann das Wort. 

 

(Holger Hövelmann, SPD: Ich verzichte!) 

 

Herr Hövelmann verzichtet. Für die Fraktion DIE 
LINKE hat Herr Gallert das Wort. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Ich verzichte, das 
habe ich gerade durch!) 

 

Er verzichtet. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Frau Frederking? 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE Ich verzich-
te!) 

 

Sie verzichtet auch. Für die Fraktion der CDU 
Herr Kurze. 

 

(Markus Kurze, CDU: Ich verzichte!)  

 

Er verzichtet auch. Für die AfD-Fraktion hätte 
noch einmal Herr Rausch das Wort. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Jetzt hören 
wir wieder eine Logikdebatte!) 

 
 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Herr Striegel, mit Logik haben Sie eh nicht viel am 
Hut, davon einmal abgesehen. Aber das steht 
jetzt nicht zur Debatte. 

Der Grund, warum alle verzichten, ist logisch. Wir 
haben den Diskurs darüber heute Morgen schon 
geführt. Ich persönlich hätte mir auch gewünscht, 
dass eine verbundene Debatte geführt worden 
wäre. Denn ich konnte mir schon vorstellen, dass 
zum Feierabend hin keine große Diskussion mehr 
stattfinden wird. So ist es auch eingetreten. 

 

Aber ich würde trotzdem beantragen, wie ich es 
schon gemacht habe, dass unser Antrag auch in 
den Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten überwiesen wird, und hoffe, dass Sie 
dem wenigstens zustimmen. Wenn nicht, dann ist 
es halt so. 

 

(Katja Bahlmann, DIE LINKE: Das ist ja 
eine Aussage!) 

 
 

Vizepräsident Willi Mittelstädt: 

 

Ich konnte den Vorschlag wahrnehmen, den An-
trag in den Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten zu überweisen. Wer für diese 
Überweisung stimmt, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Das sind die Koalition und die AfD-
Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das ist die Frak-
tion DIE LINKE. Wer enthält sich der Stimme? - 
Das sehe ich nicht. Damit ist dieser Antrag in den 
genannten Ausschuss überwiesen worden. Wir 
sind nun am Schluss der heutigen Sitzung ange-
langt. 

 

(Gabriele Brakebusch, CDU: Tagesord-
nungspunkt 15 dann morgen!) 

 
 
 

Schlussbemerkungen 

 
 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
sind damit am Ende der 83. Sitzung des Landta-
ges angelangt. Die morgige 84. Sitzung beginnt 
um 9 Uhr mit der Aktuellen Debatte, dem Tages-
ordnungspunkt 6. Damit schließe ich die heutige 
Sitzung und wünsche allen einen schönen Abend. 

 

Schluss der Sitzung: 16:58 Uhr.  
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Anlage zum Stenografischen Bericht 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 1 

 

Kleine Anfragen für die Fragestunde zur 
40. Sitzungsperiode des Landtages von Sach-
sen-Anhalt  

 

Fragestunde mehrerer Abgeordneter - Drs. 7/4960 

 
 
 

Frage 1 des Abg. Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Förderung der Landrevision der Fähre Sandau 

 

Die Stadt Sandau als Betreiber der Elbfähre an 
der Landesstraße L 9 versucht, die turnusmäßige 
Landrevision der Fähre, die zwischen April und 
Juli 2021 fällig wäre, auf den Zeitraum März bis 
Juni 2020 vorzuziehen, weil zu diesem Zeitpunkt 
die Zufahrt zur Fähre auf der Landesstraße L 9 
erneuert wird und damit ein Einsatz der Fähre 
ohnehin nicht bzw. nur sehr beschränkt möglich 
ist. Der Grund für dieses Anliegen ist, die Be-
schränkung der Elbquerung auf der L 9 im Ge-
samtzeitraum 2020/2021 auf ein Minimum zu be-
grenzen, dies vor dem Hintergrund, dass auch die 
Zufahrt zur Nachbarfähre Werben durch Straßen-
bauarbeiten auf der L 2 im Zeitraum September 
bis Dezember 2020 ausfallen wird. Darüber hi-
naus rechnet die Stadt Sandau für den Fall der 
zeitlichen Trennung von Baumaßnahmen auf der 
L 9 und der Landrevision der Fähre mit zusätz-
lichen Einnahmeverlusten von 68 000 €. 

 

Aus diesem Grund wurde das Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt gebeten zu prüfen, ob 
eine Förderung der Landrevision der Fähre auch 
dann möglich ist, wenn der Zeitpunkt der Revision 
um ein Jahr vorverlegt wird, da eine Verlegung 
der Straßenbaumaßnahmen aufgrund der Vielzahl 
von betroffenen Akteuren nicht möglich ist. Das 
Landesverwaltungsamt hat eine mögliche Förde-
rung der Landrevision bereits im Jahr 2020 wegen 
angeblicher Unwirtschaftlichkeit abgelehnt und 
droht an, im Falle einer Vorverlegung der Landre-
vision 20 % der Fördermittel, die für die letzte 
Landrevision ausgezahlt wurden, zurückzufor-
dern. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Warum spielt die zeitliche Verkürzung der 
Sperrung auf der Elbüberquerung auf der Lan-
desstraße L 9, die mit dem Anliegen der Stadt 
Sandau verbunden wäre, bei der Entschei-
dungsfindung keine Rolle? 

 

2. Warum finden die beschriebenen Einnahme-
ausfälle der Stadt Sandau keinerlei Eingang in 
die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung des Landes-
verwaltungsamtes, obwohl die Stadt Sandau 
bereits aufgrund ihrer Finanzschwäche Be-
darfszuweisungen aus dem Ausgleichsstock 
nach § 17 FAG erhält? 

Antwort des Ministers für Landesentwicklung 
und Verkehr Thomas Webel:  

 

Zu 1 und 2: Bei der thematisierten Förderung der 
Landrevisionen der landesbedeutsamen Fähren - 
so auch der Fähre Sandau - handelt es sich um 
eine freiwillige Landeszuwendung im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Weil 
der Haushalt für das kommende Jahr bisher nicht 
beschlossen wurde, kann derzeit keinerlei Förder-
zusage für die nächsten Landrevisionen erfolgen. 

 

Die Förderung der Landrevision dient der Erlan-
gung des Fährzeugnisses. Dessen Gültigkeits-
dauer beträgt in der Regel fünf Jahre gemäß Bin-
nenschiffsuntersuchungsordnung. Das derzeitige 
Fährzeugnis der Fähre Sandau besitzt noch bis 
April 2021 Gültigkeit, sodass die nächste plan-
mäßige Landrevision zu diesem Zeitpunkt durch-
zuführen wäre. 

 

Das angeführte Anliegen der Stadt Sandau zur 
zeitlichen Verkürzung der Sperrung der Elbüber-
querung sowie die hiermit angestrebte Minimie-
rung der Einnahmeverluste ist durchaus nachvoll-
ziehbar und wurde bei der Prüfung durch das 
Landesverwaltungsamt im Januar dieses Jahres 
entsprechend des damaligen Kenntnisstandes be-
rücksichtigt. Jedoch war zu diesem Zeitpunkt 
keine Konkretisierung des Zeitrahmens und des 
Planungsstandes der durch den Landesbetrieb für 
Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft (LHW) 
durchzuführenden Maßnahmen (Sanierung der 
Deichscharte und Höherlegung des Deiches) an 
der Landesstraße L 9 möglich. Ebenfalls nicht ab-
sehbar war der konkrete Umfang der Landrevision 
der Fähre Sandau. Dieser lässt sich erfahrungs-
gemäß nicht mehrere Jahre im Voraus abschät-
zen, sodass die hiermit verbundene Ausfallzeit 
noch vollkommen unklar war.  

 

Darüber hinaus wurde mit der zuletzt im Jahr 
2016 ausgereichten Förderung ein Zweckbin-
dungszeitraum von fünf Jahren vereinbart. Mit der 
angestrebten Reduzierung des Zeitraumes bis zur 
Landrevision würde ein Fünftel der Zuwendung - 
konkret 8 866 20 € - „verloren gehen“. Das Land 
Sachsen-Anhalt würde außerdem ein Haushalts-
jahr eher als geplant entsprechende Haushalts-
mittel zur Förderung zur Verfügung stellen müs-
sen. 

 

Grundsätzlich wird die Vermeidung langer Ausfall-
zeiten des Fährbetriebs und damit verursachter 
Einnahmeverluste durch die Koordinierung von 
Baumaßnahmen und Landrevision begrüßt. Maß-
geblich ist hier jedoch aus Landessicht die vo-
raussichtlich eintretende Ausfallzeit der Fähre. 
Auch mit Blick auf den Gleichbehandlungsgrund-
satz ist dabei auf ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Verkürzung des Zweckbindungszeit-
raums zugunsten einer vorgezogenen Landrevi-
sion sowie einer termingerechten Landrevision 
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unter Hinnahme von Ausfallzeiten des Fährbe-
triebs zu achten. 

 

In Abwägung der vorgenannten Aspekte konnte 
bislang einer Verkürzung des Prüfturnus um ein 
Jahr und einer damit verbundenen vorzeitigen 
Ausreichung von Landesmitteln für die Landrevi-
sion nicht entsprochen werden. Für eine notwen-
dige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bedarf es ei-
ner nachvollziehbaren Einschätzung von Kosten 
und zeitlichem Umfang der Landrevision. Hierzu 
ist die Landesregierung im Austausch mit der Ver-
bandsgemeinde. 

 

Die weitere Vorgehensweise hinsichtlich der 
durchzuführenden Straßen- und Deichbaumaß-
nahmen und der hiermit verbundenen finanziellen 
Auswirkungen auf die Fährbetreiber wird Herr 
Staatssekretär Dr. Putz am 11. Dezember 2019 
mit dem Landrat des Landkreises Stendal Herrn 
Wulfänger sowie den Bürgermeistern der Städte 
Werben und Sandau erörtern. In dieses Gespräch 
werden die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung Eingang finden. 

 
 
 

Frage 2 des Abg. Thomas Lippmann (DIE 
LINKE):  

 

Ausschöpfung der VZÄ-Ziele und der Perso-
nalkostenbudgets bei Lehrkräften und päda-
gogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

Welchen Stand hat die Ausschöpfung der VZÄ-
Ziele und des Personalkostenbudgets in Bezug 
auf Lehrkräfte und pädagogische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Kapiteln des Haushaltspla-
nes 07 des Ministeriums für Bildung zum 30. Sep-
tember 2019 erreicht? 

 
 

Antwort des Ministers für Bildung Marco Tull-
ner: 

 

Zum 30. September 2019 hat die Ausschöpfung 
der VZÄ-Ziele in Bezug auf Lehrkräfte und päda-
gogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Kapiteln des Haushaltsplanes 07 des MB folgen-
den Stand erreicht: 

 

 Ausschöpfung 
VzÄ-Ziele zum 

30.09.2019 

VzÄ-Ziele 
31.12.2019 

Lehrkräfte ABS 

(Kapitel 07 07, 
07 12 - 07 38 
ohne 07 20) 

13 802,62 14 500 

Lehrkräfte BBS 

(Kapitel 07 20) 
1 811,62 1 900 

PM einschl. BK 

(Kapitel 07 07, 
07 12 - 07 38 
ohne 07 20) 

1 479,93 1 800 

 

In dieser Übersicht sind auch die Personalfälle 
enthalten, die wegen Erwerbsunfähigkeit eine be-
fristete EU-Rente erhalten. Ergänzend ist darauf 
hinzuweisen, dass bei der Beantwortung der 
Frage die Personen nicht berücksichtigt sind, die 
sich erfolgreich auf Stellenausschreibungen be-
worben haben, jedoch mit ihrer Einstellung nach 
dem 30. September 2019 erst VZÄ binden. 

 

Der Stand der Ausschöpfung des Personalkosten-
budgets am 30. September 2019 stellt sich in Be-
zug auf Lehrkräfte und pädagogische Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter wie folgt dar: 

 

Einzelplan / Kapitel 
Ansatz HP 

2019 
in EUR 

Ausschöp-
fung der 

Personal-
kostenbud-
gets nach 
§ 8 Abs. 1 
HG 2019  

in % 

Stand: 
30.09.2019 
Ende des  
III. Quartals 
2019 

07 MB - Summe LK, 
PM, VwP 

1 289 041 900  

Kapitel 07 07, 07 12 - 
07 38 (ohne 07 20) 
Lehrkräfte, pädago-
gische Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, 
Verwaltungs- und 
technisches Personal 
ABS 

1 156 046 400 70,2 

Kapitel 07 20 
Lehrkräfte BBS 

132 995 500 71,9 

 

 

 

Frage 3 des Abg. Andreas Gehlmann (AfD):  

 

Verbrennung kranker, von Schädlingen befal-
lener Pflanzenteile 

 

Nach Drs. 7/4861, 5. September 2019 ist das Ver-
brennen von Garten- bzw. Pflanzenabfällen, die 
von Schädlingen befallen sind, in fünf Landkreisen 
nicht gestattet und in vier Landkreisen - bei zum 
Teil eingeschränkten Pflanzenteilen - per kosten-
pflichtigem Antrag. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Welche Verwertungsmöglichkeiten von kran-
ken, von Schädlingen befallenen Pflanzentei-
len sind in den Landkreisen, die eine Verbren-
nung von Pflanzenabfällen bzw. eine Verbren-
nung nach Antrag erlauben, die im Rahmen 
der Übertragung der Ermächtigung auf die 
Landkreise und kreisfreien Städte möglich 
sind, nicht gegeben? 
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2. Welche verbürgten und nachweisbar histori-
schen Besonderheiten sind im Land Sachsen-
Anhalt bzw. in einzelnen definierten Regionen 
des Landes Sachsen-Anhalt bekannt bzw. 
überliefert, die zu welchen konkreten Anlässen 
Traditions- und Brauchtumsfeuer rechtferti-
gen? 

 
 

Antwort der Ministerin für Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie Prof. Dr. Claudia Dalbert: 

 

Zu 1: Soweit Stoffe aufgrund bestimmter Schad-
organismen nach dem Pflanzenschutzgesetz so-
wie nach den aufgrund des Pflanzenschutzgeset-
zes erlassenen Verordnungen zu entsorgen sind, 
gilt das Kreislaufwirtschaftsgesetz nicht (§ 2 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben e) und f) KrWG).  

 

Bei den Übrigen insoweit nicht erfassten Abfällen 
pflanzlicher Herkunft geht die Landesregierung 
davon aus, dass grundsätzlich in allen Landkrei-
sen und kreisfreien Städten Möglichkeiten zur 
ordnungsgemäßen Verwertung gegeben sind. 
Das schließt nicht aus, dass die Beseitigung die-
ser Abfälle durch Verbrennen außerhalb dafür zu-
gelassener Anlagen auf der Grundlage von § 28 
Abs. 2 oder 3 KrWG zulässig sein kann, zum Bei-
spiel um eine Verbreitung von Schädlingen oder 
Schadorganismen zu verhindern.  

 

Zu 2: Von Ausnahmeregelungen nach § 28 Abs. 2 
(Einzelfallgenehmigungen) und Abs. 3 (Regelun-
gen durch Verordnung) des KrWG sind Traditions- 
oder Brauchtumsfeuer nicht erfasst.  

 

Der Landesregierung liegen die erbetenen Anga-
ben im Detail nicht vor und diese sind aus gefah-
renabwehrrechtlicher Sicht auch nicht erforderlich. 
Gefahrenabwehrverordnungen dürfen nicht mit 
gesetzlichen Regelungen oder mit Regelungen, 
die in Gefahrenabwehrverordnungen übergeord-
neter Behörden enthalten sind, im Widerspruch 
stehen oder solche Regelungen wiederholen 
(§ 95 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt).  

 

Kommunale Gefahrenabwehrverordnungen ent-
halten zur Abwehr von Brandgefahren regelmäßig 
ein repressives Verbot von offenen Feuern, und 
zwar unabhängig von Zweck und Zielrichtung des 
Feuers. Die Erteilung von Ausnahmegenehmi-
gungen zum Anlegen und Unterhalten von offe-
nen Feuern (zum Beispiel Oster -, Lager -, aber 
auch anderen offenen Feuern ähnlicher Größe 
aus anderen Anlässen) ist - sofern nicht andere 
öffentlich rechtliche Vorschriften dem Abbrand 
entgegenstehen - nur möglich, wenn ausreichend 
Vorsorge für die Verhütung von Bränden getroffen 
worden ist. Dies ist brandschutzrechtlich zu beur-
teilen. 

 

In den Kommunen Sachsen-Anhalts dürfte es 
eine Vielzahl von Anlässen und historischen Be-

sonderheiten geben, denen mit Brauchtums- oder 
Traditionsfeuern und Ähnliches gedacht wird. Am 
häufigsten werden Osterfeuer veranstaltet, dane-
ben Johannis- und Walpurgisfeuer. Seltener sind 
Mai- und Pfingstfeuer in Verbindung mit Bräuchen 
am 1. Mai bzw. Pfingsten. In einigen Gemeinden 
werden Martinsfeuer veranstaltet, hier mit stei-
gender Tendenz. Ebenfalls könnten in den folgen-
den Jahren vermutlich Feuer zu Halloween zu-
nehmen, da das Interesse an diesem Fest immer 
noch steigt. Außerdem gibt es bei einzelnen Fes-
ten Feuer als Bestandteile dieser Feste, so zum 
Beispiel in Spergau beim Lichtmessfest. Viele der 
vorgenannten Feuer beziehen sich auf christliche 
Traditionen. 

 
 
 

Frage 4 des Abg. Hannes Loth (AfD): 

 

Handelsströme des Wurstherstellers Wilke 

 

In Sachsen-Anhalt wurden nachträglich ein To-
desfall und eine Erkrankung aufgrund von Liste-
riose auf Produkte des Wurstherstellers Wilke 
zurückgeführt. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Welche und wie viele Produkte des Herstellers 
Wilke wurden in welchen Chargenumfängen 
von Handels- und Vermarktungsorganisatio-
nen im Land Sachsen-Anhalt 2019 vertrieben 
bzw. von der Lebensmittelindustrie weiterver-
arbeitet?  

 

2. Welche Chargenmengen der sich in Frage 1 
ergebenden Produkte wurden - seitens des 
Herstellers Wilke - zurückgerufen bzw. an Ort 
und Stelle zur Vernichtung abgegeben? 

 
 

Antwort der Ministerin für Arbeit, Soziales und 
Integration Petra Grimm-Benne: 

 

Der Antwort auf die Frage des Abg. Hannes Loth 
stelle ich Folgendes zur Einordnung des Sachver-
haltes unter Berücksichtigung der Vorbemerkun-
gen des Abgeordneten voran:  

 

Im Jahr 2018 wurde ein Todesfall in Sachsen-An-
halt gemeldet, welcher einem Erkrankungsge-
schehen mit der Bezeichnung Sigma 1 zuzuord-
nen ist. Betroffen war eine 86-jährige Frau aus 
dem Saalekreis, welche im Mai 2018 an Listeriose 
erkrankte, hospitalisiert wurde und im Juni 2018 
an einer durch Listerien verursachten Sepsis ver-
starb. Aufgrund der nahen Verwandtschaft der 
Genomsequenzen des bei ihr isolierten Listerien-
stamms ist davon auszugehen, dass sich die Pa-
tientin an der gleichen Quelle wie die anderen 
Ausbruchsfälle infizierte. Ein Bezug zu einem 
Lebensmittel der Firma Wilke konnte durch die Er-
mittlungen des Gesundheitsamts weder herge-
stellt noch ausgeschlossen werden. Die Ermitt-
lungen erfolgten im Juni 2018 und auf Nachfrage 
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des RKI erneut im Februar 2019. Eine Befragung 
zu verzehrten Lebensmitteln bei den Angehörigen 
der verstorbenen Patientin war nicht möglich. 

 

Ein zweiter Fall aus Sachsen-Anhalt, welcher 
nicht an der Listeriose verstarb, ist ebenfalls auf-
grund der Genomsequenzierung des Listerien-
stamms dem Erkrankungsgeschehen Sigma 1 zu-
zuordnen. Betroffen war ein 68-jähriger immun-
supprimierter Mann aus dem Salzlandkreis, wel-
cher ab September 2018 hospitalisiert war und im 
Oktober 2018 an einer anderen Ursache als Liste-
riose verstarb. Er erkrankte im September 2018 
mit Fieber und allgemeinen Krankheitszeichen an 
Listeriose und erhielt eine Antibiose. 

 

In beiden Fällen erfolgten die Ermittlungen der zu-
ständigen Gesundheitsämter zu möglichen Infek-
tionsquellen umgehend, ergaben aber zum dama-
ligen Zeitpunkt keine Hinweise auf bestimmte 
Lebensmittel und ermöglichten auch keinen Be-
zug zu einem Geschehen. Dies wurde erst durch 
die später erfolgten molekularbiologischen Unter-
suchungen möglich.  

 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Fragen des 
Abg. Hannes Loth für die Landesregierung wie 
folgt. 

 

Zu 1: Der Landesregierung liegen keine statisti-
schen Daten zu den Warenströmen von Lebens-
mitteln an Lebensmittelunternehmen im Land 
Sachsen-Anhalt vor. Es können daher keine Aus-
sagen zum Umfang von Lieferungen von Produk-
ten nach Sachsen-Anhalt und deren Verkauf und 
Verarbeitung im Jahr 2019 gegeben werden. 

 

Zu 2: Der in Rede stehende Rückruf umfasste 
sämtliche von der Firma Wilke Waldecker Fleisch- 
und Wurstwaren GmbH hergestellten Erzeugnis-
se. Dabei handelte es sich um Erzeugnisse mit 
diversen Marken- und Handelsnamen, sofern sie 
das Identitätskennzeichen „DE EV 203 EG“ tru-
gen.  

 

Die angefragten Daten zu Anzahl der Chargen, 
den Mengen der zurückgerufenen und ggf. ver-
nichteten Produkte liegen der Landesregierung 
nicht vor. Im Rahmen des Informationsaustau-
sches der zuständigen Lebensmittelüberwa-
chungsbehörden werden insbesondere Informa-
tionen  

 

 zur Identifizierung der von einem Rückruf be-
troffenen Produkte - wie Bezeichnung des Le-
bensmittels, Packungsgröße, Chargenbe-
zeichnung usw. -,  

 

 zum Lieferzeitraum sowie  

 

 zu den belieferten Einrichtungen - wie deren 
Name und Adresse - mitgeteilt.  

 

Angaben zur gelieferten bzw. zum Zeitpunkt des 
Rückrufes tatsächlich noch vorhandenen Ware 

werden im Rahmen der amtlichen Lebensmittel-
überwachung im Einzelfall mitgeteilt, jedoch nicht 
statistisch verwertbar erfasst. Vielmehr ist der 
Fokus auf die Überwachung der erfolgreichen 
Durchführung des Rückrufes durch die Lebens-
mittelunternehmer gerichtet.  

 
 
 

Frage 5 des Abg. Volker Olenicak (AfD): 

 

Warenrückruf der Deutsches Milchkontor 
GmbH (DMK) 

 

Aus Gründen des gesundheitlichen Verbraucher-
schutzes wurden seitens der DMK Group von 
zehn Handelsorganisationen Chargen des Pro-
duktes „frische fettarme Milch 1,5 %“ mit der 
Kennzeichnung DE NW 508 EG zurückgerufen.  

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Welche Milchmengen liefert die DMK Group 
täglich nach Sachsen-Anhalt an welche Han-
delsorganisationen?  

 

2. Welchen Umfang hat die vom Warenrückruf 
zurückgerufene Milchmenge (Charge) des 
Produktes „frische fettarme Milch 1,5 %“ der 
DMK Group in Sachsen-Anhalt? 

 
 

Antwort der Ministerin für Arbeit, Soziales und 
Integration Petra Grimm-Benne: 

 

Zu 1: Der Landesregierung liegen keine statisti-
schen Daten zu den täglichen Warenströmen von 
Lebensmitteln an die jeweiligen Unternehmen des 
Lebensmitteleinzelhandels vor. Es können des-
halb keine Aussagen zum Umfang der Milchliefe-
rungen der DMK Group nach Sachsen-Anhalt 
gegeben werden. 
 

Zu 2: Die angefragten Daten zu der zurückgerufe-
nen Milchmenge des Produktes „frische fettarme 
Milch 1,5 %“ der DMK Group in Sachsen-Anhalt 
liegen der Landesregierung nicht vor. Im Rahmen 
des Informationsaustausches der zuständigen 
Lebensmittelüberwachungsbehörden werden ins-
besondere Informationen  

 

 zur Identifizierung der von einem Rückruf be-
troffenen Produkte - wie Bezeichnung des Le-
bensmittels, Packungsgröße, Chargenbe-
zeichnung usw. -,  

 

 zum Lieferzeitraum sowie  
 

 zu den belieferten Einrichtungen - wie deren 
Name und Adresse - mitgeteilt.  

 

Angaben zur gelieferten bzw. zum Zeitpunkt des 
Rückrufes tatsächlich noch vorhandenen Ware 
werden im Rahmen der amtlichen Lebensmittel-
überwachung im Einzelfall mitgeteilt, jedoch nicht 
statistisch verwertbar erfasst. Vielmehr ist der 
Fokus auf die Überwachung der erfolgreichen 
Durchführung des Rückrufes durch die Lebens-
mittelunternehmer gerichtet.  
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Frage 6 des Abg. Stefan Gebhardt (DIE LIN-
KE):  

 

Vereinbarung von Gastschulbeiträgen für 
auswärtige Schüler*innen an Grundschulen 

 

In Beratungen im Stadtrat der Stadt Gerbstedt 
über Möglichkeiten zum Erhalt der beiden Grund-
schulstandorte in den Ortsteilen Siersleben und 
Heiligenthal wurde seitens des Stadtratsvorsit-
zenden behauptet, eine Vereinbarung zwischen 
der Stadt Gerbstedt und der Lutherstadt Eisleben 
über die Aufnahme auswärtiger Schülerinnen und 
Schüler aus dem Ortsteil Polleben der Lutherstadt 
Eisleben in die Grundschule des Ortsteils Siers-
leben der Stadt Gerbstedt nach § 66 Abs. 2 des 
Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
müsse auch eine Vereinbarung zu Kostenrege-
lungen enthalten.  

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Wird bestätigt, dass für den Abschluss von 
Vereinbarungen zwischen Schulträgern über 
die Aufnahme auswärtiger Schülerinnen und 
Schüler nach § 66 Abs. 2 des Schulgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt keine Vereinba-
rungen zu Kostenregelungen vorgesehen 
sind? Wenn nicht, wie wird es begründet? 

 

2. Wird bestätigt, dass Gemeinden nur dann zum 
Abschluss einer Vereinbarung einschließlich 
einer zwingenden Kostenregelung nach § 70 
Abs. 4 des Schulgesetzes verpflichtet sind, 
wenn zur Beschulung von Grundschüler*innen 
einer Gemeinde in Ermangelung eines eige-
nen Grundschulstandortes die Schulträger-
schaft an eine benachbarte Gemeinde zu 
übertragen ist? Wenn nicht, wie wird es be-
gründet? 

 
 

Antwort des Ministers für Bildung Marco Tull-
ner: 

 

Zu 1: Nein, da der zitierte § 66 Abs. 2 Schulgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
2018 (GVBl. LSA S. 244, 245) hier nicht isoliert 
betrachtet werden kann. So verweist § 70 Abs. 5 
SchulG LSA explizit auf eine mögliche Ausgestal-
tung der Kostenregelung im Zusammenhang mit 
§ 66 Abs. 2 SchulG LSA. 

 

Darüber hinaus folgt bereits aus der Systematik 
der gesetzlichen Regelungen sowohl zur Schul-
trägerschaft in § 64 ff. SchulG LSA als auch zur 
Aufbringung der Kosten in § 69 ff. SchulG LSA, 
dass eine nicht ausdrückliche Erwähnung der 
Kostenregelung in § 66 Abs. 2 SchulG LSA nicht 
bedeutet, dass keine Vereinbarungen zu Kosten-
regelungen möglich sind.  

 

Zu 2: Nein, im Rahmen des § 70 Abs. 4 SchulG 
LSA wird aufgezeigt, wann eine Verpflichtung be-

steht, eine Schulträgervereinbarung zur Beschu-
lung von Kindern, die nicht in der Schulträgerge-
meinde wohnen, abzuschließen. Eine freiwillige 
Vereinbarung, auch mit den entsprechenden Re-
gelungen zu den Kosten, kann dem Grunde nach 
auch dann getroffen werden, wenn Kinder aus 
einer Gemeinde beschult werden sollen, die 
selbst eine Grundschule vorhält. 

 

Unabhängig davon, ob eine solche Vereinbarung 
aufgrund der Verpflichtung aus dem § 70 Abs. 4 
SchulG LSA oder freiwillig zustande kommt, be-
darf es im vorliegenden Fall einer Vereinbarung, 
da es sich um eine gemeindeübergreifende Erwei-
terung des Schulbezirks handelt, die für die be-
troffenen Kinder mit dem Wechsel des Schulträ-
gers einhergeht. 

 
 
 

Frage 7 der Abg. Monika Hohmann (DIE LIN-
KE):  

 

Konsequenzen aus der Umstellung der Ober-
stufenverordnung 

 

Laut § 12 Abs. 3 der letzten Änderung der Ober-
stufenverordnung vom 6. März 2019 wird der 
Unterricht in den Kern- und Profilfächern auf er-
höhtem Anforderungsniveau fünfstündig und auf 
grundlegendem Anforderungsniveau dreistündig 
erteilt.  

 

Schülerinnen und Schüler, die am 1. August 2019 
in das dritte Kurshalbjahr der gymnasialen Ober-
stufe eingetreten sind, führen diese nach bisheri-
gem Recht zu Ende. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. In welcher Form erfolgt für die Schülerinnen 
und Schüler der aktuellen 12. Jahrgangsstufe 
eine Differenzierung zwischen dem Anforde-
rungsniveau der Abiturgrundkursprüfung und 
dem der Leistungskursprüfung? 

 

2. Welche Inhalte werden in der aktuellen 
12. Jahrgangsstufe im Grundkursniveau nicht 
geprüft? 

 
 

Antwort des Ministers für Bildung Marco Tull-
ner: 

 

Zu 1: Es gibt für 2020 hinsichtlich der auslaufen-
den Regelungen keine Veränderung zum bewähr-
ten und bekannten grundsätzlichen Verfahren seit 
2005 (vierstündige Fächer) im Abitur und seit 
kompetenzorientiertem Verfahren (Abiturpool) mit 
erstem Abitur 2017. Das kompetenzorientierte 
Abitur wird auf der Basis der mit Wirksamkeit für 
das Abitur 2017 eingeführten Lehrpläne fortge-
führt und vorbereitet.  

 

Die angefragte Differenzierung ist auch nicht 
Gegenstand der Abiturprüfung 2020, da es keine 
Grund- und Leistungskurse mehr gibt.  
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Zur Erläuterung des geltenden Oberstufenrah-
mens der KMK und des Systems in Sachsen-An-
halt sei auf Folgendes verwiesen: Das durch die 
KMK-Beschlüsse zur Anerkennung des Abschlus-
ses vorgegebene Zielniveau derzeit und künftig 
wird als erhöhtes Anforderungsniveau und als 
grundlegendes Anforderungsniveau vorgegeben.  

 

Die Modalitäten zur Prüfungsvorbereitung und zur 
Aufgabenanlage sind einsehbar unter: 
https://lisa.sachsen-anhalt.de/unterricht/pruefun-
gen/schriftliche-abiturpruefung/  

 

Zu 2: Verwiesen wird an dieser Stelle auf die Be-
antwortung zu Frage 1. 

 

Die Aufgaben werden für die Fächer mit zentral 
vorgegebenen Aufgabenstellungen von erfahre-
nen Aufgabenersteller-Kommissionen mit hoher 
Fachexpertise bzw. für dezentrale Fächer von er-
fahrenen Fachkräften unter Mitwirkung der Fach-
aufsicht gemäß Kompetenzniveauvorgabe erstellt. 
Verbindlich ist der Lehrplan, der sich hinsichtlich 
der zu behandelnden Kompetenzgegenstände an 
den KMK-Bezugsbeschlüssen zu den unterrichte-
ten Fächern ausrichtet. Für die Abiturpool-Fächer 
geschieht das unter fachlicher Mitwirkung aller 
Bundesländer. Inhalte wurden in dem Sinne noch 
nie zur Abiturvorbereitung vorgegeben, als Sach-
sen-Anhalt generell ein methoden- und kompe-
tenzorientiertes Konzept verfolgt. 

 
 
 

Frage 8 des Abg. Rüdiger Erben (SPD):  

 

Freiwillige Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
für Polizeivollzugsbeamte 

 

Zu Beginn der siebenten Wahlperiode haben die 
Koalitionspartner vereinbart, dass an der „Mög-
lichkeit der freiwilligen Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit für Polizeivollzugsbeamte (…) auch 
über den 31. Dezember 2016 hinaus“ festgehalten 
wird. Dies erfolgte auch in jährlich stark schwan-
kenden Zahlen seit diesem Zeitpunkt. Zuletzt er-
folgte dies auf der Grundlage eines Erlasses des 
Ministeriums für Inneres und Sport vom 
17. Oktober 2018 bis längstens 31. Dezember 
2019. 

 

Dem Vernehmen nach wurde potenziellen Antrag-
stellern jetzt vom Ministerium für Inneres und 
Sport mitgeteilt, dass ein Folgeerlass für 
2019/2020 nicht erfolgen könne, weil dem Ministe-
rium die erforderlichen Mittel vom Landtag (noch) 
nicht zugewiesen worden seien. Dem Ministerium 
seien „die Hände gebunden“.  

 

Zugleich erklärte Minister Stahlknecht am 14. Ok-
tober 2019 in der Sitzung des Ausschusses für 
Inneres und Sport und in einer Pressekonferenz 
am selben Tag, dass zur kurzfristigen Entlastung 
der aktiven Polizeivollzugsbeamten auch im Jahr 
2020 die Möglichkeit der freiwilligen Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit bestehe. 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Was hindert das Ministerium für Inneres und 
Sport aktuell daran, Anträge auf freiwillige Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit zu bewilli-
gen? 

 

2. Welche Schritte sollte der Landtag nach Auf-
fassung der Landesregierung unternehmen, 
damit dem Ministerium für Inneres und Sport 
hinsichtlich der Bewilligung von Anträgen auf 
freiwillige Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
nicht mehr „die Hände gebunden“ sind? 

 
 

Antwort des Ministers für Inneres und Sport 
Holger Stahlknecht: 

 

Das Ministerium für Inneres und Sport hat im Ok-
tober 2018 unter Inanspruchnahme des Personal-
kostenbudgets der Landespolizei den Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten die 
Möglichkeit eröffnet, den Eintritt in den Ruhestand 
bis zu einer Dauer von maximal einem Jahr und 
bis längstens 31. Dezember 2019 hinauszuschie-
ben. 

 

Grundlage der Planung für den Haushalt 2019 
waren die Altersabgänge 2019 abzüglich der Be-
amtinnen und Beamten in der Altersteilzeit. Zum 
Planungszeitpunkt war zunächst davon auszuge-
hen, dass im Jahr 2019  240 Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamte in den Ruhestand treten, da-
von 74 Bedienstete aus der Freistellungsphase 
einer Altersteilzeitbeschäftigung. Mithin kam für 
166 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte ein 
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand in 
Betracht; daran gemessen wurden Personalkos-
ten für die Bewilligung von 120 Anträgen einbe-
rechnet. 

 

Mit der Änderung der beamtenrechtlichen Vor-
schrift zur Altersgrenze für Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamte durch das Ge-
setz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
vom 13. Juni 2018 (GVBl. LSA 2018, S. 72) und 
der damit einhergehenden Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit ergaben sich im Hinblick auf die 
Anzahl der Ruhestandsversetzungen entspre-
chende Veränderungen. Nunmehr war für 2019 
von 204 Altersabgängen abzüglich 63 Abgängen 
aus der Freistellungsphase der Altersteilzeit aus-
zugehen. 141 Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amte konnten demnach 2019 von der Möglichkeit 
des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhe-
stand Gebrauch machen. 

 

Tatsächlich haben - beginnend ab Oktober 2018 - 
bis zum 21. Oktober 2019  43 Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamte von dieser 
Maßnahme Gebrauch gemacht. 

 

Unter Berücksichtigung der Entwicklung der Per-
sonalstärke im Polizeivollzugsdienst des Landes 
in den Haushaltsjahren 2020 und 2021 wurde ein 

https://lisa.sachsen-anhalt.de/unterricht/pruefungen/schriftliche-abiturpruefung/
https://lisa.sachsen-anhalt.de/unterricht/pruefungen/schriftliche-abiturpruefung/
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erhebliches dienstliches Interesse an der Fortset-
zung des Instruments des Hinausschiebens des 
Eintritts in den Ruhestand auch über dem 31. De-
zember 2019 hinaus festgestellt. 

 

Im Ergebnis einer Interessenabfrage haben 153 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte der Landespolizei, die 2020/2021 die ge-
setzliche Altersgrenze erreichen, ein Interesse am 
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand 
bekundet, wobei die Dauer des beabsichtigten 
Hinausschiebens des Ruhestandseintritts (je nach 
Zeitpunkt des gesetzlichen Ruhestandseintritts 
oder aber persönlicher Präferenz) zwischen 
einem Monat und 24 Monaten variiert. 

 

Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen des 
Haushaltsaufstellungsverfahrens für die Haus-
haltsjahre 2020/2021 vonseiten des Ministeriums 
für Inneres und Sport eine Verstärkung des Per-
sonalkostenbudgets der Landespolizei um 
5 000 000 € für die Finanzierung der Maßnahmen 
der freiwilligen Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit für Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte 
angemeldet. 

 

In dem angesichts der Ereignisse des 9. Oktober 
2019 in Halle (Saale) durch das Ministerium für 
Inneres und Sport entwickelten Zehnpunktepro-
gramm wurde unter anderem zur kurzfristigen 
Entlastung des Personalkörpers der Landespolizei 
die Fortsetzung von Maßnahmen der freiwilligen 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit für die Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamten in Sachsen-
Anhalt auch für das Jahr 2020 vorgeschlagen. 

 

Zu 1: Für die Bewilligung von Maßnahmen des 
Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand 
für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte der Landespolizei über den 31. De-
zember 2019 hinaus bedarf es im Hinblick auf die 
Verfügbarkeit dafür benötigter Haushaltsmittel 
grundsätzlich einer Entscheidung des Haushalts-
gesetzgebers über die Höhe bzw. Ausstattung 
des Personalkostenbudgets der Landespolizei in 
den betreffenden Haushaltsjahren 2020 und 
2021. 

 

Zunächst bedarf es jedoch einer entsprechenden 
Beschlussfassung der Landesregierung. 

 

Parallel dazu wird gegenwärtig geprüft, ob bzw. 
inwieweit die Maßnahme der freiwilligen Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit für Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamte über den 
31. Dezember 2019 hinaus bereits jetzt im Rah-
men einer „Vorgriffsregelung“ fortgeführt werden 
kann. 

 

Zu 2: Der Landtag von Sachsen-Anhalt kann im 
Rahmen des parlamentarischen Gesetzgebungs-
verfahrens zur Verabschiedung des Landeshaus-
halts für die Haushaltsjahre 2020/2021 die für die 
Bewilligung von Maßnahmen des Hinausschie-

bens des Eintritts in den Ruhestand von Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
erforderliche Ausstattung des Personalkosten-
budgets der Landespolizei unterstützend beglei-
ten. 

 
 
 

Frage 9 der Abg. Lydia Funke (AfD): 

 

Landesweite Erfassung des Rotmilanbrutbe-
standes 

 

In der 21. Sitzung des Ausschusses für Umwelt 
und Energie wurde seitens des Rotmilankompe-
tenzzentrums festgestellt, dass die Daten der 
letzten landesweiten Kartierung des Rotmilanbe-
standes mittlerweile überaltert sind und dringend 
eine neue Erfassung notwendig sei, „damit bei 
weiteren Planungsprozessen aktuelle Daten zu-
grunde gelegt werden können (7/UMW/21, 
13. Juni 2018)“.  

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Wann beginnt die erneute landesweite flä-
chendeckende Erfassung der Rotmilanhorste 
und Brutpaare - analog der letzten Erfassung 
2012/2013? 

 

2. Über welche Haushaltstitel und in welchem 
Umfang erfolgt die Finanzierung der erneuten 
Bestandserfassung? 

 
 

Antwort der Ministerin für Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie Prof. Dr. Claudia Dalbert: 

 

Zu 1: Es ist vorgesehen die flächendeckende 
Rotmilan-Erfassung ab 2020 zu beginnen. 

 

Zu 2: Die haushaltstechnische Fixierung befindet 
sich derzeit in der Prüfung. 

 
 
 

Frage 10 des Abg. Ronald Mormann (SPD):  

 

Verteilung des kommunalen Anteils an der 
Feuerschutzsteuer 

 

Nach § 23 des Brandschutz- und Hilfeleistungsge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brand-
schutzgesetz - BrSchG) erhalten die Gemeinden 
und Landkreise für die Durchführung der ihnen 
nach der BrSchG obliegenden Aufgaben jährlich 
mindestens 3 000 000 € aus dem Aufkommen der 
Feuerschutzsteuer nach dem Feuerschutzsteuer-
gesetz. Die Landkreise erhalten davon 30 v. H. 
und die Gemeinden 70 v. H.  

 

Zahlreiche Bürgermeister, zuletzt der Bürgermeis-
ter der Verbandsgemeinde Beetzendorf-Diesdorf 
Michael Olms auf einer Veranstaltung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung am 17. Oktober 2019 in Dies-
dorf, führen darüber Beschwerde, dass bislang für 
2019 weder Bewilligungsbescheide erlassen wor-
den seien noch Zahlungen eingegangen seien. In 
den Vorjahren sei die Zuweisung erheblich früher 
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beschieden worden und Zahlungen früher einge-
gangen. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Aus welchen Gründen erfolgte bislang keine 
Bewilligung und Auszahlung des kommunalen 
Anteils an der Feuerschutzsteuer für das Jahr 
2019? 

 

2. Wann werden Bewilligung und Auszahlung 
des kommunalen Anteils an der Feuerschutz-
steuer für das Jahr 2019 erfolgen? 

Antwort des Ministers für Inneres und Sport 
Holger Stahlknecht: 

 

Zu 1: Die Ausreichung der Mittel aus der Feuer-
schutzsteuer muss innerhalb des jeweiligen Haus-
haltsjahres erfolgen; ein konkreter Zeitpunkt ist 
nicht vorgeschrieben. Im Jahr 2019 konnte ein 
früherer Zeitpunkt wie in den Vorjahren aus orga-
nisatorischen Gründen nicht gehalten werden. 

 

Zu 2: Die Bewilligung und Auszahlung befindet 
sich derzeit in der Bearbeitung und wird in den 
nächsten drei Wochen erfolgen. 
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